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Vorwort. 



Die nachfolgenden Blätter sollen nach der Absicht des Verfassers 
in grofsen Umrissen ein Bild davon geben , wie das ärztliche Vereins- 
leben in Deutschland sich entwickelt, wie es sich zentralisiert und welche 
Ziele es sich gesteckt hat; sie sollen zugleich als Ergänzung und Fort' 
Setzung dessen dienen, was durch H. E. Richter im ,,Arztlichen Vereins- 
blatt" (1873, Nr. 9—12) ttber die Geschichte der deutschen Ärztevereine 
veröffentlicht und, so weit es nötig, auch in der vorliegenden Schrift 
benutzt worden ist. 

Vollständigkeit konnte bei der für die Fertigstellung knapp be- 
messenen Frist weder erstrebt noch erreicht werden ; die etwas ungleich- 
artige Behandlung des Gegenstandes aber hat ihren Grund einesteils 
darin, dafs die Vorgänge der älteren Zeit, welche leichter der Vergessen- 
heit anheimfallen, absichtlich auf Kosten der jtlngeren Vereinsgeschichte 
bevorzugt sind, — sodann in dem Umstände, dals die einzelnen Mit- 
arbeiter am speziellen Teile ihre Monographieen nach verschiedenem 
Plane und in verschiedener Ausdehnung abgefafst haben. 

Der Verfasser, dem durch das Vertrauen seiner Kollegen seit der 
Grtlndung des deutschen Ärztevereinsbundes der Vorsitz in demselben 
tibertragen ist, steht selbstverständlich voll und ganz auf dem 6oden 
der Beschlüsse der Ärztetage, diese Beschltlsse mufsten demnach auch 



IV Vorwort. 

die leitenden Gesichtspunkte für seine Schrift abgeben; dennoch hofft 
er, dafs man auch auf gegnerischer Seite das Streben nach objektiver 
Darstellung ihm zuerkennen wird. 

Allen Kollegen, welche ihn entweder durch die Beschaffung des 
statistischen Materials oder durch selbständige Abhandlungen bei dieser 
Arbeit unterstützt haben, spricht er hierdurch seinen wärmsten Dank aus. 

Elberfeld, Pfingsten 1890. 

Dr. E. Graf. 



A. Allgemeiner Teil. 



Deutsche Kunst und deutsche Wissenschaft sind seit Jahrhunderten 
als Gemeingut unseres Volkes betrachtet worden und haben auch im Aus- 
lande eine einheitliche Würdigung erfahren. Dies gilt selbstverständlich 
auch fUr das medizinische wissenschaftliche Gebiet und für die vor- 
nehmsten Pflegerinnen desselben, die Universitäten. Nur die Stammes- 
zugehörigkeit war hier entscheidend und die politischen Grenzen zwischen 
Wien, Berlin, Dorpat, Basel bildeten keine trennenden Schranken. Anders 
aber verhielt es sich mit dem austlbenden Faktor der Medizin, mit 
den Ärzten. Sie waren in ihr engeres Heimatland gebannt und nur inner- 
halb desselben lag ihr Wirkungskreis. Bildete so schon die staatliche 
Zerrissenheit Deutschlands ein Hemmnis ihrer Vereinigung, so lag auch 
in der ganzen Zeitrichtung, in dem geringen Mafse öffentlichen Lebens, 
in der knappen Entwickelung der Verkehrsmittel ein weiteres Hindernis 
ftlr die Bildung ärztlicher Assoziationen, und bis zum vierten Dezennium 
unseres Jahrhunderts sind nur spärliche und vereinzelte Versuche dazu 
gemacht worden. 

Von besonderem historischen Interesse ist deshalb die 1644 erfolgte 
Grtlndung eines „Gollegium medicum'^ in Hamburg, über welches 
unten genauer berichtet werden soll ; ebenso finden wir als Vorläufer des 
(1829 gestifteten) „Vereins der Ärzte in Donaueschingen" schon 
1731 in dieser fUrstl. Ftlrstenbergischen Residenz ein (wohl meist aus 
Feldscheerern bestehendes) „gremium chirurgicum". Aus dem vorigen 
Jahrhundert haben wir ferner Andeutungen eines Vereinigungsstrebens 
der Ärzte durch das Nürnberger: commercium literarium (1731 — 
1745) und durch die Acta academiae Gaesareae (1727 ff.); — beide 
wesentlich gelehrten Zielen nachstrebend; letztere, die noch bestehende 
Kaiserliche Leopoldo-Garolinische Akademie führt auf einen 
in der Mitte des 17. Jahrhunderts gegründeten Verein von Ärzten in 
Schweinfurt ihre Entstehung zurück. Auch reicht die Stiftung der 
Jablonow'schen Gesellschaft zu Leipzig und der Senken- 
berg'schen Gesellschaft zu Frankfurt noch in die letzten Jahre 
des 18. Jahrhunderts hinein. 

Graf, ÄntliobesVereintwesen. 1 



2 Yerelnsleben im vorigen Jahrhundert 

Die Kenntnis eines anderen im vorigen Jahrhundert gestifteten 
Vereins verdanke ich der gütigen Mitteilung des Herrn Dr. Dornseiff 
in Giefsen. 

,Jm Jahre 1766 bildete sich in Giefsen eine gelehrte Gesellschaft, meist 
aus Professoren bestehend , welche wöchentlich einmal zusammenkam, ,,um 
sich mit gelehrten Gegenständen zu unterhalten, sich auf eine freundschaftr 
liche Art ihre angestellten Beobachtungen, Versuche und Erfindungen, die 
philosophischen und medizinischen Wissenschaften betreffend, mitzuteilen, 
solche mit vereinigten Kräften zu prüfen, und dadurch zur Erweiterung 
nützlicher Kenntnisse und zur Ausbreitung der wahren Gelehrsamkeit etwas 
beizutragen'^ 

1767 wurde dieser Verein von Seiner hochfflrstlichen Durchlaucht 
Ludwig IX. zu einer öffentlichen Societät erhoben, und erhielt die Erlaub- 
nis, künftig den Namen einer „hochfttrstlichen akademischen Gesellschaft 
der Weltweisheit und der Arzneigelahrtheit'^ zu führen. Am 6. November 
1767 war ein festlicher Actus deshalb; Prof. Böhm hielt die lateinische 
Festrede, Prof. Baumer redete lateinisch über den Ursprung der Grund- 
wasser, Prof. Alefeld ebenfalls lateinisch über Schädelfissur der Kinder, 
Rat Adam französisch über Glockenmetall, Hofmedicus Berchelmann deutsch 
über Gedächtnisbilder im Gehirn, und Dr. Nebel deutsch über Streitigkeiten 
unter Ärzten. Die ganze Feierlichkeit endete mit einer anständigen Bewir- 
tung der vornehmen Anwesenden. — Aufser diesen Notizen über die Grün- 
dung und pomphafte Eröffnung der Societät ist über die ferneren Schick- 
sale dek'selben, insbesondere auch über ihre Thätigkeit, sowie über die Dauer 
ihres Bestehens u. s. w. Nichts zu finden. '^ 

Es kann nun keinem Zweifel unterliegen, dals ähnliche Einrichtungen, 
wenn auch unter weniger klingendem Namen, in manchen Städten Deutsch- 
lands, namentlich auch in Universitätsstädten, vorhanden gewesen sind; 
dab aber die allgemeine Zeitströmung solchem Zusammentreten nicht 
besonders günstig, geht aus der im Uebrigen sehr lesenswerten Schrift des 
verstorbenen Leibmedicus Dr. Johannes Stieglitz (geboren zu Arolsen 1767, 
gestorben 1840 zu Hannover als Chef der dortigen Medizinalbehörde) — 
„über das Zusammensein der Ärzte am Krankenbette und über ihre Ver- 
hältnisse unter sich überhaupt" >) (1797) — hervor. Er sagt in derselben: 

„Man legt viel Gewicht darauf, Ärzte desselben Ortes zu verbinden, 
und rechnet ihnen dieses höher an, als die Befolgung der besten Grund- 
sätze bei Kollisionen am Krankenbette. So viel mir von solchen Gesell- 
schaften bekannt geworden ist, haben sie weder viel Genufs gegeben, noch 
Nutzen geleistet, noch sich lange erhalten; nur in London traten seltene 
grofse Köpfe zusammen, und unterhielten sich mit dem Vorlesen trefflicher 
Abhandlungen, welche sie nachmals in Druck gaben. Von der Gesell- 
schaft der correspondierenden Schweizer Ärzte und Wund- 
ärzte ist mir weiter Nichts bekannt geworden, als dafs sie viele kleine 
Aufsätze von ungleichem Werte jährlich zu einem Bande ihres Museums 
sammelt, und nichtssagende Diplome an bedeutende und unbedeutende Män- 
ner schickt. — Mit vielen Ärzten des Ortes oder der Gegend in Etwas zu- 



1) Neu herausgegeben von Dr. Ludwig BoHDSN-Lippspringe. Leipzig 1878. 
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und in den vier ersten Dezennien dieses Jahrhunderts. 3 

^ ^ ^^L^l^* "^ **"-ABiliherung epidemischer 

^«w . -«i^^Mii» , . .^ '. rächenden Charak- 

erst durch eigene 
j^ber näher anein- 
nch ohne gemein- 

. jeder in seinem 
liehe Feindschaft 

lu Deutschland ist 
langen" welche 
darch eine Reihe 
atigen Tage eines 
8chen Ärzten be- 
inden wir sodann 
d) und Hamburg 
Schaft (1810), so 
nde (1810). Alle 
^h die am 19. Sep- 
ilüte stehende Ge- 
>re8den, so wie 
'^ellschaft zu Wtlrz- 
sikalisch-medi- 
durch die Heraus- 
ti weithin bekannt, 
dinen ärztlichen 
idenzblatt württem- 
;heint, während das 
nnung in 8 Landes- 
J35 wurde der ärzt- 
liche vertjia *o ^ ^ ^ Ächst eigene Jahres- 
berichte herausgab, bis er dann später seine Verhandlungen im „Ärztlichen 
Intelligenzblatt" veröffentlichte. Gleichfalls noch heute in voller Frische 
wirkend und bestehend ist der am 13. Oktober 1839 zu Kaiserslautern be- 
gründete Verein Pfälzischer Ärzte, dessen Geschichte und Bestre- 
bungen bei Gelegenheit seines im vorigen Jahre gefeierten 50jährigen Jubi- 
läums uns in dankenswerter Weise mitgeteilt sind.^) Der ärztliche 
Verein zu Hanau datiert seine Vorgeschichte bis in den Anfang des 



1) Irztl. Vereinshlatt, Bd. 1, S. 66. 

2) Vereinshlatt der Pfälzischen Ärzte (Dr. Demuth, Frankenthal). — Zur Ge- 
schichte des Vereins Pf&lzischer Ärzte (Dr. LoBcmuBB, Frankenthal). — Festschrift 
zur Feier des fOnfzigj&hrigen Bestehens des Vereins Pfälzischer Ärzte (Frankenthal, 
Göhring & Co. 1889). 

1* 



4 Reformbestrebungen vor lb4S: 

Jahrhunderts zurück; die Vereine in Bremen und Schleswig wurden 

1832 gegründet, der zu Frankfurt am Main und der „Meissner- 
sche ärztliche Verein** (Kurhessen) sind vom Jahre 1837. 

Der älteste in der Rheinprovinz bestehende Verein ist der im Jahre 

1833 begründete „ärztliche Leseverein" in Köln 0- In der ersten 
Zeit seines Bestehens hat derselbe eine rege Thätigkeit entfaltet, welche 
sich dadurch dokumentiert, dafs von ihm eine der ältesten auf die Reform 
des Medizinalwesens in Preufsen bezüglichen Schriften ausging, welche 
noch heute von hohem Interesse ist und auf die wir unten zurück- 
kommen werden. Das vom älteren Nasse herausgegebene „Gorrespon- 
denzblatt rheinischer und westfälischer Ärzte** (Bonn 1842 — 45) deutet 
weniger auf geschlossene Vereine, als auf zwanglose ärztliche Versamm- 
lungen, aus welchen allerdings am 11. August 1847 der nur kurze Zeit 
bestehende „Verein der Ärzte der preufsischen Rheinprovinz" 
hervorging. Zu einem nachhaltigeren Vereinsleben dort gab AnlaJTs der 
im Jahre 1844 begründete „Verein der Ärzte des Regierungsbez. 
Düsseldorf**, dem dann später die Vereine der vier anderen Regie- 
rungsbezirke folgten. 

Wesentlich wissenschaftlichen Zwecken gewidmet sind die in jener 
Zeit begründeten nicht rein ärztlichen Gesellschaften: „Schlesische 
Gesellschaft für vaterländische Kultur" in Breslau, eine 
gleichnamige in Görlitz, die „physikalisch-medizinische Ge- 
sellschaft zu Königsberg" u. A., während die Leipziger medi- 
zinische Gesellschaft**, 1841 gestiftet, eine rein ärztliche war, und 
wenn auch vorwiegend mit Wissenschaft beschäftigt, doch ihre Wirkung 
auf das Verhältnis der Ärzte zu einander nicht verfehlt hat. Erst von 
jetzt ab beginnt in allen Landesteilen Deutschlands ein regeres Vereins- 
leben, dessen wesentlichster Zweck die Vertretung der Interessen des 
Standes und die Reform der Medizinalverfassung ist. Die wichtigste An- 
regung hierzu gaben zwei Schriften ; die eine von Philipp von Walther : 
„über das Verhältnis der Medizin zur Chirurgie und die Duplizität im 
ärztlichen Stande** (1841), die andere von Jon. Hermann Schmidt: 
„über Triunität in der höheren Medizin** (Berlin 1842). Diese gegen die 
bisherige Trennung zwischen innerer Medizin, Chirurgie und Geburtshülfe 
gerichteten Abhandlungen wiesen der Ärztewelt Deutschlands bestimmte 
praktische Ziele und die Bildung von Ärztevereinen in grofser Zahl war 
die nächste Folge. Alle diese Vereine können hier in der allgemeinen 
Übersicht nicht mehr einzeln aufgeführt werden. Wenn auch von einem 
Geiste beseelt, waren ihre Verhandlungen doch bis zur Begründung des deut- 
schen Reiches im Wesentlichen an die Medizinalverfassung der Einzelstaa- 
ten geknüpft, und sie müssen demzufolge auch getrennt besprochen werden. 

1) Aus der Bibliothek dieses Vereins habe ich durch die freundliche Yennitte- 
lung des Kollegen KiLLSB-Eöln reiches Material für die vorliegende Schrift erhalten. 



Kölner Reformschrift. & 

Für die Gesamtheit der Bestrebungen der deutschen Ärzte aber 
war in jener Zeit von unberechenbarem Werte die seit 1822 alljähr- 
lich wiederkehrende ,,yersammlung deutscher Naturforscher 
und Ärzte", welche seit dem Jahre 1888 in eine „Gesellschaft 
deutscher Naturforscher und Ärzte" umgewandelt ist. Diese 
Versammlungen boten eine stets wiederkehrende Gelegenheit zu gegen- 
seitiger Aussprache und Klärung; sie waren ein Symbol der deutschen 
Einheit, selbst in den Tagen der schlimmsten politischen Zerrissenheit 
und inneren Zerfahrenheit, und auf einer solchen Versammlung sind auch 
die Grundlagen des deutschen Ärztevereinsbundes geschaffen worden. 
Stets werden die deutschen Ärzte diesen von Oken ins Leben gerufenen 
Vereinigungen ein dankbares Andenken zu bewahren haben. 

Das Jahr 1 848 brachte allerorten das zur Erscheinung, was die letzten 
vorhergehenden Jahre geweckt und verbreitet hatten. Eine der inte- 
ressantesten Beformschriften aus dem Beginn dieser Periode ist der Be- 
richt des Ausschusses des ärztlichen Vereins zu Eöln^). Indem 
sich diese Schrift in ähnlicher Weise, wie Philipp von Walther und 
Schmidt, für nur eine Kategorie geprüfter Medizinalpersonen mit Be- 
fähigung für die drei Fächer der Medizin, Chirurgie und Geburtshttlfe, 
ausspricht, behandelt sie gleichzeitig das schon damals auf der Tages- 
ordnung stehende Thema der Überfüllung des ärztlichen Standes. 
Die letztere war in einer Eingabe der sämtlichen Ärzte eines Kreises 
des Regierungsbezirkes Düsseldorf mit der sich aus ihr ergebenden Not- 
lage des ärztlichen Standes in grellen Farben geschildert, und es war 
als Heilmittel eine Beschränkung des freien Niederlassungsrechtes em- 
pfohlen worden. Hier stellt nun jene Schrift zunächst die Thatsache 
fest, dafis von den Jahren 1817 bis 1842 sich das Verhältnis der Be- 
völkerungsziffer zu den Ärzten zusehends zu Ungunsten der letzteren 
verschlechtert hat. Es kamen beispielsweise ein Arzt auf 

im Jahre: im Regierungsbezirk Köln: in der Stadt Köln: 

1817 792(5 Einwohner 2340 Einwohner 

1829 4776 = 1870 

1842 2946 ^ 1388 

Hierbei ist allerdings zu bemerken, dafe die Zahl der Wundärzte in 
jenem Zeiträume entsprechend gesunken war, so dafs mit EinschluTs dieser 
Kategorie des Heilpersonals eine Medizinalperson kam auf 

im Jahre: im Regierungsbezirk Köln: in der Stadt Köln: 

1817 2899 Einwohner 1116 Einwohner 

1842 2142 ^ 1041 

Indes sprach sich der ärztliche Verein Köln mit Entschiedenheit für 
Beibehaltung des (den preufsischen Ärzten seit 1808 gewährten) freien 



1) Die Reform der Medlzinalverfassung PrenCsens, Köln 1842. 



6 Die Reformbewegnng der Jahre 1848/49 in Berlin 

NiederlassoDgsrechtes ans. Da bei der staatlichen Besetzung ärztlicher 
Vakanzen doch nicht allein die Anciennität entscheiden könne, so wäre 
dem Nepotismus Thür und Thor geöffnet; nur die freie Mitbewerbung 
sporne zu tttchtigen Leistungen an; das Interesse des Publikums, dem 
der Mann seines Vertrauens aufgezwungen werden soll, leide am meisten 
unter einer solchen Einrichtung. Ebenso wenig könne der Verein den 
in Frankreich gemachten Vorschlag befürworten, dafs die Zahl der Ärzte 
für den ganzen Staat eine beschränkte sein solle, und dafs aus den 
sich alljährlich zu den Prüfungen meldenden nur eine bestimmte Anzahl 
der Tüchtigsten auszuwählen sei. Der Kölner Verein sucht das Mittel 
zur Abhülfe deshalb sowohl in der schon oben erwähnten Aufhebung 
aller anderen Kategorien des Heilpersonals, wie der nur für Militärärzte 
bestimmten Bildungsanstalten. Er wendet sich mit Energie gegen die 
(in damaliger Zeit mehrfach regierungsseitig geübte) Übertragung des 
Rechtes der Praxis an Kurpfuscher u. s. w., und sagt schliefslich : 

„Mafsregelo zur Aufrechterhaltung der Moraiität des 
Standes können nur in einem Disziplinarrate bestehen, wie 
ihn der Stand der Advokaten schon seit lange besitzt. Alle 
Einwürfe ans der Unzulänglichkeit dieses Institutes können 
die Ueberzeugung nicht erschüttern, dafs gleichwohl der 
Mitwirkung desselben der Advokatenstand Vieles zu ver- 
danken hat, und dafs auch die Ärzte von seiner Einführung 
nur Gutes sich versprechen dürfen. Daneben müsste von 
Regierungswegen die Bildung von Vereinen zu wissenschaft- 
lichen und kollegialen Zwecken begünstigt werden. Es 
fehlt den Ärzten nicht an Neigung dazu, und um ihr Auf- 
blühen zu sichern, bedarf es nur einer Unterstützung von 
Seiten des Staates, die darin bestehen müsste, dafs den Ver- 
einen eine legale Existenz, eine wirkliche Autorität, ein 
Einflufs auf die öffentlichen Angelegenheiten verliehen 
würde." 

Besonders vielgestaltig und interessant entwickelten sich die Reform- 
bestrebungen des Jahres 1848 in der preufsischen Hauptstadt, namentlich 
auch um deswillen, weil sie in dem jugendlichen Prosektor Rudolf 
VmcHOw einen begeisterten Vorkämpfer in Rede und Schrift fanden, 
dessen Wochenschrift „die Medizinische Reform'^ sich zwar nur über die 
Dauer eines Jahres (10. Juli 48 — 29. Juni 49) erstreckt, dennoch aber 
ein reichhaltiges Material von bleibendem Werte für die Geschichte 
jener Zeit enthält Wir sehen aus derselben, dafs bald nach dem 18. März 
auf Veranlassung der geburtshttlflichen Gesellschaft Deputierte der ver- 
schiedenen ärztlichen Gesellschaften Berlins zusammentraten, um die Vor- 
bereitungen für eine allgemeine Versammlung zunächst der Berliner Ärzte, 
und später sämtlicher preußischen Ärzte anzubahnen. Ganz unabhängig 
hiervon waren die Studierenden zusammengetreten, um an das Ministerium 
eine Petition wegen Wiederbesetzung der Dieffenbach'schen und einiger 
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anderen klinischen Lehrstellen zu richten. Da sich an diesen letzteren 
Debatten auch viele Ärzte beteiligten, wobei auch die Fragen des Unter- 
richtswesens und insbesondere des medizinischen Unterrichtes behandelt 
wurden, so entwickelte sich hieraus ein medizinischer Klub, welcher 
eine Reform des gesamten Medizinalwesens unter Mitwirkung der Ärzte, 
Wundärzte und Studierenden sich als Ziel steckte. Mitwirkend waren 
hierbei namentlich solche Ärzte, welche keinem Vereine angehörten und 
welche das Vorgehen der Vereine als eine aristokratische Anmafsung und 
Bevormundung betrachteten. Indessen scheint doch diesem Klub nur eine 
kurze Lebensdauer beschieden gewesen zu sein; dagegen gründete mit 
Beiseitelassung der Studierenden der bekannte Orthopäde Dr. Berend 
den aus Ärzten und Wundärzten bestehenden „Verein zur Förderung 
der Gesamtinteressen des ärztlichen Personals'*, welcher, ob- 
schon nicht direkt ausgesprochen, doch bald in einen gewissen Gegen- 
satz gegen die Gesamtheit der anderen Vereine (in welcher Wundärzte 
zunächst noch keinen Sitz hatten) trat. 

Am 9. Juni 1848 fand die erste Generalversammlung der 
Berliner Arzte statt; solcher Versammlungen haben insgesamt 20 statt- 
gefunden. Anfangs hatte die Mehrzahl derselben thatsächliche Resultate 
nicht zu verzeichnen. Die Klagen über schlechten Besuch, Zersplitterung 
in lauter Kleinigkeiten, Mifsverständnisse und Ähnliches wiederholen sich, 
und in der sechsten Sitzung wurde bereits der dritte Präsident gewählt.'^) 
Das wesentlichste materielle Resultat war ein Aufruf an die preufsischen 
Ärzte, worin dieselben aufgefordert werden, überall in gröfeeren Städten 
und landrätlichen Kreisen zur Beratung der Reform ärztliche Vereine 
zu bilden und seitens derselben beim Kultusminister das Gesuch zu 
unterstützen, wonach die neue medizinische Verfassung nicht eher ab- 
zuschliefsen sei, bis ein Kongrefs aller preufsischen Ärzte sich 
über dieselbe geäufsert habe. Aufserdem beschäftigten sich jene General- 
versammlungen mit Verbesserung der Stellung der Kompagnie-Chirurgen, 
mit der Cumulation verschiedener Ämter (Civil- und Militärämter, Pro- 
fessuren der Medizin mit gleichzeitiger Führung eines Verwaltungsamtes), 
mit Mafsregeln gegen die in Berlin auftretende Cholera, Befreiung der 
Ärzte vom Bürgerwehrdienste, Anstellung von Civilärzten an der Charitö, 
Aufhebung des Rechtes der Homöopathen zum Selbstdispensieren, Öffent- 
lichkeit der Spitäler für die praktischen Arzte. Nach der vierzehnten 
Generalversammlung vertagte man sich auf so lange, bis eine Kom- 
mission von 15 Mitgliedern bestimmte gesetzgeberische Vorschläge gemacht 
haben werde. 



1) In der X. Oeneralversammlung der Berliner Ärzte wurde beschlossen, auch 
Wundärzte 1. und 2. Klasse mit Stimmberechtigung zuzulassen. 

2) „Die medizinische Reform" S. 3, 12, 35, 66. 
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Waren sonach die parlamentarischen Ergebnisse jener Zeit nicht 
besonders glänzende, so ist die literarische Ausbeute eine um so reichere, 
und namentlich enthält die genannte Virchow'sche Wochenschrift eine 
Reihe sehr bedeutender meist aus der Feder des Heransgebers stammender 
Abhandlungen. Besonderen Wert legt Virchow schon damals auf die 
öffentliche Gesundheitspflege. Er fordert fttr dieselbe ein deutsches 
Reichsministerium und eine einige Medizinalgesetzgebung fttr ganz Deutsch- 
land. Der Eongrefs von Sachverständigen zur Reform der öffentlichen 
Gesundheitspflege soll von Staatswegen einberufen, auf je 50 Ärzte soll 
durch direkte Wahlen ein Abgeordneter entsendet werden. Entspre- 
chend der sozialistischen Strömung jener Zeit, welche dem Staate 
nicht nur die Sorge fttr die be^ttrftigen Arbeitsunfähigen, sondern auch 
für die bedttrftigen Arbeitsfähigen zuweist, will er dem Arzte und der 
öffentlichen Gesundheitspflege eine hervorragende Stelle eingeräumt 
wissen. Die hygienischen Maßregeln gegen Hungertyphus und Cholera, 
namentlich solche, welche sich auf bessere Ernährung, Kleidung und 
Wohnung der ärmeren Klassen beziehen, werden von ihm eingehend 
diskutiert, ebenso die Armenkrankenpflege mit der Möglichkeit, immer 
und unbedingt in Krankheitsfällen Aufnahme in einem Krankenhause zu 
erhalten. Die Teilnahme am medizinischen Unterricht soll fttr jeden, 
der seine Befähigung zum Verständnis nachweist, eine unentgeltliche sein, 
die Kollegienhonorare sollen fortfallen. Der Praktikantendienst in den 
Polikliniken soll besser organisiert, eine gröfsere Zahl von Assistenten- 
stellen an Spitälern auch aufserhalb der Universitätsstädte geschaffen 
werden, und eine solche praktische Ausbildung soll als unerläüsliche Be- 
dingung jeder ärztlichen Wirksamkeit vorhergehen. Der medizinische 
Unterricht ist mehr auf die Anschauung zu basieren. Statt der Besetzung 
durch den Minister soll die Erlangung einer Professur in Zukunft auf 
dem Wege des Konkurses erfolgen. 

Dafs die jetzt in gewissen Kreisen so mifsliebigen ärztlichen Ehren- 
gerichte unter den Ärzten weniger ungttnstig beurteilt werden, zeigt 
sowohl die Empfehlung derselben durch den eifrigen und tttchtigen Mit- 
herausgeber der Yirchow'schen Reform, R. Leubuscher |), wie auch die 
Ausführungen Virchow's selbst, der bei Gelegenheit der Besprechung ttber 
die vom Staate einzusetzenden ärztlichen Assoziationen mit bestimmten 
Pflichten und Rechten sagt^): 

„Die Pflichten werden zu den Rechten in gar keinem Verhältnisse 
stehen, denn indem er (der Arzt) die materielle, geistige und moralische 
Unterstützung der Assoziation gewinnt, indem er an ihren Beratungen und 
Untersuchungen, an ihren Schieds- und Ehrengerichten teil hat, so 
gewinnt er immer mehr, als er an persönlicher Freiheit, oder besser gesagt 
Willkür aufopfert. Eine wirkliche, nicht blos scheinbare Majoritätsherr- 



1) Reform S. 178. 2) 1. c. S. 227. 
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Schaft ist ja immer erträglich^ weil die Aussicht auf Sieg in der Thätigkeit 
und Intelligenz der Minorität vollständig verbürgt ist/^ 

Und als gleichzeitig mit der Reaktion auf politischem Gebiete auch 
die Medizinalreform vorläufig als gescheitert betrachtet werden mnfste, 
verabschiedete sich der inzwischen zum ordentlichen Professor der patho- 
logischen Anatomie in Wttrzborg berufene Redakteur der Reform u. A. 
mit den Worten '): 

,,Den Ärzten bleibt mittlerweile nichts weiter übrig, als das Vereins- 
wesen in möglichst gröfstem Umfang auszubilden. Überall 
müssen Stadt- oder Kreisvereine entstehen, die bezirks- oder provinzenweise 
in nähere Beziehung treten und endlich sich in einen gemeinschaftlichen 
Zusammenhang durch eine Art von Centralisation , wie sie in Sachsen ge- 
wonnen ist, bringen. In diesen Vereinen müssen sie sich möglichst orga- 
nisieren, und sich über die Fragen zu einigen und vorzubereiten suchen, da- 
mit bei einer späteren Gelegenheit nicht so lange Zeit vergeht, bis eine 
allgemeine Agitation das Notwendige zur Kenntnis der Gewalthaber bringt.^' 

Dem Bestreben, einen auf allgemeinen Wahlen beruhenden Kongrefs 
der preufsischen Ärzte in Berlin zu stände zu bringen, war bereits früher 
aus der Rheinprovinz vorgearbeitet worden. Anknüpfend an den im 
Sommer 1845 in Paris zur Beratung eines neuen Medizinalgesetzes statt- 
gehabten Kongrefs, bei welchem alle medizinischen Fakultäten, Aka- 
demien, Gesellschaften und Vereine Frankreichs durch Abgeordnete ver- 
treten, aufserdem viele Ärzte aus eigenem Antriebe, im ganzen etwa 
1000 Teilnehmer, erschienen waren, und auf welchem man nach vierzehn- 
tägigen Debatten zur Redaktion eines Medizinalgesetzes gelangt war, 
einen Kongrefs, der lediglich ein freiwilliger war, und weder einen 
offiziellen Charakter trug, noch, wie hier gleich bemerkt sein mag, irgend 
einen Einflufs auf die französische Gesetzgebung erlangt hat, tauchte in 
der Rheinprovinz der Gedanke an einen ähnlichen Kongrefs fttr Preufsen 
auf, aber in der Art modifiziert, dafs man eine amtliche Berufung und 
Wirksamkeit fttr denselben in Anspruch nahm. Im Auftrage des neu- 
gebildeten „Vereins der Ärzte der preufsischen Rheinprovinz" 
ging ein hierauf bezügliches Gesuch am 12. August 1S47 an den da- 
maligen Kultusminister Eichhorn ab, ebenso ein gleiches Gesuch seitens 
des „Vereins der Ärzte des Regierungs-Bezirkes Düssel- 
dorf" unter dem 15. Oktober 1847. Beide Gesuche erfuhren eine wenig 
freundliche Zurückweisung, das erstere noch dazu mit einem Verweise 
(für die beiden mit unterzeichneten Bonner Professoren, 

Nachdem nun die zwei oben erwähnten Korporationen, der „Verein 
praktischer Ärzte und Wundärzte in Berlin" und die „Gene- 
ralversammlung der promovierten praktischen Ärzte Ber- 
lins" im Juni 1848 an den Kultusminister Rodbertus das gleiche An- 

1) 1. c. 8. 275. 
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suchen gerichtet, in höflicher Weise aber dahin beschieden worden waren, 
dab es den Ärzten selbstverständlich anbenommen sei, durch freigewählte 
Deputierte sich zu einer centralen Vereinigung zu sammeln, und dab auch 
die Vorschläge solcher Vereinigungen dankbar entgegengenommen würden, 
dab aber das Ministerium nicht in der Lage sei, ein solches Gentral- 
comitö zu berufen, oder die Leitung desselben in die Hand zu nehmen, 
da eine Einmischung des Staates Mibdeutungen unterliegen und als eine 
Bevormundung aufgefafst werden kOnne, trat auch die medizinische 
Gesellschaft in Magdeburg am 7. Juli 1848 mit einem gleichen 
Gesuche an den Kultusminister. Wir geben aus demselben einige Sätze 
im Wortlaut wieder, da dieselben in knapper Form ein Bild davon 
liefern, was jener ärztliche Verein als den wesentlichsten Inhalt seiner 
Reformwtlnsche bezeichnet: 

„Wir wünschen, dafs die Ärzte nicht mehr unter unmittelbarer Diszi- 
plin der Verwaltungsbehörden stehen, dafs sie die Beurteilung aller auf die 
Ausübung ihres Bernfes bezüglichen Handlungen oder Unterlassungen, so- 
weit sie nicht der Strafrechtspflege anheimfallt, zunächst von einem zu 
bildenden Verein freier Fachgenossen zu gewärtigen haben; wir wünschen 
femer, dafs der Kreis von Pflichten und Leistungen, welche das bürger- 
liche Gesetz von ihnen verlangen darf, sorgfältig erwogen und genau be- 
zeichnet werde, und nicht Alles, was allein die moralische Pflicht von dem 
Arzte fordern kann, ihm zugleich als gesetzliche Verpflichtung auferlegt 
werde ; wir wünschen eine den Bedürfnissen des Landes mehr entsprechende 
Armenkrankenpflege, und zwar vorzugsweise im Interesse der Leidenden 
selbst, damit die Opfer, welche der ärztliche Stand ihnen gern und willig 
darbringt, weil Helfen und Heilen das höchste Ziel seines Wirkens ist, nicht 
auch für sie fruchtlos und eitel bleiben, und der Arzt den moralischen An- 
forderungen, welche sein Beruf und sein Herz ihm auferlegen, nicht erliegen 
möge; wir wünschen die ungehinderte Zulassung aller Ärzte zu den ärzt- 
lichen Stellen im Heere ; nur ihre Befähigung möge hierbei entscheidend sein, 
nicht aber der Ort, oder die Anstalt, wo sie ihre Ausbildung erhalten haben.'' 

„Der Verein der promovierten Ärzte der Provinz 
Preufsen^' (Königsberg 8. Juli 1848) fügt seinem Kongrefegesuch noch 
den Wunsch hinzu, dafs bei der Wahl der Vertreter eine besondere Be- 
rücksichtigung der einzelnen Fraktionen des ärztlichen Standes, d. h. 
der medizinischen Verwaltungsbeamten und Lehrkörper, sowie der nur 
praktischen Ärzte nicht stattfinde. 

„Der Verein der Ärzte zur Förderung ihrer Standes- 
interessen'' (aus 8 Kreisen des Regierungsbezirkes Liegnitz) stellt 
aus Lanban unter dem 8. Juli 1848 bezüglich des Kongresses den An- 
trag an das Ministerium, ein solcher Kongreis möge nicht vorzeitig zur 
Ausführung gebracht werden, bevor nicht die Ärzte im allgemeinen in 
gemeinschaftlichen Beratungen und durch Verständigung über ihr Ver- 
hältnis zum Staate, zum Publikum und unter sich zu genügend vor- 
bereiteter Beschlufsnahme gelangt sind. 
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In einer langen Denkschrift, in welcher sowohl die Verhältnisse 
des ärztlichen, wie des Apothekerstandes behandelt werden, stellt der 
„Verein der Ärzte im Regierungsbezirk Merseburg (Merseburg, 
Naumburg, Halle 19, Juli 1848) neben einer Reihe von Einzelvorschlägen 
den obersten Grundsatz auf, dafs eine blofse Verbesserung des heutigen 
Medizinalwesens nicht mehr genüge, es sich vielmehr um eine völlige 
Umwälzung des Gebäudes handle, infolge deren das Bevormundungs- 
prinzip des Staates der möglichst weiten Ausdehnung der Selbstregierung 
weichen müsse, und verlangt ebenfalls, dafs der Entwurf der neuen 
Medizinal- und Apothekerordnung zunächst den versammelten ärztlichen 
und pharmaceutischen Deputierten des Reiches zur Prüfung vorgelegt 
und erst im Verein mit dem Gutachten derselben den gesetzgebenden 
Körpern zur Begutachtung unterbreitet werde. 

Der „Verein von Ärzten im Regierungsbezirk Magde- 
burg^' will die Einberufung des Kongresses nicht an den Kosten scheitern 
lassen, und erklärt es als eine Ehrensache des ärztlichen Standes, die- 
selben, wenn möglich, aus eigenen Mitteln zu beschaffen, während der 
„Verein der Ärzte der Provinz Westfalen" gegen diese Über- 
nahme der Kosten auf den ärztlichen Stand protestiert, und nur einen 
auf amtlichem Wege berufenen Kongrefs als berechtigten Ausdruck des 
Gesamtwillens der Ärzte hält. 

Endlich stellt der „Verein der Ärzte zu Bonn" einen genauen 
Plan auf, nach welchem staffeiförmig vier in achttägigen Zwischenräumen 
zu berufende Kongresse in Kreisorten, Regierungshauptstädten, Provinzial- 
hauptstädten und der Landeshauptstadt stattfinden, und zwar so, dafs 
jeder dieser Kongresse die Deputierten für den nächsten wählt. 

Alle diese Gesuche wurden ablehnend beschieden, dagegen sah sich 
der Minister veranlafst, zur Beratung der in Rede stehenden Fragen aus 
jeder Provinz nach Vorschlag des Oberpräsidenten je einen praktischen 
Arzt und einen Medizinalbeamten zu Konferenzen nach Berlin zu berufen. 

Diese Konferenzen (zu welchen auch drei Homöopathen eingeladen 
waren) fanden unter dem Präsidium des Geheimrat Schmidt in der 
Zeit vom 1. — 22. Juni 1849 statt. Ihre Beschlüsse sind im wesentlichen 
folgende: 

1. Betreffs der Ärzte und Apotheker: dafs es in Zukunft nur 
noch eine Klasse von Ärzten geben und die bisherigen Wundärzte 1. Klasse 
fortfallen sollten; dafs man diesen jetzt das Aufsteigen in die Klasse der 
promovierten Ärzte durch Erleichterung der betreffenden Examina ermög- 
lichen müsse; dafs alle Richtungen der Medizin, also auch Hydropathie 
u. 8. w. nur von Ärzten geübt werden dürften ; dafs das Selbstdispensieren 
der homöopathischen Arzneien aufhören müsse; dafs die Gewerbefreiheit 
nicht auf die Apotheken auszudehnen sei. 

2. Betreffs des medizinischen Unterriohtswesens : dafs 
das Gymnasialzeugnis beizubehalten, dafs die Universitäten die einzigen 
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ärztlichen Bildungsanstalten seien; dafs die Zeit des Universitätsstadinms 
nicht fixiert werden solle ^ dafs aber, falls dieses doch geschehe, das bis- 
herige Qnadriennium ausreichend sei; dafs ein Studienplan nicht befohlen, 
sondern nur empfohlen werden solle ; dafs die Forderung einer praktischen 
Vorbildung durch eine Assistentenlaufbahn unausführbar sei, dafs dagegen 
die Assistentenstellen an der Charit^ allen Medizinstudierenden, soweit dieses 
möglich sei, zugänglich werden, dafs besondere Bildungsanstalten für Militär- 
ärzte nicht mehr bestehen sollen. Gegen die Errichtung homöopathischer 
Kliniken und Lehrstellen erklärte sich die Versammlung. 

3. Betreffs des Prüfungswesens: das tentamen philosophicum 
soll beibehalten und die theoretisch - medizinischen Disziplinen darin auf- 
genommen werden; auch soll es dem Eintritt in die Kliniken vorangehen. 
Das examen rigorosum fällt fort, die Staatsprüfung wird den Fakultäten 
zurückgegeben, jedoch neben den Fakultätsgliedem eine möglichst gleiche 
Zahl von Prüfungskommissarien zugezogen. Die verschiedenen Zensuren 
sollen fortfallen, die zwangsweise Doktorpromotion in lateinischer Sprache 
wird beibehalten, die Gebühren derselben ermäfsigt; sie soll aber erst nach 
vollendeter Staatsprüfung eintreten. 

4. Betreffs der Sicherung der Standesinteressen: 

a) Gegen die Einmischung Unbefähigter wird die Approbation 
als Bedingung der ärztlichen Praxis einstimmig aufrecht erhalten. Die bis- 
herigen Gesetze gegen die Quacksalberei werden für ungenügend erklärt, 
die gewerbsmäfsige Ausübung der Quacksalberei bleibt Bedingung der Straf- 
barkeit („gewerbsmäfsig^^ im Sinne des Ministerialreskripts vom 31. März 
1840), und die Gewinnsucht wird als ein Schärfungsgrund der Strafe be- 
zeichnet. 

b) Gegen das kranke Publikum: Die Arzneitaxe sowohl wie die 
Taxe der Ärzte soll fortbestehen. Den Apothekern soll das Rabattgeben 
an Private freistehen, und für den Bedarf der Armen dürfen Apotheken auf 
Kommunalkosten gehalten werden. Die Ärzte dürfen mehr fordern, als die 
Taxe besagt, dies darf indes nie bei der Ausstellung von Gesundheits- 
attesten der Fall sein. Der Staat soll für die ärztlichen Stellen an allen 
öffentlichen Anstalten ein festes Gehalt festsetzen und sich daran binden ; für 
die Anstellung von Ärzten an Kommunalanstalten ist der Verding an den 
Mindestfordernden unbedingt zu verbieten. Die höhere Taxe für ansteckende 
Krankheiten soll fortfallen, ebenso soll für Hebammen eine bestimmte Taxe 
eintreten. 

Bei der sehr wichtigen Frage: „Können die Ansprüche des 
kranken Publikums an den Arzt an bestimmte Grenzen ge- 
bunden werden?" wird dieses bejaht, die spezielle Angabe der Grenzen 
bis auf die Verhandlungen über den zu konstituierenden Vorort verschoben. 
Der Arzt ist nicht verpflichtet, Privatpersonen auf Verlangen Atteste aus- 
zustellen, das Ministerium wird ersucht, dahin zu wirken, dafs die Glaub- 
würdigkeit der Gesundheitsatteste von einfachen Ärzten an und für sich nicht 
beanstandet werde, vielmehr solche Atteste denen der Physiker gleichgestellt 
werden, vorbehaltlich des Rechtes der Behörden ein Superarbitrium ein- 
zufordern. Der Arzt ist nicht rechtlich, aber moralisch verpflichtet, Krank- 
heitsgeschichten abzufassen und Nachweise über die bisherige Behandlung 
eines Kranken zu erteilen. 

c) Unter sich: In Betreff der Ärzte bleibt es (abgesehen vom Quali- 
fikationsnachweise) bei der unbedingten Freiheit der Ausübung ihrer Kunst, 
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in Betreff der Apotheker bei der bedingten Freiheit (Konzession) ; für Heb- 
ammen und das Httlfspersonal wird die Gemeinde -Konzession als richtig 
anerkannt. £& wird abgelehnt, den Ärzten einen bestimmten Wohnort 
anzuweisen; als indirekte Mittel, den Überflufs der Ärzte zu beseitigen 
werden bezeichnet: die Überleitung eines Teils der Ärzte vom Zivil ins 
Militär durch völlige Niederreifsung der bisherigen Scheidewände und die 
teilweise Beamtung der Ärzte (Armenkrankenpflege) ; die Sorge für die durch 
Alter und Krankheit invalide gewordenen Ärzte soll mit Httlfe des Staates 
durch Überweisung der Mittel aus den einzuziehenden militärärztlichen 
Unterrichtsanstalten einer zu bildenden grofsen Assoziation sämtlicher Ärzte 
mit Beitragspflicht der letzteren anheimgegeben werden. Die Sorge für die 
Witwen soll durch die Zulassung zur allgemeinen Witwen Verpflegungsanstalt 
erfolgen, während die Sorge für die Waisen nur auf dem Wege der ge- 
wöhnlichen Lebensversicherung erfolgen kann. 

5. Armenkrankenpflege; Unter Anerkennung, dafs die bisherige 
Armenkrankenpflege ungenügend, wird die Verpflichtung jeder Gemeinde, 
besoldete Armenärzte anzustellen, ausgesprochen, und werden Kreishospi- 
täler, für welche eventuell der Staat die Mittel herzugeben hat, als ein 
allgemeines Bedürfnis anerkannt 

6. Ärztliche Beamte: Betreffs der ärztlichen Beamten wurde nichts 
Wesentliches geändert. Dagegen wurde aus der Mitte der Versammlung 
noch eine Verhandlung über die Handhabung der Disziplinarmacht, vor 
allem, was die Kognition über den einfachen ärztlichen Kunstfehler anlangt, 
sowie über die Konstituierung eines Ehrenrates nach Analogie des bei den 
Rechtsanwälten und Notaren bestehenden angeregt, und in dieser Beziehung 
folgender Beschlufs gefafst: „Es soll ein Ehrenrat blofs aus ärztlichen Mit- 
gliedern bestehend unter Zuziehung von Staatsanwalt und Justitiarien ge- 
bildet werden; derselbe soll aus freier Wahl des Standes hervorgehen. 
Diesem Ehrenrat werden zunächst die Differenzen der Ärzte unter sich 
überwiesen, er soll über diejenigen Pflichten der Standesgenossen wachen, 
welche durch Ehrenhaftigkeit, Redlichkeit und Anstand bedingt werden, soll 
ferner darüber zu entscheiden haben, ob der Arzt bei der Verweigerung 
seiner Hülfe seine moralische Pflicht verletzt habe. Dagegen wurden ihm 
die Kognition über sämtliche Disziplinarangelegenheiten, ebenso die Ab- 
urteilung des Kunstfehlers und die Differenzen der Ärzte dem Publikum 
gegenüber nicht überwiesen. Die rechtliche Verpflichtung, Jedem zu 
Dienste zu stehen, dem Armen sogar unentgeltlich, welche im Doktoreide 
ausgesprochen ist, soll aufgehoben, bei allen Untersuchungen wegen Kunst- 
fehlers vorab die Medizinalbehörde gehört werden und bei Erkenntnissen, 
welche auf Entziehung der Approbation lauten, immer der Rekurs an die 
Gerichte zulässig sein. 

Wir haben die Ergebnisse dieser Konferenz um deswillen so weit- 
länfig behandelt, weil in denselben die meisten in jener Zeit wie auch 
später die ärztliche Welt bewegenden Fragen zur Besprechung und Ent- 
scheidung gelangt sind, oft allerdings mit einer nur kleinen Stimmen- 
majorität. Es läfst sich indessen nicht verkennen, dafs die Mehrzahl der 
Beschltlsse einen entschiedenen Fortschritt gegen den bisherigen Zustand 
bekundet, ja in mancher Beziehung den gegenwärtig bestehenden Rechts- 
verhältnissen voranseilt. 



14 Der Berliner Entwurf 

Mittlerweile hatte die sogeDannte Fttnfzehner-Kommission, welche von 
der GeneralyersammlnDg der Berliner Arzte niedergesetzt war, ihre Arbeit 
vollendet und den „Entwnrf der Grundsätze einer nenenMedi- 
zinalordnnng'' ausgearbeitet, welcher, vom 26. Februar 1849 datiert 
im Druck erschien (Berlin, Hirsch wald 1849). Die Namen der Mitglieder 
jener Kommission sind: Dann, Hertwig, Körte, Krieger, Leubuscher, 
LOffler, G. Mater, S. Neumann, Quincke, Bemak, Riedel, Schöller, 
Schütz, Virchow, J. Waldeck. 

Dieser Entwurf bietet als Ergebnis der monatelangen Beratungen 
der damaligen Führer des ärztlichen Standes in Berlin ein hervorragendes 
Interesse. 

Ais Aufgabe der öffentlichen Gesundheitspflege wird in erster Linie 
bezeichnet die Sorge fttr die gesundheitsgemäfse Entwicklung der Staats- 
angehOrigen in geistiger und leiblicher Beziehung; dem einzelnen Individuum 
wird bei Armut und Gebrechlichkeit das Recht zuerkannt, die Httife des 
Staates in Anspruch zu nehmen. 

Dabei will der Entwurf die Berechtigung zur Inanspruchnahme der 
öffentlichen Gesundheitspflege nicht nur den notorisch Armen, sondern allen 
denjenigen zuerkennen, welche aufser ihrer Arbeitskraft kein ausreichendes 
Einkommen besitzen, und zwar jedesmal gleich auf ein Jahr (§ 15). 

In einer durchgearbeiteten Organisation des Heilpersonals (Gemeinde- 
ärzte, Mitglieder des lokalen Gesundheitsamtes, Kreisärzte u. s. w.) findet 
auch die Vertretung der Ärzte, „der Ausschufs der freien Assoziation'^, ihren 
Platz. Dieser Ausschufs der für jeden Bezirk zur Wahrnehmung und För- 
derung ihrer wissenschaftlichen und Standesinteressen freiwillig zusammen- 
tretenden Assoziation soll aufserdem die Funktionen eines Ehrenrates er- 
halten (§ 28); er schlichtet die Streitigkeiten der Mitglieder und hat das 
Recht, Mitglieder, welche sich eines unehrenhaften Betragens schuldig machen, 
zu ermahnen und nötigenfalls ihren Ausschlufs aus der Assoziation bei der 
Generalversammlung zu beantragen. 

[Wir haben hier also ein in die Medizinalordnung eingefügtes, also 
„staatlich anerkanntes'^ Ehrengericht. Die Generalversammlung der Ber- 
liner Ärzte ist bis zu der Diskussion über diesen § 28 nicht gelangt (sie 
hat nur die ersten sechs Paragraphen des Entwurfs durchberaten); da- 
gegen gab die Bildung der Assoziation schon Stoff zu den lebhaftesten 
Debatten. Gegen den Einwand, dafs jeder Zwang vermieden werden müsse, 
ein Standpunkt, den namentlich Remak vertrat, welcher den Zwang des 
Vereinswesens, und wenn dieses auch noch so demokratisch wftre, fttr die 
ärgste Despotie erklärt, die man sich nur denken könne, fiel die Verteidi- 
gung des Entwurfs den Herren VmcHOW, Stich, Neümann und Körte 
zu; namentlich stellte Virchow die Forderung auf, dafs sämtliche 
Ärzte eines Bezirkes diese Assoziation bilden sollten, welche sich dann 
wieder in Kreisvereine gliedert. Er führte aus, dals, falls man die Bildung 
der Assoziation dem freien Willen überlassen wolle, sich bald in jedem Be- 
zirke Assoziationen und Gegenassoziationen bilden würden und die Regie- 
rung alsdann keine derselben als den Ausdruck der Gesamtheit betrachten 
könne. Wolle man aber der Gesetzgebung keinen Einflufs auf die Bildung 
der Assoziation gestatten, so könne man auch nicht verlangen, dafs sie den 



einer preafsischen Medizinalordnimg. 15 

Aasschufs derselben als ein competentes Organ ansehen solle, und anf den 
Einwand, dafs dann ein Zwang vorläge und dafs man alsdann „Zanft^', 
,,Eorporation^' oder ,,ärztliche Gemeinde'^ sagen müsse, adoptiert Vibchow 
den letzteren Ausdrack, da sein Vorschlag die Mitte zwischen Willkür und 
Zwang enthalte. Die Zanft, die Korporation setze Bedingungen für den 
Eintritt; sie habe die Fähigkeit zum Ansschlufs oder zur Verweigerung, 
und auf der anderen Seite zwinge sie wieder diejenigen, welche eine be- 
stimmte Thätigkeit üben wollen, zum Beitritt. Er wolle aber jedem Ein- 
zelnen, welcher an den Rechten der Vereinigung keinen Teil haben wolle, 
gestatten, sich davon auszuschliefsen. Es gelangte sodann der Antrag Neu- 
MANK zur Annahme, welcher lautet: 

„Die Ärzte jedes Regierungsbezirkes bilden eine ärztliche Bezirks- 
gemeinde, welche sich in Kreisgemeinden gliedert. Diese Bezirksgemein- 
den in ihrer Vereinigung bilden das sachverständige Organ des Staates 
für alle Gegenstände der Gesetzgebung, welche Interessen des Heilperso- 
nals oder der Gesundheitspflege betreffen.'^ (Vgl. mediz. Reform S. 236, 
238, 246.)] 

Während dem lokalen Gesundheitsavite (§ 8) es zur Pflicht gemacht 
wird, der Pfuscherei zu steuern, spricht sich der Entwurf (§ 22) gegen 
jede Beschützung des Heilpersonals durch Pfuschereigesetze aus. Die Frei- 
zügigkeit der Ärzte durch ganz Deutschland will der Entwurf durch eine 
entsprechende Prüfung in allen deutschen Staaten anbahnen (§ 19), spricht 
sich indes gegen das freie Niederlassungsrecht der Apotheker aus (§ 21). 

In Betreff des medizinischen Unterrichts soll der Gymnasialzwang fort- 
fallen, dagegen ein Maturitätsexamen eingeführt werden, in welchem aufser 
den humanistischen Wissenschaften (Kenntnis der griechischen, lateinischen, 
französischen und englischen Sprache, Geometrie und Arithmetik mit Ans- 
schlufs der Differential- und Integralrechnung, Geschichte, Litteraturgeschichte, 
formelle Logik) besonderer Wert auf die Real Wissenschaften gelegt werden 
soll. Die Prüfung hat sich speziell zu erstrecken auf Terminologie und 
Systemkunde der Zoologie, Botanik und Mineralogie, Elemente der Chemie 
und Physik, beschreibende Astronomie und Geographie (§ 31). Der eigent- 
liche medizinische Unterricht zerfällt in den theoretischen und praktischen 
Teil ; zum letzteren gehört das Praktizieren in Polikliniken und der Dienst 
im Hospital. Das Recht des Eintritts in den Hospitaldienst ist an eine 
Prüfung gebunden, andere Prüfungen finden während des Universitätsstudiums 
nicht statt (§ 33). Ein bestimmter Zeitraum für das Studium der Medizin, 
ebenso ein bestimmter Studienplan und der Testierzwang fallen fort (§ 34). 
Für Unbemittelte ist der medizinische Unterricht frei (§ 35). Die Universi- 
tätslehrer haben zwar das Recht für ihre Vorträge ein Honorar zu fordern ; 
die Inhaber der besoldeten Lehrstühle jedoch haben die Verpflichtung, die 
Gegenstände, für welche sie angestellt sind, unentgeltlich (publice) zu lehren 
(§ 40). Sämtliche besoldete Lehrerstellen werden durch Konkurs vor einer 
Jury besetzt (§41), welche Jury durch das Zusammentreten von frei er- 
wählten Mitgliedern der einzelnen medizinischen Fakultäten des Landes ge- 
bildet wird (§ 47). Ebenso werden die Stellen der freien Lehrer an der 
Universität, diejenigen der Hülfsärzte und die Praktikantenstellen durch 
Konkurse vor einer Jury besetzt (§ 48, 49, 50). Die ärztliche Prüfung wird 
vor einem Kollegium in Berlin abgelegt, welches dadurch gebildet wird, 
dafs die Fakultätslehrer einerseits und die praktischen Ärzte andrerseits die 
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volle Zahl der nötigen Mitglieder des Koileginms wählen, aus welchen der 
Minister die Jury zusammensetzt (§ 53). 

Endlich will der Entwurf als höchste Instanz für die medizinische 
Wissenschaft zu Berlin eine Akademie der Medizin begründet wissen, deren 
Mitglieder, 24 teils einheimische, teils auswärtige Ärzte, zuerst durch den 
Medizinalkongrefs in Vorschlag gebracht, auf ihre Lebensdauer von der 
Staatsbehörde ernannt werden und beim Ausscheiden einzelner Mitglieder 
sich durch Wahl der Korporation ergänzen. Für die Zwecke derselben 
bewilligt der Staat die nötigen Mittel; ein Gehalt ist mit der Stellung nicht 
verbunden (§ 56). 

Wir haben schon oben gesagt, wie namentlich infolge der Vorgänge 
auf politischem Gebiete den Reformbestrebungen, soweit sie von unten 
auf kamen, ein baldiges Ende bereitet wurde. Auf die Gesetzgebung 
des preufsischen Staates sind dieselben jedoch, namentlich was die ein- 
heitliche Gestaltung des Heilpersonals, Prüfungsordnung u. s. w. anbetrifft, 
nicht ohne Wirkung geblieben. 

Auch im übrigen Deutschland vollzog sich die Bewegung in ähn- 
lichem Sinne. Der ärztliche Verein zu Dresden hatte alle säch- 
sischen Arzte für den 20. August 1848 zu einem Vereinstage eingeladen. 
Von den Beschlüssen desselben ist namentlich hervorzuheben, dafs ein 
permanenter Ausschufs niedergesetzt wurde, welcher mit anderen medi- 
zinischen Vereinen, sowie mit der Zentralgewalt Verbindungen anknüpfen 
soll, um eine gemeinsame deutsche Medizinalverfassung anzubahnen ; dafs 
femer die Bildung ärztlicher Bezirkskollegien durch Wahl der Berufs- 
genossen gefordert wird, welche die Aufgabe haben sollen, die Medizinal- 
verwaltung des Bezirkes zu leiten, Gutachten abzugeben und als Schieds- 
und Ehrengericht unter den Kollegen zu dienen, sowie ferner, dafs eine 
aus Wahl der Bezirkskollegien hervorgehende ärztliche Kammer für 
Medizinalgesetzgebung und oberste Medizinalverwaltung zu bilden sei, 
und dafs hiermit der Grundsatz der Selbstregierung auch für den äi*zt- 
lichen Stand als ein unveräufserliches Recht in Anspruch genommen wird. 

In Bayern war die Bewegung durch eine Aufforderung des Mün- 
chener ärztlichen Vereins an die bayerischen Ärzte eingeleitet (im 
Anschlufs an schon früher von Mittelfranken gemachte Vorschläge), sich 
an der Medizinalreform zu beteiligen und einen Kongrefs der Arzte zu 
unterstützen. 2u diesem Zwecke wurde durch den Münchener Verein 
der „oberbayerischeKreisverein" gegründet. Gleiche Anregungen 
gingen von Bamberg, Erlangen und Nürnberg aus. Zunächst ist es auch 
hier wesentlich der konstituierende Kongrefs, welcher erstrebt wird und 
welcher dann auch am 2. Oktober 1848 in München in offizieller Weise 
zusammentritt. Es waren 17 Deputierte aus den Kreisen Ober- und 
Niederbayern, Schwaben, Ober- und Mittelfranken erschienen, zu denen 
an den folgenden Tagen noch die Deputierten der Oberpfalz und der 
Rheinpfalz traten. Man erklärte sich in 10 Sitzungen für Beibehaltung 
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der Gymnasial- und Universitätsbildung, jedoch gegen einen bestimmten 
Stadienzwang nnd eine bestimmte Studiendauer. Ein Antrag auf eine 
einheitliche deutsche Medizinalgesetzgebung fand nicht die nötige Unter- 
sttttzung. Aufser der Organisation des Medizinalwesens in Bayern ver- 
handelte man noch über die Freigebung der ärztlichen Praxis, und sprach 
sich gegen dieselbe aus 0* Betreifs der Organisation des ärztlichen 
Standes wurde die Bildung ärztlicher Kreisvereine beschlossen , welche 
sich aus mehreren Bezirksvereinen zusammensetzen und deren Gesamt- 
heit einen Zentralausschufs fttr alle medizinischen Angelegenheiten als 
Repräsentation des ganzen ärztlichen Standes wählen solle. Mit jedem 
solchen Kreisvereine sei ein durch dieselben zu wählender Disziplinar- 
ausschurs zu verbinden. Als Mandatar des Kongresses ward schliefslich 
ein aus 5 Mttnchener Ärzten bestehender permanenter Zentralausschufs 
(Graf, Öttinger, Buchner, Settz und Schleiss) niedergesetzt. 

Im Herzogtum Nassau fanden im Jali und September 1848 in 
Limburg und Biebrich Keformversammlnngen statt; ebenso im Januar 
1849 in D essau eine Versammlung Anhalt-Köthenscher und -Dessauischer 
Medizinalpersonen. Von Anhalt aus wurde ein eigener Entwurf aber 
die Organisation der Ärzte zu Assoziationen oder Korporationen fertig 
gestellt. 

Über die Reformbestrebungen in den Grofsherzogttlmem Baden und 
Hessen wird später im speziellen Teile berichtet. 

Im Königreich Hannover stellten in einer am 16. Juni 1848 zu 
Wunstorf einberufenen Versammlung die Arzte das Verlangen, dafs sieben 
als Vertrauensmänner gewählte Arzte Sitz und Stimme beim Obermedi- 
zinalkollegium haben sollen, und dafs im Ministerium ein Arzt als Referent 
zu fungieren habe. Ferner wurde eine Kommission niedergesetzt, welche 
die Medizinalreform weiter beraten sollte. Eine von Medizinalrat Dr. Schnee- 
mann gegründete eigene Zeitschrift „der Sprecher" war das Organ dieser 
Bestrebungen, welche die Bildung einer ganzen Anzahl von ärztlichen 
Vereinen zur Folge hatten, deren Mehrzahl jedoch aus politischen Gründen 
bald wieder zu Grunde ging. 

In Württemberg nahm die Reformbewegung durch eine allgemeine 
Versammlung in Plochingen am 20. August 1848, zu welcher aus freiem 



1) unter dieser „Freigebung der ärztlichen Praxis in Bayern" ist nicht etwa eine 
Aufhebung der Eurpfuschereiverbote, sondern die des sogenannten „Praxisbanns" zu 
verstehen. Ganz Bayern war nämlich in bestimmte Distrikte eingeteilt, in welchen 
nur eine bestimmte Zahl yon Ärzten zugelassen wurde, sodafs also die jungen Ärzte 
nach ihrem Examen die Erledigung eines solchen Distriktes abwarten mussten. Für 
Freigebung in diesem Sinne hatten sich besonders v. Waltheb, Sbitz und Gbaf aus- 
gesprochen; mit besonderer Energie trat auch der Vorsitzende und Stifter des „Ver- 
eins Pfälzischer Ärzte, Med.-Rat Dr. Dappino, für das freie Niederlassungsrecht ein, 
welches indes erst 1865 den bayerischen Ärzten zugestanden wurde. 
Graf, Ärstliches Vereins wesen. 2 
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Antriebe auch der Medizinalreferent im Ministeriam erschienen war, einen 
yielversprechenden Verlanf, der auch die Niedersetznng eines ärztlichen 
Ausschusses zur Folge hatte. 

Die auf diesen mächtigen Aufschwung in ganz Deutschland folgende 
Reaktionsperiode macht sich in doppelter Weise geltend, sowohl in ge- 
setzgeberischen und Verwaltungsmafsregeln, als auch in einer allgemeinen 
Erschlaffung und Mutlosigkeit in den Reihen der Arzte. Die ärztlichen 
Vereine hörten fast gänzlich auf zu tagen, die Hauptwortftlhrer waren 
vertrieben, ausgewandert, einzelne eingekerkert, die Mehrzahl mundtot 
gemacht. In das preufsische Strafgesetzbuch (1851) wurde der bekannte 
§ 200 aufgenommen, welcher den gesetzlichen Zwang der Ärzte zu Hülfe- 
leistungen aussprach. In Hessen-Darmstadt wurde aus Bruchstücken 
alter Verordnungen ein Medizinalstatut zusammengefügt, welches die Privat- 
ärzte geradezu (sogar hinsichtlich der Behandlungsweise) zu Untergebenen 
der Staatsärzte machte. Dies gab zu einem lebhaften Kampfe um die 
Unabhängigkeit des ärztlichen Standes Veranlassung, welcher indes un- 
günstig für die Ärzte verlief und erst durch die Gewerbeordnung von 
1869 ein Ende fand. In Hannover wurde die gesamte Medizin und 
Pharmazie zu einem Ausflufs der Staatspolizei erklärt und unter die Ober- 
direktion des hauptstädtischen Polizeipräsidenten gestellt. 

In jener Zeit war es das grofse Verdienst des Prof. Benekb in 
Marburg, durch stets erneuerte Aufforderung in Wort und Schrift den 
Versuch zu machen, die Ärzte Deutschlands zu gemeinsamen wissenschaft- 
lichen Arbeiten zu vereinigen. Seine Erfolge waren zwar keine grofsen 
und dauernden, und der von ihm begründete „Verein für gemein- 
schaftliche Arbeiten zur Förderung der wissenschaftlichen 
Heilkunde^', welcher anfangs der fünfziger Jahre vielversprechend ins 
Leben trat, jedoch nach längerem Hinsiechen 1871 formell aufgelöst 
werden mufste, scheiterte im wesentlichen an der Teilnahmlosigkeit und 
mangelnden Arbeitslust auf diesem Felde. Dennoch wirkte der von 
ihm gegebene Anstofs dauernd weiter und es gelang, die wissenschaft- 
lichen Bestrebungen ärztlicher Vereine, welche in den gröteeren Städten 
(Berlin, Frankfurt a./M.) nicht geruht hatten, auch wieder in weitere 
Kreise deutscher Ärzte eindringen zu lassen. Namentlich ist es' das 
Gebiet der öffentlichen Gesundheitspflege, auf welches jene Bestre- 
bungen sich mit besonderem Erfolge richteten; dahin gehört der „Ver- 
band mittelrheinischer Ärzte'', der durch den Darmstädter Arzt 
Dr. H. Pfeiffer ein Korrespondenzblatt herausgab (von 1866 an), welches 
sich später in eine gemeinsam mit Thüringer Ärzten herausgegebene 
„Zeitschrift für Epidemiologie" verwandelte; ferner der „Thü- 
ringer allgemeine ärztliche Verein" mit seinen Zweigvereinen 
(Dr. L. Pfeiffer -Weimar), und, wenn auch nicht auf den ärztlichen 
Stand allein beschränkt, „der Niederrheinische Verein füröffent- 
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liehe Gesundheitspflege/' Besonders aber waren es seit 1865 die 
^^Versammlungen deutscher Naturforscher und Ärzte", welche 
den Ärzten aus allen Teilen Deutschlands Gelegenheit gaben, in gemein- 
samer Beratung die Frage der Medizinalrefprm wieder in die Hand zu 
nehmen und welche auch zu der Neubildung und Wiederbelebung ärzt- 
licher Vereine wirksamen Anstofs gaben. 

Dazu trat vor allem, dafs in einigen deutschen Einzelstaaten die 
Keime, welche die Bewegung von 1848 gelegt, nun doch im Schofse 
der Regierungen zur Entwickelung kamen und zu dem Entschlufs führ- 
ten, auch ihrerseits mit Reformen im Medizinalwesen vorzugehen und 
dabei die Stimme des ärztlichen Standes zu hOren. So erliefsen an- 
fangs der sechziger Jahre die Regierungen von Baden, Sachsen 
und Braunschweig Verordnungen, wodurch den Ärzten ihrer Länder 
eine Vertretung durch selbstgewählte Abgeordnete ihres Standes bewilligt 
wurde. In Baden geschah dieses durch die von sämtlichen Ärzten des 
Landes zu thätigende Wahl eines siebenköpfigen Ausschusses; die Bildung 
ärztlicher Vereine ward den Ärzten selbst ttberlassen. Ebenso wurde 
im Herzogtum Braunschweig durch allgemeine Wahl der Ärzte 
eine ärztliche Kammer mit Disziplinarrecht niedergesetzt. Im König- 
reich Sachsen dagegen wurde das Wahlrecht nur den Mitgliedern 
ärztlicher Vereine erteilt, indem den Ärzten anheimgegeben wurde (ent- 
sprechend der politischen Einteilung des Landes), zu 4 Kreisvereinen zu- 
sammenzutreten und im ganzen 8 Abgeordnete als anfserordentliche Mit- 
glieder des LandesmedizinalkoUegiums zu wählen. (Später, 1872, sind 
als Unterabteilungen jener Kreis vereine 24 Bezirksvereine in jene Organi- 
sation eingeftlgt worden.) Diese Schöpfungen, zu welchen im Jahre 1871 
auch Bayern mit seiner staatlichen Vereinsorganisation trat, bildeten 
fortan den festen Punkt, an welchen sich die Wünsche der deutschen 
Ärzte klammern konnten, und die Bildung des norddeutschen Bundes 
gab mindestens für einen Teil von Deutschland die Zentralstelle, an 
welche diese Wünsche zu richten waren. So wurde denn von den 
Männern der Medizinalreform (Spiess, Varrentrapp, Richter u. s. w.) 
auf der Naturforscherversammlung in Dresden 1868 eine Kommission 
niedergesetzt, deren „Thesen^' im wesentlichen lauteten: eine Zentral- 
behörde für das öffentliche Gesundheitswesen im gesamten norddeutschen 
Bunde, als Mittelbehörde Gesundheitsbeamte ftlr jeden einzelnen Ver- 
waltungsbezirk, Ortsgesundheitsausschttsse, Bildung von ärztlichen Asso- 
ziationen in ganz Deutschland. Diese Thesen gelangten dann 1869 auf 
der Innsbrucker Versammlung zur Annahme. Eine genauere Formulierung 
der betreffs der Organisation der öffentlichen Gesundheitspflege im 
ganzen Gebiet des norddeutschen Bundes gehegten Wünsche gelangte in 
einer Petition an den norddeutschen Reichstag, welcher neben vielen 
Ärzten und Ärztevereinen auch Magistrate und andere Körperschaften 

2* 
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beitraten, zain Ausdruck; diese Petition fand beim Reichstag auch eine 
sehr günstige Aufnahme, indem sie mit sehr grofser Majorität dem Reichs- 
kanzler zur Berücksichtigung empfohlen wurde. Nachdem inzwischen 
durch den Krieg von 1870 das deutsche Reich geschaffen war, ward die 
Petition auf der Naturforscherversammlung 1871 erneuert 

Es war wesentlich ein Reichsgesundheitsamt mit einer ge- 
gliederten Organisation über ganz Deutschland, welches den Mittelpunkt 
jener Einheitsbestrebungen bildete. Diesem Bestreben nach einer ein- 
heitlichen Verwaltung des Oesundheitswesens im deutschen Reiche be- 
reitete nun zwar die Antwort des Reichskanzlers 1875 ein jähes Ende, 
indem dieselbe jene Verwaltung nach wie vor als eine Sache der Landes- 
behOrden erklärte, dagegen erkannte diese Antwort an, dafs „die Be- 
wegung, welche sich die Förderung der Öffentlichen Gesundheitspflege 
zum Ziel gesetzt und dieses Ziel mit steigendem Eifer verfolgt habe, 
ihre erste Anregung aus den ärztlichen Kreisen, speziell aus den ärzt- 
lichen Vereinen erhalten habe/' Und sie sprach die Erwartung aus, 
„dafs es einer Zentralbehörde, welcher die Autorität des Reiches selbst 
zur Seite stehe, gelingen werde, das ärztliche Personal zu gemeinschaft- 
licher Thätigkeit zu verbinden." (Es sei hier vorweg bemerkt, dafs die 
letztere an das Reichsgesundheitsamt geknüpfte Erwartung bis jetzt noch 
der Erfüllung harrt. Der Plan einer organischen Verbindung zwischen 
dem Kaiserlichen Gesundheitsamt und dem Ärztevereinsbunde fand be- 
reitwilliges Entgegenkommen, scheiterte aber an formalen Bedenken. 
Dagegen wurde der derzeitige Vorsitzende des Ärztevereinsbundes ausdrück- 
lich in seiner Eigenschaft als solcher am 19. März 1879 zum aufserordent- 
lichen Mitgliede des Gesundheitsamtes ernannt.) 

Von besonderer Wichtigkeit für den ärztlichen Stand war die Ein- 
fügung desselben in die norddeutsche Gewerbeordnung von 1869. Zwar 
besagte § 6 derselben, dafs dieselbe nicht anzuwenden sei auf die Heil- 
kunde, indessen werden in den §§ 29, 30, 53, 80 und 144 die wich- 
tigsten Beziehungen der Ärzte zum Staate erörtert und entschieden. Es 
sind dies im wesentlichen die Freizügigkeit der Ärzte, die Freiwillig- 
keit ihrer Hülfeleistung (Wegfall des früheren § 200 des preufsischen 
Strafgesetzbuches) und der Wegfall jedes Schutzes (Kurierfreiheit) ; diese 
Gewerbeordnung erlangte dann nach der Gründung des deutschen Reiches 
auch für das ganze Gebiet des letzteren ihre Geltung. 

Nachdem durch solche gemeinsame Gesetzgebung die gemeinsamen 
Ziele für alle deutschen Ärzte wesentlich vermehrt waren, nachdem ein 
Netz ärztlicher Vereine über den gröfsten Teil des deutschen Reiches ge- 
sponnen war, lag der Gedanke nahe, diese Vereine in einer einheitlichen 
Organisation zu gemeinsamer Thätigkeit zu vereinigen. Das grosse Ver- 
dienst, nicht nur den Anstofs hierzu gegeben, sondern auch die praktische 
Ausführung gleich in die Hand genommen zu haben, gebührt dem schon 
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mehrfach genannten Professor Hermann Eberhard Richter in Dresden; 
er erliefs im Juli 1872 an alle ihm bekannten ärztlichen Vereine und 
an viele namhafte Arzte folgende Auflforderung: 

,,Nachdem nunmehr fast in ganz Deutschland fest organisierte und zum 
,,Teil auch schon staatlich als Vertreter des ärztlichen Standes anerkannte 
„ärztliche Vereine (Kreis-, Bezirks-, Zweigvereine, Ärztekammern, ärztliche 
„Wahlkammern, ärztliche Ausschüsse oder Delegierten- Versammlungen u.s.w.) 
„bestehen, 

„Nachdem die neue Reichsgesetzgebung besonders durch die Freigebung 
„des Krankenkurierens es immer notwendiger macht, dafs sich die eigent- 
„liehen, wissenschaftlich gebildeten und staatlich geprüften Ärzte Deutsch- 
„lands fester als bisher aneinander schliefsen: 

„So ersucht man hierdurch die sämtlichen ärztlichen Vereine Deutsch- 
„lands. Eines oder Mehrere ihrer Mitglieder bei Gelegenheit der Naturforscher- 
„Versammlung vom 12. — 17. August 1872 nach Leipzig zu entsenden, um 
„daselbst unter sich zu beraten: in welcher Weise ein gemeinsamer Ver- 
„band oder Mittelpunkt für sämtliche ärztlichen Vereine Deutschlands ein- 
„gerichtet werden könne, damit dieselben ihre Aufgaben (die Förderung der 
„wissenschaftlichen und Standesinteressen der Ärzte und die fakultative Teil- 
„nähme an der öffentlichen Gesundheitspflege) auf eine gleichförmige und 
„planmäfsige Weise über das ganze Gebiet des deutschen Reiches beraten 
„und lösen können. 

„Die in Leipzig eingetroffenen Mitglieder wollen sich gefälligst daselbst 
„bei dem Unterzeichneten melden." 

Diese Beratung fand in einer aus allen Teilen Deutschlands, teil- 
weise durch direkte Abordnung ärztlicher Vereine, beschickten Ver- 
einigung von Ärzten am 14. August 1872 bei Gelegenheit der Natur- 
forscherversammlung in Leipzig statt; diese wählte nach längerer Beratung 
einen provisorischen Geschäftsausschufs (bestehend aus den Doktoren: 
Cohen- Hannover; B. FRlNKEL-Berlin; FRiEDRiCH-Mttnchen; GEAP-Elber- 
feld; Pfeiffer- Weimar; RECK-Braunschweig; RiCHTER-Dresden ; letzteren 
als Geschäftsführer) mit dem Auftrage, im nächsten Jahre auf der Natur- 
forscherversammlung die Beschlufsfassung ttber die Satzungen und die 
endgültige Konstituierung des Vereinsbundes vorzunehmen. Am 17. Sep- 
tember 1873 kam dies in Wiesbaden zur Ausführung; der bisherige Ge- 
schäftsausschufs wurde wiedergewählt, und es gelangten folgende (von 
Pfeiffer Weimar entworfene) Satzungen zur Annahme: 

§ 1. Unser Ärztevereinsbund hat den Zweck, die zerstreuten ärztlichen 
Vereine Deutschlands zu gegenseitiger Anregung und gemeinsamer Bethätigung 
der wissenschaftlichen und praktischen, auch sozialen Beziehungen des ärzt- 
lichen Standes zu vereinigen. 

§ 2. Zu diesem Verband kann jeder deutsche ärztliche Verein bei- 
treten, dessen Mitglieder wirkliche d. h. wissenschaftlich geprüfte und staat- 
lich anerkannte Ärzte sind. — Wenn Personen aus anderen Ständen (z. B. 
Apotheker, Chemiker, Techniker) Mitglieder eines solchen Vereins sind, so 
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dürfen diese in Angelegenheiten des Ärztebundes nicht mitgezählt werden 
und nicht mitstimmen. 

§ 3. Die Aufgaben uud Zwecke der ärztlichen Vereine sind: 

a) Förderung der ärztlichen Wissenschaft und Kunst, sowie der Inter- 
essen des ärztlichen Standes fz. B. insbesondere durch Gründung gemein- 
nütziger Anstalten, durch Regelung und Wahrung der Standesverhältnisse). 

b) Fakultative Teilnahme an der öfifentlichen Gesundheitspflege und 
Medizinalgesetzgebung: beides sowohl in staatlicher, als in lokaler (kommu- 
naler und provinzialer) Hinsicht. 

§ 4. Diejenigen ärztlichen Vereine, welche das Recht dazu noch nicht 
besitzen, haben dahin zu streben: 

a) dafs sie von der betreffenden Staats- oder Provinzial- oder Orts- 
behörde als Vertreter des ärztlichen Standes anerkannt werden; 

b) dafs sie in allen in § 3 bezeichneten Angelegenheiten selbständig und 
unaufgefordert Anträge an die betreffenden Behörden stellen dürfen, und 
darauf schriftlichen Bescheid erhalten müssen; 

c) dafs sie von den betreffenden Behörden, falls dieselben Verord- 
nungen oder Gesetze in Betreff des ärztlichen Standes und des Medizinal- 
wesens im Allgemeinen zu erlassen beabsichtigen, im voraus davon unter- 
richtet und vor der Fassung einer endgültigen Entscheidung erst um ihr 
Votum befragt werden. 

§ 5. Der Ärztevereinsbund hält alljährlich mindestens eine Haupt- 
versammlung (Ärztevereinstag oder Ärztetag), deren Ort und Zeit vom Ge- 
schäftsausschufs im voraus festgestellt und rechtzeitig bekannt gemacht wird. 

Hierzu senden die dem Verband angehörigen Vereine ihre Abgeord- 
neten mit einem auf die bezügliche Versammlung lautenden schriftlichen 
Mandat. 

Es können auch zwei und mehrere Vereine ihr Mandat auf einen und 
denselben Abgeordneten übertragen. 

§ 6. Auf dem jährlichen Ärztevereinstag wird der Geschäftsausschufs 
(§ 8) neu gewählt, die Rechnung geprüft und genehmigt, werden die Geld- 
beiträge geregelt und in Empfang genommen, und sodann alle gemeinsamen 
Ärztevereinsangelegenheiten, sowie die Anträge des Geschäftsausschusses oder 
einzelner Ärztevereine oder ihrer Abgeordneten durchberaten, beziehentlich 
durch Beschlufsfassung erledigt. 

§ 7. Stimmberechtigt sind bei dem Ärzte vereinstag nur die mit schrift- 
lichem Mandat versehenen Abgeordneten. Stimmenmehrheit entscheidet. 

Bei zweifelhaften Abstimmungen, oder wenn ein Mitglied solches be- 
antragt, wird die Kopfzahl der einzelnen von den Abgeordneten vertretenen 
Ärztevereine ermittelt und zusammengerechnet: wobei jedoch Doppelstimmen 
zu vermeiden sind. Das Ergebnis der Abstimmung bezw. Kopfzählung ist als 
Mehrheitsbeschlufs von allen zugehörigen Vereinen aufzufassen. 

§ 8. Als Centralorgan des Ärztevereinsbundes wird ein Geschäftsausschufs 
auf die Dauer bis zum nächsten jährlichen Ärztevereinstage mittels Stimm- 
zettel gewählt. Dieser Ausschufs besteht aus sieben Personen, welche die 
Funktionen unter sich verteilen und Einen von sich zum Geschäftsführer des 
Ärztebundes ernennen. ^) 



1) Diese Zahl ist später auf 9 zu wählende und 6 von diesen zu kooptierende 
Mitglieder erhöht. 
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§ 9. An diesen Geschäftsführer ergehen alle für den Geschäftsansschufs 
bestimmten Zasendnngen, insbesondere die Mitgliederverzeichnisse aller Ver- 
eine und die Antrfige einzelner Vereine. Der Geschäftsführer teilt die Ein- 
gänge den übrigen Aasschursmitgliedern mit und ist ohne deren Genehmigung 
nicht befugt y in Vereinsangelegenheiten Beschlüsse zu fassen oder aus- 
zuführen. 

§ 10. Als Zeitschrift des Ärztevereinsbnndes dient das von Prof. Dr. 
H. E. RiCHTEB in Leipzig herausgegebene ^^ärztliche Vereinsblatt für 
Deutschland.'^ 

§ 11. Alle nicht in Obigem enthaltenen Bestimmungen sind von den 
einzelnen ärztlichen Vereinen, oder von mehreren zusammentretenden , als 
partikuläre Angelegenheiten zu erledigen und nach Befinden in ihren be- 
sonderen lokalen Satzungen aufzunehmen. 

Dies gilt z. B. namentlich von der Verschmelzung zu gröfseren Ver- 
einsgruppen (Gau- oder Provinzvereinen) und von der Abgrenzung oder 
Verschmelzung einzelner Vereine, so wie von Beschränkungen der Mitgliedschaft. 

Wie aus § 10 ersichtlich, hatte Richter als wichtigstes Agitations- 
and Vereinigangsmittel ein eigenes Organ ,, Arztliches Vereins- 
blatt^' ins Leben gerufen, dessen Heransgeber er bis zu seinem Tode 
1876 blieb. Durch Vermächtnis von ihm ging das Blatt (zugleich mit 
einer Geldsunmie für die nächste WeiterfÜhrung) auf den Ärztevereins- 
bund über, dessen Geschäftsausschufs die Fortführung einer Kommission 
(Graf, Pfeiffer, Heinzb) unter der Redaktion des letztgenannten 
übertrug. Elf Jahre lang hat Heinze die Herausgabe des Blattes ge- 
leitet, welches bald auch dadurch eine weit gröfsere Wirksamkeit ent- 
falten konnte, dafs für ein sehr billiges 'Jahresabonnement es allen Mit- 
gliedern der zum Ärztevereinsbunde gehörigen Vereine zugesandt wird. 
Nach dem Rücktritt Heinze's (1S87) ist die Redaktion an Wallichs 
übergegangen. 

Wenn auch die obigen Satzungen „Förderung der ärztlichen Wissen- 
schaft und Kunst'' als die erste Aufgabe der Arztevereine hinstellen, so 
liegt es auf der Hand, dafs die Erreichung dieses Zieles von den ver- 
schiedensten Bedingungen abhängig gemacht werden mufs, welche nicht 
überall in gleichem Mafse zutrefifen. In der günstigsten Lage hierfür 
befinden sich naturgemäfs jene Vereine, welche in Universitätsstädten 
ihren Sitz haben und durch den lebendigen Meinungsaustausch zwischen 
Professoren und praktischen Ärzten, durch die Benutzung der Biblio- 
theken und Institute stets reiche Hilfsquellen zur Hand haben. In ähn- 
licher Weise günstig gestellt sind die Vereine, an deren Sitz sich gröfsere 
Krankenanstalten befinden, welche ihr Material nicht nur zu Heilzwecken, 
sondern auch für die Wissenschaft verwerten. (Hamburg, Köln, Frank- 
furt a. M. u. A.) Dafs auch ohne solche Hilfsmittel durch gemeinsame 
Arbeit, durch litterarische Leistungen und mündliche Vorträge Vieles ge- 
leistet werden kann, beweist das Beispiel mancher Vereine. Ich nenne 
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hier nur unter vielen den „Verein Hessischer Ärzte", den „ärzt- 
lichen Verein in Thüringen", den „Verein pfälzischer Ärzte". 
Nun fällt in jene Periode der Stiftung des Arztevereinsbundes auch die 
Gründung von grofsen fUr die einzelnen Zweige der medizinischen Wissen- 
schaft bestimmten Gesellschaften, deren Mitglieder in ganz Deutschland 
und über dessen Grenzen hinaus zerstreut wohnen. So finden wir die 
deutsche Gesellschaft für Chirurgie mit dem Domizil in Berlin, 
die Gesellschaft für Gynäkologie, für Ophthalmologie, den 
Eongrefs für innere Medizin, den Verein der deutschen Irren- 
ärzte, die anatomische Gesellschaft. In gleicher Weise wie früher 
boten ebenfalls die Sektionen der Versammlungen deutscher Naturforscher 
und Ärzte alljährlich Gelegenheit zum wissenschaftlichen Austausch unter 
den deutschen Ärzten. 

Es blieb deshalb die Pflege der ärztlichen Wissenschaft vorwiegend 
Sache dieser Gesellschaften so wie der einzelnen Vereine. Hier wer- 
den durch das lebendige Wort, durch Demonstration und Diskussion, die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung dem Einzelnen übermittelt, 
hier lernt er über seine eigenen Beobachtungen sich selbst und Anderen 
Rechenschaft ablegen, hier kann ein Jeder Bausteine herbeitragen und 
mitarbeiten an der Lösung grofser allgemeiner Aufgaben. Solche Vereine 
zu bilden, wo sie nicht vorhanden, die bestehenden neu zu beleben und 
zur Wirksamkeit nach der wissenschaftlichen, sozialen und materiellen 
Seite hin anzuspornen, ward stets als eine der Hauptaufgaben des Ärzte- 
vereinsbundes betrachtet; für ihn selbst und seine Versammlungen, die 
Ärztetage traten die sozialen Aufgaben in den Vordergrund, ohne dafs 
man jedoch endgültig darauf verzichtet hätte, auch wissenschaftliche Fra- 
gen in den Kreis dieser Verhandlungen zu ziehen. Aber die nächste und 
noch lange nicht erfüllte Aufgabe der Ärztetage war und ist die Wahrung 
der ärztlichen Standesinteressen, so wie die fakultative Teilnahme an 
der Medizinalgesetzgebung und die öffentliche Gesundheitspflege. Auch 
diese, die öffentliche Gesundheitspflege konnte ihnen nur insoweit ver- 
bleiben, als sie Fragen betraf, über welche der Arzt in erster Linie und 
selbständig entscheiden kann (Impfwesen, Reichsseuchengesetz u. s. w.), 
während eine Reihe anderer hygienischer Fragen (Wohnung, Städtereini- 
gung, Kanalisation n. s. w.) der gemeinsamen Beratung von Ärzten und 
Laien überwiesen werden mufste, Fragen, zu deren Behandlung sich 
(gleichfalls im Jahre 1873) der deutsche Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege gebildet hat. 

Aus dem Vorstehenden ergiebt sich, welche Aufgaben dem Ärzte- 
vereinsbnnde gestellt waren; die folgenden Seiten sollen zeigen, wie er 
dieselben zu lösen sich bemüht hat 

Wenn wir an dieser Stelle zuerst der Personen gedenken wollen, 
welche hierbei in hervorragender Weise thätig gewesen sind, so hat dies 
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keine Schwierigkeit bei den Verstorbenen, denen uneingeschränkte An- 
erkennung zu zollen eine Pflicht der Dankbarkeit ist. 

Wir nennen hier vor Allen H. E. RiCHTER-Dresden (f 1876), Reck- 
Braunschweig (f 1878), Fä. SANDER-Hamburg (f 1878), BsNEKE-Marburg 
(t 1882), STEPHANi-Mannheim (11884), P.BöRNER-Berlin(tl885),DöRFLER- 
Weifsenburg in Mittelfranken (f 1886), G. Varrentrapp- Frankfurt (f 1886), 
Rosenthal -Würzburg (f 1889), Reuter -Nürnberg (f 1889), Neubert - 
Leipzig (t 1889), Hadlich- Berlin (f 1889). Schwieriger wäre es, eine 
Auswahl unter den Lebenden zu treffen, und wir müssen uns deshalb 
damit begnügen, hier nur die Namen aller derjenigen Männer zu ver- 
zeichnen, welche bis jetzt dem geschäftsführenden Ausschnfs des Ärzte- 
vereinsbundes angehört haben resp. angehören. 

RiCHTER-Dresden (1872—761), GRAF-Elberfeld (1872—90), Pfeiffer 
Weimar (1872—90), Cohen -Hannover (1872—85), Reck -Braunschweig 
(1872-78t), Friedrich- München (1872—74), B. FRANKEL-Berlin (1872 
bis 80), Brauser- Regensburg (1874—90), Heinze- Leipzig (1876-S8), 
Hoffmann- Karlsruhe (1878—83), Wallichs -Altena (1878—90), Sigel- 
Stuttgart (1878—90), PiSTOR-Oppeln (1878 — 82), Aub- München 1879 
bis90),RiNTEL -Berlin (1879—85), Lesenberg - Rostock (1879—86), Ste- 
PHANi- Mannheim (1883-841), Eschbacher -Freiburg (1884—90), Barde- 
leben -Berlin (1885—90), Cnyrim- Frankfurt (1886—90), Eigenbrodt- 
Darmstadt (1886— 87), Lohmann -Hannover (1886— 87), Hüllmann - Halle 
(1886—90), Krabler- Greifs wald (1886— 90),SzMULA-Zabrze (1886-90), 
Thorspecken -Bremen (1887—89), Becher- Berlin (1887-90), Neubert- 
Leipzig (1888— 89 t), Mack- Braunschweig (1889—90). 

Auf dem Ärztetage, welcher in Eisenach am 9. Juni 1874 zusammen- 
trat, zählte der Ärztevereinsbund 111 Vereine mit 6165 Mitgliedern; all- 
mählich haben sich diese Zahlen dahin verändert, dafs im Jahre 1890 
demselben 225 Vereine mit 11066 Mitgliedern angehören. 

Mit dem Jahre 1874 beginnt die Reihender deutschen Ärztetage, deren 
Verhandlungen auf den folgenden Blättern kurz skizziert werden sollen. 

Von Gegenständen allgemeiner Natur und von solchen, 
welche die öffentliche Gesundheitspflege und die bezügliche 
Gesetzgebung betreffen, war es zunächst die Organisation der öffent- 
lichen Gesundheitspflege, welche den IL und IIL Ärztetag beschäftigte. 
Hierbei sprach man sich prinzipiell fUr die Schaffung eines ständigen 
ärztlichen Beirates ftlr das Reichskanzleramt aus, gelangte 
jedoch zur Formulierung bestimmter einzelner Thesen nicht In Betreff 
der Regelung des Apothekerwesens standen sich (auf dem III. 



1) Die Zahl der Ärzte im ganzen deutschen Reich beträgt 1S467, einschliesslich 
der Militärärzte. 
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Arztetage) die beiden Richtangen (Freigabe des Gewerbes and Eonzessions- 
wesen) gegenüber. Es wnrde mit grofser Mehrheit der Satz angenommen: 

„Die bisherige obrigkeitliche Prttfang des Bedürfnisses und der Lebens- 
fähigkeit bei der Konzessionierang wird beibehalten, in Zukunft aber nur 
noch persönliche und nnveränfserliche Konzession erteilt/' 

Der Versach des Prof. Beneke, den neugeschaffenen Ärztevereinsbund 
für Zwecke einer von den Vereinen auszuführenden Medizinalstati- 
Btik zu verwerten, fand zwar warme Zustimmung und gab Veranlassung 
zur Niedersetzung einer Kommission, hat aber aus den früher schon er- 
örterten Gründen praktische Folgen nicht gehabt. Dafs es sich bei einer 
solchen Statistik vorläufig nicht um eine solche der Erkrankungen, sondern 
nur um eine Sterblichkeitsstatistik handeln könne, ward bei der Be- 
sprechung des Reichsseuchengesetzes festgestellt. Auf serdem sprach 
sich der Arztetag für die obligatorische Fleischschau (insbe- 
sondere Trichinenschau) aus. 

Das Beichsimpfgesetz bildete den Gegenstand der Beratungen 
auf verschiedenen Arztetagen. Da es sich nämlich zeigte, dafs, wenn 
auch nur sehr vereinzelt, deutsche Ärzte sich an der Agitation gegen 
den Impfzwang beteiligten und derselben in der öffentlichen Meinung 
den Boden ebneten, so erschien es durchaus geboten, diese wichtigste 
Frage der öffentlichen Gesundheitspflege, zu deren endgültiger Beant- 
wortung doch nur der ärztliche Stand befähigt war, auch durch den 
Arztetag zur Erledigung zu bringen. Es wurde eine Impfkommission 
niedergesetzt und nach sorgfältigster Vorbereitung gab dieses Thema 
den wesentlichsten Inhalt der Verhandlungen des VII. Ärztetages in 
Eisenach. Es sprachen über die wissenschaftlichen Unterlagen der Im- 
pfung Prof. BoHN- Königsberg, über Syphilis hereditaria und Syphilis 
latens Wolppberg Bonn, über Impfstatistik FuNZER-Chemnitz, Übertrag- 
barkeit von Tierkrankheiten durch die animale Impfung Professor Bol- 
LiNGER-München und über Methoden der animalen Impfung Voigt- Ham- 
burg. Dabei stellte sich die Thatsache heraus, dafs nur Einer der 
anwesenden Delegierten (welcher hierbei lediglich seinen persönlichen 
Standpunkt vertrat) zu den Impfgegnern gehörte, und dafs in Bezug auf 
den Wert der Impfung von einer Verschiedenheit der Meinungen unter 
den deutschen Ärzten kaum gesprochen werden darf. 

Betreffs eines zu erlassenden Leichenschangesetzes beschlofsder 
V. deutsche Ärztetag, dafs die Leichenschau auch in den dünnbe- 
völkerten Gegenden unentbehrlich, und es deshalb dringend notwendig 
sei, dafs eine obligatorische allgemeine Leichenschau im ganzen deutschen 
Reiche baldmöglichst gesetzlich eingeführt werde, femer, dafs dieselbe 
am zweckmäfsigsten durch ärztliche Leichenschauer stattzufinden habe. 
Einen gleichen Beschlufs fafste der VI. deutsche Ärztetag, welcher gleich- 
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zeitig den vom kaiserlich-deutschen Gesundheitsamt veröffentlichten Ent- 
wurf eines Leichenschaugesetzes für unannehmbar erklärte. (Dieser Ent- 
wurf wollte die Leichenschau auf Orte mit mehr als 5000 Einwohnern 
beschränkt wissen.) Die Errichtung von Lehrstühlen für Hygiene 
an allen deutschen Universitäten wurde fUr ein dringendes Bedürfnis 
erklärt, ebenso die Notwendigkeit anerkannt, dafs alle Hebammen 
unter der stetigen Eontrolle der Medizinalbeamten bleiben sollten. Einem 
von Dr. Pfeiffer -Weimar ausgearbeiteten Hebammen-Kalender, 
dessen Zweck eine genaue Tagebuchfährung und eine stetige Fortbildung 
der Hebammen ist, sprach der Ärztetag seine volle Zustimmung aus und 
genehmigte die Herausgabe desselben als im Auftrage des Geschäftsaus- 
schusses erfolgt. Betreffs der Aufsicht und des Schutzes der soge- 
nannten Haltekinder wurden (auf demselben Ärztetage) gesetzliche 
Vorschriften über die Beaufsichtigung Solcher für notwendig erklärt, 
und es wurde den Vereinen, welche sich mit der Unterbringung und Pflege 
kleiner Kinder befassen, die möglichste Förderung versprochen, auch auf 
die Notwendigkeit hingewiesen, an solchen Orten, wo geburtshülfliche 
Kliniken und Entbindungsanstalten bestehen, auf die Errichtung von 
Häusern hinzuwirken, welche in den ersten Wochen nach der Entbin- 
dung den Müttern und Kindern ein Asyl bieten. 

Die Vivisektion (VU. Ärztetag) wird als notwendig für die Fort- 
entwickelung der Naturwissenschaft im allgemeinen und der medizinischen 
Wissenschaft insbesondere erklärt, und die von einigen deutschen Ärzten 
in ihren polemischen Schriften aufgestellte Behauptung, dafs die über- 
wiegende Mehrzahl der Kollegen ihre Ansicht von der gänzlichen Nutz- 
losigkeit und der Unmoralität der Vivisektion teile, dieselbe jedoch 
aus Gleichgültigkeit, Zunftgeist oder Furcht nicht äulsere, als auf Selbst- 
täuschung oder Täuschung des Publikums berechnet bezeichnet. 

Auf dem IX. deutschen Ärztetage ward über eine Revision 
der deutschen Pharmakopoe verhandelt; sodann betreffs des Ge- 
heimmittelhandels ausgesprochen: 

„Das direkte oder indirekte Empfehlen oder Anpreisen von Arznei- 
mitteln (also auch sog. Geheimmitteln, Patentarzneien u. s. w.) zu Heil- 
zwecken seitens der Apotheker ist dem Selbstknrieren oder Selbstordinieren 
derselben gleich zu betrachten und mithin gesetzlich verboten.'' 

Auf dem XU. Ärztetage wurden gemeinsame Kommissionen der 
Ärzte und Apotheker zur Bekämpfung des Geheimmittelwesens 
empfohlen, und auf dem XVI. Ärztetage (Referent Becher -Berlin) 
folgende 4 Thesen zur Annahme gebracht: 

1. Das öffentliche Ankündigen oder Anpreisen von sogenannten Ge- 
heimmitteln ist, auch wenn deren angebliche Zusammensetzung bekannt ge- 
geben ist, zu verbieten. 
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2. Der Verkauf sogenannter Geheimmittel aufserhalb der Apotheken 
sollte noch vollständiger eingeschränkt werden, als es bisher durch die 
Kaiserliche Verordnung vom 4. Januar 1875 geschehen ist. 

3. Es sind unzweideutige Bestimmungen notwendig, welche verhüten, 
dafs der Geheimmittelhandel in den Apotheken uneingeschränkt im Wege 
des Handverkaufes sich breit macht. 

4. £s ist notwendig, diese Bestimmungen auch auf den Grofshandel mit 
sogenannten Geheimmitteln auszudehnen. 

Die Verhandlungen über einBeichsseuchengesetz fahrten nach 
umfassenden Referaten von Präsident Reinhard -Dresden und Gottl. 
Mebkel- Nürnberg auf dem XII. deutschen Ärztetage zur Annahme folgen- 
der Thesen: 

1. Die zur Abwehr der Einschleppung von in Europa nicht einheimi- 
schen Infektions-Krankheiten erforderlichen Verkehrsbeschränkungen sind 
von Fall zu Fall von Reichswegen zu treffen. 

2. Die Anzeigepflicht über das Auftreten gemeingefährlicher Krank- 
heiten ist den Ärzten, dem niederärztlichen Personal, wo solches besteht, 
und den Leichenschauern, und zugleich bei Cholera und Pocken auch den 
Haushaltungsvorstehem und deren Stellvertretern aufzuerlegen. Dies in- 
volviert die obligatorische Einführung der Leichenschau in allen den Staaten, 
in welchen sie noch nicht besteht. 

3) Über die Ursachen, den Stand und den Fortgang gemeingefährlicher 
Krankheiten hat die mit der Gesundheitspflege betraute Behörde unter 
pflichtmäfsiger Mitwirkung der Ärzte Ermittelungen zu veranstalten, Listen 
zu führen, und periodische Bekanntmachungen zu erlassen. 

4. Der mit der Gesundheitspflege betrauten Behörde sind durch Gesetz 
und Verordnung die zulässigen Mafsregeln zur Unterdrückung der auf- 
getretenen gemeingefährlichen Krankheiten zu bezeichnen, und ist ihr die 
Ermächtigung zur Anordnung derselben unter Mitwirkung der zuständigen 
Medizinalbeamten je nach Lage des Falles zu erteilen bezw. die Verpflich- 
tung zur Anordnung derselben aufzuerlegen. 

Als solche sind zu verstehen: 

a) Anordnung eventuell zwangsweise Durchführung der Desinfektion 
der Aufenthaltsräume und Wohnungen, sowie aller der Infektion verdäch- 
tigen Gegenstände, im Notfall zwangsweise Vernichtung der Letzteren. 

b) Zwangsweise Überführung solcher Kranken, welche nach Gutachten 
der Medizinalbeamten ohne Gefahr für sich oder Andere nicht zu Hause 
verpflegt werden können, in die bestehenden Krankenhäuser, oder — wo 
letztere fehlen — in ad hoc zu errichtende Epidemiehäuser; Wohnungs- 
sperre bis nach geschehener Desinfektion und zwangsweise Evakuierung von 
in verseuchten Häusern wohnenden Gesunden ; Bestimmungen über Kranken- 
transport und Transportmittel. 

c) Schliefsung von Schulen, Aufhebung von Märkten und anderen 
Massenversammlungen von Menschen. 

d) Zwangsweise Überführung von Leichen in die Leichenhäuser (wo 
solche bestehen), und beschleunigte Beerdigung unter Vermeidung gröfserer 
Leichenbegleitungen. 
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5. Die Methode und Art der Aasftthrang der Desinfektion wird dnrch 
besondere Instruktion festgesetzt. 

6. Für die Hinterlassenen derjenigen Ärzte, Geistlichen, Kranken- 
pfleger und Polizeibeamten , welche , während sie im Auftrage des Staates 
oder der Gemeinde an mit ansteckenden Krankheiten Leidenden Verkehr 
zu pflegen hatten, an solcher Krankheit tötlich erkrankten, ist vom Staate 
Fürsorge zu treffen. 

Auf demselben Ärztetage führten die Referate der Professoren Henoch 
Berlin und von Dusch -Heidelberg über Säuglingsernährung zur 
Niedersetznng einer besonderen Kommission, welche dajin im Juli 1884 
ihren Bericht über die Säuglingsemährungsfrage erstattete; dieser Bericht 
ist in Form einer eigenen Broschüre als Beilage zum ärztlichen Vereins- 
blatt allen Mitgliedern der Ärztevereine zugestellt worden. Ein mit leb- 
haftestem Interesse begrüfster Vortrag von Professor Koch -Berlin über 
die neuen Untersuchungsmethoden zum Nachweis der Mi- 
kroorganismen in Boden, Luft und Wasser gab zu einer Dis- 
kussion keine Veranlassung. 

Während hiernach die Gegenstände der öffentlichen Gesundheits- 
pflege nur vereinzelt und ohne inneren Zusammenhang je nach dem 
augenblicklich hervortretenden Bedürfnis auf den Ärztetagen zur Ver- 
handlung kamen, waren es vornehmlich die auf die Verhältnisse des 
ärztlichen Standes und dessen Stellung dem Staate gegen- 
über bezüglichen Materien, welche den wichtigsten Inhalt der 17 Ärzte- 
tage bilden. 

Die Stellung der Ärzte im Strafprozefs (der Zeugen- und 
Expertenzwang der Ärzte) gelangte auf dem III. Ärztetage zur Ver- 
handlung, die Kunstfehler der Ärzte auf dem XV. und XVI. Ärzte- 
tage (Referent: Deneke- Flensburg). Der auf dem letzteren gefafste Be- 
schluls geht dahin: 

„Vor der Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens ist von der AnkUge- 
behörde das Gutachten eines ärztlichen Kollegiums einzuziehen, welches 
sein Votum auf Grund des Krankheitsberichtes des angeschuldigten Arztes 
und eines Gutachtens des zuständigen Gerichtsarztes abgiebt.'^ 

Die Frage der ärztlichen Zeugnisse ward auf dem IV. und 
V. Ärztetage verhandelt; man einigte sich auf dem letzteren zu folgen- 
dem Beschlufs: 

1. den Ärzten wird empfohlen: 

a) sich in der Ausstellung von Attesten möglichst zu beschränken; 

b) bei Ausstellung von solchen möglichst objektiv und auch in der 
Form korrekt zu verfahren; 

2. die Behörden werden ersucht: die Verfügungen betreffend Aus- 
fertigung ärztlicher Atteste einer Revision zu unterziehen und die 
etwaigen das Ansehen und die Interessen des ärztlichen Standes 
verletzenden Bestimmungen derselben zu beseitigen. 
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Betreflfg der Taxen für Ärzte sprach sich der II. Ärztetag dahin 
aas, dafs sich eine völlige Anfhebong derselben (wie in Baden) nicht 
empfehle, dafs auch die Mehrzahl der in den Einzelstaaten vorhandenen 
Taxsätze den Verhältnissen des ärztlichen Standes nicht entspreche, dals 
aber eine einheitliche Taxe fUr Deutschland unmöglich und die Fest- 
setzung der richtigen Sätze den Lokalbehörden zu überlassen sei. 

Das Verhältnis der Ärzte zu den Lebensversicherungs- 
gesellschaften bildete den Gegenstand eingehender Verhandlungen, 
welche zum teil gemeinsam mit den Vertretern der letzteren geführt 
wurden und zu dem Ergebnis führten, dafs die Ausstellung hausärztlicher 
Atteste im Prinzip zugestanden, dafs dabei aber vorherige ausdrückliche 
Ermächtigung seitens des zu Versichernden und vollständige Diskretion 
seitens der Gesellschaft als unumgängliche Bedingung gefordert wurde. 

Von weit grösserer Bedeutung waren die Verhandlungen der Ärzte- 
tage über die Stellung der Ärzte zum Krankenkassengesetz. 

Als die neue sozialpolitische Gesetzscebung des deutschen Reiches in 
Flufs kam, haben auch die deutschen Ärzte die Absicht derselben, den 
Arbeiter in Zukunft gegen Krankheit, Unfall und Invalidität sicher zu 
stellen, freudig begrüfst und sich an ihrem Teil bereit erklärt, hierzu 
nach Kräften mitzuwirken. Aber gar bald machte es sich als ein schwerer 
Fehler geltend, dafs bei Vorbereitung und Beratung des Krankenkassen- 
gesetzes sachverständiger ärztlicher Beirat nicht stattgefunden und man 
es versäumt hatte, die Vertretung der deutschen Ärzte über einen so 
wichtigen Gegenstand vorher zu hören. Hatte schon in seiner Eröffnungs- 
rede des XI. Ärztetages der Vorsitzende auf die Gefahren und Bedenken 
jenes Gesetzes für den ärztlichen Stand hingewiesen, so war es Aufgabe 
des XII. Ärztetages (Eisenach 1884), in Würdigung dieser Gefahren auf 
eine gemeinsame Stellungnahme der deutschen Ärztevereine und ihrer 
Mitglieder gegenüber jenen Krankenkassen zu gelangen, und sich über 
gewisse Grundsätze und Minimalforderungen zu einigen; dennoch sollte 
es gar bald zu Tage treten, wie jene schlimmen Befürchtungen durcTi 
die Wirklichkeit noch weit übertroflfen wurden. Lag es schon in der 
Natur der Krankenversicherung überhaupt, dafs, sobald man dazu über- 
ging, die freie Wahl des Arztes aufzuheben, und bestimmte Kassenärzte 
anzustellen, der bisher vorhandene breite Boden, auf welchem die Praxis 
des jungen Arztes sich aufbaut, verlassen, und, ein Wettrennen mit er- 
laubten und unerlaubten Mitteln um die Erlangung solcher fixierter Stellen 
statthaben werde, so trat hierzu noch eine Reihe anderer, teils in der 
Honorierung, teils in der Stellung der Ärzte begründeter Missstände. 
Im Dezember 1885 bildeten im deutschen Reichstage jene Beschlüsse des 
Ärztetages den Gegenstand heftiger Angriffe und wurden irrtümlicher- 
weise als unerlaubte Strike versuche aufgefafst. Später fand sogar die 
ganz unverständliche und geradezu ungeheuerliche Auffassung einzelner 
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Erankenkassenvorstände, nach welcher unter freier ärztlicher Behand- 
lung auch eine solche durch Kurpfuscher verstanden werden dürfe, nicht 
den Einspruch aller Landesregierungen bezw. des Bundesrates. Denk- 
schriften und Eingaben an Reichstag und Bundesrat haben bisher sich 
vergeblich bemüht, hierin Wandel zu schaffen. Die teilweise ganz un- 
genügende Bezahlung und Übertragung der Behandlung grofser Kreise 
der Bevölkerung an einzelne (dadurch relativ noch bevorzugte) Arzte 
ruft eine Notlage des Standes hervor; jener Wettbewerb um erledigte 
Stellen droht mehr und mehr die Kegeln der ärztlichen Ethik und die 
Standesehre zu erschüttern; und wenn es nicht gelingt, die mafsgebenden 
gesetzgeberischen Kreise davon zu überzeugen, dafs ein Herabdrücken 
der Qualität des ärztlichen Standes gleichzeitig eine nicht zu unter- 
schätzende Gefahr für den Staat selber in sich birgt, wenn jene Gesetz- 
gebung nicht verbessert, und wenn namentlich bei der bevorstehenden 
Ausdehnung der Versicherung auf die Familien nicht auch auf die Stellung 
der Arzte genügende Rücksicht genommen wird, so droht das Kranken- 
kassengesetz, welches mit Überwindung unendlicher Schwierigkeiten zum 
Segen so vieler Millionen in Deutschland ins Leben gerufen wurde, nicht 
allein ein Fluch für die deutschen Ärzte zu werden, sondern auch seine 
eigensten Zwecke ernstlich zu gefährden. 

Die grofsen Aufgaben, welche dem nach seiner Bezahlung und seinem 
Einflufs richtig gestellten Kassenarzte obliegen und welche sich nicht nur 
auf die Heilung von Krankheiten, sondern namentlich auch auf die 
öffentliche Gesundheitspflege, auf Belehrung, teilnehmende Fürsorge, auf 
die Abwehr von Krankheitsursachen erstrecken, können gar nicht erfüllt 
werden, wenn, wie dies jetzt in zunehmendem Mafse der Fall ist, der 
sozialdemokratische Arbeitgeber (der Kassen vorstand), oft in brutaler 
Weise, die Ärzte unter seine Botmäfeigkeit zu stellen bemüht ist und 
leider auch häufig hierfür bereitwillige Dienstleistung findet. Welcher 
Qualität die letztere dann sein mufs, braucht nicht hervorgehoben zu 
werden. Seit jenem XU. Ärztetage in Eisenach hat die Frage der 
Krankenkassen fast alle folgenden Ärztetage beschäftigt, und es wird 
dies auch wohl fernerhin noch nötig sein. Besondere Verdienste in der 
Beurteilung und Behandlung dieses Themas haben sich erworben der stän- 
dige Referent der vom Ärztetage eingesetzten Kommission, Busch- Krefeld, 
sowie der leider uns so früh durch den Tod entrissene NEUBERT-Leipzig. 

Dafs man auch auf Seite der Regierungen es erkennt, wie sehr Ab- 
hülfe Not thut, beweist u. a. ein Ministerial-Erlafs der grofsherzoglichen 
Regierung in Baden vom 18. März d. J. Dieser Erlafs verweist die 
notwendige Regelung der Verhältnisse an die ärztlichen Vereine 
(welchen er hierbei die Unterstützung der Regierung verspricht), und, 

1) Ärztliches Vereinsblatt No. 217. 1890. S. 169. 
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soweit aafserhalb der Vereine stehende Ärzte in Betracht kommen, an 
die staatliche Vertretung der Ärzte, den „Ärztlichen Ausschufs". 

Hier liegt auch unseres Erachtens die endgiltige Lösung dieser 
schwierigsten Frage. Überall wo eine zufriedenstellende Regelung auf 
dem Wege der Verhandlung, womöglich unter Mitwirkung der Lokal- 
vereine, nicht erreichbar ist, mufs die staatlich anerkannte Ver- 
tretung der Ärzte zur Wirksamkeit kommen. Damit ihr dies aber 
möglich wird, müssen ihr weitergehende Rechte über alle Ärzte ihres 
Bezirks eingeräumt werden. Sie mufs es verhindern können, dafs Unter- 
bietung und Erschleichen von Stellen die gesundesten Verhältnisse unter- 
graben, sie mufs dafür sorgen, dafs die allerorten bewährten Ziele — 
Bezahlung nach der Leistung und möglichste Verteilung der Praxis an 
eine gröfsere Zahl von Ärzten — immer wieder angestrebt werden; ihr 
fällt aber dann auch die Pflicht zu, das Gedeihen der Kassen im Auge 
zu behalten und ihnen gute, ausreichende und nicht zu teure ärztliche 
Fürsorge zu gewährleisten. 

Dadurch wird auch auf die Dauer die Regelung der Erankenkassen- 
frage weniger Sache der Arztetage als vielmehr der Ärztekammern und 
eine der hauptsächlichsten Aufgaben der letzteren werden. 

Dafs auch jetzt schon an einigen Stellen sich Anzeichen einer Bes- 
serung von unten auf geltend machen, dafs der gesunde Sinn der Arbeiter 
sich gegen die Tyrannei der Vorstände hier und da empört, soll nicht 
unerwähnt bleiben ; eine durchgreifende und dauernde Besserung ist aber 
ohne organisiertes Handeln der Ärzte nicht zu erwarten. 

Für Deutschland, welches mit der obligatorischen Krankenversiche- 
rung der Arbeiter den Anfang gemacht, und insbesondere für die Ärzte 
sind nicht ohne Interesse die Versuche, welche in unserer nächsten Nach- 
barschaft, im Kanton Basel-Stadt, mit der obligatorischen Ver- 
sicherung aller Einwohner, anfangs der SOer Jahre, gemacht worden 
sind, und welche zum Teil auch durch den Einspruch der Ärzte scheiter- 
ten.^) Eine von den ärztlichen Mitgliedern des Grofsen Rates heraus- 
gegebene, sehr lesenswerte Broschüre: „die Kehrseite der allgemeinen 
obligatorischen Krankenversicherung (Basel 1883)" weist auf die grofsen 
Bedenken hin, welche durch die Verteilung der ganzen Praxis an bestimmte 
Kassenärzte nicht nur für den ärztlichen Stand und dessen Qualität, 
sondern auch für die gesammte Bevölkerung entstehen würden. Es wird 
nachgewiesen, dafs die in den „Motiven" ausgesprochene Vermutung, 
das „obere Fünftel " werde von dem ihm zugebilligten Rechte freier ärzt- 
licher Behandlung keinen Gebrauch machen, nicht ganz zutreffend sein, 
und, wo sie zutreffe, nur ungünstig wirken und notwendig Ärzte L und 



1) Das sehr interessante Material verdanke ich der Freundlichlceit des Herrn 
Prof. Dr. SociN-Basel. 
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III. Klasse schaflfen werde; der gute ärztliche Mittelstand wtlrde dann 
ganz fortfallen. Die Vorlage wurde vom Grofsen Rat (1884) verworfen; 
ein weiteres Gesetz tlber Krankenversicherung der Arbeiter fiel durch 
Volksabstimmung (1887), und nun ward im Jahre 1888 ein neuer Ent- 
wurf eingebracht, welcher alle Angestellten und Arbeiter, deren 
Einkommen 2200 Francs nicht übersteigt, sowie alle selbständigen Per- 
sonen mit einem Durchschnittseinkommen von 1200 — 2200 Francs, ein- 
schliefslich der Familien beider Kategorien zur obligatorischen 
Krankenversicherung heranziehen wollte. (Es sollte aber nur ärztliche 
Behandlung und Arznei, nicht, wie in Deutschland, Krankengeld gewährt 
werden.) Auch hier war wieder die Verteilung der Praxis an bestimmte 
Kassenärzte mit fixirtem Gehalt in Aussicht genommen. Hiergegen wendete 
sich von Neuem eine „Eingabe der medizinischen Gesellschaft zu Basel^^ 
(1888), indem sie nachweist, dafs jenes System zu den grölsten Härten 
sowohl für jene „Staatsärzte'' wie fttr die nicht berücksichtigten Kollegen 
führen werde. Überbürdung auf der einen, geistige Versumpfung auf 
der anderen Seite würden die Folgen sein ; nur die Honorierung der Einzel- 
leistung so wie die freie Auswahl unter einer möglichst grofsen Zahl von 
Ärzten sei für alle Teile ratsam. Und als der Grofse Rat diesen Aus- 
führungen gegenüber sich willig zeigte und in den Gesetzentwurf die Be- 
stimmung aufiiahm, dafs „eine angemessene Zahl von Ärzten anzustellen 
sei, deren Honorierung nach Mafsgabe ihrer Leistungen auf Grund eines 
vom Regierungsrate aufzustellenden Tarifs erfolgen solle", entspann sich 
über die Höhe dieses Tarifs eine Diskussion; während die Regierung 
1 Fr. 20 Cent, für Besuch, 60 Cent, für Konsultation (im Durchschnitt 
3 Fr. 41 Cent, pro Kopf und Jahr) als ausreichend erklärte, schienen 
den Ärzten die Sätze von 1 Fr. 50 Cent, und 75 Cent, (pro Kopf und 
Jahr 4 Fr. 22 Cent.) angemessen. 

Die Frage ist nicht zum Austrag gekommen; das ganze Gesetz wurde 
von dem souveränen Volke im Anfang dieses Jahres durch Referendum 
verworfen. 

Minder wichtig, jedoch nicht ohne Bedeutung fttr den ärztlichen 
Stand waren die Verhandlungen der Ärztetage über das Verhältnis zn 
den privaten Ünfallversicherungs-Gesellschaften, ebenso wie 
zu den auf Grund des Gesetzes über die Unfallversicherung gebildeten 
Berufsgenossenschaften. Aufser einer Festsetzung der für die Be- 
zahlung der ärztlichen Leistungen einzuhaltenden Normen wurde nament- 
lich dem Verlangen Ausdruck gegeben, dafs das Verhalten der Vertrauens- 
ärzte niemals zu einer Beeinträchtigung der hausärztlichen Stellung und 
Wirksamkeit führen dürfe, dafs somit eine Konsultation zwischen Haus- 
arzt und Vertrauensarzt nach Möglichkeit anzustreben sei. 

Auch bei dieser Gesetzgebung (Unfallversicherungs-Gesetz) hat man 

Qraf, Ärztliohes Yereinsweaen. 3 



34 ObligatoriBche Anwendung der Antiseptik. 

das sachverständige Urteil des Arztes entbehren zu können geglaubt, 
sicher nicht zum Vorteil der Sache. 

Die Gefahren, welche der Freiheit des ärztlichen Handelns durch 
eine mifsverständliche dogmatische Auffassung der segensreichen Wirkung 
antiseptischer Behandlungsmethoden drohten, führten zu der Behandlung 
des Themas: Die obligatorische Anwendung der Antiseptik 
in Chirurgie und Geburtshülfe^' auf dem IX. Ärztetage und es 
gelangten folgende Thesen der Professoren Bardeleben (Berlin) und 
DoHRN (Marburg) zur einstimmigen Annahme: 

A) Bardeleben: 

1. Es ist Pflicht jedes Arztes, bei der Behandlung aller Verletzungen und 
bei der Ausführung aller Operationen streng antiseptisch zu verfahren d. h. 
mit gröfster Sorgfalt Fäulnis zu verhüten und dieselbe zu vertilgen, wo sie 
bereits entstanden ist. 

2. Welche Methode und welches Verfahren der Arzt zu diesem Behufe 
im einzelnen Falle anwenden will, bleibt seiner Wahl überlassen ^ welche 
einerseits durch seine wissenschaftliche Überzeugung geleitet werden muls, 
andererseits aber auch durch zufällige Aufsenverhältnisse bestimmt werden 
kann. 

3. Gesetzliche Bestimmungen oder Verordnungen seitens des Reiches 
oder der Einzelstaateu, welche eine obligatorische Einführung der antisep- 
tischen Methode zum Zweck haben sollten, erscheinen dem deutschen Ärzte- 
vereinsbunde nicht erforderlich und nicht statthaft. 

B) Dohrn: 

1. Das Verfahren des Geburtshelfers soll zwar in keinem Punkte in 
Widerspruch treten mit den Grundsätzen der Antisepsis, iudefs wäre die 
Anforderung einer bestimmten Methode derselben, selbst wenn sie prinzipiell 
zulässig erschiene, doch wissenschaftlich zur Zeit nicht zu begründen. Die 
Aufgabe der Jetztzeit besteht vielmehr in der möglichst ausgedehnten Be- 
lehrung des ärztlichen Personals über die durch die Antisepsis zu erreichenden 
Erfolge, insbesondere im Hinblick auf die vielfachen schon darüber vor- 
liegenden klinischen Erfahrungen. 

2. Für die Hebammen bedürfen alle Vorschriften, welche auf Sauber- 
keit, sowie auf Desinfektion von Händen, Kleidern und Instramenten Bezug 
haben, strenger Fassung. Eine straffe Aufsicht darüber, in wie weit die 
Hebammen diesen Vorschriften nachkommen, ist notwendig. Insbesondere 
ist eine öftere, sämtliche Hebammen eines Bezirkes umfassende Nachprüfung 
zu diesem Behufe erforderlich. Über die weiter gehenden auf Antisepsis 
bezüglichen Vorschriften für die Hebammen liegt zur Zeit noch keine aus- 
reichende Erfahrung vor, um darüber ein Urteil abgeben zu können. 

Zu der Frage der ärztlichen Prüfungsordnung stellte der 
VI. Arztetag das Verlangen auf, dafs vor der endgültigen Feststellung 
der neuen Prüfungsordnung die Landesregierungen zu veranlassen seien, 
die ärztlichen Standesvertretungen, beziehungsweise wo solche nicht vor- 
handen sind, die Ärztevereine über dieselbe zu hören. Über einen 
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Punkt derselben, über die Zulassung der Kealschulabiturienten zum medi- 
zinischen Stadium fand auf Veranlassung des preufsischen Kultusministers 
eine Abstimmung der Vereine statt, in welcher sich von 163 stimmen- 
den Vereinen 157 gegen eine solche Zulassung erklärten. Die weiteren 
Verhandlungen tlber die Prüfungsordnung, welche auf dem XVU. Ärzte- 
tage wieder aufgenommen wurden, sollen erst in diesem Jahre auf dem 
XVni. Ärztetage in München zum Abschlufs gelangen. — 

Die Frage der mifslichen Lage des ärztlichen Standes und 
speziell die Überfttllung desselben beschäftigte den XIV. Ärzte- 
tag und führte zu einem Bundschreiben, welches auf Grund statistischer 
Mitteilungen vom Studium der Medizin abmahnt, und sowohl durch die 
Tagespresse verbreitet wie auch allen Direktoren deutscher Gymnasien 
zugeschickt wurde. 

An die Begründung des deutschen Ärztevereinsbundes hatte sich als- 
bald in weiteren Kreisen die Hofifhung geknüpft, es werde dadurch auch die 
Schöpfung einer allgemeinen Invaliden- und Witwenkasse für 
deutsche Ärzte ermöglicht werden. Die grofsen Schwierigkeiten, welche 
sich einem solchen Unternehmen in den Weg stellten, fanden ihre Wür- 
digung und eingehende Erörterung auf dem V., VI. und VIL Ärztetage. 
Auf dem ersteren wurde ausgesprochen, dab eine solche Kasse auf dem 
Wege der Lebensversicherung zur Zeit noch nicht möglich, femer, dafs 
die Unterstützung der Invaliden und Hinterbliebenen zur Zeit am zweck- 
mäfsigsten von den ärztlichen Lokal- oder Landesunterstützungsvereinen 
ausgeübt werden mtlsse, und dafs eine allgemeine Unterstützungskasse 
des deutschen Ärztevereinsbundes nur auf einer Grundlage aufgeführt 
werden könne, die rechnungsmäfsig feststehende Ansprüche gewährleiste. 
Denselben Standpunkt hielt auch der VI. Ärztetag fest; er sprach sich, 
„ohne zur Zeit die Errichtung einer Unterstützungskasse des Ärztevereins- 
bundes im Prinzip abzulehnen", dafür aus, dafs der Beitritt zu den be- 
treffenden lokalen Unterstützungskassen für alle Vereinsmitglieder ein 
obligatorischer sein solle, beschlofs aber dennoch eine Enquete darüber, 
welche deutschen Ärzte und mit welchen Beiträgen dieselben einer 
Zentralhülfskasse obligatorisch beizutreten gewillt seien. Als nun 
schon auf dem VII. Ärztetage auf Antrag der Herren Bosenthal und 
Koch -Berlin die Zustimmung des Ärztetages zu einer von ihnen ge- 
planten „Zentralhülfskasse für die Ärzte Deutschlands und deren Hinter- 
bliebene" verlangt, aber mit grober Mehrheit abgelehnt wurde, da, ab- 
gesehen von anderen Bedenken, jenes Projekt der unzweifelhaft notwen- 
digen und vom Ärztetage geforderten rechnungsmäfsigen Grundlagen und 
Garantieen noch entbehrte, so knüpfte sich hieran in der Presse eine 
sehr unerquickliche Diskussion mit Anfeindungen gegen diesen Beschlufs 
des Ärztetages und gegen den Geschäftsausschufs, ohne indes den letz- 
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teren zu einer anderen Auffassung der Sache veranlassen zu können, i) 
Die Yon jenen Ärztetagen empfohlenen ärztlichen Untersttttzungs- 
und Witwenkassen im deutschen Reiche haben sich wesentlich ver- 
mehrt und erfreuen sich eines grolsen und segensreichen Aufschwunges, 
wie solcher sich in Mitteilungen des „ärztlichen Vereinsblattes" 1880 S. 147 
u. flf. und 1887 S. 87 «. kundgiebt. 

Das Verhältnis der Ärzte zum Staate war einer der 
frühesten Verhandlungsgegenstände ; schon auf dem IL Ärztetage machten 
sich zwei gegensätzliche Strömungen geltend. Hebmann Eberhard Rich- 
ter; der alte Kämpfer fttr Freiheit und Emanzipation des ärztlichen 
Standes aus drückenden Fesseln, hielt es fttr seine erste Pflicht, diesen 
Gesichtspunkt zum formalen Ausdruck zu bringen. Er stellte dort den 
Antrag, auszusprechen: „Die Ärzte sind keine Staatsdiener, ihnen liegt 
keinerlei öffentliches Amt ob; sie unterliegen aufser den allgemeinen 
Gesetzen keinen sonstigen exzeptionellen Verpflichtungen, ausgenommen 
die im Strafgesetzbuch ausgesprochenen sog. Zuwiderhandlungen gegen 
die Berufspflichten^'. Es war klar, dafs Richter nicht daran denken 
konnte, mit diesem Satze das ganze Verhältnis der Ärzte zum Staate 
kennzeichnen zu wollen, — er, derselbe Mann, durch dessen Initiative 
und mit dessen voller Übereinstimmung die beiden Paragraphen unserer 
Satzungen im Jahre vorher zur Annahme gelangt waren, welche besagen, 
dafs „die fakultative Teilnahme an der öffentlichen Gesundheitspflege 
und der Medizinalgesetzgebung zu den Aufgaben und Zwecken der ärzt- 
lichen Vereine gehöre, und dafs es ihnen zur Pflicht gemacht werde, 
dahin zu streben, dafs sie von der betreffenden Staats- oder Provinzial- 
oder Ortsbehörde als Vertreter des ärztlichen Standes anerkannt werden 
sollen." — Der Antrag Richter wurde mit grofser Majorität abgelehnt, 
und der Antragsteller selbst, weit entfernt, diese Ablehnung als eine 
Niederlage zu empfinden, schrieb in seinem Berichte: „der IL Arztetag 
hat sich in sehr zufriedenstellender und wahrhaft gediegener Weise ent- 
wickelt." 

So war es denn in der That das grundlegende Bestreben dieses und 
der folgenden Ärztetage, zunächst die Frage der ärztlichen Standes- 
vertretung in allen Einzelstaaten einer Lösung entgegenzufahren. 
Damals waren nur Baden, Sachsen, Braunschweig und Bayern im Besitze 
solcher staatsseitig geschaffener Vertretungen. Demgemäfs fafste nach 
eingehenden Berichten über die bestehenden Vertretungen in jenen vier 
Staaten der IL Ärztetag folgende Beschlüsse: 

„Das Reichskanzleramt wolle auf möglichst baldige Organisation und 
staatliche Anerkennung ärztlicher Vereine In den Reichsgebieten, wo solche 



1) lieber diese inzwischen ins Leben getretene Kasse s. u. Berlin. 
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noch nicht bestehen, Bedacht nehmen'^ (Antrag Heinze) und: ,,die gesetz- 
liche Regelung der ärztlichen Pflichtbeziehungen zum Staate soll unter 
offizieller Mitwirkung einer möglichst umfassenden ärztlichen Standesrepräsen- 
tation in sämtlichen Staaten des deutschen Reiches erfolgen/' (FiKKELNBURa.) 

Während in dieser Frage der II. Ärzteteg die Initiative vom Reichs- 
kanzleramt erwartet hatte, schlofs der III. Ärztetag sich einer vorliegen- 
den Petition preuidiseher Ärztevereine um baldige Organisation des Medi- 
zinalwesens in Preufsen an. Und als mittlerweile zu jenen vier Staaten 
noch Württemberg und Hessen getreten waren, beschäftigte sich der 
V. Ärztetag in Nürnberg wieder in eingehendster Beratung mit der Organi- 
sation dieser ärztlichen Standesvertretnngen. Die Notwendigkeit solcher 
Organe für alle deutschen Staaten wurde noch einmal betont, dagegen 
wurde die wichtige Frage, ob das Wahlrecht ein allgemeines fttr alle 
Ärzte sein solle, oder ob ein solches auf die Mitglieder ärztlicher Vereine 
zu beschränken sei, eine Frage, welche schon in jenen 6 Staaten ver- 
schiedenartig beantwortet war (Baden und Braunschweig allgemeines 
Wahlrecht), dahin beantwortet, dafs die Beschränkung auf Vereinsmit- 
glieder allerdings als die vorzuziehende Norm zu bezeichnen, dafs sie aber 
keineswegs als eine notwendige Forderung hinzustellen sei. Es geschah 
dies namentlich mit Rücksicht auf Preufsen, wo bei der ungleichen Ent- 
wickelung deß Vereinslebens in den verschiedenen Provinzen befürchtet 
werden mufste, dafs ohne allgemeines Wahlrecht die Schaffung einer 
Standesvertretung noch lange ein frommer Wunsch bleiben werde. Eine 
Beschlufsfassung über die speziellen ihr einzuräumenden Befugnisse ward 
vertagt. 

Hier mag denn gleich eingeschaltet werden, dafs es im Jahre 1S87 
nach langen Kämpfen und Mühen durch die wohlwollende Vermittelung 
des preufsischen Ministerpräsidenten Fürsten Bismarck und des Kultus- 
ministers V. GossLEB gelungen ist, dem gröfsten deutschen Bundesstaate 
eine staatlich geordnete Standesvertretung zu schafifen, auf welchem Fun- 
dament nun fortgebaut werden kann. Diese preufsischen „Ärztekammern^' 
beruhen auf dem allgemeinen Wahlrecht (auf je 50 Ärzte ein Vertreter). 
Ihre Zahl beträgt 12, den Provinzen des Staates entsprechend; zu einem 
zentralen Verbände sind dieselben bisher nicht vereinigt Sie besitzen 
insofern eine Disziplinargewalt (die einzige nach der jetzigen Gesetz- 
gebung zulässige), dafe sie unwürdigen Kollegen das Wahlrecht (für die 
Wahlen zur Ärztekammer) dauernd oder auf Zeit aberkennen können. 

Waren also gegenüber jener Forderung einer Vertretung des ärztlichen 
Standes dem Staate gegenüber alle Parteien einig, so gab die Stellung 
der Ärzte zur Gewerbeordnung und namentlich zu der durch letztere 
festgestellten Freigebung des Heilgewerbes, zu ernstlicher Meinungsver- 
schiedenheit Veranlassung. 

Diese Freigebung des Heilgewerbes hatte wesentlich aufBe- 
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treiben der ,,B6rliner medizinischen Gesellschaft'' in der Gewerbeordnung 
von 1869 Aufnahme gefunden. Der damals dem Reichstage von den 
Bundesregierungen vorgelegte Entwurf hatte das frühere Verhältnis, 
nach welchem die Approbation Vorbedingung der ärztlichen Praxis war, 
beibehalten, allerdings daneben auch die sehr bedenkliche Bestimmung 
eingefügt, dafs es den Landesbehörden der Einzelstaaten freistehen solle, 
zu bestimmen, in wie weit die Verrichtungen der Ärzte und Apotheker 
auch von nicht geprüften Personen ausgeübt werden dürften. Dafs die 
letztere Bestimmung, welche eine Rechtsungleichheit innerhalb des Bun- 
desgebietes geschaffen haben würde, durchaus unzulässig war, wird heute 
Niemand bezweifeln. Indes ging der Eifer der Berliner medizinischen 
Gesellschaft für die Aufhebung der Pfuscbereiverbote so weit, dafs die- 
selbe, falls ihr Prinzipalantrag (Aufhebung der Pfuschereiverbote für das 
ganze Bundesgebiet) keine Annahme finden würde, für die eventuelle 
Aufnahme jener fakultativen Freigebung plaidierte. Aufserdem spricht 
sich die betreffende Petition der Gesellschaft für Aufhebung der ärzt- 
lichen Taxen und energisch für die Beseitigung des Paragraph 200 des 
Strafgesetzbuches (gesetzliche Verpflichtung zur ärztlichen Hülfeleistung), 
welcher seit dem Jahre 1851 in Preufsen Geltung hatte, aus. Bei der 
Begründung dieses letzteren Verlangens wird aber ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dafs diese Zwangsverpflichtung der Arzte in 
gar keiner Beziehung zu der vorher beantragten Freigebung 
der ärztlichen Praxis stehe; das Verbot der Medizinal- 
pfuscherei sei in dem regierungsseitig erlassenen Entwurf 
der Gewerbeordnung ausdrücklich als ein solches bezeichnet, 
welches nicht zum Schutze der Arzte, sondern „im Interesse 
der Sorge für Leben und Gesundheit der Staatsangehör igen'' 
aufrecht erhalten werden solle. Schliefelich wies auch jene Peti- 
tion darauf hin, dafs eine Reform der Medizinalverfassung in den verschie- 
denen Bundesländern, insbesondere in Preufsen, ein dringendes Bedürfnis 
sei, und sprach ihr Bedauern darüber aus, dafs eine Gewerbe- und nicht 
eine Medizinalordnung dazu bestimmt sei, diese Verhältnisse der Ärzte 
zu regeln. 

Es fehlte auch schon in jener Zeit in den mabgebenden ärztlichen 
Kreisen nicht an Stimmen, welche jene Freigebung des Heilgewerbes 
für eine äufserst bedenkliche Mafsregel hielten, und es ist eine bekannte 
Thatsache, dafe auch im Vorstande der Berliner medizinischen Gesell- 
schaft sich namhafte Vertreter dieser Anschauung (Langenbeck, Aug. 
HmscH) befunden hatten. 

Vergeblich wies in der entscheidenden Sitzung des Norddeutschen 
Reichstags der Vertreter der Bundesregierungen, Herr Delbrück, auf das 
Gutachten der „Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen'' 
hin, welche sich mit 9 gegen 2 Stimmen für die Bestrafung der Medizi- 
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nalpfuscher aasgesprochen hatte. Mitglieder waren damals: Jüngken, 
VON HoBN, VON Langenbeck, Housselle, Martin, Frerichs, Virchow, 
Hoffmann, Griesinger, Bardeleben nnd Skrzeczka. 

Die darauf beztiglichen Gesetze sah die genannte Deputation nicht 
als einen Schutz für den ärztlichen Stand an, sondern sprach sich für 
Beibehaltung derselben vornehmlich aus folgenden Gründen aus: 

„Mit Aufhebung der Strafvorschrift gegen die gewerbsmäfsige Pfuscherei 
wird die BestimmuDg wegen Approbation der Ärzte sofort illusorisch gemacht 
werden. £s wird hiernach das Studium der medizinischen Wissenschaften 
zwar nicht aufhören, wohl aber läge es alsdann nahe, dafs eine Anzahl 
junger Mediziner, aus Scheu vor dem Staatsexamen und den damit ver- 
knüpften Kosten, nicht säumen würde, mit einem ihnen genügenden Pfunde 
von Kenntnissen ausgerüstet, ohne Weiteres ihr Heil in der freien Praxis 
zu suchen. Die Folgen hiervon würden sich nicht allein durch Beeinträch- 
tigung des Bestehens derjenigen Ärzte bemerklich machen, weiche trotzdem 
die Approbation zu erlangen sich verpflichtet gehalten haben, sondern auch 
eine erhebliche Gefahr für das Gemeinwohl mit sich zu führen nicht ver- 
fehlen. 

„Vernachlässigung der wissenschaftlichen Bildung unter den prakti- 
zierenden Ärzten, die gern mit Lockerung der Sitte im Bunde steht, und 
Preisgeben des ärztlichen Wirkens an blofse Routiniers von zweifelhaftem 
Charakter kann dem Staat nimmer Segen bringen. Es ist zwar die Sache 
des einzelnen Staatsbürgers, sich vor Schaden zu hüten und im Falle der 
Not nur die durch öffentliche Garantie bewährte Hülfe zu suchen. Die staat- 
liche Überwachung des allgemeinen Gesundheitswohles aber bedarf einer, 
nach festen Prinzipien geordneten Medizinal Verfassung , zu deren Bestehen 
das Streben nach möglichst gründlicher, wissenschaftlicher Durchbildung 
aller ihr zugehörigen Organe ein unerlässliches Erfordernis ist. Wir können 
es als eine Errungenschaft der neueren Zeit bezeichnen, dafs mit den ge- 
steigerten Anforderungen, welche der Staat an die wissenschaftliche und 
technische Befähigung der Personen stellt, denen er die Erlaubnis zur ärzt- 
lichen Behandlung seiner Bürger ausschliefslich erteilt, das mittelalterliche 
verderbliche Treiben der Quacksalber, Marktschreier, Olitätenkrämer u. s. w. 
allmählich, wenigstens von der Stral'se, gewichen ist. Freigeben der ge- 
werbsmäfsigen Medizinalpfuscherei würde allem diesen Unwesen wieder Thor 
und Thür öffnen. Den Schaden aber, welcher hierdurch den Individuen, 
sowie dem allgemeinen Gesundheitswohl zugefügt werden würde, vermögen 
gesetzliche Regressiv-Mafsregeln schwerlich wieder gut zu machen. 

„Mehr aber noch als die Verhütung des Verfalls der Würde des ärzt- 
lichen Standes mufs für den Staat die sanitätspolizeiliche Sorge für 
die Beschränkung und Verhütung ansteckender Krankheiten und Seuchen 
ein dringend mafsgebender Grund werden, das Strafverbot gegen die ge- 
werbsmäfsige Medizinalpfuscherei aufrecht zu halten. Ein warnendes Bei- 
spiel giebt in dieser Beziehung die Veterinärpolizei. Die den Viehbesitzern, 
Hirten, Schmieden und zahllosen Pfuschern freigegebene tierärztliche Praxis 
hat zur Folge, dafs die ersten Fälle ansteckender Tierkrankheiten und Epi- 
zootien entweder aus Unkenntnis oder aus böswilliger Absicht unermittelt 
bleiben und zu spät zur Anzeige gelangen. Wenn die amtliche Konstatierung 
der Tierseuchen durch die approbierten Sachverständigen der Staatsregierung 
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erfolgt, haben die Krankheitsfälle häufig bereits eine Verbreitung erlangt, 
die, je heimlicher sie sich fortgebildet hat, um so schwieriger zu beschränken 
ist. Diesem Übelstande ist es zu verdanken, dafs die Lungenseuche des 
Rindviehs, der Rotz der Pferde, die Räude und die Pocken der Schafe an 
vielen Stellen schon stationäre Krankheiten geworden sind, und dafs diese 
Seuchen, trotz aller Anstrengungen der Veterinärpolizei, sie zu tilgen, die 
Bedeutung einer bleibenden, an dem Wohlstande des Landes zehrenden Kala- 
mität erlangt haben. 

„Analoges Elend würde sich mit den ansteckenden Krankheiten der 
Menschen ereignen, wenn die Behandlung derselben den Medizinalpfuschem 
nicht durch ein Strafverbot entzogen sein sollte. Da dies mit Erfolg nur 
durch Untersagung der Medizinalpfuscherei gegen Belohnung in ihrem ganzen 
Umfang geschehen kann, so müssen wir uns aus diesem Grunde gegen die Auf- 
hebung der Strafvorschrift des § 199 erklären.'^ ^) 

Trotz dieses Votums gelangten die jetzt noch geltenden Bestimmungen 
der Gewerbeordnung zur Annahme. 

Schon in den Debatten des 11. Arztetages trat eine Partei hervor, 
welche gegen die Stellung der Ärzte in der Gewerbeordnung und die 
Eurierfreiheit entschieden Front machte, und auf demselben Ärztetage 
ward bei der Verhandlung über die strafgesetzliche Behandlung der Kur- 
pfuscherei festgestellt, dafs das jetzige Strafgesetz die approbierten Ärzte 
in Bezug auf Kunstfehler weit ungünstiger stelle, als die Pfuscher. Am 
schärfsten kam jener Gegensatz der Anschauungen wieder zu Tage auf 
dem VU. Ärztetage bei Gelegenheit des Themas: „Die Heilkunde im 
Umherziehen" (A. Guttstadt und B. Frankel). Da es sich zeigte, dafs 
bis zur weiteren Klärung der Frage an eine Versöhnung der auseinander- 
gehenden Richtungen nicht zu denken war, eine Abstimmung aber den 
drohenden Bits nur erweitert haben würde, so war man von beiden Seiten 
damit einverstanden, die Entscheidung vorläufig zurückzustellen. 

Dieses Einverständnis fand seinen Ausgleich in dem Beschlufs, dafs 
der Gescbäftsausschufs beauftragt werde, zu untersuchen, ob und welche 
Nachteile auf das öffentliche Wohl und den ärztlichen 
Stand infolge der Gewerbeordnung von 1869 eingetreten 
seien, und dem Ärztetage hierüber Bericht zu erstatten. 

Dafs diese Untersuchung, wenn überhaupt, so doch nicht in nächster 
Zeit zu sicheren Resultaten führen könne, darüber waren wohl beide 
Parteien einig. Es galt also trotz jenes Gegensatzes eine Grundlage zu 
finden, auf der eine gemeinsame Verhandlung und Fortentwicklung mög- 
lich sei. Hierzu erwiesen sich die von dem Vorsitzenden aufgestellten, 
vom Gescbäftsausschufs adoptierten sogenannten „Aphorismen" ^) auch in- 

1) Vgl. die ärztliche Gewerbefreiheit im deutschen Reiche von Dr. Alb. Qütt- 
BTADT, Berlin 1880. 

2) Ärztliches Vereinsblatt 1880 S. 47. 
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sofern zweckdienlich , als sie folgende Fragestellung formulierten : Ob 
die gegenwärtige Majorität der deutschen Arzte eine Änderung des Be- 
stehenden für wünschenswert erachtet, eventuell unter welchen Voraus- 
setzungen und Bedingungen sie zu einer solchen Änderung ihrerseits die 
Hand bieten mll. 

„Die Stellung der Ärzte zur Gewerbeordnung" lautete 
daher das wichtigste Thema des YIII. deutschen Ärztetages. 

Nach einem umfassenden Beferate yon Aub gelangte daselbst eine 
Beihe von Thesen, teils einstimmig, teils mit grober Majorität, zur An- 
nahme, welche eine deutscheÄrzteordnung forderten und zugleich 
Grundlagen für eine solche feststellten. Gleichzeitig ward auf Antrag 
yon PLOSS-Leipzig der Geschäftsausschufs beauftragt, „den Entwurf einer 
Ärzteordnung vorzulegen". 

Diesem Auftrage glaubte der Ausschufs am besten dadurch zu ent- 
sprechen, dafs er mit Bttcksicht auf die grofsen SchvKerigkeiten einer 
Einigung über Prinzipienfragen zunächst nur die beiden wichtigsten 
Punkte, die Standesvertretung und den Ehrenrat auf dem IX 
Ärztetag (Kassel 1881), gewissermafsen in erster Lesung, zur Verhandlung 
stellte. Namentlich war es die letztgenannte Institution, über welche 
vielfache Unklarheit und gegen welche der lauteste Widerspruch sich 
geltend machte. Dafs überall dort, wo Vereine bestimmte Satzungen 
und mafsgebende Standesordnungen aufgestellt hatten, auch eine Ver- 
letzung derselben durch eine richterliche Instanz (Ehren- oder Schieds- 
gericht) abgeurteilt werden müfse, war ein wenig bestrittener Punkt; 
hier handelte es sich ja nur um innere Angelegenheiten der Vereine und 
um Strafen, für welche die Zugehörigkeit zu denselben entscheidend war. 
Eine ganz andere Institution aber sind Ehrenräte, welche der Staat in 
einer Ärzteordnung anerkennen soll, deren Urteile vollstreckbar sein und 
welche ihre Kompetenz über alle Ärzte, gleichviel ob Mitglieder ärzt- 
licher Vereine oder nicht, ausdehnen sollen. In keinem Stadium der 
Verhandlungen ist es verkannt worden, dafs hier eine der wichtigsten 
Fragen vorliege, dafs bei Bejahung derselben die Ärzte zu schützen seien 
sowohl gegen übereilte und unrichtige Urteile, als auch gegen eine weiter 
gehende Einmischung des Staates, als sie durch sein Aufsichtsrecht not- 
wendig bedingt ist, — aber dafs die Frage entschieden werden mufste, 
war klar. Sie ist, um dies gleich vorweg zu nehmen, in bejahendem 
Sinne entschieden worden auf drei Ärztetagen, in Kassel, Nürnberg und 
Eisenach (1880, 18S2, 1884). 

Auf dem IX. Ärztetage in Kassel gelangten, nachdem die Organisa- 
tion der Standesvertretung in gleichem Sinne, wie 4 Jahre vorher in 
Nürnberg erledigt war, nach einem eingehenden Beferate von WALLicaas 
drei Sätze zur Annahme, welche Ehrengerichte empfehlen, ihre Com- 
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peteDz über alle Ärzte des Bezirks, nnd endlich eine zweite (sog. Be- 
rufangs-) Instanz fordern. 

So trat der X. Ärztetag (Nürnberg 1882) wohl vorbereitet an seine 
schwierige Aufgabe, die „Grundzüge einer deutschen Ärzte - 
Ordnung '' zu beschliefsen. 

Eine ganz besondere Bedeutung erlangte dieser Ärztetag noch da- 
durch, dafs die Frage der Approbationsentziehung durch eine Vorlage 
des Bundesrats an den Reichstag zu einer brennenden geworden war. 
Nach dieser Vorlage sollte die Entziehung der ärztlichen Approbation 
durch die Verwaltungsbehörden dann erfolgen können, wenn „aus Hand- 
lungen oder Unterlassungen des Inhabers der Mangel derjenigen Eigen- 
schaften, welche bei Erteilung der Approbation vorausgesetzt werden 
mufsten, klar erhellt'^ In den Motiven zu der Vorlage fand sich der für 
eine Majorität gesetzgebender Körperschaften sehr überzeugende Grund, 
dafs der ärztliche Stand von solchen Elementen, welche die durch ihren 
Beruf gegebene Vertrauensstellung gröblich mifsbraucht hätten, nach 
Möglichkeit zu befreien sei. Da somit Gefahr im Verzuge , hatte der 
Geschäftsausschufs sich schon vor dem Ärztetage mit einer Petition an 
den Reichstag gewendet, in welcher er, gestützt auf einen Beschlufs des 
Kasseler Ärztetags, gegen eine solche einschneidende diskretionäre Be- 
\fugnis von Verwaltungsbehörden entschieden protestierte, gleichzeitig aber, 
um den Motiven einigermafisen gerecht zu werden, es als selbstverständ- 
lich bezeichnete, dafs bei Verurteilungen mit Entziehung der bürgerlichen 
Ehrenrechte auch die Entziehung der Approbation erfolgen könne. Gegen 
dieses „selbstverständlich" richtete sich nun dieselbe Opposition, welche 
auch gegen staatlich anerkannte Ehrengerichte sich mit aller Schärfe 
kehrte, indem sie den Grundsatz verteidigte, dafs mit Abbüfsung einer 
Strafe das Verbrechen gesühnt sei, dafs der Bestrafte nunmehr in das 
öffentliche Leben zurückkehren dürfe und dafs man ihm nicht durch sein 
ganzes Leben Schaden zufügen solle. 

Nicht ohne Interesse ist es hierbei daran zu erinnern, dafs es keines- 
wegs immer im Sinne derjenigen gelegen hat, welche das gegenwärtig 
zu Recht bestehende Verhältnis der Ärzte in der Gewerbeordnung herbei- 
zuführen bemüht waren, auch der Approbation ihren unzerstörbaren 
Charakter aufzudrücken; denn die Petition der Berliner medizinischen 
Gesellschaft im Jahre 1869 wollte in jedem anderen Falle von Verurtei- 
lung mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte die Approbation erloschen 
sehen, aufser wenn die Verurteilung auf Grund politischer Vergehen oder 
Verbrechen erfolgt sei. 

Ebenso wie die Ehrengerichte nach dem Vorgange von Eisenach mit 
grofser Majorität angenommen wurden, entschied sich auch der Nürn- 
berger Ärztetag für den Standpunkt des Geschäftsausschufses und es 
wurde der Petition desselben zugestimmt. Von Wichtigkeit war noch 
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die Anfstellung der Forderang, dafs in allen Fällen von Verletzung der 
ärztlichen BerafiBpflichten die ärztliche Standesvertretung mindestens gut- 
achtlich gehört werden müsse. 

Der gesammte Entwurf einer Ärzteordnung gelangte sodann wesent- 
lich nach der Vorlage des Referenten Hoffmann Karlsruhe, dem ftlr seine 
mtlhevolle und vortreflfliche Arbeit der Dank des Ärztetages votiert wurde, 
mit sehr grofser Majorität (69 : 8) zur Annahme. 

Wir lassen diesen Entwurf hier in seinem Wortlaut folgen: 

Omndzuge einer deutschen Ärzteordnung. 

Der deutsche Ärztetag erklärt, dafs eine Abänderung der gegenwärtig 
bestehenden Einreibung der Ärzte unter die Gewerbeordnung nur dann 
den Wünschen und Ansichten der überwiegenden Mehrheit der deutschen 
Ärzte entspreche, 

a) wenn solche gleichzeitig mit der Schaffung einer deutschen Ärzte- 
Ordnung in Frage kommt und eventuell in's Werk gesetzt wird; 
femer 

b) wenn über diese für das ganze deutsche Reich giltige Ärzteordnung 
vorher die bestehenden ärztlichen Standesvertretungen, in deren 
Ermangelung die ärztlichen Standesvereine, gehört werden; und 

c) wenn dieselbe die folgenden Grund zu ge zur Geltung bringt: 

A. In Bezug auf die Zulassung als Arzt (Approbation). 

I. üeber eine endgiltige Feststellung der Prüfungsordnung für Ärzte 
und über etwa später beabsichtigte Abänderungen derselben sind jedes- 
mal vorher die einzehien ärztlichen Standesvertretungen zu hören. 

IL Die Entziehung der ärztlichen Approbation soll, abgesehen 
von dem in § 53 der Gewerbeordnung vorgesehenen Falle, nur auf 
dem Wege der Strafgesetzgebung zulässig gemacht werden. Verwal- 
tungsbehörden oder Verwaltungsgerichte sollen nicht die Befugnis er- 
halten, diese Strafe auszusprechen. Soll dieselbe in Folge schwerer 
Verletzung der ärztlichen Berufspflichten eintreten, so ist zuvor ein 
Gutachten der zuständigen ärztlichen Standesvertretung einzuholen. 

Die Anträge zu bezüglichen Veränderungen des Strafgesetz- 
buches sollen vorher den ärztlichen Standesvertretungen zur Begut- 
achtung vorgelegt werden. 

III. Bezüglich der Promotion soll bestimmt werden: 

a) Der medizinische Doctortitei darf nur nach erlangter Approba- 
tion oder honoris causa verliehen werden. 

b) Der medizinische Doctortitei von ausserdeutschen Universitäten 
darf nur mit Genehmigung der betreffenden Regierungen geführt 
werden. 

B. In Bezug auf die Rechte und Pflichten der approbierten 

Ärzte. 

I. Von den durch die Gewerbeordnung zugesprochenen Rechten ist un- 
bedingt festzuhalten: die Freizügigkeit der Ärzte, die Frei- 
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Willigkeit der ärztlichen Hülfeleistung and die freie 
Vereinbarung des ärztlichen Honorars. 

IL Den approbierten Ärzten soll femer zustehen: 

das Recht zur ausschliefslichen Anstellung und Verwendung im ärzt- 
lichen Dienste des Staates und der Gemeinden^ zur selbständigen ärzt- 
lichen Behandlung in öffentlichen und privaten Heilanstalten 
sowie bei Krankenkassen und Krankenverbänden. 

HI. Es soll ausdrücklich ausgesprochen werden: 

Die Ärzte sind berechtigt, über das von den Einzelnen zu verlangende 
standesgemäfse Verhalten durch vereinbarte Standesordnungen 
Regeln aufzustellen. 

IV. Bezüglich der Anzeigepflicht soll bestimmt werden: 

a) die Ärzte sind verpflichtet, zu prophylaktischen Zwecken im Interesse 
des Gemeinwohles von den in ihrem Berufe ihnen vorkommenden 
ansteckenden Krankheiten nach Mafsgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen den zuständigen Behörden unentgeltlich Anzeige zu 
machen. 

b) Die Ärzte können (durch ein Reichsgesetz über obligatorische Lei- 
chenschau) verpflichtet werden, in die Totenscheine der in ihrer 
Behandlung Gestorbenen die Todesursachen einzutragen, und 
zwar unentgeltlich, falls dazu keine neue Besichtigung erfordert wird. 

V. In Bezug auf öffentliche Gesundheitspflege soll bestimmt 
werden : 

Die Ärzte sind verpflichtet, auf Verlangen des Staates oder der Ge- 
meinde bei den Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege mitzu- 
wirken. Soweit ihnen dadurch besonderer Aufwand an Zeit und Mühe 
auferlegt wird, sind sie berechtigt, dafür entsprechende Vergütung zu 
beanspruchen. 

C. In Bezug auf ärztliche Standesvertretung, die Ärzte- 
kammern und die Zentralausschüsse. 

I. Im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege und des ärztlichen 
Standes sollen in allen deutschen Staaten ärztliche — vom Staate als 
beratende Korporationen anerkannte — Standesvertretungen 
(Ärztekammern) eingerichtet werden. 

II. Ob das aktive Wahlrecht zu diesen Ärztekammern ausschliefslich den- 
jenigen Ärzten, welche Mitglieder der ärztlichen Standesvereine sind, 
zustehen soll oder allen Ärzten des betr. Gebietes, ist in den ein- 
zelnen Staaten nach Anhörung der ärztlichen Standesvertretungen, bez. 
der ärztlichen Standesvereine zu entscheiden, soweit dies nicht schon 
bisher geschehen ist. 

III. lieber beabsichtigte Abänderungen in den Bestimmungen der deut- 
schen Ärzteordnung sollen vorher die einzelnen Standesvertretungen 
gehört werden. 

IV. In den Staaten mit mehreren Ärztekammern, sowie zur Vertretung der 
Ärzte bei den höchsten Reichsbehörden sind ärztliche Zentralausschüsse, 
bezw. eine Zentralvertretung der einzelnen Ärztekammern zu schaffen. 
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D. In Bezug auf die ärztlichen Ehren- und Schiedsgerichte. 

I. Jeder ärztliche Standesverein soll berechtigt sein, unwürdige Mit- 
glieder anszuschliefsen und das dabei zu beobachtende Verfahren 
durch feste Normen zu regeln. 

IL Zur Schlichtung von Streitigkeiten, eventuell Ahndung von Verstöfsen 
gegen die Standesehre und die Standespflichten soll jeder ärztliche 
Standesverein berechtigt sein, ein Ehren- und Schiedsgericht 
durch Wahl aus seinen Mitgliedern zu bestellen. 

IIL Gegen Erkenntnisse auf Ausschliefsung mnfs Berufung an eine 
zweite Instanz^ die gleichfalls aus Ärzten besteht, möglich sein. 

IV. Die Art der Einrichtung der Gerichte II. Instanz bleibt dem Gut- 
dünken der ärztlichen Vereine überlassen. 

V. Der Entscheidung dieses Ehren- und Schiedsgerichts zweiter Instanz 
unterliegen auch solche Fälle, welche den Standesvereinen nicht an- 
gehörende Ärzte betreffen. 

Diese „Grundzttge" gelten seit jener Zeit als das von uns unentwegt 
zu erstrebende Ziel, ohne dafs damit ihr Wortlaut als ein für alle Zeiten 
unanfechtbarer angesehen werden müfste. Namentlich dürfte nach der 
Meinung des Verfassers mit Rücksicht darauf, dafs man bei Schaffung 
der staatlich anerkannten Vertretung der Arzte in Preufsen (Ärztekammern) 
auf die Vereine gar keine Rücksicht genommen hat, der die Ehren- 
gerichte betreffende Abschnitt einer redaktionellen Änderung nach der 
Richtung unterliegen, dafs er es deutlich ausspricht, wie es die un- 
zweifelhafte Absicht des Entwurfs ist, die ehrengerichtliche Gewalt über 
alle Ärzte des Bezirks in die Hände dieser offiziell anerkannten Ver- 
tretungen zu legen. Für die Handhabung einer solchen disziplinaren 
Gewalt würden kleine Vereine, in welchen lokale und persönliche Ein- 
flüsse sich geltend machen könnten, durchaus ungeeignet sein; nur einem 
durch gröfsere Wahlkörper frei gewählten Ehrenrate wird die erforder- 
liche moralische und richterliche Autorität zur Seite stehen. 

Die oben erwähnte Petition, welche der Geschäftsausschufs an den 
Reichstag gerichtet hatte, ging in ihrem Schlufssatze dahin: 

„Hoher Reichstag wolle, unter Ablehnung des Artikels 8 der Vorlage, 
die Reichsregierung auffordern, bei einer Revision der den ärztlichen Stand 
betreffenden Paragraphen der Gewerbeordnung die Aufstellung einer 
deutschen Ärzteordnung mit Einfügung einer staatlich an- 
erkannten Organisation des ärztlichen Standes zu bewirken und 
diese Ärzteordnung, bevor dieselbe im Reichstage eingebracht wird, der 
Vertretung der deutschen Ärzte zur vorherigen gutachtlichen Äufserung 
vorzulegen." 

Diesem Antrage hat der Reichstag zugestimmt; er lehnte jenen 
Artikel der Vorlage ab, entschied sich dafür, dafs die Approbation bei 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte für die Dauer dieses Verlustes ab- 
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erkannt werden könne nnd nahm auf Antrag des Abgeordneten Windhorst 
(am 1. Juni 1SS3) folgende Resolution an: 

„Den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, Fürsorge zu treffen, dafs dem 
y^Reichstage ein Gesetzentwurf über Herstellung einer Ärzteordnung vor- 
yygelegt werde, in welcher Organen der Berufsgenossen eine ehrengericht- 
,,liche Strafgewalt über dieselben beigelegt wird.'' 

Dieser Resolution entsprechend richtete am 24. Dezember 1883 der 
Reichskanzler Fürst Bismabck ein Schreiben an die Bundesregierungen, 
in welchem dieselben um eine Äufserung in dieser Frage ersucht wurden. 
Zu gesetzgeberischen Vorlagen hat indes diese Enquete keine Veran- 
lassung gegeben. 

Es fehlte natürlich seitens der Opposition sowohl in den politischen 
Körperschaften wie in den ärztlichen Vereinen und in der Presse nicht 
an Stimmen, welche gegen jede solche an freigewählte ärztliche Richter 
zu übertragende disziplinare Gewalt protestierten, und zwei neue That- 
sachen, die Badische Verordnung, welche dem ärztlichen Landesansschusse 
derartige disziplinare Befugnisse übertrug, und das sich an die erwähnte 
Resolution des Reichstags knüpfende Schreiben des Reichskanzlers an 
die Bundesregierungen, gaben dem Geschäftsausschufs Veranlassung, aus 
freier Initiative noch einmal die ganze Frage auf dem XII. Ärztetage 
zu Eisenach zur Beratung und Beschlußfassung zu stellen. 

Auch hier gelangten wieder die alten grundlegenden Beschlüsse zur 
Annahme: eine Ärzteordnung nach dem in Nürnberg beschlossenen Ent- 
würfe ward wiederholt als der Wunsch der Vertreter des ärztlichen Standes 
anerkannt; die Entziehung der Approbation soll nicht ohne Anhörung 
der ärztlichen Standesvertretung erfolgen; eine staatliche Beaufsichtigung 
der ärztlichen Berufsthätigkeit ward einstimmig abgelehnt, dagegen mit 
grofser Mehrheit der Grundsatz angenommen, dafs eine Verletzung ärzt- 
licher Berufspflichten, soweit sie nicht mit gesetzlicher Strafe bedroht 
sei, nur durch Organe des ärztlichen Standes, welchen ehrengerichtliche 
Gewalt übertragen ist, beurteilt werden könne. 

In dieser Weise hat sich die Materie der deutschen Ärzteordnung 
auf den verschiedenen Ärztetagen entwickelt, langsam und stetig, durch 
viele Jahre Gegenstand wiederholter Beratungen. 

Hatte man sich durch stillschweigende Übereinkunft nun dahin ge- 
einigt, in jenen „Grundzügen einer Ärzteordnung'^ die Frage des Eur- 
pfuschereiverbots vorläufig nicht zur Entscheidung zu bringen, so wurde, 
namentlich veranlafst durch den Umstand, dafs einzelne der inzwischen 
staatlich organisierten Krankenkassen, ohne von Seiten des Bundesrats 
und einzelner Bundesstaaten daran behindert zu werden, Nicht-Ärzte zur 
Behandlung der Eassenkranken zugelassen haben, im Jahre 1SS7 eine 
neue Agitation gegen die betreffenden Paragraphen der Gewerbeordnung 
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(§29,1 und § 147,3) von dem Bezirksvereine Dresden - Stadt in Szene 
gesetzt und beschäftigte den XV. deatschen ^irztetag. Kurz vor diesem 
Ärztetag kam dieselbe Frage auch in einer gemeinsamen Sitzung der 
Berliner medizinischen Gesellschaft und der Berliner ärztlichen Bezirks- 
vereine zur Verhandlung und Abstimmung, wobei sich dieses Mal das 
Resultat herausstellte, dafs sich eine, wenn auch kleine Majorität gegen 
die Freigebung des Heilgewerbes erklärte, während im Jahre 1880 in 
einer Sitzung der medizinischen Gesellschaft sich eine gleichfalls kleine 
Majorität fttr die Beibehaltung des durch die Gewerbeordnung von 1869 
gescha£Fenen Zustandes ausgesprochen hatte. Nach langen und lebhaften 
Debatten auf dem Ärztetage gelang es, die grofse Mehrzahl (77 : 18) fttr 
den folgenden prinzipiellen Antrag zu gewinnen: 

„Die Wiederherstellung des gesetzlichen Verbotes der Ausübung der 
Heilkunde durch nicht hierzu approbierte Personen ist anzustreben unter 
der Voraussetzung, dafs die vom X. deutschen Ärztetag (Nürnberg 1882) 
bei Beratung der Grundzüge einer deutschen Ärzteordnnng als fundamental 
bezeichneten Rechte der approbierten Ärzte — Freizügigkeit, Freiwilligkeit 
der ärztlichen Hülfeleistung, freie Vereinbarung des Honorars — unge- 
schmälert aufrecht erhalten bleiben ;'' 

während sich fttr den Dresdener Antrag, welcher pure und ohne jede 
Bedingung das Kurpfuschereiverbot wiederherstellen wollte, nur 34 gegen 
61 Stimmen erklärten. Indes war durch jene Abstimmung unzweideutig 
dargethan, dafs die grofse Mehrzahl der deutschen Ärztevereine jene 
Freigebung des Heilgewerbes fttr einen unhaltbaren Zustand erklärt. 

Die zunehmende Not im ärztlichen Stande sowie der vollständige 
Stillstand der Gesetzgebung trotz aller wiederholten Wünsche und Be- 
schlüsse seiner Vertretung, gaben Veranlassung, dafs gemäfs dem ihm 
gewordenen Auftrage, die zur Durchführung der Beschlüsse des Ärzte- 
tages erforderlichen Schritte zu thun, unter dem 15. März 1889 der Ge- 
schäftsausschufs sich durch seinen Vorsitzenden mit einer Immediateingabe 
an den Reichskanzler Fürsten Bismabck wandte, in welcher es heifst: 

„Anknüpfend an die Resolution des Reichstages vom 1. Juni 1883 „den 
Herrn Reichskanzler zu ersuchen^ Fürsorge zu trefifen, dafs dem Reichstage 
ein Gesetzentwurf über Herstellung einer Ärzteordnung vorgelegt werde, in 
welcher Organen der Berufsgenossen eine ehrengerichtliche Strafgewalt über 
dieselben beigelegt wird'^, haben £w. Durchlaucht unter dem 24. Dez. 1883 
die Bundesregierungen über das Bedürfnis einer von Reichswegen zu er- 
lassenden Ärzteordnnng um eine Äufserung ersucht. Die Antworten der 
Regierungen sind uns nicht bekannt. Die Vertretung der deutschen Ärzte 
aber hat auf dem Xll. deutschen Ärztetage sich eingehend mit der Frage 
beschäftigt und gegen eine kleine Minorität mit Entschiedenheit sich dahin 
ausgesprochen, dafs sie eine solche an Organe des ärztlichen Standes zu 
übertragende, ehrengerichtliche Gewalt für unerläfslich hält. 

Ein Widerspruch hiergegen wird zwar von solchen erhoben, welche 
auch auf anderen Gebieten des öffentlichen Lebens die Schranken des in- 
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dividnellen Beliebens beseitigt sehen möchten und welche demnach auch 
unseren Beruf als ein Gewerbe betrachten, in welchem keine Beschlüsse der 
Gesamtheit dem Einzelnen Hemmnisse bereiten sollen. Dafs die Mehrzahl 
der deutschen Ärzte diesen Standpunkt nicht einnimmt, beweisen die wieder- 
holten stets mit grofser Majorität gefafsten Beschlösse der Ärztetage. Es 
liegt uns ob, das Interesse des Staates an einer solchen grundlegenden Neu- 
ordnung nachzuweisen. Wir begründen dasselbe damit: 

a) dafs ein in seiner Tüchtigkeit hochstehender, in seiner Ehrenhaftig- 
keit gefestigter ärztlicher Stand von unzweifelhafter Wichtigkeit für den Staat ist ; 

b) dafs eine korporative Gliederung der deutschen Ärzte auch dem 
Reichsgedanken zu dienen geeignet ist; 

c) dafs die gegenwärtige Lage der Ausbeutung und gesundheitlichen 
Schädigung des Publikums ebenso Vorschub leistet, wie sie die Aufgaben 
der öfifentlichen Gesundheitspflege (Bekämpfung der Seuchen u. s. w.) ernst- 
lich bedroht; 

d) dafs gegründete Hoffnung dafür vorhanden ist, es werde alsdann 
auch der übermäfsige Zudrang zum Studium der Medizin, welcher unzweifel- 
haft einen sehr grofsen Mifsstand darstellt, nachlassen und es werden die 
Elemente fern bleiben, welche sich etwa des Geschäfts wegen unserem Fache 
zuwenden möchten. 

Von einer weiteren Initiative des Reichstages als der in jener Resolu- 
tion vom 1. Juni 1883 enthaltenen können wir uns deshalb nichts verspre- 
chen, weil lebensfähige Gesetzentwürfe nur von der Zentralstelle ausgehen 
dürfen. Wenn wir es noch wagen, über den einzuschlagenden Weg eine 
Bitte zu äufsern, so würde dieselbe dahin gehen, dafs Ew. Durchlaucht den 
unter geneigter Berücksichtigung der beiliegenden Beschlüsse der Ärztetage 
auszuarbeitenden Entwurf ^ bevor derselbe an den Reichstag geht, einer 
Kommission von Sachverständigen, welche das Vertrauen der Regierungen 
wie das ihrer Kollegen besitzen, vorlegen möchten, — wie dies seiner Zeit 
auch im preufsichen Ministerium mit dem die Ärztekammern betreffenden 
Entwurf geschehen ist." 

Auf diese Eingabe erfolgte unter dem 3. Mai 1889 folgende Antwort: 

Dem Geschäftsausschufs des deutschen Ärztevereinsbundes erwidere ich 
auf die gefällige Eingabe vom 15. März d. J. ergebenst, dafs zur Zeit nicht 
die Absicht besteht, dem Erlafs einer umfassenden, die gesamte rechtliche 
Stellung der Ärzte regelnden Ärzteordnung näher zu treten. Hinsichtlich 
des Erwerbes und der Entziehung der ärztlichen Approbation und der mit 
derselben verbundenen Rechte haben sich die geltenden gesetzlichen Vor- 
schriften im Allgemeinen bewährt, und in dieser Beziehung liegt zur Zeit 
keine ausreichende Veranlassung vor, in dem gegenwärtigen Rechtszustande 
Änderungen eintreten zu lassen. Überdies lassen auch die wiederholten 
Beschlüsse der deutschen Ärztetage erkennen, dafs von den Beteiligten in 
den wichtigsten Punkten — Freizügigkeit der Ärzte, Freiwilligkeit der ärzt- 
lichen Hülfeleistung, freie Vereinbarung des ärztlichen Honorars — auf die 
Aufrechterhaltung des bestehenden Rechtes grofser Wert gelegt wird. 

Was die Organisation des ärztlichen Standes anlangt, so bestehen in 
dem weitaus gröfsten Teile des Reichsgebietes auf Grund landesrechtlicher 
Bestimmungen Standesvertretungen, welchen neben der Pflege wissenschaft- 
licher Bestrebungen und der Wahrung der Standesinteressen in gewissem 



Antwort des Reichskanzlers. 49 

Umfange eine begutachtende und beratende Teilnahme an den Geschäften 
der Medizinalverwaltung sowie zum Teil auch eine Disziplinargewalt über 
die Berufsgenossen übertragen ist. Soweit diese Einrichtungen den berech- 
tigten Interessen des ärztlichen Standes etwa nicht in vollem Umfange ent- 
sprechen sollten, wird es zunächst die Aufgabe der Landesgesetzgebung sein, 
durch weiteren Ausbau der fraglichen Institutionen Abhülfe zu schaffen. Ein 
dringendes Bedürfnis, von Seiten des Reichs zum Zwecke der Begründung 
einer ehrengerichtlichen Gewalt dem ärztlichen Stande eine nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten gestaltete reichsgesetzliche Organisation zu geben, 
erscheint durch die seitherigen Erfahrungen nicht dargethan. 

Der Reichskanzler. 
In Vertretung: v. Boetticher. 

Gegen diese Antwort wendete sich die Rede, mit welcher der Vor- 
sitzende den XVII. Ärztetag in Braunschweig eröffnete; es heilst in der- 
selben: 

Das Schreiben des Reichskanzlers erhebt den Einwand, dafs von den 
Beteiligten in den wichtigsten Punkten — Freizügigkeit, Freiwilligkeit der 
ärztlichen Hülfeleistung, freie Vereinbarung des ärztlichen Honorars — auf 
die Aufrechterhaltung des bestehenden Rechtes grofser Wert gelegt werde. 
Das ist unzweifelhaft richtig. In allen unseren Beschlüssen ist es fest- 
gehalten, dafs wir auf jene Freiheiten nicht verzichten können, dafs sie 
für die gedeihliche Entwickelung unseres Standes die notwendigen Grund- 
lagen sind. Was wir aber nicht zugeben können, ist der etwa daraus zu 
ziehende Schlufs, dieselben ständen zu dem Wohle der Allgemeinheit oder 
zu unseren übrigen Forderungen in irgend einem Gegensatz. Diese For- 
derungen formulieren nur das, was die Gewerbeordnung gar nicht lösen 
kann und will; denn wie weit diese davon entfernt ist, die eigenartigen 
Verhältnisse des ärztlichen Standes regeln zu wollen, sagt ausdrücklich der 
§ 6 mit den Worten: „Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung 
auf die Ausübung der Heilkunde (mit Ausnahme der betreffenden fünf 
Paragraphen)". 

Aber selbst die wenigen, durch die Gewerbeordnung uns vorbehaltenen 
Rechte werden noch verkümmert. Der § 29, welcher den approbierten 
Medizinalpersonen allein das Recht verleiht, sich als Ärzte zu bezeichnen, 
und ihnen die Anstellung in Staat und Gemeinde sichert, wird nicht nur 
von Kurpfuschern in jeder Weise umgangen, sondern es hat auch jene 
hiemach völlig ausgeschlossene und uns ganz unverständliche Interpretation, 
nach welcher zur Behandlung und Bescheinigung von Krankheiten bei den 
Krankenkassen auch Nichtärzte zugelassen werden, hier und da die Billigung 
von Behörden gefunden. Wir dürfen wohl mit Sicherheit erwarten, dafs 
Bundesrat und Reichstag nicht zögern werden, bei der nächsten Revision 
des Krankenkassen-Gesetzes eine solche Deutung, welche der Gesetzgeber 
sicher nicht gewollt hat, aus der Welt zu schaffen. 

Wir haben nichts verlangt, was dem Staatswohl oder dem Interesse 
anderer Stände zuwiderläuft. Das Recht, in unseren eigenen Angelegen- 
heiten so weit entscheiden zu dürfen, dafs unsere Standesgenossen in Bezug 
auf ihr ethisches Verhalten sich dem ausgesprochenen Willen der Standes- 
vertretung zu fügen haben, dafs nicht der Einzelne willkürlich jene Schranken 
überspringen darf» welche die Ehre des Standes gebieterisch fordert, und 
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welche kein Strafgesetzbuch erzwingen kann, — dieses Recht liegt ebenso 
im Interesse der Gesamtheit, wie in unserem eigenen; das hat auch der 
Reichstag in seiner Resolution vom Jahre 1883 anerkannt. 

Fflr diese Organisation des ärztlichen Standes verweist uns das Schreiben 
des Reichskanzlers auf den Ausbau der Standesvertretung in den Einzel- 
staaten durch die Landesgesetzgebung. 

Als jüngsthin durch die wohlwollende Fürsprache des Fürsten Bismarck 
auch für Preufsefk eine solche Standesvertretung ins Leben gerufen wurde, 
haben wir dies froh und dankbar begrüfst, zugleich in der festen Hoffnung, 
dafs dadurch ein weiteres Fundament für eine deutsche Ärzteordnung ge- 
schaffen sei. Jene Ärztekammern haben — das dürfen wir hier wohl her- 
vorheben — eifrig und wacker gearbeitet und wesentlich nicht fttr ihr eigenes, 
sondern für das allgemeine Interesse. Auch eine Vervollkommnung dieser 
Institutionen ^n den verschiedenen Bundesstaaten halten wir keineswegs fttr 
ausgeschlossen; aber niemals werden sie, die ohnehin gröfstenteils nur auf 
landesherrlichen Verordnungen, nicht auf Gesetz beruhen, im Stande sein, 
ohne eine Revision der Gewerbeordnung den notwendigen Einflnfs auf alle 
Ärzte ihres Bezirks auszuüben. Und liegt denn wirklich eine solche im 
günstigsten Falle nur ungleich und stückweise zu erreichende Besserung 
unserer Verhältnisse im Interesse des Reiches? Das halten wir doch für 
zweifellos, dafs der Gesetzgeber, als er den Erwerb und die Entziehung 
der Approbation durch die Reichsgewerbeordnung regelte, als er in der 
Verfassung des Deutschen Reiches die Mafsregeln der Medizinalpolizei der 
Beaufsichtigung und Gesetzgebung des Reiches unterstellte, nicht daran gedacht 
haben kann, nun die Ärzte der verschiedenen Bundesstaaten mit verschie- 
denen Rechten auszustatten und so eine ganz buntscheckige Gesetzgebung 
auf dem Gebiete des Medizinalwesens herzustellen. Ich bin überzeugt, dals 
der deutsche Ärztetag im Interesse des Reichsgedankens, der Zusammen- 
gehörigkeit der deutschen Ärzte, und eines einheitlichen Rechtes für die- 
selben, wobei die Verwaltung des Medizinalwesens nach wie vor Sache der 
Einzelstaaten bleiben kann und soll, sich mit der Aussicht auf diese Hülfe 
durch Landesgesetze nicht für befriedigt erklären kann. 

Ist denn somit Alles, was wir seit Jahren erstrebt und beschlossen, 
nun mit einem Male hinfällig und nichtig geworden ? Sollen wir mutlos die 
Waffen strecken und uns in das Unvermeidliche fügen? Ich glaube, das 
ist nicht Ihre Meinung. Indem wir auch femer unablässig versuchen, unseren 
Wünschen an mafsgebender Stelle Gehör zu verschaffen, werden wir mit 
doppeltem Nachdruck auf das hingewiesen, was in unserer eigenen Hand 
liegt, auf die Selbsthülfe. 

Denn so wenig wir erwarten dürfen, dafs sie allein ausreichen wird, 
so bleibt sie doch der einzige Damm, den wir selbst aufrichten und schützen 
können. Und da gewinnt denn das Thema, welches wir an die Spitze der 
Verhandlungen des diesjährigen Ärztetages gesetzt haben, die Aufstellung 
allgemein gültiger Grundsätze für eine ärztliche Standesordnung, eine ganz 
besondere Bedeutung. 

Einigen wir uns über solche Grundsätze, so steht die Frage, wie wir 
ihnen Geltung verschaffen können, so wichtig sie auch ist, doch erst in 
zweiter Linie. Wer sich alsdann leichten Herzens über solche Regeln hin- 
wegsetzen will, bauend auf die Unzerstörbarkeit seines durch die Appro- 
bation erlangten ärztlichen Titels, der stellt sich dann wenigstens offen und 
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sichtbar anfserhaib unserer Reihen, und je enger wir diese schliefsen, um 
so mehr Gewicht und Einflufs gewinnen sie. 

Und so soll es uns auch nicht allzu tief bekümmern, wenn wir von 
rechts und links mannigfache Anfechtungen zu erleiden haben; wenn von 
der einen Seite in unbewufster Selbstironie unsere Bestrebungen als zünft- 
lerische denunziert werden, während auf einer anderen, auf der man sonst 
den Mafsnahmen des Reichskanzlers Beifall zu spenden nicht gewohnt ist, 
diese seine absagende Antwort an uns mit Jubel und lauter Anerkennung 
begrüfst wurde. 

Mit Genugthuung wollen wir aber feststellen , dafs die von uns ver- 
folgten Ziele in gewissen Kreisen mehr und mehr Verständnis finden, welche 
wir für ganz besonders dazu berufen halten, bei unseren Professoren und 
klinischen Lehrern. Ganz abgesehen davon, dafs die eine Seite ihres Be- 
rufs auch sie die Leiden und Freuden des praktischen Arztes teilen läfot, 
so ist es doch auch unzweifelhaft, dafs, wer Ärzte erziehen will, auch mit 
ihnen zu denken und zu fühlen gelernt haben mufs. Und so war es für 
uns sehr erfreulich, als in seiner Eröffnungsrede des letzten Kongresses für 
innere Medizin Herr Professor v. Liebebmeister in Bezug auf die ärztliche 
Standesfrage im Wesentlichen denselben Standpunkt betonte, den die Be- 
schlüsse der Ärztetage kennzeichnen. Wir heifsen eine solche Bundes- 
genossenschaft hoch willkommen. 

Ein Satz in den vorstehenden Ausführungen, dafs nämlich ohne eine 
Revision der Gewerbeordnung ein wirksamer Ausbau der Standes- 
Vertretung in den Einzelstaaten durch die Landesgesetzgebung nicht mög- 
lich sei, bedarf wohl der Einschränkung. 

Wie schon oben bemerkt, findet nach § 6 der Gewerbeordnung diese 
nur in so weit Anwendung auf die Heilkunde, als dies in den §§ 29, 30, 
53, 80 und 144 ausgesprochen ist. Im Übrigen ist die Medizinalgesetz- 
gebung, so weit solche mit dem Lihalt dieser Paragraphen nicht in Wider- 
spruch tritt, den Einzelstaaten vorbehalten worden. 

So zutreffend daher auch das bleibt, was über die Zweckmäfsigkeit 
und Notwendigkeit einer einheitlichen Gesetzgebung für die deutschen 
Ärzte (deutsche Ärzteordnung von Seichswegen) gesagt ist, so dürfen 
wir Angesichts der zunehmenden Notlage des ärztlichen Standes den Weg, 
auf den das Schreiben des Reichskanzlers verweist, den Ausbau der 
Landesgesetzgebung, nicht länger aus den Augen lassen; wir müssen 
versuchen, falls das Reich uns im Stich läfst, unsern auf dem Wege der 
Verordnung geschaffenen Ärztekammern durch die Landes^esetz- 
gebung größere Rechte und wirksameren Einflufs auf alle Ärzte zu 
sichern. 

Dafs dem Arzte als solchem ganz besondere Berufspflichten obliegen, 
ist eine seit vielen Jahrhunderten anerkannte Thatsache. Schon der im 
Altertum entstandene Doktoreid giebt davon Zeugnis und ist wohl als 
die älteste Standesordnung zu betrachten. Auch die Normativbestim- 
mungen des coUegium medicum in Hamburg (1644) deuten ähnlicheo an. 
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indem „salns civinm et medicoram'^ als die Grundlagen der Ver- 
einigung hingestellt nnd die Mitglieder znr Eintracht ermahnt werden. 
Der älteste deutsche Standesverein in Lübeck (1809) ging bereits im 
Jahre 1817 zur Aufstellung einer bestimmten Standesordnung über. 

Nachdem im Jahre 1873 der Münchener ärztliche Verein es über- 
nommen hatte, den Code of medical ethics, den die New- Yorker Ärzte 
aufgestellt und den die American association (der nordamerikanische 
Ärztevereinsbund) adoptiert hatte, zu übersetzen und für deutsche Verhält- 
nisse zu bearbeiten, ward auf dem IV. Ärztetage in Düsseldorf die Frage 
gestellt, ob der Ärztevereinsbund diesen oder einen ähnlichen Codex für 
alle Vereine gültig erklären wolle. Dies ward nicht beliebt, aber die 
Erwartung ausgesprochen, dafs sämtliche Vereine im Laufe des nächsten 
Jahres Bestimmungen treffen möchten, welche das Benehmen der Ärzte 
gegen einander, sowie dem Publikum gegenüber regeln. Inzwischen hatte 
der Karlsruher Verein nach einer für deutsche Verhältnisse angemes- 
seneren Formulierung gesucht, und diese Karlsruher Standesordnung wurde 
teils wörtlich, teils ihrem Sinne nach als mafsgebend von einer Anzahl 
anderer Vereine angenommen, so dafs sich auf dem nächsten Ärztetage 
ergab, dafs 27 Vereine sich im Besitz einer Standesordnung befanden, 
während bei vielen die Sache noch in Vorbereitung war. Man beschlofs 
daher, auf demselben Wege fortzufahren und das Vorgehen in dieser 
Frage zunächst den einzelnen Vereinen anheimzugeben. Indes gab die 
Thatsache, dafs die Anzeigen von Geheimmitteln, Mineralwässern u. s. w. 
sich immer unverschämter mit den Namen angesehener Ärzte und Pro- 
fessoren brüsteten, Anlafs zu einer Verhandlung auf dem IX. Ärztetage, 
welche zu dem Beschlufs führte* 

„In Erwägung, dafs die Erfahrung gezeigt, wie häufig Atteste hervor- 
ragender Ärzte und Professoren über Heilquellen , Präparate u. s. w. zur 
schlimmsten Reklame mifsbraucht worden sind, 

und in der Voraussetzung, dafs nach solchen Vorkommnissen jedes 
Mitglied des ärztlichen Standes die private Bescheinigung über Wert und 
Wirkung solcher Handelsartikel unterlassen und wissenschaftlichen Mit- 
teilungen in Fachblättem das Verbot der Veröffentlichung in poli- 
tischen Zeitschriften beigefügt werde, geht der Ärztetag über den vor- 
liegenden Antrag zur Tagesordnung ttber.^^ 

Als nun, wie vorhin gezeigt, die Hoffnung, zu einer deutschen Ärzte- 
ordnung und damit zu einer staatlich geordneten Disziplinargewalt gegen 
Ausschreitungen und unwürdiges Verhalten der Kollegen zu gelangen, 
immer wieder in weitere Feme gerückt schien, war es geboten, die Mittel 
der Selbsthülfe, die freiwillige Selbstdisziplin durch Standesordnung und 
Ehrenrat wieder in den Vordergrund des Vereinslebens zu bringen, und 
das Thema: „Grundsätze einer ärztlichen Standesordnung'' 
beschäftigte den XVII. deutschen Ärztetag. Das Ergebnis war, data 
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folgende NormatiybestimmQDgen mit allen gegen drei Stimmen znr An- 
nahme gelangten: 

„A. 1. Jede Art öffentlicher Anpreisung , sei es eine von dem Arzt 
selbst ausgehende, sei es eine durch fremde Personen, sowie fortgesetztes 
Ankündigen in öffentlichen Blättern, ist zu verwerfen (vergl. § 2 der Karls- 
ruher Standesordnung und Art. II § 3 S. 12 des Münchener Codex „Der 
ärztliche Stand und das Publikum^'). 

2. Der Miisbrauch der Bezeichnung Spezialist zu Reklamezwecken 
ist zu verwerfen. Die Bezeichnung Klinik und Poliklinik kommt nur 
denjenigen Anstalten zu, welche dem Lehrzweck der Universitäten dienen. 

3. Es ist unstatthaft: das öffentliche Ankündigen unentgeltlicher Kran- 
kenbehandlung, — das Unterbieten bei Abschlufs von Verträgen mit Kranken- 
und ähnlichen Kassen, — das Anbieten von Vorteilen aller Art an dritte 
Personen, um sich hierdurch Praxis zu verschaffen. 

4. Das Verordnen und Empfehlen von Geheimmitteln, auch in Gestalt 
eigener sogenannter Magistralformeln, ist unzuläfsig. 

5. Jeder von einem Arzte ausgehende Versuch, gleichviel auf welchem 
Wege, in die Praxis eines Kollegen einzudringen, ist unehrenhaft. Nament- 
lich soll der, welcher als Vertreter oder Konsiliarius thätig gewesen, nicht 
und keinenfalls ohne ausdrückliche Zustimmung des bisherigen Arztes die 
Behandlung übernehmen. Der zu einer bestimmten Behandlung zugezogene 
Spezialist darf nur diese zu Ende führen, nicht aber je in die sonstige 
ärztliche Behandlung eingreifen. (Bezüglich Vertretung und Konsilien vergl. 
die betreffenden Bestimmungen der Karlsruher und Mttnchener Standes- 
Ordnung.) 

6. Kein Arzt soll dem Publikum gegenüber Äufserungen thun, die 
einen Kollegen herabzusetzen geeignet sind. 

B. Für die Geltendmachung der vorstehend kurz skizzierten Regeln sind 
überall Ehrengerichte einzusetzen, welchen als wirksame Mafsregel gegen 
diejenigen Ärzte, die sich den geringeren Strafen etwa nicht fügen, der 
Abbruch der Standesverbindung übrig bleibt.'^ 

In der Diskussion ward unter anderem von gegnerischer Seite (Gnyrim) 
besonders hervorgehoben, dafs es gegen die Würde des Standes sei, die 
einfachsten Forderungen des Anstandes und der Ehrenhaftigkeit zu kodi- 
fizieren, abgesehen von den teilweise zu verwerfenden Bestimmungen über 
Spezialistentum, Polikliniken und Geheimmittelempfehlungen, während von 
anderer Seite (Hadlich) für solche Normativbestimmungen geltend gemacht 
wurde, dafs dieselben nicht nur für die zweifelhaften Elemente, welche 
der Stand immer neu in sich aufnehmen maCs, nicht nur für das Publikum, 
welches nach Kenntnis solcher Normen nicht mehr so leicht unwürdige 
Zumutungen an den Arzt stellen wird, sondern auch fttr uns selbst von 
Wichtigkeit seien, indem sie uns stets wieder neuen Anlafs geben, unser 
Verhalten auf das sorgfältigste zu kontrollieren und selbst in scheinbar 
unwichtigen Dingen skrupulös zu sein. 

Die Statistik, welche über die einzelnen Vereine aufgenommen ist, 
ergiebt für die Gegenwart folgende Resultate. 
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Es besitzen: l)d.Ärxt»-V.-B.«iif«Mrend 2)iüolitdtsv gehörend 

(dftTon PreaCMn) (PrevCitA) 

a) eine geschriebene StandesordnungM 
(teils eigene, teils die Münchener oder 

Karlsruher 105 (46) 33 (23) 

b) einen Ehrenrat (ohne Standesordnung) . 61 (26) 23 (15) 

c) keine der beiden genannten Insti- 
tutionen 53 (21) 74 (51) 

Welchen enormen Fortschritt seit 1877 diese Zahlen beweisen, braucht 
nicht hervorgehoben zu werden. Unter den Vereinen, welche weder 
Standesordnnng noch Ehrenrat eingeführt haben, sind in erster Linie zu 
nennen diejenigen, welche lediglich wissenschaftliche Zwecke verfolgen, 
femer von Standesvereinen solche, welche jtlngeren Ursprungs sind und 
deren Vereinsleben noch wenig entwickelt ist, weiter eine ganze Reihe 
von Lokalvereinen, deren Mitglieder durch die Zugehörigkeit zu einem 
gröfseren Verbände sich der Disziplinargewalt desselben unterstellt haben. 

Somit ist die Zahl der Vereine, deren Gegnerschaft in dieser Frage 
eine prinzipielle ist, keine grofse. Aber fast alle von diesen letzteren 
haben dennoch (abgesehen von der mehr oder minder beschränkten 
Aufiiahme) eine Jurisdiktion über ihre Mitglieder durch die Möglich- 
keit des Ausschlusses. Diese letztere fehlt bei jenen staatlich 
organisierten Vereinen, welche sich durch diese Organisation für ver- 
pflichtet halten, nicht nur jeden Arzt au&unehmen, sondern auch abge- 
sehen von den staatlicherseits vorgeschriebenen Gründen (Entziehung der 
Ehrenrechte u. s. w.) dauernd ihn als Mitglied anzuerkennen, eine Auf- 
fassung, welche immer mehr verschwindet 

Es würde der Pflicht des gewissenhaften Chronisten wenig ent- 
sprechen, wenn er sich mit der vorstehenden Darstellung, welche die 
Majoritätsbeschlüsse der Ärztetage wiedergiebt, begnügen und es nicht 
ausdrücklich hervorheben wollte, dafs sowohl innerhalb unseres Bundes 
wie namentlich aufserhalb desselben abweichende Meinungen über die 
Richtigkeit und Zweckmäfsigkeit des von uns eingeschlagenen Weges 
zum Ausdruck gekommen sind. 

Zunächst mögen denn hier die Auslassungen eines eifrigen Vertreters 
dieser, wenn auch kleinen Minorität auf den Ärztetagen (zugleich Mit- 
gliedes unseres Geschäftsausschusses) Gnteim- Frankfurt, Platz finden, 
welche er dem Herausgeber freundlichst hierfür zur Verfügung gestellt hat. 

„Das Verlangen vieler Kollegen nach Ausscheidung des ärtzlichen 
Standes aus der Gewerbeordnung und Regelung unserer Verhältnisse durch 
eine deutsche Ärzteordnung läfst sich im wesentlichen auf zwei Beweggründe 
zurückführen: man will die Ärzte schützen gegen eine, bisher durch die 
Gewerbeordnung ermöglichte, unstatthafte Konkurrenz aufserhalb und inner- 



1) Eingerechnet sind hier die Vereine, bei welchen eine Standesordnung in Vor- 
bereitung ist. 
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halb des Kreises der Berafsgenossen, damit zugleich eintretend für Erhal- 
tung der Lauterkeit des Standes, und man will ferner die Beziehungen des 
Arztes zu Staat und Gesellschaft gesetzlich in der Art bestimmt sehen, dafs 
seiner Stellung, im Gegensatz zum privaten Gewerbebetrieb, mdglichist ein 
öffentlicher Charakter beigelegt wird, um zunächst den letztgenannten Punkt 
aufzugreifen, so ist durch die moderne Entwickelung der öffentlichen Hygiene 
dem Arzt allerdings eine gegen früher veränderte Stellung zugewiesen worden. 
Er hat es jetzt nicht immer lediglich zu thun mit Obliegenheiten gegen solche 
Personen, die seine Hülfe für sich in Anspruch nehmen ; vielmehr erwachsen 
ihm schon aus dieser seiner privaten Thätigkeit unter Umständen Verpflich- 
tungen gegen die Gesamtheit, und darüber hinaus ist er noch berufen, für 
das sanitäre und soziale Wohl der Einzelnen, wie des Ganzen, in gemein- 
samer Arbeit mit den Berufsgenossen, zu wirken. Nun ist aber durch den 
bisherigen Gang der Dmge bereits erwiesen worden, dafs die Ärzte diesen 
erweiterten Aufgaben der Zeit in vollkommenstem Mafse zu genügen ver- 
mögen, ohne dafs sie deshalb aus dem Rahmen der Gewerbeordnung heraus- 
zutreten brauchen. Nicht nur konnte den Privatärzten eine Anzeigepflicht 
für bestimmte Krankheiten und Anderes mehr auferlegt werden, sondern 
es ist auch ohne besondere Ärzteordnung die staatlich anerkannte Standes- 
vertretung fast überall in Deutschland zu Stande gekommen; der Staat hat 
die Ärztekammern organisiert, mit der Aufgabe, ihm in den Fragen der 
öffentlichen Hygiene beizustehen. Da diese Kammern zugleich für Wahrung 
der ärztlichen Standesinteressen zu sorgen haben, so bedeuten sie für uns in 
doppeltem Sinn einen wichtigen Fortschritt. Einer weiteren gesunden Ent- 
wicklung unserer Verhältnisse auf dem Boden der Gewerbeordnung steht kein 
Hindernis im Wege. — Was den erstrebten Erwerbsschutz der Ärzte und 
dazu gehöriges betrifft, so sind die Erwartungen, die sich in dieser Beziehung 
an eine zu schaffende Ärzteordnung knüpfen, meines Erachtens illusorischer 
Natur. Ein Monopol der approbierten Ärzte für Behandlung von Kranken 
würde, wenn es nicht ebenso undurchführbar, wie unberechtigt wäre, sehr 
leicht die Wiedereinführung des für uns ganz unannehmbaren Zwanges zur 
Hülfeleistung mit sich bringen. Soll nach der Meinung der meisten Kollegen 
die Ärzteordnung eine Handhabe liefern gegen die Auswüchse des ärztlichen 
Konkurrenzkampfes, sowie gegen dessen schädigende Wirkung auf Kolle- 
gialität und Achtbarkeit des Standes, so können wir uns nicht verhehlen, 
dafs eine wirksame Hülfe gegen solche Uebel nur in Verbesserung der un- 
günstigen sozialen Lage gefunden werden könnte, welche leider einer grofsen 
Zahl von Ärzten zu teil wird. Bis zu Erreichung dieses Zieles können wir 
aber immerhin schon sehr wesentliches leisten durch die Wirkung des sich 
allerwärts steigernden Vereinslebens, innerhalb welches erfahrungsgemäfs der 
Einflufs der ehrenhaften Elemente auf diejenigen Berufsgenossen, welche 
vom rechten Wege abzuweichen geneigt sind, ein ganz überwiegender ist, 
ja durch das alle Beteiligten eine Stärkung der sozialen Antriebe, im 
Gegensatz zu den egoistischen Bestrebungen, und damit eine Förderung ihres 
Bewufstseins von den ethischen Aufgaben des ärztlichen Berufs erfahren. 
Jedenfalls lassen sich Gesinnungen, die wir zu bekämpfen haben, durch 
Gesetzesparagraphen und Straf bestimmungen, durch disziplinare Gewalt über 
die Kollegen, nicht ändern oder verbefsern. — Wenn somit das Bedürfnis 
nach einer Ärzteordnung nicht anerkannt werden kann und Vorteile, die 
sie gewähren sollte, nicht ersichtlich sind, so würde sie dabei doch eine 
ernste Gefahr für uns unzweifelhaft in sich schliefsen. Schon unter den 
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zur Zeit bestehenden neuen Verhältnissen ist die persönliche Freiheit des 
Arztes, eines der höchsten Güter unseres Standes, nicht unerheblich bedroht. 
Gröfsere Bevormundung seitens der organisierten Kollegenschaft einerseits, 
Abhängigkeit von Regierungsorganen (im Beruf und selbst anfserhalb des- 
selben) andrerseits würde sich — mindestens bei der jetzt herrschenden 
Geistesrichtung — aus einer neu geschaffenen Ärzteordnung mit grofser 
Wahrscheinlichkeit ergeben. Ein Bollwerk für die Unabhängigkeit des ärzt- 
lichen Standes ist und bleibt dem gegenüber seine Einreibung in die Ge- 
werbeordnung, und deshalb sollte an dieser bis auf weiteres festgehalten 
werden. Die Klage, dafs es wider die Würde unseres Standes verstofse, 
uns gesetzlich unter der Zahl der Gewerbetreibenden aufgeführt zu finden, 
bedarf meines Erachtens keiner ernstlichen Antwort; denn das Ansehen, 
das wir vor dem Publikum geniefsen , wird , wie ohne weiteres einleuchtet, 
lediglich von unserem eignen Verhalten bestimmt, und der Umstand, dafs 
unseren rechtlichen Verhältnissen ihre Regelung in der Gewerbeordnung 
gegeben worden ist, kann dieses Ansehen weniger beeinträchtigen, als wenn 
wir der Welt zeigen, dafs wir die uns berührenden Fragen des öffentlichen 
Lebens von Gesichtspunkten eines einseitigen und irregeleiteten Standes- 
interesses aus beurteilen.'^ 



Soweit Gnyrim's Darlegung. 

Nach derselben bringe ich zum Abdruck die Rede Rudolf ViechoVs 
(welcher außerhalb unseres Verbandes und seiner Bestrebungen steht), 
gehalten bei der 25 jährigen Jubelfeier des Bestehens der Berliner medi- 
zinischen Gesellschaft: 

„Unsere Gesellschaft ist herausgewachsen aus zwei Gesellschaften, von 
denen jede eine — wenn Sie wollen — etwas einseitige Richtung hatte, 
der Gesellschaft für wissenschaftliche Medizin, welche zwanzig Jahre lang 
mit Ehren die Fahne der Wissenschaft unter uns getragen hatte, und dem 
viel jüngeren Verein Berliner Ärzte, der in erster Linie sich die Pflege 
des Genossenschaftswesens, der Kollegialität und der Tugenden des prak- 
tischen Arztes zur Aufgabe gemacht hatte. 

Gerade vor 25 Jahren überzeugte man sich in beiden Gesellschaften, 
dafs es viel nützlicher sei, statt in gesonderter Weise diese Richtungen zu 
verfolgen, sie zu vereinigen, und das, m. H.!, glaube ich, wird auch für 
die Zukunft immer das Ziel sein, welches wir verfolgen müssen. Sie wissen, 
die Medizin hat sich in den meisten Kulturländern vom Mittelalter her bis 
in die neue Zeit in divergierenden Richtungen entwickelt. £s hatten sich, 
was zuletzt in England in schärfster Weise stehen geblieben ist, die Ver- 
treter der beiden Hauptrichtungen, die inneren Ärzte und die äulseren 
Ärzte — die Physicians und die Surgeons — auseinandergelöst, und wie 
tief auch bei uns diese Trennung gewirkt hat, davon hat wohl nichts so 
sehr Zeugnis gegeben, als die Geschichte unserer Militärmedizin. Wir er- 
innern uns noch der Zeit, wo die reinen Ärzte und die chirurgisch gebil- 
deten Ärzte gesonderten Examinibus unterworfen wurden, wo sie noch von 
einander getrennt ihre Entwickelung machten, und Niemand wird verkennen 
können, welche riesigen Fortschritte allein durch den Umstand herbeigeführt 
sind, dafs endlich offiziell bei uns diese Spaltung aufgegeben ist, dafs die 
Staatsregierung, in weiser Erkenntnis der Entwickelung unserer Kunst und 
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WisBenscbaft, das Prinzip aufstellte, nur eine einheitliche Klasse von Ärzten 
zu erziehen und diese so zu schulen, dafs sie, unter Umständen wenigstens, 
fttr alle Fälle vorbereitet seien. 

£s hat sich seit der Zeit unter uns das grofse Heer der Spezialitäten 
entwickelt, und es würde vergeblich sein, jedenfalls unfruchtbar, diesem 
Streben entgegenzutreten, aber ich glaube doch, es hier aussprechen zu 
sollen, und ich hoffe, Ihrer Aller Beifall sicher zu sein, wenn ich sage, dafs 
keine Spezialität gedeihen kann, welche sich gänzlich loslöst von dem Oe- 
samtkörper der Wissenschaft, dafs keine Spezialität fruchtbar und segens- 
reich sich entwickeln kann, wenn sie nicht immer wieder von Neuem schöpft 
aus dem gemeinsamen Born, wenn sie sich nicht verständigt mit den anderen 
Spezialitäten, wenn sie alle sich gegenseitig helfen und dadurch wenigstens, 
was sie fttr die Praxis vielleicht nicht immer nötig hätten, doch fttr das 
Wissen jene Einheit erhalten, auf der unsere Stellung nach innen und — 
ich kann auch wohl sagen — nach aufsen beruht. Denn, m. H.!, es wäre 
gewifs die thörichtste und gefährlichste Entwickelung, wenn das Spezialitäten- 
wesen jemals soweit käme, dafs besondere Schulen entständen, in welchen 
Spezialitäten erzogen würden, ohne Kenntnis dessen, was sonst die Medizin 
bietet. 

Nun, m. H. !, wenn ich zurückblicke auf das, was hinter uns liegt, so 
darf ich wohl sagen, dafs wenige Gesellschaften diese Aufgabe der Ver- 
einigung des Wissens, der gegenseitigen Mitteilung des Wissenswerten und 
des Anschlusses aller einzelnen Abteilungen und Zweige der Wissenschaft 
an einander mit solcher Pflichttreue erfüllt haben, wie diese Gesellschaft. 
Manche haben uns den Vorwurf gemacht, dafs wir dem Chirurgen und 
Ophthalmologen gerade so gut das Wort geben, wie dem inneren Kliniker 
oder dem Laryngologen. Ja, m. H.!, das eben ist unser Stolz, unser be- 
sonderer Vorzug, das ist etwas, was ich hoffe, dafs es dieser Gesellschaft 
nie verloren gehen soll, und wenn ich irgend einen Wunsch fttr die kommende 
Zeit aussprechen darf, so ist es dieser: dafs niemals das Gefühl in der Ge- 
sellschaft aufhören möge, dafs sie sein soll eine Repräsentantin der ganzen, 
einigen Wissenschaft. 

Ich möchte diesen Ausspruch nicht mifsverstanden sehen. Gerade so 
wenig, wie ich mich gegen die Spezialitäten ausspreche, so wenig spreche 
ich mich gegen die Spezialgesellschaften aus, aber ich sage nur: es mufs 
endlich einmal wieder ein Punkt vorhanden sein, wo sich diese vielen Einzel- 
interessen und dieses endlose Einzelwissen sammelt, wo es ein gemeinsames 
wird, wo es verwertet wird nach allen den verschiedenen Richtungen, welche 
unsere Wissenschaft in so reichem Mafse darbietet. 

Nun, m. H.!, diese wissenschaftliche Seite ist es auch, welche, wie 
ich glaube, in immer höherem Mafse hervortritt, und deren Wichtigkeit sich 
in immer deutlicherer Weise darthut, je mehr die Stellung der Ärzte auf 
Grund der neueren Gesetzgebung sich zu einer vollkommen freien gestaltet. 
Die älteren von Ihnen wissen ja, und den jüngeren will ich besonders in 
Erinnerung bringen, dafs diese Gesellschaft ganz wesentlich mit Veranlassung, 
ja — wenn Sie wollen — Schuld ist an der Art der Gesetzgebung, die 
wir gegenwärtig besitzen. Ich persönlich trage nicht das mindeste Be- 
denken, auszusprechen, dafs es mir ein ganz besonderes Vergnügen macht, 
mich an die Sitzungen der Kommission zu erinnern, in der wir uns ver- 
einigt haben zu dem allgemeinen Prinzip, dafs die Ärzte verzichten auf 
den Schutz des Staates, dafs sie verzichten auf den Schutz der Polizei, dafs 
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sie bereit sind, als freie Männer einzutreten in den Kampf des Lebens, vor- 
ausgesetzt, dafs ihnen nicht von anderer Seite neue Schlingen bereitet und 
neue Gefahren für ihre Selbständigkeit und Unabhängigkeit geschaffen wer- 
den. Wir haben ja vor nicht langer Zeit noch wieder debattiert über diese 
Dinge. Die Frage, ob wir uns der allgemeinen Strömung der Zeit nach 
korporativen Vereinigungen, nach einer Art von Innungswesen anschliefsen, 
ob wir die Polizei zu Hülfe rufen, das Gesetz in unsem Dienst stellen 
wollten, um uns andererseits zu verpflichten zu allerlei Dingen, die wir als 
Gegengabe zu bringen hätten, — diese Frage ist mit ganz überwiegender 
Majorität im Sinne der Freiheit hier entschieden worden. Nun, m. H.!, 
ich kann sagen, je mehr ich in der letzten Zeit in Deutschland herumge- 
kommen bin, um so mehr habe ich die Freude gehabt, zu sehen, dafs unser 
Vorgehen anregend wirkt auf viele unserer Kollegen draufsen, selbst an 
Plätzen, wo die äufseren Verhältnisse scheinbar der entgegengesetzten Auf- 
fassung günstig sind. Ich will z. B. nur erwähnen, dafs mitten in Baden, 
wo diese Art des Verordnungswesens die gröfste Entwickelung gewonnen 
hat, sich gegenwärtig eine energische Opposition in unserem Sinne ent- 
wickelt, und dafs mir von vielen Kollegen die lebhafteste Zustimmung zu 
unserem mannhaften Vorgehen ausgesprochen worden ist. 

Aber, m. H. !, ich war immer der Meinung und habe das schon in den 
Reformbewegungen des Jahres 1848 ausdrücklich hervorgehoben, wenn die 
Ärzte eine freie Stellung erhalten, annehmen und behaupten wollen, dann 
bedarf es allerdings einer starken Vereinigung, dann können sie nur Schutz 
finden in einer grofsen Assoziation, einer Assoziation, welche wirklich ge- 
tragen wird von der energischen Mitwirkung ihrer Mitglieder. Man hat ja 
auch bei uns neuerlich versucht, die Organisation der Ärzte in einen noch 
weiteren Rahmen zu fassen, sie auszudehnen auf ganz Deutschland, und 
man hat geglaubt, auf diesem Wege wesentlich weiter zu kommen. Ich 
sehe nicht, dafs bis jetzt auf diesem Wege viel erreicht worden ist. Ich 
denke, man erreicht viel mehr, wenn man eben in dem natürlichen Verbände 
bleibt, welchen die Ortsverhältnisse bieten, wenn man sich darin so stark 
macht^ dafs man sagen kann : wir sind die Repräsentanten des ganzen vor- 
handenen Personals an Ärzten. Und je mehr wir anwachsen, m. H.!, um 
so mehr wird diese Gesellschaft den Anspruch erheben dürfen, dafs sie diese 
Repräsentanz, für Berlin wenigstens, darstellt. Wir verlangen ja nicht, dafs 
wir als Repräsentanz Deutschlands anerkannt werden, wir wollen nicht weiter 
gehen, als unser Gebiet, aber wir wollen auch darüber hinaus unser Beispiel 
aufstellen, wollen ein leuchtendes Zeugnis geben für das, was wir vertreten^ 
in unseren eigenen Handlungen. 

Ja, m. H. ! ; ich darf wohl sagen, wir sind stolz darauf, dafs wir ver- 
möge unserer Organisation, vermöge der Sorgfalt, mit der wir unsere neu 
aufzunehmenden Mitglieder ansehen, uns bewahrt haben vor der Notwendig- 
keit, überhaupt einen Code of Ethics zu machen. Den soll jeder gute 
praktische Arzt in seinem eigenen Busen tragen, und wenn er äufserlich 
darüber hinausgreift, dann soll er eben durch das Beispiel und durch den 
Zuspruch der Kollegen gehalten werden. Das ist unsere Auffassung ge- 
wesen, so haben wir die Assoziation angesehen, so sehen wir die grofsen 
Vereinigungen der Ärzte an. Bei uns hat sich in der That kein Bedürfnis 
herausgestellt, noch besondere Ehrenräte aufzustellen oder irgend welche 
besonderen Schutzmafsregeln zu erfinden, um uns vor unehrenhaften Mit- 
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gliedern zu bewahren. Unser Code of £thics ist ohne äufsere Mittel ein 
fester Codex geworden^ und an uns ist es, ihn immer fester und fester zu 
machen. Dann, m. H. !; wird es auch sicher sein, dafs wir den Staat und 
das Reich nicht gebrauchen und dafs wir als freie Männer und Vertreter 
nicht blos eines Gewerbes, wie das Gesetz es bezeichnet, sondern einer 
ft*eien Kunst, zu der wir das Gewerbe erheben, unsern Weg durchs Leben 
finden werden. 

In diesem Bestreben, eine grofse freie wissenschaftliche und auch ethische 
Korporation zu sein, in diesem Bestreben haben wir einen besonderen Anreiz 
durch den Umstand, dafs bei uns diejenigen Einrichtungen fehlen, welche 
man in manchen anderen Staaten aufgerichtet hat, um damit einen Halt zu 
geben fttr die Gesamtheit der Ärzte. Ich meine, es fehlt uns eine Akademie 
der Medizin. Sie fehlt uns, m. H.!, aber ich weifs nicht, ob wir ein In- 
teresse daran hätten, sie zu schaffen. Wir schaffen sie aus uns, wir reprä- 
sentieren ungefähr das, was anderswo eine Akademie repräsentiert, ohne 
jene exclusiven Verhältnisse, ohne jene Sichtung der Persönlichkeiten, ohne 
jene oft sehr mifslichen Wahlen für die wenigen Stellen, durch welche die 
Verhandlungen in manchen dieser Akademien nicht selten zu so wenig 
tröstlichen werden." 



Auf wessen Seite in diesem Streite der Meinungen das Recht und 
die Zukunft steht, ist nicht durch uns zu beantworten. Suchen wir, jeder 
an seinem Teile, durch die That, durch unablässige Arbeit an uns selbst 
und an den uns gestellten Aufgaben unserer Überzeugung zum Siege zu 
verhelfen, ohne die Achtung vor anders gearteter Denkweise jemals aufser 
Augen zu lassen! 

Nur Eines möge man uns unbestritten lassen: den Wert der That- 
Sache, dafs es gelungen ist, in der Zeit der Schöpfung des deutschen 
Reiches auch die deutschen Arzte zu gemeinsamem Handeln vereinigt zu 
haben. Der deutsche Arztevereinsbund war eine der Brücken, welche 
über den Main geschlagen sind; durch seine Vermittelung haben sich 
auch bei uns Süden und Norden die Hände gereicht, und auf der so 
gewonnenen Grundlage wollen wir rüstig weiter bauen. 



B. Spezieller Teü/) 



L Königreich Preufsen. 

1. Provinz Ostpreufiien. 
2. Provinz Westprenljien. 

Ans der Sturm- und Drangperiode des Jahres 1848 sind nns auch 
aus den östlichen Provinzen des preofsischen Staates Spnren eines regen 
Yereinsleben aufbewahrt, welche sich in Versammlungen und Petitionen 
an das Ministerium in betreff der Medizinalreform äufserten (Königs- 
berg, Marienwerder). Das Stiftungsjahr des (noch bestehenden) Elbinger 
Vereins (1848) deutet darauf hin, dafs derselbe jener Bewegung seinen 
Ursprung verdankt. Bald nach jener Zeit (1851) wurde am Sitze der 
Universität Königsberg der „Verein für wissenschaftliche Heil- 
kunde" unter Mitwirkung von Prof. Helmholtz ins Leben gerufen, der 
noch heute in Blüte steht und durch seine wissenschaftlichen Arbeiten 
weithin bekannt ist. 

Im Übrigen war und ist der Verkehr der Ärzte unter einander durch 
ihre in Folge der dünneren Bevölkerung mehr isolierten Wohnsitze sehr 
erschwert, und erst der zu Gunsten einer staatlichen Vertretung der 
Ärzte in Preufsen entstandenen immer mächtigeren Bewegung gelang es, 
auch dort im letzten Dezennium eine Reihe von Vereinen zu gründen, 
welche selbstverständlich mit nicht geringen Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben. In den 1887 geschaffenen Ärztekammern sind aber jetzt Organe 
vorhanden, welche für das geringere Vereinsleben den Ärzten einen teil- 
weisen Ersatz bieten. 

3. Provinz Posen. 

Ahnlich, wie vorstehend geschildert, liegen die Verhältnisse in der 
Provinz Posen, wo sich aufserdem noch die Scheidung der Ärzte nach 
der Nationalität geltend macht. 



1) Die tabeUarische Obersicht der nach Ländern und Provinzen (Kreisen) ge- 
ordneten Vereine folgt am Schlüsse dieses Teils. 
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Die polnischen Ärzte finden ihren Zentralpunkt in der „medi- 
zinischen Sektion der polnischen Gesellschaft der 
Freunde der Wissenschaften zu Posen", welche 1865 organisiert ist. 

Von den deutschen Ärzten ward im Jahre 1877 in der Stadt Posen 
der „Verein Posener Ärzte" gegründet und durch diesen im Jahre 
1885 der „ärztliche Verein des Regierungsbezirks Posen" 
geschaffen. 

Aufeerdem bestehen noch in der Provinz der „Verein der Arzte 
des Regierungsbezirkes Bromberg" und der „ärztliche Verein 
in den Kreisen Birnbaum, Bomst, Buk und Meseritz". 

4. Provinz Brandenburg. 

a) Berlin. 

Geschichte der ärztlichen Vereine Berlins (Dr. Becher). 

„Bei einer Einwohnerzahl von über 1 V? Millionen hatte Berlin am 
Anfang des Jahres 1890 1398 Arzte, 107 Zahnärzte und 120 privilegierte 
Apotheken. — Die Anzahl der Heilanstalten belief sich auf 34, die 
4635 Betten hatten. — Es kamen somit in Prozenten gerechnet auf 
10000 Einwohner 9,32 Ärzte, 0,80 Apotheken und 0,23 Heilanstalten. — 

Unter der groben Anzahl der Berliner ärztlichen Vereinigungen 
lassen sich drei gröfsere Gruppen unterscheiden, Vereine, die nur oder vor- 
wiegend Wissenschaft, solche die Standesfragen und alle Fragen in ihr 
Bereich ziehen, die die öffentliche Gesundheitspflege betreffen und solche 
Vereine, die für die Vertretung spezieller Interessen gegründet sind. — 
Zu der ersteren Gruppe gehören die medizinische Gesellschaft, der Ver- 
ein für innere Medizin, die Gesellschaft für Geburtshttlfe und Gynä- 
kologie, die Hufeland'sche Gesellschaft, der Verein für Natur- und Heil- 
kunde und zahlreiche andere für die speziellen Zweige der medizinischen 
Wissenschaften ins Leben gerufene Vereinigungen. 

Zu der zweiten Gruppe sind die ärztlichen Bezirksvereine zu rechnen, 
deren acht durch je drei Delegierte den Zentral-Ausschufs (1878) der ärzt- 
lichen Bezirksvereine Berlins bilden; derselbe vermittelt den Verkehr 
mit den Behörden und hat die offizielle Leitung aller Angelegenheiten 
des ärztlichen Standes. Jeder von diesen acht Vereinen ist selbständig 
für sich, hat sich jedoch den Beschlüssen des Zentral- Ausschusses zu fttgen, 
wenn auch ein Vetorecht bis zur abermaligen Beschlufsüassung zugestan- 
den ist — Die den Zentral -Ausschufe bildenden Vereine sind dem 
Alter nach: der Verein Königstadt (1871), Friedrich Wilhelmstadt (1874), 
Friedrichstadt (1875), Louisenstadt (1875), West-Verein (1876), Ost- 
Verein (1877), Nord- Verein (1878), Südwest- Verein (1879). 

Außerhalb des Zentral- Ausschusses stehen der 9. Berliner Äi*zteverein 
(1887), der die gleichen Ziele der übrigen acht ärztlichen Bezirksvereine 
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verfolgt und mit ihDen Mitglied des deatschen Ärztevereinsbundes ist, und 
der ärztliche Berufsverein (1S87), der tendiert, „der Ausbildung des Be- 
griffes einer spezifischen ärztlichen Standesehre entgegenzuwirken^' und 
nicht Mitglied des Ärztevereinsbundes ist — 

Zu der dritten Gruppe gehören die ftlr die Vertretung spezieller 
Interessen in's Leben gerufenen Vereine, die zum Teil auch Hygiene und 
Wissenschaft betreiben. Es sind dies die militärärztliche Gesellschaft (1864), 
der Verein Berliner Armenärzte (1867), der Rechtsschutzverein Berliner Ärzte 
(1868), der Verein der Gewerksärzte (1874), der bahnärztliche Verein (1885), 
femer alle Vereine, die sich mit der pekuniären Sicherstellung der Ärzte 
und ihrer Witwen und Waisen beschäftigen, so vor Allem die Zentrsd- 
hilfskasse für die Ärzte Deutschlands, die Berliner ärztliche Untersttttzungs- 
kasse mit der Wilhelm Augusta-Stiftung und der Hufeland'schen Stiftung 
zur Unterstützung notleidender Arzte und deren Witwen. 

Als Untergruppe sind hierzu zu rechnen Vereine, die vor Allem die 
Pflege der Geselligkeit und Kameradschaft betonen, der kollegiale Verein 
von praktischen Ärzten Berlins (1832) und der kameradschaftliche Verein 
der Sanitätsoffiziere des Landwehrbezirks I (Berlin 1886). — Wenn wir 
einen ganz kurzen Rückblick auf die Geschichte der Berliner ärztlichen 
Vereinigungen werfen, so ergiebt sich, dafs die Hufeland'sche Gesellschaft 
mit dem Verein für Natur- und Heilkunde die älteste ist. Sie wurden 
im Jahre 1810 gegründet und vereinten zuerst die Ärzte Berlins zu ge- 
meinsamer wissenschaftlicher Thätigkeit zu einer Zeit, wo die Einwohner- 
zahl wohl kaum 250 000 Seelen betrug. — Sicher bestanden auch damals 
schon kleinere private Vereinigungen von Ärzten, die sich gesellschaftlich 
näher standen und die Kollegialität pflegten. Im Jahre 1832 entstand zuerst 
ein Verein, der die Pflege der Kollegialität namentlich betonte — der kolle- 
giale Verein von praktischen Ärzten Berlins; Männer, wie Carl Mater, 
MiTSCHERLiCH, RusT, BÖHM, Nagel, Klaproth uud Carl Schröder 
haben ihm angehört. Lange Zeit verging nun ehe andere Vereinigungen 
sich bildeten. Erst im Jahre 1844 wurde die jetzige Gesellschaft fttr 
Geburtshülfe und Gynäkologie zu Berlin gegründet, im Jahre 1860 der 
Verein der deutschen Irrenärzte, 1860 die Berliner medizinische Gesell- 
schaft, 1864 die Berliner militärärztliche Gesellschaft, 1867 die Berliner 
Gesellschaft für Psychiatrie und Nervenkrankheiten und der psychia- 
trische Verein in Berlin, 1872 die deutsche Gesellschaft für öffentliche 
Gesundheitspflege in Berlin, 1874 die Gesellschaft der Charit^- Ärzte, 
1875 die physiologische Gesellschaft zu Berlin, 1878 die Berliner zahn- 
ärztliche Gesellschaft und die Balneologische Gesellschaft, 1881 der Verein 
für innere Medizin, 1885 die Gesellschaft deutscher Zahnärzte zu Berlin, 
1886 die freie Vereinigung der Chirurgen Berlins und die Berliner der- 
matologische Vereinigung und 1889 die laryngologische Gesellschaft. 

Wirft man einen Blick auf obige Daten, so sieht man, dafs mit 
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dem Anfang der 70 er Jahre ein Bestreben ärztliche Vereine der ver- 
schiedensten Richtungen ins Leben zu rufen sich zeigte, das vorher in 
diesem Umfange nicht gekannt war. Als Grund davon ist die Freizügig- 
keit und die Thatsache festzuhalten, dafs Berlin mit 1871 Hauptstadt 
des deutschen Reiches wurde. Wie Alles, Handel und Industrie, Kunst 
und Gewerbe, so nahmen an dem Aufschwünge von damals auch die 
Wissenschaften teil. Aber nicht allein der Drang nach Wissenschaft ver- 
einte die nunmehr von Jahr zu Jahr wachsende Anzahl der Ärzte Berlins, 
man sah ein, dafs die Fragen des Standes ein lang vernachlässigtes Feld 
gemeinsamer Thätigkeit gewesen waren und man einte sich zu Vereinen, 
die unter einander einen Zentralausschuls bildeten und Mitglied des deut- 
schen Ärztevereinsbundes wurden. Es kann ohne Überhebung gesagt 
werden, dafs diese Standesvereine die Kollegialität besserten, insofern 
sie die persönliche Bekanntschaft der Ärzte vermittelten und Ehrenge- 
richte schufen, dazu bestimmt, Differenzen unter den Ärzten zu schlichten 
und befugt, Verwarnungen zu erteilen, ja den Ausschlufs unwtlrdiger Mit- 
glieder zu beschliefsen. Aber auch wirtschaftlich sorgten die Ärzte filr 
sich selbst. Im Jahre 1868 war der Rechtsschutzverein ins Leben ge- 
rufen, um den Ärzten säumigen oder böswilligen Schuldnern gegentlber 
zu ihrem Honorar zu verhelfen. Erst seit jenen Zeiten besserte sich die 
Bezahlung der Ärzte; hatte das Publikum doch noch häufig die Meinung, 
dafs die Behandlung von Seiten der Ärzte eigentlich ein honor sei 
und die Bezahlung erst in zweiter Reihe käme. Es ist gar keine Frage, 
dafs das zahlende Publikum seit Anfang der 70 er Jahre mehr den Ärzten 
gegenüber leistet als zuvor. Für notleidende Ärzte und deren Witwen 
und Waisen war schon früher manches geschehen. Seit Jahren bestand 
die Hufeland'sche Stiftung für notleidende Ärzte u. s. w., die Berliner 
Unterstützungskasse mit der Wilhelm Augusta Stiftung kam hinzu, endlich 
die Zentralhilfskasse ftlr die Ärzte Deutschlands, eine Versicherungs- 
gesellschaft u. 6:, die neuerdings durch die Munifizenz des verstorbenen 
Berliner Arztes Dr. Müller mit 800000 Mark bedacht wurde. Hinzuzu- 
fügen ist, dafs verschiedene Berliner ärztliche Vereine Sterbe- und Unter- 
stützungskassen für sich besitzen. Um Ärzten, die Anstellung suchten, 
dazu zu helfen, gründete der Zentralausschufs 1887 ein Stellenvermitt- 
lungsbureau, dessen Thätigkeit immer erfolgreicher geworden ist. 

Wenn wir schliefslich noch hinzufügen, dafs die staatliche Institution 
der Ärztekammern (1888) von den Berliner und sämtlichen preufsischen 
Ärzten mit Freude begrüfst worden ist, wie aus der Teilnahme an der 
Wahl zu ersehen war, so können wir sagen, dafs überall in Berlin in 
allen ärztlichen Vereinen, sowohl den rein wissenschaftlichen, wie den 
übrigen frisches Leben pulsiert und dafs in denselben eine Arbeit jährlich 
geleistet wird, die nicht allein dem ärztlichen Stande, sondern der All- 
gemeinheit zu Gute kommen wird und kommen muls.*' 
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Ans der Geschichte der „Berliner medizinischen Gesell- 
schaft^' 0, welche lange Jahre hindurch auch in Standesfragen die 
fahrende Stellung in Berlin einnahm ^ bis sie hierin von den ärztlichen 
Bezirksvereinen abgelöst wurde, ist schon bemerkt worden, dafs dieselbe 
aus der Verschmelzung zweier Vereine hervorgegangen ist, deren ältere, die 
„Gesellschaft für wissenschaftliche Medizin'' im Jahre 1844 
von 18 jüngeren Ärzten, von denen die Mehrzahl in Halle zu den Ftt&en 
Ebukenbebg's gesessen hatte, gegründet wurde (Körte, Wbgschbideb, 
Traube u. a.). Während des Jahres 1848 wurden ihre wissenschaftlichen 
Verhandlungen ungestört fortgesetzt; in die Tagesfragen der Medizinal- 
reform griff die Gesellschaft nicht ein, richtete indefs im Jahre 1849 das 
Gesuch an den Minister, die aus politischen Gründen erfolgte Amtsent- 
setzung VmcHOw's zurückzunehmen, „weil dieselbe nicht ihn, sondern 
seine Kollegen und die studierende Jugend treffe". Virchow ward nach 
seiner Bückkehr aus Würzburg erster Vorsitzender. 

Neben diesem Vereine bildete sich unter Albreght von GrIfe's 
Einflufs und Vorsitz im Jahre 1858 der „Verein Berliner Ärzte" 
mit dem Zwecke: „Aufrechterhaltung und Förderung der Kollegialität, 
Wahrung der ärztlichen Würde und Förderung wissenschaftlich prak- 
tischer Bestrebungen". Der Verein sollte ausgesprochenermafsen ein 
Mittelpunkt werden, der zu einer korporativen Einigung der Standesge- 
nossen führen und in dem die Wissenschaft dem ärztlichen Leben dienen 
solle; ein Ehrenrat ward gebildet Dennoch war diesen letzteren Be- 
strebungen die damalige Zeit noch wenig günstig; die Wissenschaft 
dominierte auch im neuen Verein, und das Bestreben einer Verschmelzung 
der beiden Vereine, schon im Jahre 1859 erwacht, führte im Oktober 
1860 zu der Gründung der „Berliner medizinischen Gesell- 
Schaft". Von dem Verein Berliner Ärzte übernahm sie in ihrem Statut 
die „Aufnahme -Kommission", beseitigte aber die Institution des Ehren- 
rats; VON Gräfe ward erster Vorsitzender (Virchow verzichtete frei- 
willig), Langenbeck und Körte Stellvertreter ; nach Gräfe's Tode über- 
nahm Langenbeck das Präsidium (1871), nach dessen Wegzuge (1882) 
Virchow, der es noch heute führt 

In welch hervorragender Weise die Gesellschaft ihrer wissenschaft- 
lichen Aufgabe gerecht geworden ist, davon geben ihre Sitzungsberichte 
ein beredtes Zeugnis. Aber auch mit den ärztlichen Standesinteressen 
hat dieselbe sich oft und intensiv beschäftigt, und es ist im allgemeinen 
Teile bereits hervorgehoben, dals die Freigebung des Heilgewerbes (1869) 
wesentlich durch die von ihr ausgegangene Petition bewirkt worden ist. 
Bei der Gründung des Ärztevereinsbundes war sie durch ihren Schrift- 



1) Vgl. Bebnh. FrInkbl, Geschichte der Berliner medizin. Gesellschaft während 
der ersten 25 Jahre ihres Bestehens. Deutsche med. Wochensch. Berlin 1SS5 Nr. 44A. 
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fahrer B. Fränkel beteiligt (der auch in den Geschäftsansschafs gewählt 
ward) und blieb bis zum Jahre 1880 Mitglied desselben. Später ist die 
Gesellschaft noch zweimal in erheblicher Weise mit Standesfragen befafst 
worden, einmal bei der Besprechung der „badischen Verordnungen" im 
Jahre 1884, sodann in der Frage des Knrpfuschereiverbotes im Jahre 
1887, bei welcher Gelegenheit in einer mit den Berliner Bezirksvereinen 
gemeinsam abgehaltenen Versammlung sich die Majorität für Wiederein- 
führung desselben erklärte. 

In der am Schlufs dieser Schrift befindlichen tabellarischen Über- 
sicht sind nicht genannt (weil nicht Berliner ärztliche Vereine im engeren 
Sinne): 

die balneologische Gesellschaft (gestiftet 1878 als balneolo- 
gische Sektion der Gesellschaft für Heilkunde), deren (220) Mit- 
glieder in Deutschland, Österreich-Ungarn, Schweiz, Belgien u. s. w. 
wohnen und welche alljährlich einmal in Berlin zusammentritt 
(Vors. Liebreich); 
femer (für Zahnärzte): 

die „Berliner zahnärztliche Gesellschaft^' und 
die „Gesellschaft deutscher Zahnärzte'^ in Berlin; 
und endlich: 

die „deutsche Gesellschaft für öffentliche Gesundheits- 
pflege in Berlin, deren 160 Mitglieder zum Teil auch nicht- 
ärztlichen Kreisen angehören. Sie ist gestiftet 1872 (Aug. Hirsch, 
Hobrecht) und hält alljährlich 7—8 Versammlungen. Vors. Spinola. 
Für die Unterstützung notleidender Ärzte bezw. deren 
Witwen und Waisen existieren in Berlin folgende Kassen: 

1. die Hufeland'sche Stiftung zur Unterstützung notleidender Ärzte 
ist 1830 gegründet, erstreckt ihre Wirksamkeit über den ganzen preufsi- 
schen Staat, unterstützt nur solche anerkannt bedürftigen Ärzte, welche 
Mitglieder waren ; Minimum des jährlichen Beitrags ist 3 Mark, Maximum 
der jährlichen Unterstützung 400 Mark. 

2. Die Hufeland'sche Stiftung zur Unterstützung notleidender Arzt- 
witwen, gegründet 1836; mindester Jahresbeitrag 3 Mark; Jahresunter- 
sttttzung 135 Mark. 

3. Berliner ärztliche Unterstfltzungskasse (ins Leben ge- 
rufen durch Dr. Kbisteller 1854) und mit ihr verbunden die auf An- 
regung Döbbeun's bei Gelegenheit der Feier der goldenen Hochzeit 
unseres Kaiserpaares gegründete 

4. Wilhelm-Augusta Stiftung. 

Beide Kassen haben zusammen ein Vermögen von 50,000 Mark, ge- 
währen ohne Rücksicht auf Mitgliedschaft Ärzten, Witwen und Waisen 

O T a f , AntliehM Verein8wes«ii. 5 
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einmalige oder laufende Untersttitzangen im Höchstbetrage von 500 Mark. 
Der geringste Jahresbeitrag eines Mitgliedes ist 6 Mark. 

5. Untersttttzangsfonds des ärztl. Vereins Lnisenstadt 
mit obligatorischem Beitritt aller Mitglieder, jedoch unbestimmter Bei- 
tragshöhe, und nur zu Gunsten der Mitglieder des Vereins, bezw. deren 
Hinterbliebenen. 

6. die Zentralhttlfskasse für die Ärzte Deutschlands ist 
in erster Linie eine Versicherungsanstalt, in welcher den Ärzten 
die Möglichkeit geboten ist, sich gegen dauernde Invalidität in der 
Art zu versichern, dafs ihnen eine nach der Höhe des Beitrags (bezw. 
dem Lebensalter zur Zeit des Beitritts) wachsende Invalidenrente 
im Höchstbetrage von 1500 Mark gewährt wird; ebenso ist die Ver- 
sicherung eines jährlichen Krankengeldes bei temporärer Invali- 
dität möglich. 

Unterstützungskasse ist diese Stiftung aber auch in so fem, 
als sie schon während der Karenzzeit, in welcher Ansprüche noch 
nicht vorhanden sind, Teilrenten gewähren und bedürftigen Mitgliedern 
sonstige Erleichterungen zu Teil werden lassen kann. Die Ausdehnung 
der Kasse auf die Versicherung der Witwen und Waisen ist in 
Aussicht genommen. 

Gestiftet im Jahre 18S0 wesentlich durch die Bemühungen der 
Herren Rosenthal, Koch und Abarbanell hat die Zentralhülfskasse 
reiche Zuwendungen erfahren durch die Munifizenz der Herren J. J. Sachs, 
M. M. Eulenburg und Emil Müller; ihre Mitgliederzahl beträgt gegen- 
wärtig 272. 

b) Provinz Brandenburg exkl. Berlin. 

Von den aufserhalb Berlin's vorhandenen ärztlichen Vereinen der 
Provinz Brandenburg haben ein längeres Bestehen zu verzeichnen der 
ärztliche Verein zu Brandenburg a./H. (1846), und der Verein 
der Ärzte der Niederlausitz (1861); die übrigen sind neueren Datums 
und stehen mit der Gründung und Fortentwickelung des Arztevereins- 
bundes in Beziehung. 

Eine ärztliche Unterstützungskasse für den Regierungs- 
bezirk Potsdam und Frankfurt a./0., zugleich für Unterstützung 
von Witwen und Waisen bestimmt, ist im Jahre 1889 gegründet und von 
der Ärztekammer (welche die Provinz Brandenburg inkl. Berlin umfafst) 
mit 1000 Mark Reservefonds ausgestattet worden. Beitrag 5 Mark. 
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5. Provinz Pommern. 

Angelehnt an die Universitäten Kiel, Rostock, Greifswald und Königs- 
berg bestand lange Jahre ein „Verein der baltischen Ärzte", welcher 
sich abwechselnd in jenen Universitätsstädten versammelte und anfser den 
medizinischen Professoren auch manche Arzte aus den Ostseeprovinzen 
amfafste. Anfserdem gab es einen „Verein pommerscher Arzte", 
der alljährlich in Stettin zusammentrat. Nachdem beide Vereine wegen 
Mangel an Beteiligung eingegangen waren, traten an ihre Stelle die 
Vereine der Segiernngsbezirke, zuerst im Jahre 1864 der des Regie- 
rungsbezirks Göslin. Neben diesem bildete sich in demselben 
Regierungsbezirk im Jahre 1876 ein ärztlicher Verein in Stolp. 
Hierdurch veranlafst organisierte sich der Regierungsbezirksverein so, 
dafs er in zwei Zweigvereine, Beigard undStolp zerfällt, deren jeder 
im Winter allmonatlich eine Sitzung abhält, während im Frühjahr jedes 
Jahres der Regierungsbezirksverein zu einer Hauptversammlung zusam- 
mentritt Um die Gemeinsamkeit zu wahren, ist ein Bezirks- Arzte-Aus- 
schufs gewählt (auf je 10 Ärzte ein Abgeordneter), welcher einen Vorstand 
ernennt, der auch als Ehrenrat fungiert. 

Der „Verein der Ärzte des Regierungsbezirks Stralsund" 
bildete sich nach Vorberatung der Professoren Hüter und Eulenburg 
in Greifiswald, sowie der Ärzte Köhler, Grünberg und von Haselberg 
in Stralsund im Jahre 1878; er hält alljährlich zwei Versammlungen, ab- 
wechselnd in den beiden genannten Städten. 

Der „Verein der Ärzte des Regierungsbezirks Stettin" 
ward gebildet im Oktober 1884 und hält seine 2 Jahressitzungen ab- 
wechselnd in Stettin und einem nicht fest bestimmten Orte des Bezirks 
ab. Vor demselben bestand und besteht noch in Stettin seit 1883 ein 
„wissenschaftlicher Verein", welcher sich nur ausnahmsweise mit 
Standesfragen befafst. 

Am Sitz der pommerschen Universität Greifswald bltiht schon 
seit 1863 ein „medizinischer Verein", der die Förderung der wissen- 
schaftlichen Bestrebungen und des kollegialen Verkehrs zum Zwecke hat, 
sich (gegenwärtig unter Mosler's Vorsitz) einer regen Beteiligung erfreut 
und allmonatlich eine Sitzung (9 im Jahre) abhält. 

Von Untersttltzungskassen ist als älteste zu nennen die „Wit- 
wenkasse der Ärzte und Apotheker in Neuvorpommerp und 
Rügen", sie ist 1828 gegründet und zahlt Witwenpensionen bis zu 
900 Mark. 

Die „Runge-Stiftung in Stettin" ward 1873 auf Anregung des 
Dr. Runge von Stettiner Ärzten ins Leben gerufen und unterstützt be- 
dürftige Ärzte und deren Hinterbliebene. 
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Der „Verein der Ärzte des Regierungsbezirks Stralsund" 
hat seine eigene Unterstütznngskasse, welche nur für notleidende Ärzte 
bestimmt ist und der fast alle Mitglieder des Vereins angehören. 



6. Provinz Schlesien (Dr. M. FiiEUND-Breslau). 

Dieselben idealen Kräfte, welche den deutschen Ärztevereinsbund 
geschafifen haben , sind es auch gewesen, die in Schlesien systematisch 
gegliederte Ärzte -Vereinsorganisationen ins Leben riefen, deren Werden 
und Schafifen die folgenden Skizzen vorführen wollen. 

Die von allen in Schlesien neubegründeten Ärztevereinen zu ver- 
folgenden Ziele konnten keine andern sein, als die seit dem ersten Auf- 
leben der neueren Reformbewegung stets allgemein aufgestellten und fest- 
gehaltenen; nur der Ausgangspunkt der Vereinsbestrebungen und die 
Wege zu jenen Zielen waren verschiedene. So ging der Verein der 
Ärzte des oberschlesischen Industriebezirks von der Herstellung einer 
Morbiditäts- und Mortalitäts- Statistik dieses Bezirks aus, während der 
Verein der Breslauer Ärzte zuerst eine Reform des ärztlichen Honorar- 
wesens in Angriff nahm. Aber allmählich wurde das Arbeitsfeld auf 
die Wahrnehmung aller anderen ärztlichen Interessen ausgedehnt, wie 
die folgende Darstellung ergiebt. 

In Breslau selbst domizilieren zwei ärztliche Standes -Vereine, der 
ältere, der „Verein der Ärzte des Regierungsbezirks Breslau", 
den ganzen Regierungsbezirk umfassend, der jüngere, „derVerein der 
Breslauer Ärzte", auf die Stadt beschränkt. Beide schlössen sich 
bald nach ihrer Konstituierung dem deutschen Ärztevereins -Bunde an 
und stehen durch gewisse gemeinsame Einrichtungen in organischer Ver- 
bindung. 

Der „Verein des Regierungsbezirks Breslau" wurde im 
Jahre 1877 gegründet. Seine erste ordentliche Versammlung fand am 
8. Dezember 1877 statt Er nmfafste damals 271 Mitglieder, von welchen 
136 aus Breslau, 135 von aufserhaib waren, im ganzen 58 Prozent der 
im Regierungsbezirk vorhandenen Ärzte. Von den 27 Physikern waren 
22 beigetreten, von den Universitätslehrern 25. 

Im Jahre 1879 verband sich der Verein mit den anderen schlesischen 
Ärztevereinen zum Verbände der schlesischen Ärztevereine, welcher ein 
gemeinsames Korrespondenzblatt herausgiebt und auch einige gemein- 
same Versammlungen veranstaltete, welche letztere indessen bald wieder 
aufgegeben wurden. Gegenwärtig beträgt die Zahl der Mitglieder 174. ^) 

Der Einflufs, den der Regierungs -Verein auf die Gestaltung der ge- 



1) Obige statistische Notizen sind von Herrn Dr. Jakobi zusammengestellt. 
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samten ärztlichen Verhältnisse in seinem Wirkungsbereich ansgettbt hat, 
ist ein grofser nnd segensreicher gewesen. Seine Hauptaufgaben bestan- 
den in der Entwicklung der kollegialen Beziehungen und der Pflege 
wissenschaftlicher Bestrebungen. Er schuf als Grundlage der ersteren 
eine Standesordnung (festgestellt in der zweiten ordentlichen General- 
versammlung am 11. Mai 1878) und die mit der Wahrung derselben be- 
trauten Organe (Schieds- und Ehrengerichte) und sorgte auf den Ver- 
sammlungen fttr belehrende und anregende Vorträge aus allen Gebieten 
der Medizin. Im Jahre 1880 gründete der Verein eine ,,Kasse zur Unter- 
stützung von notleidenden Ärzten und ärztlichen Hinterbliebenen inner- 
halb des Regierungsbezirks Breslau^', der jedes Mitglied des Vereins bei- 
zutreten verpflichtet war. Diese Kasse besteht bis zum heutigen Tage 
und hat all die Zeit her viel Gutes gestiftet 

Aber über diesen lokalen Interessen wurden die grofsen, den ganzen 
Stand betreffenden nicht vergessen. Alle die Gesamtheit der Ärzte be- 
rührenden Fragen, die auf den Ärztetagen zu gemeinsamer Beratung 
kamen, wie die ärztliche Prüfungsordnung, die gesetzliche Stellung der 
Ärzte, die Bestrebungen zwecks Herstellung einer allgemeinen deutschen 
Ärzteordnung und staatlicher Vertretungskörper, die Bekämpfung des 
Geheimmittel- und Kurpfuscherei-Unwesens, die Bedingungen der Appro- 
bations-Entziehung, — sie alle wurden auf Grund sor^ltiger Referate 
eingehend behandelt und durchberaten, und auf den Ärztetagen durch 
eigne Delegierte vertreten. Aber je gröfser das Arbeitsfeld wurde, je 
mannigfaltiger und reicher die Aufgaben, desto mehr stellten sich Schwie- 
rigkeiten ihrer Bewältigung in einer Unzulänglichkeit der Vereins-Or- 
ganisation heraus, die lediglich in der Verbindung der auswärtigen mit 
den städtischen Kollegen ihren Grund hatte. Es war im Interesse der 
ersteren nicht angängig, mehr als zwei Versammlungen im Jahre abzu- 
halten und auch die vorbereitenden Kommissionssitzungen mufsten aufs 
äufserste beschränkt werden. Eine Vorbereitung der einzelnen Mitglieder 
für die Beratungsgegenstände war vollends unmöglich, so dafs dieselben 
erst in den gemeinsamen Sitzungen sich über die zu behandelnden Fragen 
informieren konnten. Auch waren Verzögerungen in der Erledigung der- 
selben unvermeidlich. Alle diese Umstände mulsten naturgemäß das 
Interesse der Mitglieder am Vereinsleben abschwächen und den Wunsch 
einer Abhilfe nahe legen. Für die Breslauer Ärzte war der sich von 
selbst ergebende Ausweg der, an eine eigene Vereinsbildung zu gehen, 
die alle jene Schwierigkeiten zu beheben im Stande war. Diese Ver- 
einigung konnte sich um so leichter vollziehen, als der Boden für eine 
solche in dem ebenfalls schon im Jahre 1877 am 3. November begrün- 
deten und einen grofsen Teil der Breslauer Ärzte umfassenden Rechts- 
schutzverein Breslauer Ärzte gegeben war. Im Jahre 1884 erweiterte 
sich denn dieser Rechtsschutzverein zum „Verein der Breslauer Ärzte''. 
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Die Verbindang desselben mit dem Regierungsbezirks -Verein wurde indes 
dauernd aufrecht erhalten und zu diesem Zwecke eine Eartellkonmiission 
geschaffen , aus je 2 Delegierten beider Vereine bestehend und mit der 
Aufgabe betraut, alle durch gemeinsames Handeln wirksamer zu fördern- 
den Angelegenheiten vorzubereiten. Auch der Ehrenrat wird von Mit- 
gliedern beider Vereine gebildet und die Standesordnung, die Hilfiskasse 
sind beiden gemeinsam. Ihr Zusammengehen hat sich auch in der öfteren 
Wahl eines gemeinsamen Delegierten zu den Ärztetagen und bei den Vor- 
bereitungen zu den ersten Eammerwahlen dokumentiert 

Da aber der Regierungsbezirks- Verein zur Hälfte sich aus Breslauer 
Ärzten zusammensetzte, so war es natürlich, dafs bei der regen Thätig- 
keit, die im neugeschaffenen Lokalverein nunmehr Platz griff, das In- 
teresse am Regierungsbezirks- Verein und seine Mitgliederzahl abnahm. 
Allein immer bleibt ihm das Verdienst, das ärztliche Vereinsleben in 
Schlesien auf breiter Grundlage mit begründet, die kollegialen Beziehun- 
gen in seinem Wirkungsbereich erfreulich gehoben und alle ärztlichen 
Standesinteressen auch nach aufsen gefördert zu haben. Er hatte den 
Anlauf genommen, das Zentralorgan der schlesischen Ärztevereine zu 
werden. Es ist nicht ausgeschlossen, dafs er dieses Ziel erreicht, wenn 
er es unternähme, neben den schon bestehenden Lokalvereinen die Grün- 
dung neuer zu veranlassen, unter diesen und mit ihnen feste Beziehungen 
zu unterhalten und sich zu einem Delegiertentage derselben umzugestalten. 

Die Begrflndung des Vereins der Breslauer Ärzte hat sich in der 
Weise vollzogen, dafSs eine am 17. Dezember 1883 tagende aufeerordent- 
liche Generalversammlung des Rechtsschutzvereines Breslauer Ärzte auf 
Antrag des Dr. M. B. Fbeund die Erweiterung des Rechtsschutzvereins zu 
einem „Verein der Breslauer Ärzte^' beschlols und eine Kommission 
wählte, die die Statuten für den neuen Verein auszuarbeiten beauftragt 
wurde. Den ersten Anstofs zu dieser Erweiterung gab die Ansicht, den 
wirtschaftlichen Interessen der Ärzte eine autoritativere und standes- 
würdigere Vertretung in einem allgemeinen Standesvereine zu geben, 
nachdem der Regierungsbezirks- Verein den Antrag des Rechtsschutzvereins 
abgelehnt, die Wahrnehmung auch der wirtschaftlichen Interessen in sein 
Programm aufzunehmen. Indes hob der Referent in der konstituie- 
renden Versammlung am 17. Dezember 1883 bald hervor, „dafs der 
Begründung eines allgemeinen Vereins der Breslauer Ärzte auch noch 
andere selbständige Motive zu Grunde liegen: keine all' der Interessen, 
die uns als Stand berühren, können in der Organisation des Regierungs- 
bezirks-Vereins eine genügende Berücksichtigung erfahren, nicht die kolle- 
gialen Beziehungen, nicht die Standesangelegenheiten im engeren Sinne. 
Sie alle verlangen eingehendere Beschäftigung in ständigen Einrichtungen 
und leicht und oft mögliche Versammlungen. Aufserdem liegt uns die 
Wahrnehmung rein lokaler Angelegenheiten ob, die die auswärtigen 
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Kollegen nicht berühren. Ich möchte nur noch betonen — fahr der 
Referent fort — dafs der neu zn begründende Verein keineswegs ein 
Eonknrrenzverein des Regierangsbezirks- Vereins werden, diesen vielmehr 
ex- and intensiv ergänzen soll. Der Regierangsbezirks- Verein selber hat 
in § 1 seiner Statuten die Bildung von lokalen Vereinen als eines seiner 
Ziele aufgestellt. Der neue Verein will Hand in Hand mit demselben 
gehen." 

Und bezüglich der Organisation des neuen Vereins bemerkte der 
Referent, dafs ihm eine Gliederung der Leitung in drei Abteilungen im 
Interesse einer gleichmäßigen Berücksichtigung der Hauptaufgaben am 
geeignetsten erscheine: „eine Abteilung für Standesangelegenheiten im 
engeren Sinne, eine zweite für die wirtschaftlichen Interessen, eine dritte 
für die Herstellung und Pflege wissenschaftlichen Verkehrs". 

Diese Gliederung des Vorstandes in drei Abteilungen wurde denn auch 
in den von der Kommission entworfenen Statuten festgehalten, die in der 
7. ordentlichen Generalversammlung des Rechtsschutzvereins — der letzten 
desselben — am 28. Januar 1884 vorgelegt und angenommen wurden. 

In der That hat sich diese Gliederung all' die Zeit über vortrefflich 
bewährt und zur glatten Erledigung der verschiedenen Aufgaben des 
Vereines wesentlich beigetragen. Die Wahrnehmung der bisherigen Ten- 
denz des Rechtsschutzvereins wurde der wirtschaftlichen Kommission 
des Vorstandes des neuen Vereins übertragen. 

Jede der drei Kommissionen des Vorstandes besteht aus drei Mit- 
gliedern. Der Verein tagt jeden Monat einmal. In jeder Versammlung 
findet aufser der Erledigung der laufenden geschäftlichen Angelegenheiten 
ein wissenschaftlicher Vortrag statt. 

Das Interesse der Breslauer Kollegenschaft am Vereinsleben ist von 
Jahr zu Jahr gewachsen. Die Mitgliederzahl ist auf 161 gestiegen, die 
Versammlungen sind sehr zahlreich besucht 

Über die beiden in Oberschlesien bestehenden Ärztevereine hat mir 
Herr Dr. Schlockow, früher langjähriger Schriftftlhrer der beiden Ver- 
eine, die folgenden Angaben zugehen lassen: 

„Der ärztliche Verein des Oberschlesischen Industrie- 
Bezirks wurde im Jahre 1869 begründet. Die erste Anregung hierzu 
ging davon aus, dafs in der hygienischen Sektion der Naturforscherver- 
sammlung zu Innsbruck der Wunsch ausgesprochen worden war, eine Krank- 
heits- und Sterblichkeitsstatistik der einzelnen Bezirke seitens der Ärzte in 
Angriff zu nehmen. Es wurde denn auch seitens des Vereins durch mehrere 
Jahre eine recht brauchbare Statistik der Typhus- und Tuberkulosen- 
erkrankungen durchgeführt, während eine allgemeine Krankheitsstatistik 
sehr bald aufgegeben werden mufste. Die Bestrebungen des Vereins er- 
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weiterten sich; es wurde das reiche insbesondere chirurgische Material 
der grofsen wohl ausgestatteten Knappschaftskrankenhänser za wissenschaft- 
lichen Vorträgen und Demonstrationen benutzt und der öffentlichen, ins- 
besondere der gewerblichen Gesundheitspflege eine besondere Aufmerk- 
samkeit zugewendet Die Standesinteressen wurden durch Vereinbarungen 
inbetreff der Tagesverhältnisse, regelmäfsiger halbjährlicher Liquidationen, 
Annahme der Elarlsruher Standesordnung, Einsetzung eines Ehrengerichts 
gefördert, der kollegiale Verkehr durch vierteljährliche Zusammenkünfte 
mit wechselndem Versammlungsorte, welche bei dem dichten Zusammen- 
wohnen der Ärzte des Bezirks zahlreich besucht waren. Auch gemein- 
same Ausflüge wurden unternommen. 

Dem deutschen Ärztevereinsbunde schieb sich der Verein sogleich 
nach dem Entstehen des ersteren an und wurden auch die Arztetage 
regelmäßig beschickt 

Nachdem der den Regierungsbezirk Oppeln umfassende Verein der 
Ärzte Oberschlesiens begründet war, trat die Mehrzahl der Mitglieder dem- 
selben bei und wurde für beide Vereine ein gemeinsamer Schriftführer 
gewählt und eine gemeinsame Hülfskasse geschaffen, welche sich günstig 
entwickelt hat.'' 

Aufser den genannten Vereinen bestehen in Schlesien noch folgende : 
die ärztlichen Vereine in Frankenstein, Lauban, Landeshut, die 
der Ärzte des Glatzer Gebirges, des Riesengebirges, der Lieg- 
nitzer und Lausitz er Arzte. Alle diese haben zu ihren Haupt- 
aufgaben die Pflege der kollegialen Beziehungen und der wissenschaft- 
lichen Interessen. 



7. Provinz Sachten (Dr. HüLLMANN-Halle). 

In der Provinz Sachsen bestehen in Summa 14 ärztliche Vereine 
und zwar 2 Regierungsbezirksvereine, denen fast sämtliche in ihrem Be- 
zirk bestehenden Kreisvereine angehören; und 12 Kreis- resp. Lokal- 
vereine. Dem Vereine des Regierungsbezirks Merseburg gehören aufser- 
dem die meisten Mitglieder der Anhaltischen Kreisvereine von Dessau, 
Zerbst und Bernburg an, während auf der anderen Seite die Lokalvereine 
im Regierungsbezirk Erfurt dem Thüringer Bezirksvereine zu einem 
grölseren Verbände eingefügt sind. Somit sind auch die überwiegende 
Mehrzahl der Ärztevereine der Provinz Sachsen und des Herzogtums An- 
halt Mitglieder des deutschen Ärztevereinsbundes. Bis auf die 3 freien 
Vereinigungen der Ärzte resp. Ärzte und Apotheker in Wernigerode, 



1) Nur von einem Teil dieser Vereine ist es uns gelungen, statistische Kach- 
weise zu erlangen. S. u. Red. 
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Dessau und Merseburg haben die sämtlicheD Vereine eine bestimmte 
statutarische Verfassung und Standesordnung, resp. Ehren- oder Schieds- 
gericht und beschäftigen sich in ihren regelmäfsigen Versammlungen mit 
wissenschaftlichen und Standesfragen. Die beiden grofsen Bezirksvereine 
von Magdeburg und Merseburg- Anhalt veröffentlichen diese Verhandlungen 
durch regelmälsig erscheinende Eorrespondenzblätter, welche zum Teil 
recht schätzbare Aufsätze resp. Vorträge über Themata aus allen Ge- 
bieten der Medizin und Hygiene enthalten. 

Die meisten Vereine bestehen erst seit resp. nach der Gründung des 
deutschen Ärztevereinsbundes und sind erst durch die Anregung desselben 
ins Leben gerufen worden. Der älteste Verein der Provinz (seit 1830 
bestehend) ist der von Mühlhausen in Thüringen ; ihm folgt im Alter der 
etwa 1840 gegründete Verein der Ärzte von Halberstadt, Quedlinburg 
und Umgegend. Ihnen folgt dann der Verein der Ärzte und Apotheker 
im Begierungsbezirke Merseburg, welcher 1842 vom damaligen Begie- 
mngs-Medizinalrat Dr. Koch gegründet wurde. Seine Geschichte ist in 
einem sorgfältig gesammelten Aktenmaterial erhalten und beweist, dafs 
der Verein von jeher ein sehr reges Interesse für alle ärztlichen Standes- 
fragen gehabt hat. Insbesondere mufe die Thätigkeit des Gründers und 
langjährigen Vorsitzenden des Vereins, des Begiernngsrat Dr. Koch 
rühmend anerkannt werden. Koch war von vornherein unablässig bemüht, 
den Stand der Ärzte nach Innen und Aussen fest zu organisieren und ihm 
eine staatlich anerkannte Stellung zu schaffen. Dafür sprechen mehrere 
sehr schätzbare Denkschriften, die an die Staatsregierung eingegeben 
wurden, und unter welchen namentlich eine aus dem Jahre 1845 gegen die 
den Ärzten angewiesene Stellung in der Gewerbeordnung vom 17. Januar 
1845 gerichtete „gehorsamste Vorstellung'' an den damaligen Kultus- 
minister Eichhorn sich ausgezeichnet. In dieser Denkschrift wird gründ- 
lich und schlagend nachgewiesen, dafs die Einweisung der Ärzte in die 
EJasse der Gewerbtreibenden des Standes nicht würdig und aufserdem 
gefährlich für Ärzte wie Kranke sei. Alles was späterhin seitens der 
Ärztetage über dieses Thema vorgebracht worden ist, wird in dieser 
Denkschrift klar und deutlich auseinandergesetzt und es nimmt nur Wun- 
der, dafs der Verfasser zum Schlüsse gegen die Freizügigkeit der Ärzte 
plaidiert und die Zahl der Ärzte für jeden Begierungsbezirk wegen der 
Überfüllung des Standes durch die Behörde festgesetzt wissen will. 
— Der Minister versprach unterm 26. August 1845 möglichste Berück- 
sichtigung der Petition und dabei blieb es. 

Nicht minder energisch trat der Verein im Jahre 1848 mit seinen 
Forderungen für staatlich anerkannte Organisation des Standes der Ärzte 
auf Grund des Gesetzes vom 6. April 1848 auf. Koch war auch bei 
diesen Bemühungen die Seele der Agitation, welche teils an der ein- 
brechenden politischen Beaktion, teils an der Disharmonie der Ärzte 
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selbst scheiterte. Es scheint, dafs Koch von den Kollegen nicht überall 
genügend unterstützt wurde, weil er diesen und jenen durch etwas 
schrofifes Auftreten verletzte. Aber so viel steht fest: Koch hat das 
Beste gewollt und ist für das Vereinswesen und den Stand der Ärzte 
eminent thätig gewesen. 

Eines guten Rufes hinsichtlich des vortrefflichen kollegialen Ver- 
hältnisses, welches unter ihren Mitgliedern herrscht, erfreut sich die im 
Jahre 1848 gestiftete medizinische Gesellschaft zu Magdeburg. Die Auf- 
nahme-Kommission verfährt dort ziemlich streng. Geradezu berühmt sind 
die Stiftungsfeste der Gesellschaft, welche traditionell durch gute Vor- 
träge und Tischreden vor allen anderen Stiftungsfesten ausgezeichnet 
sind. Der liebenswürdige „Supinator longus^' hat nicht wenig zur Ver- 
herrlichung dieser Feste beigetragen, die, wenn sie auch scheinbar nur 
der momentanen Unterhaltung dienen, doch aufserordentlich wertvoll fttr 
die Schaffung und Erhaltung eines guten kollegialischen Verhältnisses 
unter den Ärzten sind. 



8. Provinz Sohleswig-Holstein (Dr. Wallichs -Altena). 

Der Verein schleswig-holsteinischer Ärzte feiert in diesem 
Jahre 1890 das Fest seines 25 jährigen Bestehens und es soll seine Ge- 
schichte aus diesem Anlafs noch ausfuhrlicher geschrieben werden, wenn 
nur irgend Mufse dazu wird. Hier mögen die wichtigsten Vorkommnisse 
kurze Erwähnung finden. 

Den Anstofs zu seiner Gründung gab die von der Naturforscher- Ver- 
sammlung (Sektionen fttr Medizinalreform und öffentliche Gesundheits- 
pflege) angeregte Bewegung. Als am 8. Juni 1865 in Kiel die dritte 
Versammlung baltischer Ärzte, einer hauptsächlich durch die Professoren 
der drei Universitäten Kiel, Rostock und Greifswald vorübergehend her- 
gestellten geselligen Vereinigung ohne weitere Organisation, abgehalten 
ward, luden die Professoren Bockendahl und Bartels in Kiel, die prak- 
tischen Arzte Steindobff in Kiel und der Schreiber dieses, damals in 
Neumünster, ihre Kollegen aus der Provinz zu einer Vorbesprechung 
zwecks Bildung eines ärztlichen Vereins für die Herzogtümer Schleswig- 
Holstein ein. Der Plan fand Anklang und in einer auf den 18. Oktober 
desselben Jahres nach Keumünster berufenen Versammlung wurden die 
vorgelegten kurzen Statuten genehmigt, ein Vorstand von 5 Personen 
gewählt (aufser den oben genannten 4 Ärzten noch Kraus- Altena, jetzt 
Medizinalrat in Hamburg) und namentlich die Bildung von Zweig- oder 
Lokalvereinen ins Auge gefafst. 

Auf die Zwecke und Ziele dieser Bestrebungen braucht hier nicht 
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weiter eingegangen zu werden, da sie überall so ziemlich die gleichen 
waren nnd sind. 

Es bestanden nnn allerdings schon früher einige ärztliche Vereini- 
gungen in der Provinz, doch waren sie spärlich und meist von losem 
Zusammenhang. So gab es in Altena einen ärztlichen Leseverein und 
einen sogenannten Doktorklub (ein geselliger Verein mit geringer Hit- 
gliederzahl), deren Ursprnngszeit unbekannt ist, — in Kiel seit Ende 
der 50er Jahre einen allgemeinen ärztlichen Verein, — in Schleswig 
einen solchen seit 1832, — in Süderdithmarschen seit 1847. Alle 
übrigen Vereine, wie sie unten aufgeführt sind, entstanden erst später, 
zumeist in Folge obiger Anregung. Ihre Mitglieder gehören fast aus- 
nahmslos dem Verein schleswig-holsteinischer Arzte an, — mit welchem 
übrigens eine organische Verbindung nicht besteht Nur dieser ist als 
solcher Mitglied des deutschen Ärztevereinsbundes. Die Provinz ist so 
ziemlich von Lokalvereinen überzogen, hie und da giebt es noch Lücken, 
so im Nordwesten (Tondern) und im Süden (Kreis Stormam, wo früher 
ein Verein bestand, und Lauenburg). 

Eine bestimmte Vereinigung der Arzte hat es in früherer Zeit nicht 
gegeben, — wohl aber erinnere ich mich, dafs vor fast 50 Jahren mein 
Vater, der Arzt war, an einzelnen Zusammenkünften der Ärzte aus dem 
Lande sich beteiligte. 

Die Mitgliederzahl des Vereins ist von ca. 140 (von diesen lebt 
höchstens noch der dritte Teil) ziemlich stetig bis auf 310 gestiegen, 
sein Jahresumsatz in Einnahme und Ausgabe von rund 1000 auf 5000 
Mark, von welchen letzteren zwei Drittel als Unterstützung verausgabt 
werden. Ursprünglich waren die Beiträge nur zur Deckung der Kosten 
bestimmt Als sich jedoch bald ein kleiner Ueberschufs ergab, ward 
schon im Jahre 1869 beschlossen, dab aus diesem Unterstützungen im 
Betrage bis zu 300 Mark bewilligt werden könnten. Der Beitrag von 
6 Mark ward auf 10 Mark erhöht, und seit einigen Jahren geben die 
Mitglieder aufser diesem noch freiwillige Beiträge zu der Unterstützungs- 
kasse (jährlich etwa 900—1000 Mark), 

Es sind dieser Kasse auch durch Schenkungen gröbere und kleinere 
Summen zugewandt worden; bei Gelegenheit der goldenen Hochzeit 
Kaiser Wilhelm L und seiner Gemahlin Augusta kamen durch Zeichnung 
nahezu 2000 Mark zusammen, so dafs die „Kaiser- Wilhelm-Stiftung*' im 
Jahr 1887 ca. 26000 Mark besafs. 

Auf Grund eines neuen sorgfältiger durchgearbeiteten Statuts sind 
dem Verein am 18. August 1884 die Bechte einer juristischen Person 
erteilt worden. Seinen Sitz hat er in Kiel. Am 26. August ist ein Vertrag 
mit der Lebensversicherungsbank für Deutschland in Gotha abgeschlossen 
worden, welcher den Versicherten und dem Verein gewisse Vorteile 
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sichert, ebenso im Jahr 1886 mit der Kölnischen Unfall-Versichernngs- 
Gesellschaft. 

Der Verein besitzt ein eigenes Organ „Mitteilungen für den Verein 
schleswig-holsteinischer Arzte'^, von welchem bis jetzt 11 Hefte, das erste 
1866, erschienen sind. Von der Broschttrenform ist man später zn der 
Aasgabe in kleineren Stücken, die nnregelmäfsig an die Mitglieder ver- 
sandt werden, übergegangen. Die in den alljährlich einmal stattfinden- 
den Generalversammlungen gehaltenen Vorträge finden aufser den Vereins- 
angelegenheiten meistens darin Platz; manche von ihnen dürfen als 
wissenschaftlich wertvolle Leistungen bezeichnet werden. Auch was die 
beiden vom Verein unternommenen Sammelforschungen, über Schwind- 
suchtsstatistik und über Pneumonie ergeben haben, findet sich in diesen 
Heften niedergelegt. 

Alle angeseheneren Arzte der Provinz haben seit 25 Jahren dem 
Verein angehört, und mehr oder minder ihre Thätigkeit ihm gewidmet. 
Insbesondere ist zu rühmen, dals die Professoren unsrer Universität Kiel 
stets in den nächsten und besten Beziehungen zu ihm gestanden und 
durch Vorträge sehr wesentlich zu dem guten Verlauf der Jahresver- 
sammlungen, die abwechselnd in Kiel und irgend einer anderen Stadt 
gehalten werden, beigetragen haben. Von den noch Lebenden zn 
schweigen, ist von den Verstorbenen namentlich als der verdienstvollste 
Mitgründer und Förderer des Vereins der viel zu früh uns entrissene 
klinische Professor Cabl Babtels zu nennen, ein in jedem Betracht 
vorzüglicher Mann; zn seinem Andenken hat der Verein eine Marmor- 
büste von ihm in der Aula der Universität gestiftet; — ferner der her- 
vorragende Psychiater Prof. Jessen, einst Direktor der Schleswiger Irren- 
anstalt, später in Homheim bei Kiel, der Nachfolger desselben in Schles- 
wig RüPPELL, die Oberärzte am Altonaer Krankenhause von Thaden 
und Kästneb. 

In der Unterstützungsleistung ist insofern eine Änderung eingetreten, 
als, wie schon erwähnt, etwa die Hälfte der Mitglieder auJser ihrem Bei- 
trag eine freiwillige Beisteuer zu der Kasse giebt, wodurch die jähr- 
lichen Bewilligungen haben erhöht werden können (jetzt ca. 4000 Mark 
im Jahr an 14 Witwen und 3 Ärzte). Die Kaiser -Wilhelm-Stiftung besitzt 
jetzt fast 30000 Mark. 

Es ist schon erwähnt, dafs die Lokalvereine als solche weder dem 
Ärztevereinsbunde noch dem Provinzialverein angehören, wohl aber fast 
alle ihre Mitglieder. — Sie alle beschäftigen sich mit der Pflege der 
Standesinteressen, die Mehrzahl auch mit wissenschaftlichen Gegenständen. 
Nur einer, der oben nicht aufgezählt ist, dient allein den letzteren, der 
physiologische Verein in Kiel (mit 29 Mitgliedern, 14 Sitzungen, Vor- 
stand: Hensen, Bockendahl, Flemming). 
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Alle sind freie Vereine, nehmen entweder ohne Beschränkung die 
sich Meldenden auf, oder (die Hälfte etwa) durch Ballotage. Das Recht 
des Ausschlusses besitzen fast alle, — bei einigen ist darüber nichts 
Yorgesehen. Die Karlsruher Standesordnung gilt durchweg als Norm 
im koUegialischen Verkehr, hie und da sind besondere Bestimmungen 
oder auch gar keine. Nicht alle haben einen Ehrenrat, einige einen 
eignen, andere denjenigen des Provinzialvereins, der für mehrere Vereine 
wieder als zweite Instanz gilt. 

Dem Provinzialverein gehören drei Viertel sämtlicher Ärzte an, den 
Lokalvereinen vielfach sämtliche Ärzte des betreffenden Bezirks. Es 
unterliegt keinerlei Zweifel, dais diese Vereinsbildungen in hohem Grade 
dazu gedient haben, die Ärzte in ihren gegenseitigen Beziehungen, in 
ihrem Einkommen, und auch in ihrer Wissenschaft zu fördern, den Stand 
also zu heben. Mögen sie ihn auch glücklich über die Gefahren hinüber- 
leiten, welche ihn neuerdings aus verschiedenen öfter erörterten Quellen 
in seiner Stellung bedrohen! 



9. Provinz Hannover. 

In der alten Landeshauptstadt Hannover, welche früher auch eine 
Chirurgenschule hatte (in deren Lokal der ärztliche Verein jetzt seinen 
Sitz hat), bildete sich schon im Jahre 1829 der ärztliche Verein zu 
Hannover (Stadt und Vorstädte umfassend), der eine reiche Wirksam- 
keit verzeichnen kann, Bibliothek und Unterstützungskasse bekundet und 
zu anderen Schöpfungen, wie dem niedersächsischen Arztever- 
einsbunde und einem Verein für öffentliche Gesundheits- 
pflege den Anstofs gegeben hat. Ihm folgt, als im Alter der nächste, 
der ärztliche Kreisverein Göttingen, gestiftet 1843, für Göttingen, Mün- 
den, Northeim, Einbeck und Uslar, die Vereine in Stade und Quaken- 
brück, gestiftet 1845, der in Lüneburg (1849), ein Verein für Ost- 
fri esland (1850, aufgelöst 1860), Vorgänger des jetzigen; sämtliche übrigen 
Vereine gehören der neueren Zeit an und erfreuen sich durchweg eines 
regen Lebens. 

Im Jahre 1876 wurde durch die rastlosen Bemühungen des Dr. Cohen- 
Hannover (eines Mitbegründers des deutschen Ärztevereinsbundes) der 
Niedersächsische Arztevereinsbund ins Leben gerufen, dem 
aulser dem Verein der Provinz Hannover auch die von Braunschweig und 
Bremen zutraten. Eine der Hauptbestrebungen dieser Vereinsgruppe 
war dahin gerichtet, für Preufsen eine Standesordnung ins Leben zu 
rufen; in der zweiten Versammlung (1877) wurde ein dahin zielender Ent- 
wurf dem Kultusminister übersandt und von diesem als schätzbares Ma- 
terial anerkannt Nachdem im Jahre 1887 die Ärztekammern geschaffen 
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sind, nnd durch sie ein provinzieller ZeDtralpnnkt entstanden ist, kann 
dieses Ziel des Niedersächsischen Ärztevereinsbandes als erreicht be- 
trachtet werden. 

Seit dem Jahre 1836 besteht in der Provinz (früherem Königreich) 
Hannover ein Untersttttzungsverein für notleidende Witwen 
und Waisen von Ärzten; femer hat der ärztliche Verein von 
Stade eine Kasse zum Besten hfllfsbedttrftiger Kollegen resp. deren 
Hinterbliebenen im Jahre 1882 begründet. 



10. Provinz Hefsen-Nassau. 

Die nachfolgende Schilderung mufs selbstverständlich an die drei, 
nunmehr zu einer Provinz verbundenen Bestandteile anknüpfen. 

a) Frankfurt a. Main. 
Bericht erstattet von Dr. V. Cnyrim. 

I. Arztlicher Verein in Frankfurt a. M. Gegründet 1837, resp. 1845 
(8. S. 79). 

Ordentliche Mitglieder (in Frankfurt wohnende approbierte Arzte): 138. 
Aufserordentliche Mitglieder (Arzte aus Orten der Umgegend, Assistenz- 
ärzte von Frankf. Spitälern — letztere brauchen nicht ordentl. Mit- 
glieder zu werden, als Vergünstigung weil sie als aufserordentliche Mit- 
glieder der Beitragspflicht entgehen): 57. 

Monatlich 2 Sitzungen — abgesehen von gelegentlichen Extrasitzungen. 

Verhandelt werden: überwiegend wissenschaftliche Gegenstände, 
selten Standesfragen. 

Freier Verein. 

Kein Organ für Veröflfentlichung der Verhandlungen (s. jedoch: 
Jahresberichte, unten S. 79). 

Aufnahme unbeschränkt. 

Ausschlufs ist möglich wegen unterbleibender Beitragszahlung. Femer 
„steht es dem Verein zu, ein Mitglied, welches die Würde und das An- 
sehen des ärztlichen Standes geschädigt hat, auf Antrag von wenigstens 
15 Mitgliedern auszuschließen''. Entscheidung durch V^ Mehrheit einer 
anfserordentlichen Sitzung der wirklichen Mitglieder, in geheimer Ab- 
stimmung. Über Aufnahme eines Arztes, der aus einem anderen Verein 
ausgeschlossen worden, wird ebenfalls in aufserordentlicher Sitzung geheim 
abgestimmt, mit einfacher Stimmenmehrheit. Standesordnung und 
Ehrenrat nicht vorhanden. 



t) Im Jahre 187S bat der Verein „Normen für den kollegialen Verkehr** aufge- 
stellt, die jedoch niemals die Bedeutung einer „Standesordnung*' gehabt haben, nicht 
in das Statut aufgenommen und ganz obsolet geworden sind. 
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Die Vereinsmitglieder beteiligen sich an der alljährlich mit wech- 
selndem Ort stattfindenden „Versammlung mittelrheinischer 
Ärzte", die 1854 dnrch den Vereiy ins Leben gerufen wurde. 1876 half 
der Verein die „Ärztekammer des Regierungsbezirks Wies- 
baden" zu gründen, die inzwischen eingegangen ist. 

Zum deutschen Ärztevereinsbund gehörend. 

Jetziger Vorstand: Dr. 0. Wolf, erster Vorsteher; Dr. Frbdberg, 
zweiter Vorsteher; Sanitätsrat Dr. Klingelhöffeb, Schriftführer ; Dr. Stahl, 
Kassierer. Aufserdem ein aus 3 Mitgliedern bestehender Ausschufs, der 
zur Begutachtung besonderer Vereinsangelegenheit vom Vorstand zu- 
gezogen wird. 

Heryorragende frühere Mitglieder: 

Verstorbene: W. Sömmemng, Verf. versch. medizin. Schriften, Georg 
Fresenius, bekannter Botaniker, Gust. Ad. Spiess, Verf. versch. medizin. 
Schriften (bes. Nervenphysiologie betr.), Heinrich Sghwarzsghild, Verf. 
medizin. Schriften (bes. Geburtshülfe) u. Übersetzer der Odyssee, Alexand. 
Friedleben, Verf. medizin. Schriften (bes. Pädiatrie, bekannte Arbeit 
über die Thymusdrüse), Salomo Friedr. Stiebel, Verf. mediz. Schriften 
u. dichterischer Produktionen, Gustav Lucae, bekannter Anatom, Georg 
Varrentrapp, bekannt dnrch hervorragende Leistungen in der öffent- 
lichen Hygiene, sowie auf anderen Gebieten des öffentlichen Lebens. 

Noch lebend: Carl Mettenheimer (zur Zeit in Schwerin), Verf. 
mediz. Schriften. 

Besondere Bemerkungen zur Geschichte des Vereins u. Anderes: 

Der Verein ist 1837 aus der Vereinigung mehrerer privater „Arzt- 
licher Ej*änzchen'' hervorgegangen, konstituierte sich als ein auch ftlr 
andere Ärzte zugänglicher Verein 1845. Er giebt seit 1857 einen „Jahres- 
bericht über die Verwaltung des Medizinalwesens, die Krankenanstalten 
und die öffentlichen Gesundheitsverhältnisse der Stadt Frankfurt a./M." 
unter finanzieller Unterstützung seitens der Stadt heraus. In diesem ist 
auch enthalten ein Jahresbericht des Vereins, Nekrologe u. s. w. Er unter- 
hält in Verbindung mit den naturwissenschaftlichen Vereinen der Stadt 
eine reichhaltige naturwissenschaftlich-ärztliche Bibliothek der Sencken- 
bergischen Stiftung und beteiligt sich an der Besoldung von 2 Biblio- 
thekaren. — Er zahlt einen Beitrag zur Besoldung des von vorge- 
nannter Stiftungan gestellten Dozenten der pathologischen Anatomie. — 
Er überwacht durch eine ständige Kommission den Betrieb der Frank- 
furter Milchkuranstalt. — Er unterhält für seine Mitglieder (aber auch 
Anderen zugänglich) einen Polarisationsapparat für quantitative Zucker- 
bestimmungen (in einer Apotheke aufgestellt). 

Die nachstehend genannten Vereine haben sich aus dem ärztlichen 
Verein entwickelt. 
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II. Mikroskopischer Verein, gegründet 1855. 

Jetziger Vorstand: Dr. Rennert, Vorsitzender; E. Hibschfeld, Schrift- 
führer. (KB. Die Zahl der Mitglieder kann ich nicht angeben, da der 
die Bücher verwahrende Schriftführer verreist ist.) 

IIL Ärztlicher Pens ions- und Hülfsverein zn Frankf. a./M. 

Zur Anfhahme berechtigt: ,,approbierte Ärzte, und zwar, so lange 
der hiesige ärztliche Verein besteht, nur dessen Mitglieder, ordentliche 
nnd aufserordentliche." 

Gegründet 1876. 

Zahl der Mitglieder 71. 

Jetziger Vorstand: die Doktoren dE Bary, Moritz Schmidt, Frid- 
BERG, 0. Wolf, Marcus. 

IV. „Ärztlicher Rechtsschutzverein der Ärztekammer 
des Regierungsbezirks Wiesbaden.*' 

Zum Beitritt berechtigt : Mitglieder der die (ehemalige; Ärztekammer 
des Regierungsbezirks Wiesbaden bildenden Vereine. 

Gegründet 1878. 

Zahl der Mitglieder: 76. 

Jetziger Vorstand: die Doktoren Klingelhöpper, Brüll, Blumenthal. 

Anhang. 1820 wurde eine Witwenkasse des Gollegii medici 
gegründet, 1839 reorganisiert als: „Witwenkasse der Ärzte der freien 
Stadt Frankfurt." 1870 wurde, erzwungen durch die Veränderung im 
Zuzug neuer Ärzte, die Aufnahme neuer Mitglieder geschlossen, und das 
Vermögen der Senckenberg'schen Stiftung übergeben, mit der Auflage, 
den an die Kasse erworbenen Rechten der Mitglieder, resp. deren Witwen, 
bis zum Aussterben derselben Genüge zu leisten. 

b) Ehemaliges Herzogtum Nassau. 

Der älteste Verein des Herzogtums ist der 1851 gestiftete „Verein 
Nassauischer Ärzte"; er hat sich dem Zentralorgan der rheinisch- 
westfälischen Ärzte angeschlossen und hält jährlich 2 Generalversamm- 
lungen, während seine am Rhein wohnenden Mitglieder monatlich in 
Lorch, die an der Lahn wohnenden monatlich in Limburg zusammen- 
kommen. 

Eine Sterbekasse des Vereins (Beitritt nicht obligatorisch) zahlt 
bei jedem Sterbefall 300 Mark, wofür die Beiträge von Fall zu Fall er- 
hoben werden. 

Nach 1886 bildete sich der „Verein des Maingau", welcher all- 
jährlich 12 Versammlungen abhält, und der „ärztliche Verein zu 
Wiesbaden", für die in Wiesbaden und Umgegend wohnenden Ärzte, 
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Ebenso konstituierte sich in Homburg (1872) eine ,, medizinische 
Gesellschaft". 

Eine Untersttitznngskasse für die Ärzte des Regierangs- 
bezirks Wiesbaden bez. deren Hinterbliebene ist im Jahre 1879 ge- 
gründet; sie erhebt einen Jahresbeitrag von 10 Mark und ist nur für 
Mitglieder bestimmt. 

c) Ehemaliges Kurfürstentum Hessen. 

Von den ältesten Spuren ärztlichen Vereinslebens erzählt hier ,,der 
ärztliche Verein zu Hanau". Zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
hatte die „Wetterau'sche Gesellschaft für die gesamte Natur- 
kunde" auch die Ärzte der Stadt Hanau und der Umgegend in sich 
vereinigt; — und zu Anfang dieses Jahrhunderts wurde ebendaselbst ein 
aus Ärzten, Chirurgen I. Klasse und selbständigen Apothekern bestehen- 
der medizinisch-pharmazeutischer Verein gestiftet, welcher sich 1833 neu 
organisierte. Im Jahre 1847 trat die Mehrzahl der Ärzte dem neu ge- 
gründeten „Verein der Ärzte der (kurhessischen) Provinz Hanau" 
bei, der indes nach wenigen Jahren wieder unterging. Der noch immer 
fortbestehende medizinisch -pharmazeutische Lesezirkel vereinigte sich 
1854 mit der oben genannten „Wetterau'schen Gesellschaft", als beson- 
dere Sektion der letzteren, von welcher sich dann im Jahre 1874 die 
ihr angehörenden Ärzte „zu gänzlich unabhängiger, selbständiger Ver- 
folgung von ärztlichen Zwecken" abzweigte und sich ärztlicher Ver- 
ein zu Hanau nannte (der also eigentlich noch jener Wetterau'schen 
Gesellschaft zugehört, in deren Lokal er auch häufig seine Sitzungen 
abhält). 

Eine gleichfalls sehr alte Geschichte hat der „Meifsnersche ärzt- 
liche Verein" (vom Meifsner-Gebirge seinen Kamen führend) mit dem 
Sitze in Eschwege, zu dessen Mitgliedern auch der bekannte Verfasser 
der „alten Burschenherrlichkeit", Höfling, gehört hat. Im Jahre 1837 
gegründet, fest organisiert im Jahre 1839, 1845 von der kurhessischen 
Regierung bestätigt, hat der Verein sowohl in der Behandlang wissen- 
schaftlicher Fragen, wie für Standesinteressen reges Leben und gedeih- 
liche Wirksamkeit bis zum heutigen Tage entfaltet 

Am Sitz der Universität Marburg ward vornehmlich auf Betreiben 
von Professor Roser im Jahre 1858 ein „coUegium medicum" be- 
gründet, und nachdem es eine Zeit lang eingeschlafen war, durch die 
unermüdliche Anregung desselben Mannes im Jahre 1862 als „ärzt- 
licher Verein zu Marburg" wieder ins Leben gerufen (auch an 
einigen Ärztetagen hat Roseb lebhaften Anteil genommen). Die übrigen 
Vereine: Stadt Kassel (1870), Fulda (1879), Regierungsbezirk 
Kassel (1883), Mittelhessen (1884), Eichsfeld (1887) sind samt- 
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lieh neaeren Datomg. lieber die Vereine „an der Edder" und „des 
Einzigthals" habe ich, obschon dieselben dem Ärztevereinsbund an- 
gehören, Anskunft nicht erhalten können. 

Eine Unterstütznngsanstal t ftir anbemittelte Witwen und Waisen 
knrhessischer Zivilärzte ist im Jahre 1857 durch Dr. Harnier begründet, 
beruht auf freiwilligen Beiträgen und zahlt Unterstützungen im Betrage 
von 100 bis 300 Mark u. s.w. 



IL Provinz WettÜEtlen. 

Die genauere Kenntnis der Vorgeschichte des ärztlichen Vereins- 
lebens in Westfalen würde noch manche interessante Einzelheiten bieten; 
hier sei nur wiederholt, dafs bereits im Jahre 1842 der ältere Nasse in 
Bonn ein „Eorrespondenzblatt rheinischer und westfälischer Ärzte" (1842 
bis 1845) herausgab, aus welchem jedoch über eine festere Organisation 
der Ärzte in Westfalen nichts hervorgeht. 

Am 26. Juli 1848, angeregt durx^h die Reformbestrebungen in ganz 
Deutschland, traten auch die westfälischen Ärzte in Münster zusammen, 
konstituierten sich als „westfälischer ärztlicher Verein" und 
überreichten ihre Reformvorschläge mittels 4 Petitionen an Ministerium, 
Nationalversammlung zu Frankfurt und preußisches Abgeordnetenhaus; 
einer Generalversammlung dieses Vereins im Jahre 1850 in Hamm, die 
stark besucht war, erinnert sich der Herausgeber beigewohnt zu haben. 

In wie fem der im Jahre 1860 gegründete „Verein der Ärzte in 
Westfalen" als eine direkte Fortsetzung des vorigen anzusehen ist, 
entzieht sich meiner Kenntnis; derselbe verlor an seiner Bedeutung, je 
mehr sich die Vereine der einzelnen Regierungsbezirke Arnsberg (1868), 
Münster (1872), Minden mit Lippe (1872) zu größerer Selbständig- 
keit und Wirksamkeit entfalteten. Das Band gemeinsamen provinziellen 
Zusammenhaltens war dadurch gewahrt, dafs alljährlich eine Versamm- 
lung des Provinzialvereins und je eine Versammlung der Bezirksvereine 
stattfanden ; die Mitglieder der letzteren gehörten eo ipso zum Provinzial- 
verein. Als die Versammlungen des letzteren immer spärlicher besucht 
wurden, löste sich der Verein im Jahre 1889 auf; sein Vermögen wurde 
unter die Bezirksvereine verteilt. 

Einen mehr als genügenden Ersatz bot aber dafür das immer regere 
Leben in den zum Teil neu gebildeten Lokal- resp. Kreisvereinen, von 
denen einige schon älteren Datums sind. Der älteste Verein dieser Art, 
im Reg.-Bez. Arnsberg gelegen, ist der des Kreises Dortmund, 
welcher seit 1846 besteht, ihm folgte (1862) der Verein der Ärzte des 
Kreises Bochum, dem sich 1SS4 ein ärztlicher Ortsverein Bochum 
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anschlofs, sodann in der Stadt Witten vor mehr als 20 Jahren ein Lese- 
verein, der sich später fest organisierte. 

In Hagen hatte sich 1861 ein ärztlicher Verein, wie es scheint, 
ohne bestimmte geographische Grenzen gebildet, der jedoch nach mehr- 
jährigem Bestehen aas Mangel an Teilnahme einschlief. 

Die Ärzte der Stadt Hagen grflndeten dann 1865 den noch bestehen- 
den ärztlichen Lokalverein. Am 1. August 1874 ward jedoch — 
gewissermafsen als Fortsetzung jenes ersten Vereins — von 20 Ärzten 
ans den Kreisen Hagen, Altena und Iserlohn ein gröfserer Bezirks- 
verein gebildet, welcher gegenwärtig (aufser Ärzten der genannten 
Kreise) Mitglieder aus Schwelm, Horde und Arnsberg in sich schliefst. 
Über die Untersttttzungskasse dieses Vereins s. u. 

Aus den 80 er Jahren stammen die Kreis vereine Gelsenkirchen 
(1884) und Altena (1886), sowie der Verein der Ärzte desSüder- 
landes (vulgo Sauerland) mit dem Sitz in Arnsberg (1881). 

Im Regierungsbezirk Münster finden wir neben dem Bezirks- 
verein 1872 den„ärztlichen Verein der Stadt Münster" und den 
„Verein der xVrzte des nördlichen Westfalens" (über welchen 
letzteren ich keine Auskunft erlangen konnte). Im Regierungsbezirk 
Minden, dessen Bezirksverein auch die Ärzte von Lippe in sich schlieist, 
bildete sich im Jahre 1888 der Bezirksverein Altenbeken (um- 
fassend die Kreise Paderborn, Büren, Warburg, Höxter und das im Fürsten- 
tum Waldeck gelegene Pyrmont). Diesem Verein dürfte bei der sehr 
ungünstigen Figuration des genannten Regierungsbezirkes wohl eine Zu- 
kunft bevorstehen. Wie weit neben demselben noch frühere Lokalver- 
eine „Paderborn" und „an der Emmer" existieren, ist mir nicht 
bekannt 

Der Fürsorge für notleidende Ärzte resp. deren Hinter- 
bliebenen unterzieht sich eine (übrigens mit dem ärztlichen Vereins- 
leben nicht in Beziehung stehende) Gruppe von Ärzten, welche sämtlich 
bei der New- Yorker Germania (Lebensversicherung) versichert sind und 
von dieser besondere Zuwendungen zu gedachtem Zwecke erhalten: an 
der Spitze dieser Gruppe befindet sich Lehmann sen. in Oeynhausen. 

Der ärztliche Verein des Kreises Gelsenkirchen hat im 
Jahre 1888 eine ärztliche Unterstützungskasse für seine Mitglieder mit 
einem Jahresbeitrag von 9 Mark gegründet. Endlich hat der Verein 
der xVrzte zu Hagen (die Kreise'Hagen, Altena, Iserlohn u. s.w.) im 
Jahre 18S7 durch ein Abkommen mit der Lebensversicherungsgesellschaft 
Nordstern für diejenigen seiner Mitglieder, welche dort Unfall- oder Lebens- 
versicherungsverträge abgeschlossen haben, sich gewisse Vorteile erwirkt, 
welche schon zur Ansammlung eines Fonds von circa 2000 Mark geführt 
haben, der zur Unterstützung hülfsbedürftiger Mitglieder führen soll. 
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Ebenso hat derselbe Verein im Jahre 1888 eine Untersttttznngskasse 
für httlfsbedttrftige Mitglieder resp. deren Witwen und V^isen mit jähr- 
lichen Beiträgen und obligatorischem Beitritt geschaffen, welche n. A. so- 
fort nach dem Tode eines Mitgliedes den Hinterbliebenen 300 Mark zahlt. 

Für die Ärzte des Fürstentums Lippe besteht seit den 40er 
Jahren ein von dem verstorbenen Geh. Hofrat Dr. Pidekit begründeter 
Verein ohne feste Statuten , dessen Mitglied jeder im Fürstentum woh- 
nende Arzt ist oder sein kann; die Zusammenkünfte finden in unregel- 
mäfisiger Wiederkehr statt. 



12. Bheinprovinz. 

Die ersten Anfänge ärztlichen Vereinslebens in der Rheinprovinz 
lehnten sich natnrgemäfs an die im Jahre 1818 neu geschaffene Friedrich- 
Wilhelms-Universität zu Bonn, woselbst sich bald nach deren Gründung 
die ,,Niederrheinische Gesellschaft für Natur- und Heil- 
kunde'^ konstituierte. Doch erlosch dieselbe schon im Jahre 1824 und 
ruhte bis zu ihrer Reorganisation im Jahre 1839. Sie teilt sich in eine 
naturwissenschaftliche und eine medizinische Sektion, welche 
gesondert jede 8 Sitzungen im Jahr und auüserdem 3 vereinigte allge- 
meine Sitzungen halten. Ihr haben selbstverständlich alle bedeutenden 
Fachmänner angehört; ich nenne nur die Namen Philipp von Walther, 
.Harless, Nasse, Helmholtz, Budge, Wutzeb, Kilian, Max Schultze, 
Rindfleisch, Busch, Rühle, — abgesehen von den noch heute wirken- 
den Lehrern der Hochschule. 

Hieran schlieist sich die Gründung von ärztlichen Lesevereinen 
in Köln (1833), Aachen (1841), Bonn (1843), von denen nur der erste 
den durch seinen Namen angedeuteten Charakter bewahrt hat, während 
die beiden letztgenannten sich allmählich zu „Standesvereinen'^ mit regel- 
mäisigen Sitzungen und Verhandlungen entwickelt haben. Doch beweist 
die schon oben (S. 5) erwähnte, von einem „Ausschuis des ärztlichen 
Vereins zu Eöln^^ im Jahre 1842 herausgegebene Schrift, dais jener 
Verein zu einer Zeit, wo nur noch geringeres Interesse und Verständnis 
fUr Standesfragen vorhanden war, eine führende Stellung eingenommen hat 

Aus dem Bonner Lese-Verein ging im Jahre 1846 hervor der „Verein 
rheinpreufsischer Ärzte", welcher unter Redaktion von Dr. Ungae 
die „Rheinische Monatsschrift für praktische Ärzte" herausgab, sich je- 
doch im Jahre 1850 auflöste. 

Den ersten Schritt zu einer Vereinigung der Ärzte eines ganzen Bezirks 
bezeichnet die am 2. Mai 1844 zu Düsseldorf erfolgte Gründung des 
„Vereins der Ärzte des Regierungsbezirks Düsseldorf", 
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unter dem Vorsitz von PAGENSTECHEB-Elberfeld mit dem im Statut ans- 
gesprochenen dreifachen Zweck: 

1. Belebung und Förderung des wissenschaftlichen und praktischen 
Strebens; 

2. Anregung und Ausbildung der kollegialen Verhältnisse ; 

3. Hebung und Veredelung des Standes in seinen bürgerlichen und 
staatlichen Beziehungen. 

Im Jahre 1847 finden wir den Verein mit der „Reform der Medizinal- 
verfassung PreuTsens" beschäftigt; ein Ausschuis, bestehend aus den 
Doktoren Ebnsts, Wolfgang Müller, Pagbnstechbb, A. L. Richter, 
ScHLEGTENDAL, behandelt in einer kleinen Schrift (Dttsseldorf, Baddeus, 
1847) die einschlägigen Fragen. 

Nächst Pagensteghbr sen. verdankt der Verein in den ersten De- 
zennien seines Bestehens einen wesentlichen Teil seiner Bltite den Be- 
strebungen der Kollegen Fritz Schneider- Crefeld (f 1868) und Carl 
PAGBNSTECHER-Elberfeld (t 1865). Er ist heute nächst der Berliner 
medizinischen Gesellschaft der an Mitgliederzahl stärkste ärztliche Verein 
Deutschlands. 

Nach der allgemeinen Stagnation der 50 er Jahre folgte im Jahre 
1861 der Regierungsbezirksverein Köln, sodann 1863 Coblenz; 
1864 Aachen (wo ein besonderes Verdienst dem verstorbenen Kollegen 
KöiaGSFELD- Düren gebührt); 1866 Trier; so dals nunmehr die Ärzte 
aller 5 Regierungsbezirke in diesen Vereinen ihren Mittelpunkt finden 
können. 

Schon im Jahre 1865 vereinigten sich die vier Bezirksvereine zur 
Gründung eines Zentralorgans, welches alljährlich zweimal vor den 
Vereinssitzungen zusammentritt und durch die Vorsitzenden resp. deren 
Vertreter gebildet wird; hierzu traten später Nassau (Verein Nassauischer 
^Vrzte), Trier, Arnsberg, Münster, Minden-Lippe, so dals für 
alle diese Vereine ein gemeinsames Vorgehen und ein Austausch ge- 
schaffen ist, welcher durch ein jährlich zweimal erscheinendes Korre- 
spondenzblatt unter Redaktion des seit der Begründung thätigen Sekretärs 
LiEO-Bonn vermittelt wird. 

Neben diesen grofsen ärztlichen Vereinigungen bildeten sich allmählich, 
dem Bedtlrfiiis öfteren Zusammenseins und regeren Verkehrs entsprechend, 
in fast allen grö&eren Städten und einzelnen Bezirken Lokalvereine, so 
im Regierungsbezirk Düsseldorf in den Städten Düsseldorf, 
Barmen, Elberfeld, Crefeld, Essen, Duisburg, im Kreise Glad- 
bach, im Bergischen und Nieder-Bergischen Land; im Regie- 
rungsbezirk Köln neben den bestehenden Vereinen der „allgemeine 
ärztliche Verein zu Köln" mit besonderer Belebung durch die 
wissenschaftlichen Leistungen der Krankenhausärzte, sowie neben den 
drei Bonner Vereinen (medizinische Sektion des Vereins für 
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Natur- und Heilkunde, psychiatrißcher Verein der Rhein- 
provinz und Bonner ärztlicher Verein) ein Verein in Eus- 
kirchen-Rheinbach; im Regierungsbezirk Aachen au&er den 
beiden Aachener Vereinen ein solcher in Dtiren; im Regierungsbe- 
zirkCoblenz ein zivilärztlicher und ein militärärztlicher Verein in der 
Stadt Coblenz, sowie Vereine in Andernach und „an der Nahe'^ 
welch letzterem auch die Arzte des Fürstentums Birkenfeld, jener 
oldenburgischen Enklave, angehören; im Regierungsbezirk Trier 
ein „Eifelverein'^ Die Medizinalbeamten des Regierungs- 
bezirksDüsseldorf versammeln sich zweimal jährlich zu Konferenzen 
in Düsseldorf. 

Lediglich geselligen Zwecken gewidmet und doch von nicht zu unter- 
schätzendem Einfluls auf die Kollegialität ist die durch ihre humorvollen 
Stiftungsfeste bekannte „Dunkle Stund e'* in Köb, welche einen grofsen 
Teil der Kölner Ärzte in sich vereinigt. 

Die öffentliche Gesundheitspflege mullste in einer so volk- 
reichen Provinz, in welcher eine Menge grofser Handelsplätze und In- 
dustriezentren gelegen sind, die Aufmerksamkeit und Thatkraft der Ärzte 
in hohem Mafse in Anspruch nehmen; doch brach sich gar bald die 
Erkenntnis Bahn, dafs auf diesem Gebiete ohne die thätige Mitwirkung 
der übrigen berufenen Faktoren, namentlich der Kommnnalbeamten und 
der Techniker nichts Vollkommenes zu leisten sei, und so bot die Cholera- 
Konferenz in Weimar (1867), zu welcher seitens ihrer Städte die Dok- 
toren SANDEB-Barmen, Lent-KöIu und GEAF-Elberfeld entsendet waren, 
den äuJjseren Anlab zunächst zu Konferenzen zwischen Bürgermeistern, 
Technikern und Ärzten und alsdann im Jahre 1S69 zur Gründung des 
„Niederrheinischen Vereins für öffentliche Gesundheits- 
pflege'^ dessen Wirksamkeit hier zwar nicht näher erörtert werden 
soll, der aber namentlich durch die rastlose Arbeit seines ständigen 
Sekretärs Lent und durch die Mitarbeit von Männern wie Fkitz Sander, 
FiNKELNBURG, Pelman, Wolffbebg u. s. w. Gro&es geleistet und zu 
ähnlichen Schöpfungen in Deutschland, namentlich auch zu der des auf 
gleichem Prinzip beruhenden „Deutschen Vereins für öffentliche Gesund- 
heitspflege'^ den Anlais geboten hat. Der Niederrheinische Verein ftlr 
öffentliche Gesundheitspflege zählt gegenwärtig neben 1803 einzelnen 
Personen 84 Städte und 31 Landgemeinden zu seinen Mitgliedern. 

Die älteste Unterstützungskasse für ärztliche Witwen und Waisen in 
der Rheinprovinz ist die durch den Bonner ärztlichen Verein im Jahre 
1849 ins Leben gerufene NASSE-Stiftung, welche nach dem Tode von 
Professor Busch durch neue finanzielle Zuwendungen zum Andenken des 
Verstorbenen 1884 zu einer Nasse- und Busen-Stiftung erweitert 
wurde. 
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Eine Untersttttzungskasse fttr notleidende Arzte und 
deren Hinterbliebene im Regierungsbezirk Düsseldorf be- 
gründete der dortige Bezirksverein im Jahre 1866; der Beitritt ist für 
alle Mitglieder obligatorisch, der Jahresbeitrag 10 Mark. Unterstützangen 
werden im Jahresbetrage von 100 — 300 Mark nur an Bedürftige gezahlt; 
das Vermögen der Kasse beträgt gegenwärtig 35000 Mark. Auf gleicher 
Grundlage haben in den letzten Jahren auch die übrigen Bezirksvereine 
in Köln, Aachen, Goblenz und Trier solche Kassen begründet. 

Im Regierungsbezirk Trier besteht auJserdem die (rechnungsmälsig 
arbeitende) Witwen- und Waisenkass>e der Ärzte des Saar- 
brücker Knappschafts-Vereins seit 1879; Beitritt freiwillig, Bei- 
trag 90 Mark für verheiratete, 60 Mark für unverheiratete Mitglieder, 
Eintrittsgeld 30 Mark; Leistungen: nach 3 jähriger Mitgliedschaft erhält 
die Witwe des Verstorbenen 200 Mark, nach 6jähriger 300 Mark, nach 
9 jähriger 400 Mark Jahresrente. Vereinsvermögen 30000 Mark. Vor- 
sitzender Dr. KUNSCHERT. 

Die Hohenzollern'schen Lande (politisch zum Königreich 
PreuTsen gehörend) entbehren den uns gewordenen Mitteilungen zufolge 
gänzlich einer ärztlichen Vereinsbildung; die Ärztekammer der Rhein- 
provinz ist gleichzeitig das Organ für die dortigen Ärzte, deren Gesamt- 
zahl sich auf 25 beläuft. 



II. Königreich Bayern. 

Den nachweislichen Anfang eines ärztlichen Vereinslebens in Bayern 
bezeichnen die schon früher erwähnten Gesellschaften, die societas 
physico-medica in Erlangen (1808), sodann in Würzburg (1828) 
die „philosophisch-medizinische" spätere „physikalisch-medi- 
zinische Gesellschaft" Ein ärztlicher Lokalverein Nürn- 
berg (1830) bildete die Grundlage des noch jetzt bestehenden (1852); 
in derselben Zeit folgte die Gründung des noch heute in voller Blüte be- 
findlichen „ärztlichen Vereins der Stadt München" der, 1833 
gegründet, am 27. Oktober 1883 sein fünfzigjähriges Stiftungsfest begehen 
durfte. Auch dieser Verein hatte indes schon seinen Vorläufer in einem 
bald nach Übersiedelung der Ludwig-Maximilians-Universität von Landshut 
nach München gestifteten „naturhistorisch-ärztlichen Verein", 
in welchem Oken, Döllinger, Buchner, Geossi, Maetius thätig waren. 
Aus freien ärztlichen Vereinigungen(lS31),andenen besonders von Walther 



l) Festrede von Professor Franz Seitz. München, Finsterlin 1S83. 
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regen Anteil nahm, entstand dann der Verein, der heute nach 57 jährigem 
Bestehen 251 Mitglieder zählt. Bei der Jubelfeier lebten nur noch 2 Stifter, 
Ludwig Bopp und Cabl von Graf. 

Aus derselben Zeit stammt der 1834 gegründete „Öttinger ärzt- 
liche Verein'^ in Mittelfranken, auf welchen Kttmberg und Erlangen 
belebend hatten einwirken können, und 1839 entstand unter Dapping's 
organisatorischer Leitung der „Verein pfälzischer Ärzte'^, dessen 
Jubelfest (1889) und Festschrift wir schon oben erwähnten, in welch 
letzterer eine Anzahl von Vereinsmitgliedem, sämtlich praktische Ärzte, 
durch wissenschaftliche Abhandlungen dem Verein und sich selbst ein 
rühmliches Denkmal gesetzt hat 

Aus den 40er Jahren finden wir noch die Vereine „in Nieder- 
bayern", Passau (1847), Würzburg (1848) und aus den 50er Jahren 
den „Verein der Ärzte der Oberpfalz." 

In welcher Weise sich die ärztlichen Vereine und die Ärzte Bayerns 
an der Sturm- und Drangperiode des Jahres 1848 beteiligten, ist bereits 
im Eingange dieser Schrift geschildert worden. Es bildeten sich damals 
in ganz Bayern Bezirks- und Gauvereine, von denen die Mehrzahl jedoch 
wieder in der Periode des Stillstandes zu Grunde ging. Erst im Jahre 
1869 begegnen wir wieder einer gröfseren Bewegung, welche von dem 
Verein für Kiederbayem unter Zustimmung des Vereins für Unterfranken 
ausgehend, in einer am 12. August zu Pluttling abgehaltenen General- 
versammlung den Beschlufs fafste, überall im Königreich die alten Ver- 
eine wieder in's Leben zu rufen, bez. neue zu gründen, und eine Ver- 
bindung derselben anzubahnen. 

Zum Teil als Frucht dieser Bewegung erfolgte dann nach dem 
Vorgange von Baden, Sachsen und Braunschweig die neue Organisation 
für das Medizinalwesen im Königreich Bayern, in welcher den ärztlichen 
Bezirksvereinen das Wahlrecht zu den 8 Ärztekammern der Kreise ver- 
liehen wurde. 

Über diese Organisation, an welche sich mit wenigen Ausnahmen 
das ganze Vereinsleben in Bayern anlehnt, sowie über das Unterstützungs- 
kassenwesen schreibt Kollege BBA^USEB-Regensburg, wie folgt: 

Im Königreiche Bayern bestehen zur Zeit 60 ärztliche Bezirksver- 
eine, welche auf Grund der A. Verordnung vom 10. August 1871, die 
Bildung von Ärztekammern und von ärztlichen Bezirksvereinen betr., staat- 
lich organisiert wurden. 

Vor dieser staatlichen Organisation im Jahre 1871 bestanden in den 
meisten Regierungsbezirken sogen. Kreisvereine, welche teils geblieben 
sind, und neben der neuen Organisation als gröfsere Gruppen fortbestehen, 
teils aufgehoben wurden. In letzterem Falle empfanden die Bezirks- 
vereine sehr bald wieder das Bedürfnis, sich mindestens jährlich einmal 
zu den sogen. Kreisversammlungen zu vereinigen. Auch mehrere der 
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jetzigen Bezirksvereine bestanden als Vereine schon vor 1871 und schlössen 
sich der staatlichen Organisation an. Die Abgrenzung der einzelnen Ver- 
eine ist willkürlich; es vereinigten sich die zunächst einem gröfseren 
Zentrum gelegenen Kollegen zu einem Bezirksverein, dessen Name einen, 
zwei, sogar drei der Hauptorte des Bezirkes in sich vereinigt, z. B. 
Aichach - Friedberg - Schrobenhausen. Das Gründungsjahr ist (in der 
Tabelle) bei den meisten angegeben und datieren einzelne bis in die 
dreifsiger und vierziger Jahre zurtlck, die Mehrzahl wurde nach Erlafs 
der k. Verordnung vom Jahre 1871 gegründet. 

Die Mitgliederzahl ist bei allen Vereinen angegeben und belauft sich 
in Summa auf 1572, was bei einer Anzahl von 1695 bayrischen Ärzten 
(laut Schematismus des Jahres 1889) eine Beteiligung von 80 Prozent 
ergiebt 

Die Zahl der Versammlungen ist sehr verschieden, in Städten natürlich 
gröüser, auf dem Lande geringer. 

Als Gegenstände der Verhandlungen sind regelmäfsig sowohl wissen- 
schaftliche Fragen als Standesfragen angegeben. 

Viele Vereine veröffentlichen ihre Sitzungsberichte in der Münchener 
medizin. Wochenschrift, manche in eigenen gedruckten oder autographierten 
Protokollen, einzelne garnicht. 

Die Aufnahme ist bei den staatlich organisierten Bezirksvereinen, 
und das sind alle 60, unbeschränkt, indem § 11 jener Verordnung nur 
diejenigen Ärzte bezeichnet, welche vom Eintritt ausgeschlossen werden 
können, und zwar wegen Verlust der bürgerlichen Ehre, wegen zeitweise 
untersagter Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte, wegen Eonkurs, 
während § 12 bestimmt, dafs der Eintritt vorbehaltlich der Bestimmungen 
in § 11 keinem geprüften Arzte versagt werden kann. 

Über die Möglichkeit des Ausschlusses enthält obige Verordnung 
keine Bestimmung, es haben sich jedoch die einzelnen Vereine in ihren 
selbst geschaffenen Satzungen Bestimmungen aufgestellt, nach welchen 
der Ausschlufs erfolgen kann. 

Die meisten Vereine besitzen eine Standesordnung, ein Schieds- oder 
Ehrengericht, dessen Kompetenz jedoch nicht über die Vereinsmitglieder 
hinausgeht. 

Zum deutschen Ärztevereinsbnnd gehören alle 60 Bezirksvereine. 

Aufser diesen Bezirksvereinen sind noch zu verzeichnen 

1. der ärztliche Lokalverein München, 

2. der ärztliche Lokalverein Nürnberg, 

3. die medizinische Gesellschaft und Poliklinik in Nürnberg, 

4. die physikalisch medizinische Gesellschaft in Würzburg, 

5. die Societas physicomedica in Erlangen, 

welche teilweise, wie Nr. 4 und 5, auch Nichtärzte zu Mitgliedern haben. 
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deren ärztliche Mitglieder aber jedenfalls auch Mitglieder der Standes- 
vereine sind. 

Der Pensionsverein fttr Witwen und Waisen bayrischer 
Ärzte wurde 1851 von einem zur Beratung von Standesangelegenheiten 
zusammengetretenen Kongresse bayrischer Arzte gegründet und gelangte 
1852 zur definitiven Konstituierung. Aufs er ordentliches Mitglied kann 
jeder unverheiratete Arzt werden, welcher ein Eintrittskapital von 43 Mark 
und einen Jahresbeitrag von 10 Mark 40 Pf. leistet. Das geleistete Ein- 
trittskapital des aufserordentlichen Mitgliedes wird bei seiner Verheiratung, 
also beim Übertritt unter die ordentlichen Mitglieder von der weiteren 
Einzahlung in Abzug gebracht. Ordentliches Mitglied wird jeder ver- 
heiratete bayrische Arzt, welcher ein dem Alter der Ehegatten angepafstes 
Eintrittskapital bezahlt und eben solche Jahresbeiträge entrichtet, deren 
Höhe sich nach dem Altersverhältnis zwischen Mann und Frau richtet. 
Stirbt der Mann im ersten Jahre der Mitgliedschaft, so wird der ein- 
gezahlte Betrag zurückerstattet; stirbt derselbe vor 4 Jahren der Mit- 
gliedschaft, so erhält die Witwe die Hälfte der Witwenpension, ebenso 
die Kinder. Die ganze, nach vierjähriger Mitgliedschaft zahlbare Pension 
beträgt für die Witwe 200 Mark pro Jahr und einen nach der finan- 
ziellen Lage des Vereines wechselnden Dividendenzuschlag, welcher 
gegenwärtig 20 Prozent beträgt. Jedes Kind erhält ein Fünftel der Witwen- 
pension und der Dividende, sodafs eine Witwe mit 5 Kindern zur Zeit 
480 Mark Pension bezieht. Doppelwaisen erhalten drei Zehntel der 
Witwenpension. 

Der Jahresbeitrag des Mitgliedes richtet sich gleichfalls nach den 
Altersverhältnissen der Ehegatten und schwankt zwischen 14 und 132 Mark. 
Es sind hierüber, wie über die Eintrittsgelder genaue Skalen berechnet 
worden. 

Der Verein erhält einen von den Kammern jährlich zu bewilligenden 
Staatszuschufs von 3430 Mark, und hat sich schon einer grofsen Anzahl 
teilweise sehr reicher Schenkungen und Vermächtnisse zu erfreuen. Das 
Vermögen des Pensionsfonds beträgt nach dem letzten Jahresberichte 

832,000 M. 3 Pf. 
das des Stockfonds 294,342 „ 96 „ 

sohin im Ganzen 1,126,342 M. 99 Pf. 

Dem Vereine gehören gegenwärtig an 496 ordentliche und 14 aufser- 
ordentliche Mitglieder. Letztere sind so wenige geworden, weil der früher, 
bis zur Freigabe der Praxis bestandene Zwang zum Eintritt in den Verein 
für jeden bayrischen Arzt, mit jener Freigabe aufgehört hat. 

Nach dem letzten Jahresberichte hatte der Verein für 240 Witwen, 
182 Waisen und 16 Doppelwaisen zu sorgen, was eine Pensionslast von 
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in Summa: 51143 Mark 33 Pf. verursachte, wozu noch die aus dem 
Stockfonds zu entrichtenden schwankenden Dividendenbeträge kommen, 
welche im selben Jahre 10236 Mark 67 Pf. betrugen. 

Die Verwaltung des Vereines geschieht durch einen in München 
sitzenden Verwaltungsrat, welcher von der alle 6 Jahre stattfindenden 
Generalversammlung gewählt wird. Diese wird aus Delegierten der 
8 Regierungsbezirke gebildet, welche aus freier Wahl sämtlicher Ver- 
einsmitglieder hervorgehen. In jedem Regierungsbezirk ist ein Ausschufs 
von den Vereinsmitgliedern niedergesetzt, Vorsitzender, Sekretär und 
Kassierer, welcher die Vereinsgeschäfte speziell das Einkassieren der Mit- 
gliederbeiträge und die Auszahlung der Witwen- und Waisenpensionen 
besorgt und quartalitermit dem Hauptkassierer in München abzurechnen hat. 

2. Der Verein zur Unterstützung invalider hülfsbedttrf- 
tiger Arzte in Bayern wurde im Jahre 1S65 von Nürnberger Ärzten 
ins Leben gerufen. Auch dieser Verein erhält einen Staatszuschuls von 
3430 Mark. 

Die meisten ärztlichen Bezirksvereine Bayerns haben den Beitritt 
zu diesem Vereine für ihre Mitglieder obligatorisch gemacht. Deshalb 
und wegen des eminent wichtigen Zweckes haben sich bis jetzt von 
1965 bayrischen Ärzten 1459 oder 74 Prozent als Mitglieder beteiligt. 

Jedes Mitglied zahlt einen Jahresbeitrag von 5 Mark, doch werden 
auch höhere Beiträge geleistet. 

Die Unterstützung der hülfsbedürftigen Kollegen geschieht auf An- 
trag von Kollegen unter behördlicher Aufserung über die Vermögens- 
verhältnisse, werden aber so diskret behandelt, daCs die Namen der 
Unterstützten niemals zur Kenntnis der Kollegen im Allgemeinen kommen. 
Die Unterstützungen betragen 50 — 100 Mark pro Monat, und es wurden 
im Jahre 1888 10446 Mark ausbezahlt. 

Das Stammvermögen betrag Ende 18S8: 33991 Mark 43 Pf., der 
Reservefond 10500 Mark. Die Verwaltung besorgen Nürnberger und 
Fürther Ärzte, die Kassageschäfte 8 Kreiskassierer. 

3. Der Sterbekassaverein der Ärzte Bayerns, früher „Bay- 
reuther Reliktenunterstützungsverein^' genannt, wurde 1864 von einem 
in Bayreuth zusammengetretenen Komitö gegründet und hat den Haupt- 
zweck, im Momente des Todesfalles den Hinterbliebenen eine rasche 
einmalige Hülfe zu leisten. Der Verein erhebt deshalb 10 Mark Jahres- 
beitrag und 5 Mark Eintrittsgeld und zahlt an die Relikten 200 Mark 
Sterbegeld. Durch einen in den letzten Jahren gewonnenen raschen 
Aufschwung wurde der Verein in die Möglichkeit versetzt, zu dieser 
feststehenden Summe noch einen Zuschlag zu gewähren, welcher sich 
nach der Zahl der Mitgliedschaftsjahre richtet und gegenwärtig in 
maximo 30 Mark beträgt. 
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Dieser Verein erhält keinen Staatszasehnfs. Er zählte Ende 1889: 
516 Mitglieder und besitzt ein Stammvermögen von 16179 Mark 27 Pf. 
nnd einen Stockfonds von 3967 Mark 42 Pf. 

Durch eine neue Organisation ist die früher von Bayreuth aus- 
geführte Verwaltung an einen Zentralausschufs in München übergegangen, 
welchem 8 Ereiskassierer zur Seite stehen. 



III. ESnlgreich Sachsen. 

Vor allen andern deutschen Staaten hätte das Königreich Sachsen 
es verdient, eine eingehende Schilderung der Entwickelung seines Ver- 
einslebens zu erfahren; hier war es ja, wo unter dem Beistand Gleich- 
gesinnter H. E. RiCHTEK als Vorkämpfer für Medizinalreform wirkte und 
den Grundstein zum deutschen Ärztevereinsbund legte; aber der jähe 
Tod unseres treuen, tüchtigen Kollegen Keubert- Leipzig, welcher jene 
Arbeit übernommen hatte, hat dies vereitelt, und so kann es sich nur 
um eine kurze Skizze handehi. 

Im Jahre 1817 hatte König Friedrich August die berühmtesten ärzt- 
lichen Professoren der aufgehobenen Universität Wittenberg nach Dres- 
den berufen, um mit ihrer Hülfe und derjenigen einheimischer Ärzte 
eine chirurgisch-medizinische Akademie zu gründen. Die Lehrer dieser 
Akademie stifteten bald (1818) die noch heute bestehende „Gesell- 
schaft für Natur- und Heilkunde*', welche ihre Verhandlungen 
in eigener Zeitschrift veröffentlicht. Dieser Verein ist nicht nur für die 
Wissenschaft, sondern auch für das Zusammenhalten nnd das Standes- 
bewufstsein der Arzte von dauerndem Wert gewesen. Auch in den 
anderen Teilen des Königreiches regte sich schon früh der Vereinssinn 
unter den Ärzten. Die Anfänge eines Vereins in Chemnitz (1828) 
führten zu einer eigentlichen Konstituierung desselben im Jahre 1843; in 
Leipzig bildete sich (1829) neben der nmedizinischen Gesell- 
schaft'' (welche sich nur mit wissenschaftlichen Fragen befaist) ein 
„ärztlicher Verein (1844); femer der „Verein der Ärzte am 
rechten Eibufer (1845), gegründet für Angelegenheiten des ärztlichen 
Standes und der Wissenschaft; der „Voigtländische Verein für 
Natur- und Heilkunde,^ eigentlich auch schon älteren Ursprungs, 
aber Oktober 1846 neu organisiert u. A. Vor allem aber war es der 
„zur Förderung der Kollegialität und Würde des ärztlichen Standes" 
gegründete „ärztliche Verein zu Dresden", welcher in einer be- 
sonderen Broschüre (1845) für eine „Reform der Medizinalverfassung 
Sachsens'' eintrat 
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So fand die Reformbewegong des Jahres 1848 in Sachsen einen 
wohl vorbereiteten Boden (wie dies schon im allgemeinen Teile geschil- 
dert ist); and zwei ärztliche Kongresse in den Jahren 1848 and 1849, 
an deren Zustandekommen die Vereine Dresden, Leipzig, Bautzen, Zittau 
den wesentlichsten Anteil hatten, berieten den „Entwurf zu einer Medi- 
zinalordnung'^und die Einbringung desselben bei den Ministerien. In Leipzig 
ward ein „Medizinisches Reformblatt für Sachsen'^ gegründet, dessen 
Mitredakteur Professor A. Winter- Leipzig noch heute sein regstes 
Interesse fttr die von ihm vertretene Sache bekundet. Diese Bestre- 
bungen hatten denn aber auch, nachdem die Zeit der Reaktion vorüber, 
einen Erfolg zu verzeichnen, der Sachsen in die zweite Reihe der 
Staaten bringt, welche eine ärztliche Vertretung geschaffen haben 
(Baden war vorangegangen). Am 12. April 1865 erschien eine Ver- 
ordnung über die Bildung eines LandesmedizinalkoUegiums, nebst Re- 
gulativ, die Bildung ärztlicher und pharmazeutischer Ereisvereine be- 
treffend. 

Es liegt außerhalb des Rahmens dieser Skizze, eine genaue Dar- 
stellung der durch jene Verordnung geschaffenen Verhältnisse zu geben; 
nur soweit dieselben von mafsgebendem Einfluls auf die Gestaltung des 
ärztlichen Vereinslebens sein mufsten, sei hier Folgendes hervorgehoben. 

Durch die ministerielle Verordnung vom 12. April 1865 wurde die 
Einrichtung des Landes-MedizinalkoUegiums und der vier Kreisvereine 
Bautzen, Dresden, Leipzig, Zwickau festgestellt. Innerhalb 
dieser Kreisvereine bildeten sich frei die Zweigvereine, deren Be- 
zirke in der Hauptsache denen der jetzigen Bezirksvereine entsprachen. 

Durch Verordnung vom 29. Mai 1872 wurde jenes erste Regulativ, 
soweit es die Bildung der Kreis vereine betraf, aufgehoben, und an 
deren Stelle die jetzigen Bezirks vereine gesetzt (in der Mehrzahl wan- 
delten sich die Zweig vereine direkt in Bezirks vereine um). Die 
Kreisvereine blieben lediglich als Wahlkörperschaften bestehen (zur Wahl 
der aufs er ordentlichen Mitglieder des Landes-MedizinalkoUegiums) und 
zwar wählen Bautzen 1, Dresden und Leipzig je 2, Zwickau 3 Mitglieder. 
Aufserdem besteht in jedem der 4 Regierungsbezirke ein Kreisvereins- 
ausschufs, der sich aus den Abgeordneten der Bezirks vereine zu- 
sammensetzt, sich meistens nur einmal des Jahres (vor der Plenarver- 
sammlung des Landes-MedizinalkoUegiums) versammelt und die Gegen- 
stände der Tagesordnung dieser Versammlung, oder auch andere, mehrere 
oder alle Bezirksvereine des Kreises angehende Fragen berät und über 
sie beschliefst. 

Die Kreisvereinsausschüsse bestehen für Bautzen aus 6 Abgeordneten, 
Dresden 11, Leipzig 10, Zwickau 11; außerdem gehören denselben aber 
auch die aufs erordentlichen Mitglieder des Landes-MedizinalkoUe- 
giums in jedem Kreise an (der erste Abgeordnete als Vorsitzender). An 
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dieser Organisation ist seit 1872 nichts geändert worden. Diese ärzt- 
lichen Bezirksvereine sind von gröfstem Einflufs auf die Entwicklung des 
Vereinslebens gewesen; jeder approbierte , in dem betreffenden Bezirke 
wohnhafte Arzt kann ihnen beitreten, ohne sich einer Wahl unterwerfen 
zii müssen. Dieselben haben nicht nur die Aufgabe, die in den Kreis- 
Vereinsausschüssen auf Anregung des Landes -Medizinalkollegiums, bez. 
auf eigenen Beschlufs zur Beratung gelangenden Angelegenheiten behufs 
der Instruktion ihrer Delegierten zu erörtern, sondern können auch selb- 
ständig Anträge an die betreffenden ünterbehörden bringen, sowie auf 
Veranlafsung der letzteren sachverständige Gutachten abgeben, eine Be- 
rechtigung, welche für die Stellung des ärztlichen Standes im Gemeinde- 
leben, namentlich hinsichtlich der Öffentlichen Gesundheitspflege von sehr 
beträchtlicher Wichtigkeit ist. Als ein Beweis für die Regsamkeit des 
Vereinslebens unter den Ärzten ist femer die Bildung von ärztlichen 
Rechtsschutzvereinen zu betrachten, welche als Körperschaften das Recht 
ihrer Mitglieder säumigen Zahlern gegenüber mit besserem Erfolge durch- 
zusetzen vermögen, als es der Einzelne kann. Der im Jahre 1S78 zu 
Leipzig begründete derartige, einer lebhaften Teilnahme sich erfreuende 
Verein hat die Bezahlung von über 75 Prozent der dem Aktor zur Ein- 
ziehung übergegebenen Forderungen erzielt und ist sogar im Stande, aus 
den Ueberschttssen hilfsbedürftigen Hinterlassenen seiner Mitglieder eine 
Unterstützung zu gewähren. 

Als rechnungsmäfsige Versicherungsanstalt existiert die 
Witwen-, Waisen- und Invalidenkasse der Arzte, Wund- 
ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker des Königreichs 
Sachsen und der benachbarten Herzogtümer und Fürsten- 
tümer, femer als Stiftung für Hülfsbedürftige die RADius-Stiftung 
in Leipzig, 1S72 von Professor Radius und seinen Schülern gegründet, 
und endlich befindet sich im Entstehen eine Sterbekasse für die Mit- 
glieder des Kreisvereins Leipzig, aus welcher bei einem Sterbe- 
falle die Angehörigen sofort 5 — 600 Mark ausgezahlt erhalten sollen; 
die Beiträge werden^von Fall zu Fall erhoben (2 Mark pro Mitglied). 

Der ärztliche Verein zu Leipzig (nicht der Kreisverein) ge- 
währt aus den Ueberschüssen seiner Einnahmen jedes Jahr eine ansehn- 
liche Unterstützung an hülfsbedürftige Kollegen, resp. deren Hinter- 
bliebene, vorwiegend durch Überweisung des Geldes an die oben ge- 
nannte „Witwenkasse *^ 
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lY. ESnigreich Württemberg. 

(Prof. Dr. A. SiGEL-Stuttgart.) 

I. Ber ,,Wurttembergi8ohe ärztliche Verein'', i) 

Grttndang: 6. Oktober 1831 in Gannstatt. 

Veranlassung: der Wunsch mehrerer Ärzte, sich über die Seuchen 
aus Osten u. s. w. zu besprechen. 

Anwesend: 15 — 20 Kollegen. 

Beschluis: eine „ärztliche Gesellschaft'^ (Wttrttembergische ärzt- 
liche Gesellschaft") zu gründen mit dem Zweck: 

1 . zu gegenseitiger Mitteilung über Gegenstände aus dem Gebiet der 
gesamten Heilkunde und deren Hülfswissenschafben ; 

2. zur Erleichterung der persönlichen Bekanntschaft unter den Mit- 
gliedern des Vereins. 

Organ des neuen Vereins: 

1. ,,Eorrespondenzblatt", für kleinere Aufsätze. 

2. ^^Mitteilungen'', für gröfsere literarische Erzeugnisse. 
Statuten der „württembergischen ärztlichen Gesellschaft": Wer 

die Versammlungen, welche zweimal jährlich stattfanden, besuchte, war 
Mitglied und verpflichtete sich, das Eorrespondenzblatt vom Buchhändler 
zu beziehen. 

Ein Entwurf definitiver Statuten wurde 1835 in einer Versammlung 
zu Calw angenommen und die Gesellschaft erhielt den Namen: „Württem- 
bergischer ärztlicher Verein". 

Die Zwecke des Vereins blieben dieselben, wie in der ersten Ver- 
sammlung beschlossen, und es sind bei der letzten Revision der Statuten 
im Jahre 1875 als solche festgestellt: „Periodische Zusammenkünfte und 
Herausgabe einer wissenschaftlichen Zeitschrift". 

Vereinsmitglieder waren nicht blofs Ärzte, sondern auch Natur- 
forscher, Apotheker, Wundärzte I. Abteilung und Tierärzte. Mit der Zeit 
sind aber letztere alle ausgetreten, so dafs zuletzt (1881) nur noch Ärzte 
Mitglieder waren. 

Im Jahre 1835 betrug die Zahl der Mitglieder 411, im Jahre 
1881: 302. 

Die Aufidahme erfolgte mittelst Abstimmung durch den Ausschufs, 
seit 1875 durch den Schriftführer in Verbindung mit dem Vorstand und 
nur im Zweifelsfall hatte der Ausschufs zu entscheiden. 



1) Nach einer „Geschichte des Vereins" im Württemberg. Eorrespondenzblatt 
von Dr. Salzmann. 
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Unwürdige Mitglieder konnten durch einhelligen Beschlafs des Ans- 
Bchasses aasgeschlossen werden. Diese Bestimmung kam jedoch niemals 
direkt in Anwendung, nur die Wiederauihabme eines ausgetretenen Mit- 
gliedes wurde in einem Fall wiederholt verweigert. 

Mit der Annahme der definitiven Statuten im Jahre 1835 wurde 
auch der erste Ausschufs gewählt; Vorstand war bis zum Jahre 1843 
Leibmedikus von Ludwig. 

Die Zahl der Ausschuismitglieder war eine wechselnde. 

In der ersten Zeit waren die höchsten Medizinalbeamten in den Aus- 
schufs gewählt, in den letzten Wahlperioden ist das Medizinalkollegium 
nicht mehr im Ausschuis vertreten und die Arzte der Residenz bilden 
sogar die Minorität. 

Die Vereinskasse war seit 1852 einem besoldeten Rechnungs- 
verständigen ttbergeben. Die Einnahmen bestanden aus den Jahresbei- 
trägen der Mitglieder (anfangs 5 fl. 30 kr., seit 1875: 10 Mark), sowie 
den Zinsen des angelegten Kapitals, die Ausgaben hauptsächlich aus der 
Herausgabe des Eorrespondenzblattes. 

Bei seiner Auflösung hatte der Verein ein Vermögen von circa 
3000 Mark. 

Versammlungen wurden anfangs regelmäCsig zwei, später nur 
eine im Jahre gehalten. Auf denselben kamen wissenschaftliche Fragen 
zur Besprechung, sowie Standesangelegenheiten, letztere mit der Zeit 
immer häufiger. 



Leistungen des Vereins: 

7. Das Korrespondenssblall. 

Die oben erwähnten „Mitteilungen^^ wurden bald mit dem Korrespon- 
denzblatt verschmolzen. 

Das „medizinische Korrespondenzblatt des württem- 
bergischen ärztlichen Vereins'' erscheint ohne Unterbrechung, seit 
der Verein besteht. Als Redakteur desselben hat sich besonders der 
t Professor Köstlin verdient gemacht. 

Das Blatt wurde auch nach Auflösung des Vereins als Organ des 
wtlrrttembergischen ärztlichen Landesvereins, des Landesausschusses und 
der Bezirksvereine fortgeflihrt. 

Der Inhalt desselben teilte sich zwischen wissenschaftlichen Bei- 
trägen, besonders einer reichen Kasuistik, Beschreibung von Epidemien 
u. dgl. und Besprechung von Standesangelegenheiten, sowie allen Tages- 
fragen, welche die ärztliche Wissenschaft oder den ärztlichen Stand 
irgendwie bertlhrten. 
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//. Erforschung der medizinischen Topographie Württembergs. 

Die medizinische Topographie Württembergs sollte von Anfang an 
eine Hauptaufgabe des Vereins bilden, welche teilweise durch die einem 
besonderen Eomit6 übertragene Erforschung der Mineralquellen und Bäder 
erfüllt wurde. 

Diese „Badeberichte" erschienen von 1837 bis 1846 in 66 Nummern 
des Eorrespondenzblattes und wurden auch anderweitig (Schmidt'sche 
Jahrbücher) verbreitet. 

HL Preisavfgaben, 

Der Versuch, durch Preisaufgaben das wissenschaftliche Interesse 
unter den Mitgliedern zu heben, führte wie es scheint, nur zu unvollkom- 
menen Resultaten, insofern nur zwei solcher Fragen (Rttckenmarkskrank- 
heiten und Wechselfieber) beantwortet wurden, und seit dem Jahre 1845 
wurden keine Preisaufgaben mehr gegeben. 

IV. Sammlung pathologisch^anatomischer Präparate. 

Eine Sammlung pathologisch -anatomischer Präparate, ans der Ein- 
sendung interessanter Befunde seitens der Vereinsmitglieder entstanden, 
war im Eatharinenhospital in Stuttgart aufgestellt, geriet aber mit der 
Zeit in Vergessenheit. 

V. ' Standesinleressen. 

Während in der allerersten Zeit des Bestehens des Vereins eine 
gewisse Ängstlichkeit bestand in Bezug auf das Hereinziehen von Standes- 
angelegenheiten in die Kreise der Vereinsbestrebungen, zeigte sich sehr 
bald die Notwendigkeit einer Art von Standesvertretung. So wurde in 
einer im Jahre 1848 — übrigens ohne Benutzung der Organe des Vereins 
— abgehaltenen, zahlreich besuchten Versammlung ein Komit6 von 16 
Vertrauensmännern gewählt, mit der Aufgabe, Reformvorschläge im 
Medizinalwesen zu machen. Doch hatten diese innerhalb 2 Jahren 
aufgestellten Vorschläge keinen unmittelbaren Erfolg, fanden aber 2 Jahre 
später durch die deutsche Gesetzgebung ihre Erledigung (z. B. Pharma- 
kopoe, Grammgewicht, Aufhebung des Chirurgenstandes, Freizügigkeit, 
Standesvertretung). 

Eine weitere sehr energische — übrigens wiederum mit Um- 
gehung des ärztlichen Vereinsausschusses zustandegebrachte — Kund- 
gebung der württembergischen Ärzte fand im Jahre 1868 
statt Sie war veranlafst durch die Absicht des Ministers von Gessler, 
die Kompetenz der „niederen'^ Wundärzte auf Behandlung 
leichterer (!) innerlicher Krankheiten auf dem Weg der Ver- 
ordnung auszudehnen. Das Resultat jener Kundgebung war ein 

Oraf, Ärztliches Vereinswesen. 7 
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Ton ^/9 der württembergischen Arzte nnteneichneter energischer Protest 
gegen die Absichten des Ministers , welcher übrigens nicht nachgeben 
wollte, Tielmehr entschieden fttr die Sache der Wundärzte und gegen die 
Ärzte Partei nahm. 

Da wurde im Jahre 1869 im norddeutschen Bund die neue Ge- 
werbeordnung mit Freigebung der ärztlichen Praxis ein- 
geführt und Württemberg konnte nicht zurückbleiben. 

,yDie Stellung, die dem ärztlichen Stand nach der neuen Gewerbe- 
ordnung zugewiesen war, verlangte Selbsthülfe, Schaffung einer Standes- 
vertretung." 

Die definitive Organisation wurde vorbereitet durch eine im Jahre 
1869 von den Ärzten des Landes gewählte „Neunerkommission'', 
welche nunmehr zur Beratung über die Einführung der Gewerbeordnung 

— soweit sie die Ärzte betraf — vom Ministerium beigezogen wurde, 
und am 8. April 1872 erfolgte die Verfügung betr. den Einflufs 
der deutschen Gewerbeordnung auf das Medizinalwesen 
Württembergs. Darin war mit den Medikastergesetzen auch der 
Stand der Wundärzte aufgehoben, also im Wesentlichen „die Wünsche 
der Ärzte befriedigt" 

Bis die Neunerkommission als dauernde Vertretung des ärztlichen 
Standes offiziell anerkannt wurde, vergingen noch mehrere Jahre und 
erst am 30. Dezember 1875 erschien die Verfügung betr. die ärzt- 
lichen Vereine und den Landesaussöhufs. 

Damit war eine staatlich anerkannte Organisation des 
ärztlichen Standes geschaffen: 8 ärztliche Bezirksvereine 
zu dem württembergischen ärztlichen Landesverein ver- 
bunden und durch den ärztlichen Landesausschufs (9 Dele- 
gierte) repräsentiert 

Schon vor der Entstehung dieser Organisation hatte sich der württem- 
bergische ärztliche Verein an den deutschen Ärztevereinsbund an- 
geschlossen und war 1873 auf dem ersten Ärztetag in Wiesbaden ver- 
treten. Er war mit 311 Mitgliedern damals der stärkste Verein in 
jenem Bunde. 

Seit dem Jahre 1850 hatte der Verein eine ärztliche Unter- 
stützungskasse — von dem f Obermedizinalrat Dr. v. Gless begründet 
Dieselbe stand unter der Kontrolle des Ausschusses, ist geleitet von 
einer ad hoc erwählten Kommission; die Ärzte Württembergs geben all- 
jährlich freiwillige Beiträge, alle bedürftigen württembergischen Ärzte, so 
wie deren Witwen und Waisen können Unterstützung finden und es hatte 
diese Kasse im Jahre 1881 — beim 50 jährigen Jubiläum des Vereins 

— zu verfügen über ein Kapitalvermögen von 38 000 Mark, eine Laiblin- 
stiftung von 37 000 Mark, eine Frisonistiftnng von 100000 Mark und ein 
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Hans mit Garten, das sog. Frisoniannm, in welchem Witwen von Ärzten 
Wohnnng erhalten können. 

Beinahe 6 Jahfe bestand der wttrttembergische ärztliche Verein noch 
fort unter dem als ärztliche Standesvertretang anerkannten wttrttem- 
bergischen ärztlichen Landesverein. Im Jahre 1882 erfolgte die Ver- 
schmelzung der beiden Vereine, wobei der neue Verein das Ver- 
mögen des älteren , die Oberaufsicht über die Untersttttzungskasse und 
das Eorrespondenzblatt übernahm. 

2. Der »»Wurttembergische ärstliche Landesyerein". 

Dieser Verein begann im Jahre 1876 seine Thätigkeit mit der Kon- 
stituierung der 8 Bezirksvereine und des Landesausschusses. 

Es wurden Statuten und Geschäftsordnungen festgestellt und 7 Vereine 
traten dem deutschen Ärztevereinsbunde bei. 

Als Vorsitzende des Landesausschnsses fungierten: 

1876—1879: Köchlin, 1880 — 1882: Sigel, 1883 — 1885: Sigel, 
1886—1888: E. Gussmann, 1889—1891: Staüdel. 

Die Mitgliederzahl des Vereins betrug am 31. Dezember 1889: 458. 

Leistungen des Vereins. 

Mit dem Inslebentreten dieser Standesvertretung kam ein frischer, 
lebendiger Zug in das ärztliche Vereinsleben und wenn auch in einzelnen 
Vereinen die rege Thätigkeit bald etwas nachliefs oder wenigstens nicht 
immer in der wünschenswerten Weise konsequent fortgesetzt wurde, so 
blieb doch überall ein Stamm von rührigen Standesgenossen, welche durch- 
weg den ärztlichen Fragen — sowohl in wissenschaftlichen als Standes- 
angelegenheiten — ein andauerndes hohes Interesse schenkten. 

Aus dem Stoff, welcher dem Verein und insbesondere dem Landes- 
ausschufs zur Behandlung und Erledigung vorlag, mögen im Folgenden 
die wichtigsten Punkte hervorgehoben werden. Dabei ist zu bemerken, 
dafs es nicht überall im Lande gelungen ist, den Schwerpunkt der ärzt- 
lichen Vereinsthätigkeit in die Bezirksvereine zu verlegen. 

Z Medisinaiwesen. 

1. Erforschung der Ursachen des Typhus; Ausarbeitung eines Unter- 
suchungsplanes. 

Diese Statistik führte zu keinem Resultat; nach einem Jahre schon 
wurde die Arbeit von allen Vereinen wieder aufgegeben, nur der Be- 
zirksverein Ulm setzte die Statistik noch mehrere Jahre fort. 

2. Statistik der Morbidität für das Reichsgesundheitsamt. 

3. Obligatorische Fleischbeschau. 

7* 
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4. UnterdrttckaDg bez. Regelnng des Handels mit Geheimmitteln. 

5. Revision der Pharmakopoe. 

6. Abänderungen in der Organisation der Medizinalbehttrden. 

7. Ärztliche Prüfungsordnung. 

S. Frage der Zulassung der Abiturienten der Realgymnasien (Real- 
"schulen I. Ordnung) zum medizinischen Studium: 

Diese Frage wurde von den sämtlichen Bezirksvereinen und dem 
Landesausschufs einstimmig verneint (1879). 

9. Prophylaxis gegen die Infektionskrankheiten. 

10. Errichtung einer 4. Landesirrenanstalt. 

11. Neue Regelung des Apothekenwesens. 

12. Neuregelung des Impfwesens (obligatorische Einführung der 
Impfung mit Tierlymphe Air öffentliche Impfungen). 

13. Polizeiliche Mafsregeln gegen die Menschenpocken (veränderte 
Desinfektionsordnung). 

14. Mafsregeln zur Sicherung der Desinfektion, beziehungsweise 
Sicherstellung derselben bei Geburten, seitens der Ärzte, Wundärzte 
und Hebammen. Vom Landesausschufs bekämpft; später vom Ministerium 
fallen gelassen. 

//. Standesangelegenheiten. 

15. Konstituierung der 8 Bezirks vereine und des Landesausschusses 
(1876). 

16. Verschmelzung des württembergischen ärztlichen Vereins mit dem 
neuen staatlich anerkannten wfirttembergischen Landesverein (1882). 

17. Pfusch ereiwesen — Befugnisüberschreitungen der homöopathi- 
schen Ärzte und Wundärzte III. Klasse. 

18. Reichsgesetz, die Krankenversicherung der Arbeiter betreffend. 

Abgesehen von einzelnen, durch lokale Verhältnisse bedingten Ab- 
weichungen schlössen sich die wttrttembergischen Vereine den Beschlüssen 
des Ärztetages in dieser Frage an: leider mit geringem Erfolg, denn es 
kam seitens der Regierung, ohne vorher die ärztliche Vertretung zu 
hören, zu dem Ministerialerlafs 1886, welcher die Anstellung von Kassen- 
ärzten mit Aversalsumme forderte, nämlich: 

19. Ministerialerlafs betr. die Krankenkassen. 

Die Vereine und der Landesausschufs beharrten auf ihrer Ansicht; 
das Ministerium erwiderte aber ablehnend. 

20. Deutsche Ärzteordnung. 

Der Erlafs einer solchen wurde vom Landesausschufs mit 6 gegen 
2 Stimmen gutgeheifsen. 

21. Beitritt des Bezirks Vereins III Tübingen zum deutschen Ärzte- 
vereinsbund (1887). 
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22. Antrag des Landesaasschusses auf Abänderung des Statuts der 
ärztlichen Vereine^ dahin gehend, dafs die Vereine das Recht bekommen, 
unwürdige Mitglieder ausschliefsen zu dürfen. 

Die Regierung stimmte zu, aber unter der Bedingung, dats diese 
Bestimmung keine Anwendung auf beamtete und Militärärzte haben dürfe. 

Von diesen Angelegenheiten wurden die Punkte 3. 4. 5. 6. 11. 12. 
und 13. in gemeinschaftlich^en Sitzungen des E. Medizinal- 
kollegiums mit dem Landesausschufs beraten, bez. erledigt. 
Zu der Beratung der Punkte 14., 17., 19. und 22. im Landesausschufs 
wurden seitens der Regierung Mitglieder des E. Medizinalkollegiums 
delegiert. 

Der Verein besitzt eine kleine, aber aus wertvollen, besonders statisti- 
schen Werken bestehende Bibliothek, welche durch Aufteilung in 
den Bibliothekräumen des Stuttgarter ärztlichen Vereins den Mitgliedern 
des Landesvereins zur Benutzung verfügbar ist. 

Das Vermögen des Vereins beträgt circa 4000 Mark, die jähr- 
lichen Einnahmen und Ausgaben bewegen sich zwischen 4000 und 
5000 Mark. 

Verträge mit Lebensversicherungsgesellschaften: 

Zu Gunsten der ärztlichen Unterstützungskasse hat der Verein im 
Jahre 1882/83 einen Vertrag mit der Gothaer Lebensversicherungsbank 
und mit der Earlsruher Versorgnngsanstalt unter sehr günstigen Be- 
dingungen abgeschlossen. Dadurch wurde in den 7 Jahren 1883—1889 
der Unterstützungskasse im Ganzen eine Summe von 3937 Mark 60 Pf. 
— also beinahe 4000 Mark — zugewendet. 

Ärztliche Unterstützungskasse: 

Eapitalvermögen: 73746 M. 11 Pf. 

Laiblinstiftung: 34 807 „ 38 „ 

Frisonistiftung: 106322 „ 88 „ 

Ludwigstiftung: 40806 „ 37 „ 

in Summa: 255682 M. 74 Pf. 

Aulserdem besitzt die Easse, gleichfalls von Dr. Frisoni gestiftet, 
das „Frison ianum'', ein Haus mit Garten^ angeschlagen zu 178000 Mark. 
In demselben erhalten 4 — 5 Witwen von Ärzten unentgeltlich Wohnung 
und ist aufserdem das Lesezimmer und die Bibliothek des Stuttgarter 
ärztlichen Vereins untergebracht. 

Die Einnahmen der Easse werden aulser den Zinsen aus den Eapi- 
talien durch freiwillige Beiträge der Ärzte des Landes aufgebracht; die 
letzte solche Sammlung (1889) ergab eine Summe von 2903 Mark 60 Pf. 

Aus der Unterstützungskasse und den genannten 3 Stiftungen wurden 
im Jahre 1889 an Gaben ausgeteilt 7780 Mark und zwar unter 5 Ärzte, 
35 Witwen und 34 Waisen. 
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y. Oroflsherzogtam Baden. 

Entwidcelimg und Oettaltung das änüichen Vereintlebens in Baden. 
(Dr. A. HoFFMANN-Karlsruhe.) 

In den Landstrichen, welche sich zu Ende des vorigen und zn An- 
fang dieses Jahrhunderts um die kleine Markgrafschaft Baden - Darlach 
in ziemlich rascher Folge zu dem langgestreckten Gebiete des heutigen 
GroDsherzo^ms Baden hemmgelegt haben, richtet sich auch fttr den 
Stand der Ärzte das Verständnis für gemeinsame Ziele und das Streben 
nach Vereinigung zur Erreichung derselben einigermalsen nach der je- 
weiligen politischen Strömung im Leben dieses jungen Staates. Das 
reiche konstitutionelle Leben in den Dreilsiger Jahren bereitete den 
Boden Air neue Gedanken, die Reaktion in der Mitte der Vierziger 
Jahre führte zum festeren gegenseitigen Anschluls und das Sturmjahr 
1848 zur energischen Aussprache der Forderungen des Standes. Das 
unglückselige I für Baden und besonders fttr einen greisen Teil der ba- 
dischen Ärzte verhängnisvolle Jahr 1849 mit der notwendig folgenden 
Reaktion hinterliels eine Zeit der Lähmung und des Stillstandes, welche 
sich auch in der Thätigkeit der ärztlichen Vereine sehr bemerkbar 
machte. 

Diese erwachte erst wieder, als in Baden religiöse Konflikte den 
Anstoüs zum entschiedenen Bruch mit der Reaktion und durch die 
berühmte Proklamation des Grofsherzogs vom 7. April 1860 ^) zu 
neuem Leben im Staate geführt hatte. Das Versprechen derselben, in 
allen Gebieten des Staatslebens den Grundsatz der Selbstregierung durch- 
führen zu wollen, wurde fttr den ärztlichen Stand wenige Jahre darauf 
durch Einführung des ärztlichen Ausschusses eingelöst Dieser neuen 
Standesvertretung fiel nun naturgemäls die Aufgabe zu, sich durch Be- 
lebung der Vereinsbildung und Vereinsthätigkeit eine Stütze zu schaffen. 
Die Kriegsjahre 1866 und 1870/71 wirkten jedoch störend ein und erst 
die Gründung des neuen deutschen Reiches brachte neues Leben und 
mit ihm den Gedanken, auch auf diesem Gebiete über die Grenzen des 
Landes hinaus eine nationale Vereinigung des ärztlichen Standes zu er- 
streben. So fand denn auch die Gründung des deutschen Ärztevereins- 
bundes im Jahre 1873 im Lande Baden einen wohlvorbereiteten Boden 
und freudige Aufnahme. Die Rückwirkung der grölseren Ziele auf das 

1) ,,In einem ernsten Augenblicke , der viele Gemüter mit banger Sorge erfüllt, 
ergreife ich mein schönstes Vorrecht und richte aus der Tiefe des Herzens Friedens- 
worte an mein teures Volk/' Diese Anfangsworte zeigen den ganzen Mann, der dieselben 
abweichend von dem konstitutionellen Gebrauch selbst yerfaCste. Ex ungue leonem. 
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eigene Vereinsleben blieb nicht ans nnd nun erreichte dieses bald die 
jetzige blühende Gestaltung. 

So teilt sich denn anch die Geschichte der badischen Vereine un- 
schwer ein in drei durch die Einführung des ärztlichen Ausschusses 
und die Gründung des deutschen Ärztevereinsbundes geschiedene Zeit- 
räume. 

I Oeschichte der badiichen Vereine bis zur Einführung des ärztlichen 
Ausschusses (Ärztekammer) im Jahre 1864. 

Der nachweisbar älteste badische ärztliche Verein ist die „Gesell- 
schaft der Ärzte zu Donaueschingen'^ gegründet 1829 (1. Juli) durch 
den Fürstlich Fürstenbergischen Leibarzt Dr. Wilhelm Rehmann aus den 
Überresten eines schon im Jahre 1731 gestifteten ^^gremium chirurgicum'', 
welches das meist aus ausgedienten Feldscheerem bestehende Fürsten- 
bergische Sanitätspersonal zum Zwecke seiner Weiterbildung vereinigt 
hatte. Die Hauptstadt des alten Geschlechtes der im Jahre 1806 me- 
diatisierten Fürsten von Fürstenberg bot auch dem neuen Vereine manche 
Vorteile durch Sammlungen und Stiftungen. So blieb er denn auch 
nahezu unverändert bestehen. 

Der nächstgegründete war der ^^Badische Staatsärztliche Verein^' 
von den Bezirksärzten Schneider, Schübmateb nnd Hergt gegründet 
Er bezeichnete selbst als seine ausschlielsliche Aufgabe die Förderung der 
Staatsarzneikunde und kann darum bei der Entwickelung des weiteren 
ärztlichen Vereinslebens nicht in Betracht kommen. Es sei darum ge- 
stattet, schon hier vorgreifend zu berichten, daljs derselbe etwa im Jahre 
1870 mit der von ihm herausgegebenen Zeitschrift einging nnd erst 1878 
ohne letztere von Siegmund Schneider, dem Sohne des Obengenannten 
und Stephani wieder hergestellt wurde. 

Erst um die Mitte des 4. Jahrzehntes machte sich unter den badi- 
Bchen Ärzten unter dem Einflüsse der politischen Zeitströmung wieder 
das Bedürfnis gemeinsamen Wirkens geltend und gleich so mächtig, 
daCs es dem ersten unter diesen vorzugsweise den Standesinteressen die- 
nenden Vereinen, dem 1844 in erster Reihe von Robert Volz gegrün- 
deten „Durlacher ärztlichen Bezirksverein'', gelang, schon am 6. Juni des 
gleichen Jahres einen „Ärztlichen Verein des Grofsherzogtums 
B a d e n '' zu stiften. Die ersten Anfänge des letzteren sind nicht mehr genau 
festzustellen, weil das Organ desselben, die „Mitteilungen des Badischen 
ärztlichen Vereins" (welche jetzt noch unter dem Titel „ärztliche Mit- 
teilungen aus Baden'' bestehen), erst im Jahre 1847 zu erscheinen be- 
gann. Sicher ist nur, dafs er schon drei Jahre nach seiner Gründung 
aus 10 Einzel vereinen zusammengesetzt war, welche nach den vier 1832 
gebildeten Kreisen des Landes gruppiert, aber teilweise nach der alten 
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Einteilung in 10 Kreise, teilweise noch nach der uralten Gaueinteilong 
benannt waren. 

Diese 10 Einzelvereine waren geographisch etwa von Nord nach 
Sttd geordnet folgende: 

Verein des Main- und Tauberkreises , Eraichganer Bezirksverein 
(1845, 19. Jnni), Durlacher Bezirksverein (1844), Oosgauer Be- 
zirksverein (bestand 1846), Bezirks verein im unteren Breisgau, Frei- 
burger Bezirksverein, Bezirksverein im oberen Breisgan, Bezirks- 
verein im Wiesen- und Rheinthal, Bezirksverein am (Boden-) See 
und endlich unter Wahrung ihrer Selbständigkeit die 

Gesellschaft der Ärzte (und Wundärzte) zu Donaueschingen. 
(Der ärztliche Verein im Linzgau, gegründet 1840, war nicht aus- 
drücklich beigetreten.) 

Die Gruppierung nach den vier Kreisen mit „Kreisgeschäftsführem'^ 
bestand fast nur auf dem Papier, da eine „Kreisversammlung^^ nur je 
einmal im Mittelrheinkreise und im Oberrheinkreise abgehalten wurde 
(23. Oktober 1847 in Durlach und 20. Juli 1848 in Badenweiler). Auch 
der „Landesverein^' bestand eigentlich im vollsten Sinne des Wortes 
nur aus Papier, da er auJser seinen gedruckten „Mitteilungen'' keinerlei 
Zentralorgan, weder einen Vorstand noch eine Generalversammlung, vor- 
gesehen hatte. 

Dagegen waren fast alle Einzel vereine, zu welchen 1847 (21. Nov.) 
ein Pfalzgauer Verein, 1851 (6. August) ein Ortenauer und im gleichen 
Jahre (28. August) ein Gnttach-Kinzigthaler Verein, endlich etwa 1854 (?) 
ein Klettgauer Verein hinzukam, unter Leitung ihrer „Geschäftsführer'^ 
recht thätig. 

Es wttrde zu weit führen, die Geschichte ihres Wirkens im Ein- 
zelnen darzustellen, es sei nur das Wichtigste darunter, soweit es sich 
auf Standesinteressen und insbesondere Standesorganisation bezog, 
kurz bertthrt 

Auiser der Gründung einer ärztlichen Witwenkasse (welche am 
14. Februar 1848 ins Leben trat) bezogen sich die Verhandlungen haupt- 
sächlich auf die Verpflichtung der Ärzte zur unentgeltlichen Behandlung 
der Armen an ihrem Wohnort und die damit zusammenhängende Er- 
strebung einer Armentaxe, womit einerseits die Revision der Taxe über- 
haupt, andererseits die Abschaffung der berüchtigten „Bürgerverträge'^ 
(Verträge mit den zahlungsfähigen Gemeindebürgem) zusammenhing. 
Ferner wurde verhandelt über die Krankenpflege durch geistliche Orden, 
über die Einführung von Ehrengerichten und endlich über die Stellung 
der Ärzte zum Staate. 

Diese letztgenannte Erörterung bot in ihren Anfängen so charakte- 
ristische Erscheinungen, dais hier wohl Einiges daraus hervorgehoben 
werden darf. 
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Als im Jahre 1S47 auf Vorsohlag des oberen Breisganvereins an 
die damalige y^Sanitätskommission'^ die Bitte gerichtet warde, es möge 
dem Vereine vergönnt werden, die Ansichten und Wünsche seiner 
Mitglieder in betreff der künftigen Medizinalordnung Einem hohen Mi- 
nisterio durch Vermittlung jener Stelle vorlegen zu dürfen, erfolgte 
der Bescheid, zu erwidern, daTs dem fraglichen Gesuche nicht 
entsprochen werden könne. 

Im Jahre 1848 lautet freilich der Ton der Äeufserung der Vereine 
und ihres Organes etwas weniger submifs, obschon dabei gesagt wird: 
„Der Verein braucht keine neue Richtung einzuschlagen; er hatte auch 
vor dem 24. Februar (1848) die Zeit begriffen.'' In einer Denkschrift 
vom 10. September 1848 heifst es: „Weder die ärztliche Kunst, noch 
der ärztliche Stand sind Rubra für eine Eanzleithätigkeit; wir wünschen 
Befreiung beider ans der Bevormundung und Beaufsichtigung der Re- 
gierungen, Aufhebung der einseitigen Zumutungen und Belastungen, Be- 
teiligung der Ärzte an der Ordnung und Verwaltung ihrer Verhältnisse." 

DaCs es dabei nicht an Selbsterkenntnis fehlte, beweist der Satz, 
mit welchem Robert Volz einen Artikel über „ärztliche Miisbräuche" 
einleitete, der da sagt: „Wenn es dem ärztlichen Stande Ernst ist mit 
seinen Verbesserungen, so mufis er bei sich selbst anfangen." 

DaÜB diese Bestrebungen in der Sturm- und Drangzeit von 1848 zu 
keinem dauernden Ergebnis führten, ist erklärlich und dafs sie noch aus- 
sichtsloser sich gestalteten, nachdem die Revolution vom Hai 1849 auch 
einen groJsen Teil der badischen Ärzte mit sich gerissen und schlielslich 
aus der Heimat vertrieben oder gar ins Zuchthaus gefuhrt hatte, ist so 
einleuchtend, dafs es überaus erstaunlich erscheint, wie der Dnrlacher 
Verein mit Robert Volz an der Spitze schon am vorletzten Tage dieses 
bösen Jahres es wagen konnte, von Neuem die Wünsche des Standes 
dem Ministerium des Innern vorzutragen. 

Das damalige Ministerium von Marschall erwiderte darauf schon am 
22. Januar 1850, dafs die Sanitätskommission beauftragt sei, eine neue 
Medizinalordnung zu entwerfen, und daJB nach Vorlage dieses Entwurfes 
eine besondere Kommission, zu welcher Vertreter der ärztlichen 
Vereine beigezogen werden sollten, zu dessen Prüfung berufen werden solle. 

Das lautete nun freilich ganz anders, als jene oben angeführte Ant- 
wort von 1847. Aber — besser wurde es darum doch noch lange nicht 
Die Sanitäts-Kommission wurde nie mit ihrem Entwürfe fertig und die 
Vertreter der Vereine darum auch niemals berufen. 

So blieb es denn auch in den Vereinen in den nächsten Jahren 
ziemlich still, besonders nachdem im Dezember 1851 der verdienstvolle 
Führer der Reformbestrebungen Robert Volz zum Mitgliede der Sani- 
täts-Kommission ernannt worden war, eine Stellung, welche ihm mannig- 
fache Rücksichten auferlegte, ihn aber weder hinderte, diesen Bestre- 
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buDgen an mafsgebender Stelle Geneigtheit zu erwirken, noch abhielt, 
durch seine Zeitschrift auch im Kreise der Ärzte dem Gedanken Bahn 
zu schaffen, dafs der beklagten „Isolierung der Ärzte^' „am sichersten 
abzuhelfen sei durch einen Standesverband, durch korporative Einrich- 
tungen, welchen der Staat eine gewisse Stellung und Rechte gäbe gegen 
bestimmte Verpflichtungen und Gegenleistungen.'' 

Die Vereine waren inzwischen fast ganz still geworden. Aufser 
wissenschaftlichen Mitteilungen und Diskussionen verhandelten sie von 
Standesangelegenheiten fast nur noch über die Armen behandlnng, die 
Armentaxe und die Medizinaltaxe überhaupt. Die gänzliche Aufhebung 
der letzteren wurde sogar von „einer Anzahl von Ärzten Heidelbergs^' 
im Jahre 1858 schon beantragt, während die Vereine im Eraichgau und 
in Donaueschingen sich gegen die Aufhebung, aber für eine sogenannte 
gleitende Taxe d. h. eine solche mit Maximal- und Minimalsätzen aus- 
sprach. 

Im gleichen Jahre (1. Dezember) bildete sich, während der früher 
so rührige Durlacher Verein eine fast zweijährige Pause gemacht hatte, 
in Karlsruhe ein zwangloser Verein zu wissenschaftlichen Vorträgen und 
kollegialem Verkehr (aus welchem später die Gesellschaft der Karlsruher 
Ärzte hervorging). 

Das erste Zeichen einer beginnenden Neuordnung im Medizinalwesen 
unter dem Ministerium Lamet war eine (unter dem 22. Mai 1862 er- 
lafsene) neue Taxe für die Ärzte und „anderen Sanitätsdiener", 
welche — und das war der Fortschritt — nur in Ermangelung eines 
Übereinkommens der Beteiligten Geltung haben sollte und für jeden ein- 
zelnen Ansatz ein maximum und ein minimum festsetzte. 

Damit war aber doch die M e d i z i n a 1 r e f o r m ins Rollen gekommen, 
und als der neubelebte Durlacher Verein auf Grund des neuen Badi- 
schen Gewerbegesetzes die Bildung einer „ärztlichen Genossenschaft" 
in Angriff nehmen wollte, erhielt er in geheimnisvoller Weise den Rat, 
damit noch zu warten, weil eine Arbeit vorbereitet werde, welche eine 
weitere Entwicklung der bestehenden ärztlichen Vereine beabsichtige und 
welche die bereits beantragte Bildung von Ehrengerichten als integriren- 
den Bestandteil enthalte. Übrigens wurde alsbald auch betont, dafs, da 
das Badische Gewerbegesetz die Ärzte ausschliefse, darauf auch keine 
organisatorische Einrichtung gegründet werden könne. Als die dazu 
niedergesetzte Kommission dennoch später einen Entwurf ausgearbeitet 
hatte, so wurde derselbe zwar in den Mitteilungen (1863) zum Abdruck 
gebracht, gelangte aber nicht auf die Tagesordnung der Herbstsitzung 
des Vereins, weil die Sache „nicht den gehofften und gewünschten An- 
klang gefunden" habe. 

Das war auch erklärlich, denn inzwischen hatte Robert Volz im 
Mai 1863 in seiner Zeitschrift einen Aufsatz über „die Stellung der Ärzte 
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im Staate'^ yeröffentlicht, der nahezu amtlich klang, betonte, dafs der 
Grandgedanke der ärztlichen Bestrebungen mit den Grundsätzen über- 
einstimme, nach welchen der Staat in seiner innersten Entwicklung (nach 
dem landesherrlichen Manifest vom 7. April 1860) geleitet werde, und 
dabei in Aussicht stellte, dafs auch dem ärztlichen Stande ein Organ 
verliehen werden würde, welches der Regierung es erleichtere, auch 
„den Beirat von anderen als nur von Staatsärzten in Anspruch zu nehmen, 
und welches den Ärzten ihre Geschicke selbst in die Hand gebe'^ 

Das war die deutliche Ankündigung des Kommenden. Immerhin 
liefs dasselbe noch über ein Jahr auf sich warten. 

Da aber erschien mit einem Schlage die Umwandlung der bisherigen 
„Sanitäts-Eommission'^ in einen „Obermedizinalrat'' (landesherrliche Ver- 
ordnung vom 30. September 1864) und die Bildung von gewählten 
Ausschüssen der Ärzte, der Tierärzte und der Apotheker mit der 
Bestimmung, dafs der Obermedizinalrat „in allen seiner Behandlung 
unterstehenden Angelegenheiten, in welchen das Interesse des gesamten 
Standes der Ärzte u. s. w.« berührt erscheint, den gewählten Ausschufs 
des betreffenden Standes „zur Beratung beizuziehen oder gut- 
achtlich zu vernehmen'' habe. 

Disziplinarvergehen sollten von der betreffenden Abteilung dieser 
Behörde unter (nach vorher bestimmter Reihenfolge erfolgender) Beiziehung 
von gleichvielen Mitgliedern des zuständigen Ausschufses erfolgen. 

Die schon am 7. Oktober 1864 nachfolgende Ministerial Verordnung 
bestimmte, dafs der Ausschufs der Ärzte aus 7 von allen Standes- 
genossen schriftlich zu wählenden Mitgliedern bestehen solle, welche 
4 Jahre lang dieses „Ehrenamt" zu bekleiden und unter sich einen Ob- 
mann zu wählen hätten. 

Das wichtigste Zugeständnis dieser Verordnung war, dafs jeder Aus- 
schufs das Interesse seiner Berufsklasse als deren Vertreter bei den 
bezüglichen Staatsbehörden auch selbständig durch Vor- 
stellungen und Anträge geltend machen könne. 

Damit hatten die ärztlichen Vereine des Landes ihr nächstes Ziel 
erreicht Wie weit sie selbst dazu beigetragen, wie weit das Verliehene 
das Werk einzelner Männer gewesen ist, läist sich nicht feststellen. 
Jedenfalls gebührt Robebt Volz ein tief dankbares Andenken und der 
Badischen Regierung der Ruhm, auch darin allen anderen deutschen 
Staaten vorangegangen zu sein. 
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n. Oetohiohte der baditohen Vereine yon der Emf&hrang des ärztlichen 
AussohuMee (1864) bis zur Stiftung dea dentsohen Arsteyereinsbnndes (1873). 

Am 1. Januar des Jahres 1S65 trat der ärztliche Ausschufs ins Leben, 
nachdem sich ttber 72 Prozent der Ärzte an seiner Wahl beteiligt hatten. 
Die weitere Geschichte dieser ersten deutschen Ärztekammer gehört, 
genau genommen, nur insoweit hierher, als dieselbe auf die Vereine Ein- 
fluis ausübte oder von denselben beeinflußt wurde. 

Die notwendigen Reibungen, welche zwischen einem neu geschaffenen 
in geschäftlichen Formen nicht gettbten Kollegium und einer an ein ziem- 
lich unbeschränktes Regieren gewöhnten Behörde (— mufste doch im 
Jahre 1S65 erst bekannt gemacht werden, dafs „zum Heiraten der Ärzte 
keine dienstpolizeiliche Erlaubnis mehr nötig'' sei — ) entstanden, 
ftlhrten den Obermedizinalrat zur Erklärung, dafs es nicht in seiner Ab- 
sicht liegen könne, die Wirksamkeit eines Institutes zu beeinträchtigen, 
das er selbst und aus eigenem Antriebe in Antrag gebracht habe. Dem 
Ausschusse aber brachten diese Reibungen ds& Bewufstsein, dab er eines 
festen Rückhaltes bedürfe, und darum auf einen möglichst alle Standes- 
genossen umfassenden Verein hinwirken müsse, aber — das hielt er 
doch fest — nicht auf dem Wege der Oktroyierung wie anderwärts, sondern 
„aus unserer eigenen Mitte, durch unser eigenes Schaffen''. 
Er ging auch sogleich ans Werk, musste aber alsbald die damals unnötig 
schwer empfundene, unangenehme Er&hrung machen, dafs die von ihm 
gewünschte Beschränkung der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit auf die 
Vereinsmitglieder von selten des Ministeriums des Innern verweigert 
wurde. Die Vereine aber, welche in den ersten Jahren nach Errichtung 
des Ausschusses sich sehr still gehalten hatten, wohl in dem Gedanken, 
dafs alle Standesfragen nun Sache desselben seien, Hessen sich etwas 
schwer erwecken. Doch hatten sich zu Ende der ersten Wahlperiode 
des Ausschusses so ziemlich alle die alten früher aufgezählten Vereine 
wieder aufgethan; den nach den 11 Kreisen gegliederten Landesverein 
aber musste der erste Ausschufs seinem Nachfolger überlassen mit dem 
Tröste, „der Weg ist geebnet, mit Freudigkeit haben wir an seiner Ebnung 
gearbeitet". 

Der Ausschufs der zweiten Wahlperiode (1S69 — 1872)2), von 65 Pro- 
zent der Wahlberechtigten gewählt, hatte das Glück, auf diesem Boden 



1) Die 7 ersten Mitglieder waren: Alt, Battlbhnbb, Lsdeblb, Sohnbidsr, 
ScHWBiKHABD, Vanotti oüd Waoneb (Obmann); an Battlbhnbb*8 Stelle trat 1866 

KüSEL. 

2) Seine Mitglieder waren : Alt, HoFFMAmr, Kböll, Kusbl, Moppet, Schneidbb, 
Wagnee (Obmann), Schweikhabd fOr den verstorbenen Alt, und Lbderle für den nach 
StraCsburg weggezogenen Kböll. 
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weiter bauen zn können nnd eine Reihe von Vereinen neu oder wieder 
entstehen zu sehen, so den Odenwaldgan -Verein (1869), den Pfalzgau- 
Verein (1869), den Bezirks- Verein Pforzheim (1869), den Oosgau-Verein 
(1869), den Markgraf 1er Verein (1869) und den Kreisverein Waldshut 
(letzterer schon 1866 beschlossen). Damit war der allgemeine Landes- 
verein, dessen papierenes Schicksal nun einmal nicht zu ändern ist, nicht 
geschaffen, aber doch nur wenige Lücken in der Vereinsbildung ttbrig 
geblieben, so in der Gegend von Wertheim, von Heidelberg (wo ttbrigens 
der naturhistorisch-medizinische Verein schon seit 1854 bestand) und von 
Konstanz (an welches Gebiet der Linzgau-Verein und die Gesellschaft 
der Ärzte zu Donaueschingen nahe heranreichte). Auch gelang es un- 
schwer, die Vereine — allerdings mehr oder weniger eingehend — zur 
Beratung derjenigen Fragen zu bewegen, welche auch den Ausschufs 
beschäftigten. Es kam weniger oder gar nicht dazu bei den Epidemie- 
Verordnungen und bei den Anfragen über eine neue Pharmakopoe und 
ein neues Medizinalgewicht, ziemlich umfassend aber bei der Besprechung 
der unentgeltlichen Armenbehandlung, der staatlichen Verpflichtung zur 
Hilfeleistung und bei der Frage über Revision oder Aufhebung der Taxe, 
Die Freigebung der Praxis trat erst an uns heran, als die Gewerbe- 
ordnung des Norddeutschen Bundes sich unseren (Frenzen nahte (das 
badische Gewerbegesetz hatte, wie schon gesagt, ausdrücklich die Ärzte 
ausgeschlossen). Sie fand zwei sich schroff entgegenstehende Anschau- 
ungen vor. Einmütig aber waren alle in dem peinlichen Gefühle, welches 
die wenigen sogenannten Disziplinar fälle erregten, zumal als gar 
eine Anzahl derselben durch ein unseliges Mifs Verständnis zur nament- 
lichen Veröffentlichung kamen. Dieselben — überhaupt etwa nur sieben 
— betrafen zwar nur Unterlassung der Anzeige von Pockenfällen, Licenz- 
Überschreitung von Wundärzten und unrichtige Zeugnisse und veran- 
lassten nur Verweise oder geringe Geldstrafen. Da man sich aber sagte, 
dafs das Urteil der Standesgenossen (und das waren ja doch auch mit 
Ausnahme des Vorsitzenden die Mitglieder des Obermedizinalrates) immer- 
hin milder ausfallen werde, als das der Gerichte, so beschränkte man 
sich auf den Antrag der Zulassung mündlicher Verteidigung. — 
Das Verlangen, die ärztlichen Angelegenheiten möchten künftig statt auf 
dem Verordnungswege durch ein Medizinalgesetz, eine Arzteord- 
nung, geregelt werden, kam nur vereinzelt zum Ausdruck. 

So standen die Dinge um die Mitte des Jahres 1870. Anders wie 
sein kurzer Vorgänger von 1 866 bewirkte der grofse Krieg einen voll- 
ständigen Stillstand auch in den Bestrebungen des Standes der Ärzte, dessen 
jüngere Mitglieder in grofser Zahl sich dem Dienste des Heeres gewidmet 
hatten. 

Vereine und Ausschufs machten Pause bis auf ruhigere Zeiten. 
Selbst die unter dem 12. Oktober 1871 erfolgte Aufhebung des Ober- 
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medizinalrates nnd die Zateilang seiner Geschäfte an das Ministerium 
des Innern mit Zuzug von Medizinalreferenten, machte nur durch die 
Bestimmung Eindruck, dafs ttber Disziplinarvergehen durch eine Kom- 
mission entschieden werden solle, welche jeweils d. h. in jedem einzelnen 
Falle vom Ministerium aus zwei Medizinalreferenten und drei Aus- 
schufsmitgliedem (also nicht mehr wie früher gleich yielen) zu bilden sei. 
Ganz anders wirkte die durch Reichsgesetz vom 10. November 1871 er- 
folgte Einführung der Gewerbeordnung auch in Baden, deren 
Vollzug neben der Beeidigung der Ärzte und der Bestrafung der Hilfe- 
verweigerung noch manches Bestehende beseitigte, nur nicht, nach der 
schon im Januar 1872 ergangenen Bekanntgebung der Regierung, die 
übrigen Pflichten der Arzte. 

Diese ganz neue Lage gab dem ärztlichen Ausschusse nach ein- 
gehender Beratung den Anlafs, den Vereinen das Zeichen zur Wieder- 
eröffiinng ihrer Thätigkeit zu geben durch die Ansprache vom 15. April 
1872, aus welcher leider der Raum nur wenige Sätze mitzuteilen gestattet 
„Sicherlich gilt es jetzt, sich die nächsten und künftigen Wirkungen dieser 
neuen Einrichtungen durch eingehende Erwägung und Besprechung klar 
zu machen und sodann den veränderten Verhältnissen gegenüber Stellung 
zu nehmen. Möchten darum die Vereine in erster Reihe sich damit be- 
schäftigen. — Sie werden dann bald zu der übereinstimmenden Ansicht 
kommen, dafs zur wirksamen Verteidigung dieser neuen Stellung ein 
engeres Anschliefsen der Standesgenossen unumgänglich notwendig ist, 
und dafs solches zunächst durch gröfsere Ausbreitung und festere ge- 
schlossenere Organisation der Vereine ermöglicht wird." 

„Diese Andeutungen werden es hinreichend begründen, dafs der 

Ausschufs gerade diesen Gegenstand (die Taxe) den Vereinen als nächste 
Tagesordnung empfiehlt, um alsdann seinerseits die erforderlichen Schritte 
thun zu können, damit auch diese Standesangelegenheit — wohl nahezu 
die letzte, welche im Verordnungswege zu erledigen sein 
wird — geregelt werde." 

„Wir erwarten zuversichtlich, dafs aus der eigenen Initiative der 
Vereine noch weitere neue Aufgaben für uns und unsere Nachfolger her- 
vorgehen werden, deren Ziel das Gedeihen des ärztlichen Standes sein 
soll, eines Standes, welchem die neueste Zeit die gewohnte Stütze des 
Staates genommen hat, welcher aber darum auch um so mehr berufen 
ist, aus eigener vereinter Kraft zu erstarken." 

Die in dieser Ansprache angeregte freiwillige Bildung von 7 Wahl- 
kreisen, die Stellungnahme in der Taxfrage und die Ausbreitung der 
Vereinsbildung fanden allseitig willig Aufnahme, aber die Ergebnisse in 
dieser Richtung fallen erst in die nächste Wahlperiode des ärztlichen 
Ausschusses und die nächste Periode unserer Geschichte. 
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Dem abtretenden Ansschusse blieb nnr noch die Aufgabe, in seiner 
letzten Willensänlisening den Vereinen die nationale Sache zu em- 
pfehlen, welche, durch das rastlose Streben Hermann Eberhard Righter's 
schon seit Jahren in Angriff genommen, seit der Gründung des Reiches 
ein festes Ziel sich gestellt hatte, die Grtlndung des deutschen Ärzte- 
ver einsbundes. 

Der für die Jahre 1873—1876 von 61 Prozent der Ärzte gewählte 
AnsschnüsO durfte die von seinem Vorgänger gelegte Saat ernten. Es 
bildeten sich im Jahre 1873 alsbald 3 neue Ereisvereine, indem der alte 
(1846?) Verein des Main- und Tauberkreises und der nicht lange vorher 
(1869) gegründete Odenwaldgau- Verein zu einem „Kreisverein Mosbach" 
sich verschmolzen, femer der bisherige Pfalzgauverein (gegründet 1847, 
erneuert 1869) sich mit den Heidelberger Ärzten (naturhistorisch ärzt- 
licher Verein, gegründet 1856) und dem ehemaligen Kraichgau verein 
(1845) zu dem Doppelkreisverein Mannheim-Heidelberg (mit den fast nur 
nominellen Zweigvereinen Mannheim, Heidelberg und Eppingen-Sinsheim) 
zosammenthat, und endlich aus dem alten Durlacher (1845) und dem 
neuen (1869) Pforzheimer Verein der Kreisverein Karlsruhe gebildet wurde. 

Die Aufforderung zum Eintritt in den deutschen Ärztevereinsbund 
fand ebenso bereitwillige Aufnahme und, als der I. deutsche Ärzte tag 
am 17. September 1873 in Wiesbaden zusammentrat, da waren von den 
1 1 badischen Standesvereinen 8 vertreten und von den 3 fehlenden hatte 
schon lange vorher einer seinen Beitritt erklärt. 



m Oeschichte der badischen Vereine seit der Stiftung des deutschen 
Arztevereinsbundes 1873. 

Die Geschichte der Ärztetage gehört der allgemeinen deutschen Ver- 
einsgeschichte an und die der badischen Vereine mit ihren von nun an 
ebenen Bahnen so sehr der Neuzeit, dafs dieselbe nur noch kurzer An- 
deutungen bedarf, wobei es sich empfiehlt, um Wiederholungen zu ver- 
meiden, die streng historische Reihenfolge verlassend, die Geschichte der 
einzelnen bezüglichen Angelegenheiten in flüchtigen Zügen zu geben. 

Dem ärztlichen Ausschusse gebührt dabei als zwar nicht 
nominellem aber thatsächlichem Vereinsvorstande der Anfang. 

Derselbe hat seine vierjährigen Wahlperioden in regelmäfsigem Gange 
bis zur gegenwärtigen siebenten ohne Störungen durchgemacht, während 
der Ausschufs der Apotheker einmal eine gemeinsame Niederlegung der 

1) Die Wahl ergab die Namen: Esohbaoheb, Hoffmank (Obmann), Bosbnvbld, 
RosswooG, ScHNSiDBB, Stbphaiq , Waonkb ubcL sodann, da der letztere auf seinem 
Verzicht beharrte, Mbbz, später fOr den erkranlcten Rosswoog wieder Sohwbikhabd. 
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Mandate erlebte. In den Personen seiner Mitglieder traten dabei nur 
diejenigen Änderungen ein, welche Tod oder andauernde Krankheit oder 
auch Verzicht ans persönlichen Gründen veranlafste nnd anfserdem die- 
jenige, welche die vergröfserte Zahl erforderte. 

Die Verändemng in der Zahl der Mitglieder war die Folge einer 
Änderung der Wahlordnung. Zu wiederholten Malen hatte der Aosschufs 
die Wahl nach Wahlkreisen beantragt, aber stets auch die Be- 
schränkung der Wahlberechtigung auf die Vereinsmitglieder gleichzeitig 
gewünscht und deshalb regelmäfsig einen ablehnenden Bescheid erhalten, 
wobei auch einmal (1879) unter dem Motto: audiatur et altera pars in 
den ärztlichen Mitteilungen eine lebhafte Fehde zwischen der Redaktion 
und Stephani entstanden war. Als dann aber im Jahre 1880 der erstere 
Antrag ohne den letzteren wiederholt wurde, fand er (28. Oktober) Ge- 
nehmigung und es wurden infolgedessen acht Wahlkreise gebildet, wobei 
von den 1 1 politischen Kreisen des Landes 6 kleinere zu 3 Wahlkreisen 
zusammengelegt wurden, während 5 gröfsere jeder für sich ein Mitglied 
und einen Ersatzmann zu wählen hatten. (Die Wahl der letzteren wurde 
später auf den Fall des Bedarfes beschränkt.) — Damit war denn nun 
der Ausschufs, wie bisher thatsächlich , auch nahezu rechtlich der Vor- 
stand der Vereine geworden und die Beschränkung der Wahlberechti- 
gung, geschweige denn die der Wählbarkeit auf Vereinsmitglieder hatte 
sich als vollständig überflüssig erwiesen. 

Inzwischen hatte sich auch die Vereinsorganisation mehr ver- 
vollständigt, teils durch Gründung neuer Vereine, so des ärztlichen Kreis- 
vereins Konstanz (1879) und des Bezirksvereins Rastatt (1878), teils 
durch Vereinigung zweier Kreisvereine zu einem dem Wahlkreise ent- 
sprechenden Verbände, wie die der Vereine der Kreise Lörrach (1875) und 
Waldshut (1866) zu einem Kreisverein Lörrach-Waldsbut (im Jahre 1880). 

Als ein Rückgang mag es bezeichnet werden, dafs der aus dem 
alten Kraichgauverein hervorgegangene sogenannte Zweigverein Eppingen- 
Sinsheim (etwa 1875) sich auflöste, wobei jedoch fast alle Mitglieder in 
dem grofsen Doppelkreisverein Mannheim-Heidelberg verblieben. Auch 
in dem politischen Kreise Baden kann es als eine Art Rückgang angesehen 
werden, dafs aus den Resten des alten Oosgauvereins im Jahre 1878 
der oben erwähnte Bezirksverein Rastatt hervorging, während sich ein 
abgesonderter Stadtverein als „Verein der Ärzte der Stadt Baden" bildete 
und als solcher dem Ärztevereinsbunde beitrat. Die anderen vier be- 



1) Für 1877 — 80 wurden gewählt: Eschbachbb, Hoffmann (Obmann), Mbrz, 
Rosenfeld, Schneider, Schw'eikhabd, Stephani (für den kranken Rosenfbld später 
Schmidt). Für 1881 — 84: Eschbachbb, Hoffmann (Obmann), Keller, Knaüff, Merz, 
Schneider, Stephani, Wolf (für den verstorbenen Stephani später Lindmann). Für 
1885—88: Dresslbr (für den verzichtenden Hoffmanni, Eschbacheb«. Keller, Knavff, 
Lindmann, Merz, Schneider (Obmann), Wolf. Für 1889—92: genau die Nämlichen. 
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sonderen Stadtvereine des Landes stehen in Standesangelegenheiten frei- 
willig tmter den entsprechenden Ereisvereinen, nämlich die Gesellschaft 
der Mannheimer Arzte (gegr. 1864) nnd die medizinische Sektion des 
ärztlich-natnrhistorischen Vereins in Heidelberg (gegr. 1856) anter dem 
Ereisverein Mannheim-Heidelberg, femer die Gesellschaft der Earlsraher 
Ärzte (gegr. 1875) und der ärztliche Verein Pforzheim (gegr. 1869) unter 
dem Ereisverein Earlsruhe, während der Verein Freiburger Ärzte (neu 
gegründet 1872) mehr einen Bezirksverein bildet und mit den Vereinen 
des oberen und unteren Breisgau gewissermafsen ' als Ereisverein Frei- 
burgy wenigstens in Wahlangelegenheiten, zusammengeht. 

So hat sich denn nun ein heute noch bestehendes Netz von ärzt- 
lichen Vereinen über das ganze Land Baden gelegt und zwar so ziemlich 
genau nach der Verwaltungseinteilung, woraus zu entnehmen ist, dafs 
die yielgeschmähte Bildung von 11 Ereisen denn doch so ziemlich die 
in innerem Zusammenhang stehenden Gegenden herausgefunden hat. Und 
so ordnen sich denn die gegenwärtig bestehenden badischen Vereine in 
nachstehender Weise in diese Ereise ein: 
Ereis Mosbach: ärztlicher Ereisverein Mosbach. 

Ereise Mannheim u. Heidelberg: ärztlicher Ereisverein Mannheim-Heidel- 
berg mit der Gesellschaft der Mannheimer Ärzte und der medi- 
zinischen Sektion des ärztlich -naturwissenschaftlichen Vereins 
Heidelberg. 
Ereis Earlsruhe: ärztl. Ereisverein Earlsruhe mit der Gesellschaft der 

Earlsrnher Ärzte und dem ärztlichen Verein Pforzheim. 
Ereis Baden: ärztlicher Bezirksverein Rastatt und Verein der Ärzte der 

Stadt Baden. 
Ereis Oflfenburg: Ortenauer ärztl. Verein. 

Ereis Freiburg: ärztl. Verein im unteren Breisgau, Verein der Frei- 
burger Ärzte und ärztl. Verein im oberen Breisgau. 
Ereis Lörrach und Waldshut: ärztl. Ereisverein Lörrach- Waldshut. 
Ereis Villingen: Gesellschaft der Ärzte zu Donaueschingen. 
Ereis Eonstanz: ärztlicher Ereisverein Eonstanz und ärztl. Verein im 
Linzgau. 
Selbstverständlich ist nach der ganzen geschichtlichen Entwicklung, 
dafs sämtliche badische Vereine ganz frei gebildet sind und dafs darum 
auch keine staatliche Beschränkung hinsichtlich der Aufnahme und des 
etwaigen Ausschlusses stattfindet. Nahezu alle haben ihren Ehrenrat 
(auch Ehrengericht, Schiedsgericht oder Anfsichtsrat genannt) und die 
meisten haben den ärztlichen Landesausschufs ausdrücklich als Ehren- 
gericht zweiter Instanz anerkannt. Als Grundlage für die Beurteilung 
dahin gehöriger Fälle haben fast alle die Earlsraher Standesordnung 
oder davon nur in Einzelheiten abweichende eigene Vorschriften an- 
genommen. Dafs erstere, d. h. die für den Ereisverein Earlsrahe von 

Oraf, Ärztlielies Vereinswesen. 8 
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Felix Picot nach dem New- Yorker Code of medical ethics bearbeitete 
und 1876 dem IV. Ärztetage in Dtlsseldorf vorgelegte Standesordnang 
aach anfserhalb des badischen Landes weite Verbreitang gefanden bat, 
dürfte bekannt sein, nnd dafs die Beschlttsse des letzten Ärztetages in 
Brannschweig wohl zu einer neuen Durchsicht derselben führen werden, 
ist sehr wahrscheinlich. 

Im Anschlufs an die Besprechung dieser ausschliefiBlichen Vereins- 
gerichtsbarkeit dürfte auch für eine ganz kurze Geschichte der yiel- 
besprochenen badischen ärztlichen Disziplinarkammer der rich- 
tige Ort sein. 

Diefrüher jeweils ad hoc zu ernennende Disziplinarkommission, 
von welcher schon früher die Rede war, hat seit dem Jahre 1S73 glück- 
licher Weise recht wenig zu thun gehabt und, so viel bekannt, in den 
letzten Fällen nur auf Verweise erkannt Als nun aber im Jahre 1879 
(8. Juni) eine Anfrage des Herrn Reichskanzlers die Möglichkeit der 
Entziehung der Approbation in Angriff nahm und auch die badische 
Ärztekammer darüber amtlich Mitteilung erhielt, glaubte der badische 
Ausschufs, getreu dem Beschlufs des Ärztetages, dahin wirken zu sollen, 
dafs bei dem einschlagenden Verfahren eine vorherige Anhörung der 
Standesvertretung gesichert werde. Die Grofsherzogliche Regierung ge- 
währte nicht nur dieses Gesuch, sondern kam darin so weit entgegen, 
dafs statt der Anhörung des Ausschusses demselben durch die landesherr- 
liche Verordnung vom 6. Dezember 1883 das Amt des Richterkollegiums 
selbst übertragen wurde. Wenn nun dabei die Geschäftsleitung einem 
rechtsgelehrten Vorsitzenden anvertraut ward, so fand auch darin bei 
uns Niemand ein Bedenken ; wufste man doch, dafs die acht als Richter 
beisitzenden Ausschufsmitglieder jeder Zeit sich ihr freies Urteil bewahren 
würden. Von den badischen Vereinen, welche diese Neuschöpfung zur 
Beratung brachten, wurde übereinstimmend, vorher und auch nach der 
dadurch entstandenen ziemlich heftigen Polemik in weiteren Kreisen, nur 
dankende Anerkennung ausgesprochen. Dafs dabei in § 1 der Verordnung 
gesagt war, die Disziplinarkammer könne aufser der Zurücknahme der 
ärztlichen Approbation auch gegen Ärzte, „welche die Pflichten ihres Be- 
rufes verletzen oder durch ihr Verhalten der Achtung, die ihr Beruf er- 
fordert, sich unwürdig zeigen" „auf Erinnerung, Verweis, Geldstrafe bis 
zu 200 Mark, Entziehung des Wahlrechtes bei den Ausschufswahlen" 
erkennen, das war wohl hauptsächlich der Anlafs, weswegen man aus- 
wärts einen gelinden Schauder über diese gefährliche Kammer zu em- 
pfinden vermeinte, wobei man aber wieder vergais, dais es sich um ein 
Urteil durch Standesgenossen handelte. Bei dem weiteren übrigens 
weniger betonten Bedenken, dafs nach § 3 der Rekurs an das Ministerium 
des Innern gehe statt an ein Gericht, lieis man auiser Acht, dafs nur 
bei jenem wiederum die Anhörung von Standesgenossen gesichert sei. 
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Es hat aach der seitherige Verlauf gezeigt, dafs jede Sorge über- 
flüssig war. Die badische ärztliche Disziplinarkammer hat seit ihrer 
Errichtung Ende 1883, also jetzt seit 7 Jahren nur zwei Fälle abzuurteilen 
gehabt, den ersten schon im Jahre 1884, den zweiten erst wieder im 
Jahre 1889. In beiden Fällen handelte es sich um Ärzte, welche wegen 
Sittlichkeitsverbrechen zu Zuchthaus und Ehrverlust verurteilt worden 
waren und welchen dann von der Disziplinarkanmier die Approbation 
auf die Dauer des Ehrverlustes entzogen wurde. (Der eine der Verbrecher 
war übrigens kein Badener.) 

Somit ist dieses, wie Gbaf in der Eröffnungsrede des XII. Ärztetages 
sagte, „erste Experiment eines staatlich eingesetzten ärztlichen Ehren- 
gerichtes'^ nicht ungünstig ausgefallen und die badischen Ärzte hatten 
Recht, als sich, wie ihr Vertreter Eschbacheb am gleichen Tage sagte, 
„nicht eine wesentlich dissentierende Stimme innerhalb des Kreises 
derselben erhob, die doch ihre Ansicht offen und ohne Rücksicht aus- 
zusprechen gewohnt sind''. 

Die Berufspflichten aber, welche bei diesem Anlasse zur Sprache 
kamen, hatten immerhin den Vereinen und namentlich dem ärztlichen 
Ausschufs manchen Kummer bereitet Der letztere hatte, als es sich nach 
Einführung der Gewerbeordnung herausstellte, dafs deren § 144 doch 
noch allerlei Forderungen an die Ärzte gelten lasse, eine Zusammen- 
stellung des noch Fortbestehenden beantragt und die Regierung hatte, 
ohne ihn noch einmal, wie er voraussetzte, zu hören, die entsprechende 
Bekanntmachung — zufällig gerade während des ersten Ärztetages im 
Jahre 1873 — erlassen Die damals erhobene Beschwerde kam übrigens 
zum friedlichen Austrag; doch blieb es, soweit das Armengesetz nicht 
eingriff, bei dem Inhalte dieser Bekanntmachung, bis gerade die Ein- 
führung der Kammer mit dem, wie Gbaf sagte, „wenig glücklich ge- 
wählten Namen" eine neue Zusammenstellung nötig machte, welche 
dieses Mal dem Ausschusse und durch diesen den Vereinen vorgelegt 
worden war. Diese Verordnung vom 11. Dezember 18S3 enthielt dann 
nur noch 7 Berufspflichten, von denen 1 und 2 die An- und Abmeldung 
zur Praxis vorschreibt, 3 und 6 die Anzeigepflicht bei Epidemieen und die 
Mitwirkung bei der öffentlichen Gesundheitspflege (letztere gegen Ver- 
gütung) auferlegt, 4 und 5 die gerichtliehe Anzeige schwerer Verbrechen 
und die Führung des gerichtlichen Tagebuches (ebenfalls gegen Gebühr) 
verlangt, und endlich 7 das Selbstdispensieren ohne besondere Erlaubnis 
verbietet. 

Eine weitere Anforderung an die Ärzte, welche nur mittelbar auf 
obigen sechsten Satz sich stützt, die Führung von Hebammentagebüchern 
in Geburtsfällen, welche der Arzt ohne Zuziehung einer Hebamme be- 
sorgt, rief einmal — im Winter 1885 auf 1886 — ein Zerwürfnis zwischen 
dem Ministerium und einem grofsen Vereine hervor, welches in Folge der 
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selbstlosen Bemühungen der Medizinalreferenten and der vermittelnden 
Thätigkeit des Aossebasses nach Gestattnng eines besonderen einfacheren 
Formulars für diesen Zweck zum allseitig befriedigenden Austrag kam. 

Von anderen Verhandlungsgegenständen dürfte nur noch die ärzt- 
liche Taxe etwas ausführlicher zu erwähnen sein, über deren Auf- 
hebung schon auf dem IV. Ärztetage in Düsseldorf von Hopfmann be- 
richtet wurde. Der Ausschufs hatte, um es kurz zu wiederholen, im 
Jahre 1873 auf eine Revision der Taxe vom Jahre 1862 angetragen und 
hatte auch gemeinsam mit den Medizinalreferenten einen solchen abge- 
änderten Entwurf ausgearbeitet, als fast ganz unerwartet der damalige 
Minister des Innern (Jollt) selbst die in manchen Vereinen schon zur 
Sprache gekommene gänzliche Aufhebung der Taxe befürwortete und 
so die entsprechende Landesherrliche Verordnung vom 19, Dezember 1873 
zu Stande kam. Es möge genügen, hier zu berichten, dafs die nunmehr 
16jährige Erfahrung bewiesen hat, dab der damals so kühn erscheinende 
Gedanke der richtige war. Wir können heute noch sagen, wie Hoff- 
mann im Jahre 1876 in Düsseldorf : „Somit also, meine Herren, darf ich 
Sie aus voller Überzeugung versichern: die Taxlosigkeit ist ein 
ganz erträglicher Zustand.'^ 

Die übrigen Gegenstände der Verhandlungen der badischen 
Vereine und des badischen Ausschusses boten kaum etwas für Baden Eigen- 
tümliches, wie die oben besprochenen dar. Sie sollen daher, des Raumes 
wegen, nur einfach genannt werden. Es sind : die Vernehmung der Ärzte 
als Sachverständige oder als Zeugen, die humanistische Vorbildung der 
Mediziner, die Aufsicht über die Pflegekinder, die Apothekenordnung 
(gemeinsam mit dem Ausschufs der Apotheker beraten), das Verhalten 
gegen die Homöopathen und gegen die Kurpfuscher, und endlich das 
Verhältnis der Ärzte zu den Krankenkassen, ein Gegenstand, welcher 
noch lange auf der Tagesordnung stehen wird, und wozu in allemeuester 
Zeit ein sehr beherzigenswertes Referat Eschbacher's an den Ausschufs 
(Ärztl. Mitteilungen aus Baden. 1890. No. 3) erstattet wurde. Die hier- 
her gehörige Stellung der Bahnärzte scheint bei uns eine allseitig be- 
friedigende vorläufige Abmachung gefunden zu haben. 

Über die gemeinnützigen Schöpfungen unserer ärztlichen 
Vereine sei noch kurz erwähnt, dafis die im Jahre 1847 gegründete, 
streng auf Rechnung gegründete „Witwenkasse badischer Ärzte^' in- 
sofern ihren Zweck verfehlte, als etwa nur ein Fünftel dieser beitraten, 
während die im Jahre 1879 von sämtlichen Vereinen gegründete „Unter- 
stützungskasse für hilfsbedürftige badische Ärzte" durch den obliga- 
torischen Beitritt aller Vereinsmitglieder sehr bald einen recht günstigen 
Stand erreichte und durch die im Jahre 1884 hinzugekommene „Fei i x- 
Picot-Stiftung** auch die ergänzende Fürsorge für hilfsbedürftige 
Witwen und Waisen ihrem Wirkungskreise hinzufügen konnte. Einer be- 
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sonderen Gründung des Freibnrger Vereins, des seit 1878 jährlich wieder- 
kehrenden „Oberrheinischen Ärztetages", soll auch noch hier 
wenigstens gedacht werden. 

Das anerkannte Organ des Vereins und des Ausschusses, die „ärzt- 
lichen Mitteilungen aus Baden% jetzt im 44. Jahrgange stehend, 
¥rurde nach dem Tode seines Gründers Robert Volz im Jahre 1882 
vorübergehend vpn dem Kollegen Franz Nbümann und von 1884 an 
von Obermedizinalrat Arnsperger geleitet und hat sich seit 1889 
wesentlich vergröfsert 

Wenn nun dieser in der Neujahrsbetrachtung seines Blattes für das 
Jahr 1888 treffend sagte: „die Interessen des ärztlichen Standes als solchen 
sind mehr und mehr den Grenzen der kleineren Länder entwachsen und 
gemeinsame des deutschen Vaterlandes geworden'', so mag darin eine 
Entschuldigung dafür liegen, dafs unter den in dieser Geschichte der 
Badischen Vereine erwähnten Verhandlungsgegenständen die deutsche 
Ärzteordnung fehlt. Ist dieselbe doch dadurch, daüs badische Kol- 
legen sich in dem Streben nach einer solchen eifrig beteiligten, keine 
besondere badische Sache geworden. Immerhin aber wäre es nicht un- 
denkbar, dais sie es noch würde, weil nach dem abschlägigen Bescheide 
des Herrn Reichskanzlers vom 3. Mai 1889 diese Angelegenheit der 
Landesgesetzgebung zugewiesen wurde. Bei der zuvorkommenden Ge- 
sinnung der bei uns mafsgebenden Personen wäre es nicht ganz hoff- 
nungslos, den Versuch zu wagen, unsere Regierung zum eigenen Vor- 
gehen zu bewegen, entweder durch einen Initiativantrag beim Bundesrate 
oder sogar durch eigene gesetzgeberische Thätigkeit, soweit es die Grenzen 
der Gewerbeordnung mit ihren sich widersprechenden Paragraphen ge- 
statten. Damit würde der alte Ruhm des Landes Baden in 
mutigem Vorangehen wieder neu bewährt. 



TL Grofsherzogtum Hessen. 

Im Grofsherzogtum Hessen bildete sich am Sitz der Landes- 
universität Giefsen im Jahre 1833 die „Oberhessische Gesellschaft 
für Natur- und Heilkunde^', welche, bis 1846 meist aus Ärzten 
bestehend, auch der Heilkunde ihre vorwiegende Thätigkeit zuwandte. 
Damals (1846) wurde der Beschluis gefafst, den Naturwissenschfiften ein 
weiteres Feld der Besprechung einzuräumen, und als Folge davon zogen 
die Ärzte sich mehr zurück. „Es bildeten sich" ~ wie es in dem Be- 
richte heilst — „nach und nach verschiedene rein medizinische Vereine, 
welche vielfach die Ärzte unserer älteren Gesellschaft entzogen. Doch 
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ist es eigentümlich, dals alle diese medizinischen Vereine nar verhältnis- 
mäisig karz bestehen konnten, dann eingingen, um einer neaen Gesell- 
schaft Platz zu machen/' 

Der erste dieser — längst wieder eingegangenen — medizinischen 
Vereine scheint der „Verein oberhessischer Ärzte" gewesen zu 
«ein, welcher mit dem gegenwärtigen „Arztlichen Verein der Pro>* 
vinz Oberhessen" (gestiftet 1873) in keiner Beziehung steht. 

Von besonderem Interesse ist die Geschichte des „Vereins hes- 
sischer Ärzte" (Dr. EiGENBRODT-Darmstadt): 

„Bereits vor der förmlichen Konstituierung des Vereins und der 
Genehmigung seiner Statuten durch die Regierung am 30. September 1844 
hatte in Darmstadt seit 1833 ein ärztlicher Lesezirkel bestanden, an 
welchen sich alsbald regelmäfsige Versammlungen mit Besprechungen 
wissenschaftlicher Fragen anschlössen. Im Jahre 1841 wurden wöchent- 
liche Versammlungen gehalten ; es bestand ein wissenschaftlicher „Abend- 
verein", der einen ersten und zweiten Vorsteher hatte. Aus einem 
gedruckt vorliegenden Rundschreiben an die Kollegen vom Sommer 1844 
geht hervor, dafs bereits seit langer Zeit ein ärztlicher Verein in Darm- 
stadt bestanden hat, aber erst zu dieser Zeit in den Zusammenkünften 
dieses Vereins Statuten beraten wurden „für den demnächst neu zu kon- 
stituierenden „Verein hessischer Ärzte". Bei Feststellung der 
Statuten entbrannte ein heftiger Meinungsstreit wegen der Errichtung 
eines „Ehrengerichtes". In dem Statuten-Entwurf waren genaue Einzel- 
bestimmungen hierüber enthalten; dies stiefs jedoch auf solchen Wider- 
spruch, dafs Dr. Stegmeter, um ein „drohendes Schisma" zu vermeiden, 
den Antrag stellte, dafs der Verein unter Beobachtung derselben Formen, 
welche bei der Aufnahme stattfinden, d. h. durch Ballotage berechtigt 
sei, ein Mitglied auszuschliefsen. Ein diesem Antrag entsprechender 
Paragraph wurde in die „Einrichtungen und Gesetze" vom Jahre 1844 
aufgenommen. Am Ende des ersten Vereinsjahres (1844/45) des „neu 
konstituierten" Vereins hatte derselbe 57 Mitglieder, hierbei auch eine 
Anzahl auswärtiger aus den drei Provinzen des Grofsherzogtums. Die 
Sitzungen, welche monatlich gehalten wurden, waren durchschnittlich 
von 18 Mitgliedern besucht. Die Geschichte der ersten vierzig 
Jahre des Vereins, welche ich nach den Vereins-Akten verfafst habe, 
ist in dem Jahresbericht vom Jahr 1884 enthalten. In den wissenschaft- 
lichen Sitzungen wurde eine Reihe von Vorträgen gehalten, von welchen 
ein Teil veröffentlicht wurde. Einzelne dieser Arbeiten sind epoche- 
machend in der Wissenschaft geworden, so Justus von Liebig's Vor- 
trag über die tierische Wärme und Gustav Simon's Arbeiten über die 
Operation der Blasenscheidenfistel. Zu erwähnen sind aufserdem die Vor- 
träge von Gustav Simon über Uranoplastik, über sein neues Operations- 
verfahren bei der Exstirpation voluminöser üteruspolypen u. s. w., von 
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Alpbed Hegar über Placentar-Retention, über Abortiveier, über Hydror- 
rhoea gravidarum u. s. w., von Dr. Adolf Webbb über Thränenschlauch- 
Striktnren und über seine Methode zur Heilung derselben, über seine 
Prüfungsmethode der Farbenempfindung u. s. w., von Dr. Pfeiffer 
über die Sterblichkeitsstatistik im Grofsherzogtum Hessen u. s. w., von 
Dr. Jäger über die differentielle Diagnose der Ovarientumoren u. s. w. 

In Bezug auf Standesangelegenheiten hat der Verein zwei 
Denkschriften veröffentlicht, 1860 über die neue Organisation der Ober- 
medizinaldirektion und 1862 über die Medizinalordnung für das Grofs- 
herzogtum Hessen vom 25. Juni I8t>2. Der Verein hat 1857 in Gemein- 
schaft mit dem ärztlichen Verein in Frankfurt a. M. die Versamm- 
lungen mittelrheinischer Arzte ins Leben gerufen, welche seit 
dieser Zeit von den ärztlichen Vereinen in Darmstadt, Frankfurt, Mainz, 
Heidelberg, Mannheim, Wiesbaden, Worms u. s. w. jährlich veranstaltet 
werden. 

Eine lange Wirksamkeit hat auch der „Verein Rheinhessischer 
Ärzte" hinter sich. Gestiftet 1838 erfolgte seine definitive Konstituie- 
rung am 10. November 1844. Aus dieser ersten Zeit ist Folgendes be- 
merkenswert: 

Im November 1845 schlugen die beiden Geschäftsführer des Vereins, 
die Dr. Dr. Simon und Kaiser dem „Verein hessischer Ärzte'' gemeinschaft- 
liche alle zwei bis drei Jahre abzuhaltende Generalversammlungen vor 
und „hofften dadurch den Anfang zu einer Verbindung aller 
ähnlichen Vereine im deutschen Vaterlande zu machen, wie 
sie bereits in Rheinbayern und Baden, in Sachsen und Württemberg be- 
stehen und sicher tiberall erstehen werden. So würde der ärztliche 
Stand sich selbst schützend erheben im Bewufstsein, dafs der, welcher 
das Buch der Natur studiert, um den Menschen zu erkennen, nie herab- 
sinke zum Handwerker. Wenn wir uns verbrüdem, den praktischen 
Berufsbetrieb so zu regeln, dafs wir stets in dem Kollegen uns selbst 
achten, wenn die Besseren weit und breit selbst geschaffene Pflichten 
sich auferlegen, und den, der unehrenhaft handelt, aus ihrer Vereinigung 
ausstofsen, wenn auch äufsere Zeichen dieses Zusammenstehen dem 
deutschen Volke verkünden, dann wird die Zahl der Besseren immer 
gröfeer werden." Die von dem Schriftführer des „Vereins hessischer 
Ärzte" entworfene Antwort auf dieses Schreiben war auf den Vorschlag 
einer gemeinschaftlichen Generalversammlung, um auf derselben gemein- 
schaftliche Desiderien und Interessen zu besprechen, eingegangen. Wie 
sich aus den Akten ergiebt, wurden aber die betreffenden Worte von 
dem damaligen Vorsitzenden des „Vereins hessischer Ärzte" gestrichen 
und durch den Vorschlag ersetzt: bestimmte wissenschaftliche Aufgaben 
in beiden Vereinen zugleich zu bearbeiten. Vor eine Versammlung des 
„Vereins hessischer Ärzte" scheint der Vorschlag nicht gebracht worden 
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ZU sein; er wttrde bei vielen Mitgliedern des Vereins eine begeisterte 
Zustimmung gefunden haben. 

Das Jahr 1876 brachte die durch die Denkschriften des Vereins 
(s. 0.) Yorbereitete, den Wünschen der Ärzte durchaus entsprechende 
Organisation des Medizinalwesens, durch welche auch den (neu zu bil- 
denden) ärztlichen Ereisvereinen das Wahlrecht zu einer Vertretung bei 
der Landes-Medizinalbeh5rde (dem ärztlichen Zentralausschufs) gegeben 
wurde. Die Folge war die Bildung ärztlicher Vereine in allen Kreisen, 
wo solche noch nicht bestanden oder die Einfügung der bestehenden in 
diese staatliche Organisation, welche das Wesen und die Selbstbestim- 
mung der einzelnen Vereine durchaus unberührt liefs." 

Unterstützungskassen für notleidende Ärzte und deren Hinter- 
bliebene sind im Grofsherzogtum zwei vorhanden, die erste des „Ver- 
eins rheinb essischer Ärzte'' seit 1875 mit einem Jahresbeitrag 
von 5 bis 25 Mark; der Beitritt ist nicht obligatorisch, die Höhe der 
Unterstützung ist nicht bestimmt, jedoch auf Mitglieder beschränkt; ferner 
die Unterstützungskasse des „Vereins hessischer Ärzte'' mit dem 
Sitz in Darmstadt, welche durch Vergütungen auf Lebens- Versicherungs- 
policen Zuwendungen findet und ihre Hülfe auch Nicht-Mitgliedern ge- 
währt; auch bei ihr ist keine Verpflichtung zum Beitritt für alle Mitglieder 
vorhanden. 



TU. Grofsherzogtttmer Mecklenburg-Schwerin und 
Meeklenburg-Strelitz. 

Ärztliches Vereinswesen in den beiden Grofsherzogtümern 
Mecklenburg. (Dr. Lesenberg- Rostock.) 

Die erste Anregung zur Entwickelung der ärztlichen Vereinsbildung in 
den beiden Grofsherzogtümern Mecklenburg ist von Rostock ausgegangen. 
Hier war anfänglich ein 1859 gegründeter medizinischer Lese verein mit 
Lesezimmer das die Ärzte einigende Band. An ihn schloss sich im Jahre 
1864 auf Anregung der Mitglieder der medizinischen Fakultät an der Uni- 
versität die Bildung der „Medizinischen Gesellschaft in Rostock^'. 
Neben dieser, welche fast ausschliefslich wissenschaftliche Zwecke ver- 
folgte, entstand in einem der folgenden Jahre ein zunächst nur eine 
Anzahl näher stehender Kollegen umfassender geselliger Verein, welcher 
nach und nach andere Kollegen zu sich heranzog. Die Zusammenkünfte 
fanden zwanglos und abwechselnd bei den einzelnen Mitgliedern statt, 
wobei dann mancherlei die Praxis und das Standesinteresse betreffende 
Fragen zur Besprechung kamen. Durch die stetig wachsende Ausbrei- 
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tnng des ärztlichen Vereinswesens in Deatschland angeregt, gestaltete sich 
dieser gesellige Verein zu dem noch jetzt in voller Blüte bestehenden 
Rostocker Ärztevereine aus, welcher 1876 gegründet wurde und 
in welchem das Bedürfnis der praktischen Ärzte nach eingehender Be- 
handlung der Standesfragen BeA*iedigung fand. Dadurch, dafs sich die 
Mitglieder der medizinischen Fakultät zu Rostock in entgegenkommendster 
Weise dem Verein anschlössen und durch Vorträge für die wissenschaft- 
liche Anregung im Vereine sorgten, gewann dieser seine jetzige Be- 
deutung, sodais er auiser fast allen Ärzten Rostock's noch 12 auswärtige 
Ärzte als Mitglieder besitzt. Nachdem weiter durch Stiftung einer 
„Naturforschenden Gesellschaft^' hierselbst, welche auch andere 
als ärztliche Berufskreise in sich aufnahm, den bisherigen auJserhalb 
der eigentlich ärztlichen liegenden Bestrebungen der Medizinischen Ge- 
sellschaft gleichfalls Genüge geschehen war, löste sich diese auf. In- 
folge Anregung von Rostock aus erfolgte nunmehr sehr bald, noch im 
Jahre 1876, die Bildung des Ostmecklenburgischen, West- 
mecklenburgischen, Südostmecklenburgiscfaen Ärztevereines 
(welchem letzteren auch die Mecklenburg- Strelitzer Ärzte angehören), 
des ärztlichen Bezirksvereines Ribnitz-Barth und des Güstrower 
ärztlichen Bezirksvereines. In Verbindung mit den drei 
erstgenannten Vereinen wurde dann der wichtigste Schritt zur Förde- 
rung des ärztlichen Vereinslebens in Mecklenburg gethan mit der am 
25. Mal 1877 erfolgenden Bildung des Allgemeinen Mecklen- 
burgischen Ärzte Vereines als des Zentralorganes sämtlicher 
Mecklenburgischen Ärztevereine. Ihm gehört auch eine Anzahl Ärzte an 
(zur Zeit 34), welche, sei es aus Mangel an Neigung, sei es wegen zu 
grober Entfernung, sich keinem Bezirksvereine angeschlossen haben. Die 
Bedeutung dieses Vereines für den ärztlichen Stand in Mecklenburg wurde 
erheblich gesteigert durch den in seiner Jahresversammlung am 6. Juni 
1879 nahezu einstimmig gefafsten Beschlufs einer Verpflichtung seiner 
Mitglieder, dem Hülfs vereine für Mecklenburgische Medizinalpersonen, 
welcher infolge dessen auch auf die Ärzte von Mecklenburg-Strelitz aus- 
gedehnt wurde, mit einem auf 10 Mark erhöhten Jahresbeiträge bei- 
zutreten. 

Durch das Inslebentreten des Allgemeinen Mecklenburgischen Ärzte- 
vereines hörte alsbald der überflüssig gewordene Ostmecklenbur- 
gische Verein zu bestehen auf. Nach etwa 6 jährigem Bestände löste 
sich der Bezirksverein Ribnitz-Barth auf, vornehmlich weil er zu 
wenig Mitglieder hatte. Innerhalb des Westmecklenburgischen Ärzte- 
vereines entstanden DifTerenzen durch die von einer Anzahl seiner Mit- 
glieder angeregte Frage der Bildung eines ärztlichen Rechtsschutzver- 
eines. Nach Ablehnung ihres Antrages trat die Mehrzahl jener Mitglieder 
aus und gründete am 2. Juni 1881 den Verein Schweriner Ärzte. 
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Diese Spaltung wurde dem Westmecklenburgischen Ärztevereine ver- 
hängnisToU, weil nicht wenige der in ihm verbliebenen Mitglieder auiser- 
halb Schwerin's wohnten und deshalb die Vereinsversammlungen nur un- 
regelmäfsig und in geringer Zahl besuchten. Er sah sich infolge dessen 
genötigt, sechs Jahre später, im Jahre 1887, sich aufzulösen, was dann 
im folgenden Jahre, ani 14. Juni 1888, die Entstehung des Sttd- 
mecklenburgischen Ärztevereines zur Folge hatte. Mit der im 
Oktober 1888 zustande gekommenen Stiftung des ärztlichen Bezirks- 
vereines Wismar hat sich jetzt das Vereinsnetz über ganz Mecklenburg 
ausgebreitet. Sämtliche Vereine gehören dem AllgemeinenMecklen- 
burgischenÄrztevereine an, welcher zur Zeit (am 1. Januar 1890)205 
Mitglieder zählt und Mitglied des deutschen Ärztevereinsbundes ist. Die 
rege Beteiligung der Mecklenburgischen Ärzte an dem Vereinsleben läfst 
erkennen, dafs sie durch dasselbe sich befriedigt und gefördert fahlen. 



VIIL Thüringen. 

(Dr. ScHüCHARDT- Gotha.) 

1. Ber allgemeine ärztliohe Verein von Thüringen. 

Nachdem schon frtlher mehrfach sich das Streben geltend gemacht hatte, 
die Ärzte Thüringens zu einem gröfseren Vereine zusammen zu bringen, 
wurde im Sommer 1867 dieser Gedanke von Professor Gael Gerhabdt 
in Jena und Med.-Bat Ludwig Pfeiffer in Weimar wieder aufgenommen. 
Sie setzten sich mit dem Reg.- und Med.-Rat Bernh. Schuchaedt in 
Gotha, Reg.- und Med.-Rat Wittcke in Erfurt u. A. in Verbindung und 
durch Aufforderung derselben trat am 30. November 1867 zu Erfurt in 
Anwesenheit von 30 Ärzten Thüringens die konstituierende Generalver- 
sammlung zusammen. In dem in derselben angenommenen Statut „setzt 
sich der Verein", wie der § 1 ausspricht, „vorerst und hauptsächlich 
Erforschung und Verwertung der epidemischen und endemischen Erank- 
heitsverhältnisse Thtlringens zum Zweck, schliefst aber alle anderen, die 
wissenschaftlichen oder sozialen Interessen des ärztlichen Standes be- 
rührenden Fragen von den Verhandlungen nicht aus." Der Vorstand, 
aus 5 Mitgliedern bestehend, welche jedes Jahr gewählt werden, wurde 
das erste Mal aus Gerhardt als erstem Vorsitzenden, Sghuchardt und 
Wittcke als dessen Stellvertreter, Pfeiffer als Sekretär und Axmann 
als Kassierer gebildet. Gerhardt führte den Vorsitz bis zu seinem Ab- 
gang nach Würzburg (1873) fort, alsdann trat Schuchardt als erster 
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Vorsitzender ein bis zum Jahre 1888, in welchem derselbe auf Grand 
der durch BeschlnfiB des Vereins im Jahre 18S6 veränderten Zu- 
sammensetzang des Vorstandes, wonach 9 Mitglieder denselben bilden, 
von denen jedes Jahr 3 der Reihe nach aastreten, welche für das nächste 
Jahr nicht wieder gewählt werden können, aas dem Vorstande aasschied 
und Professor H. Kuhnt za Jena als erster Vorsitzender eintrat. 

Die Zahl der Mitglieder stieg rasch, bis sie die Zahl 280 erreichte. 
Seit längerer Zeit schwankt dieselbe zwischen 270 und 280, was etwa 
der Hälfte der in Thüringen thätigen Ärzte entspricht. 

Es finden jährlich 2 Generalyersammlangen statt, von denen die 
eine in der zweiten Hälfte des Mai in Erfart, die andere gegen Ende 
August als Wanderversammlung in irgend einer anderen Stadt Thüringens 
abgehalten wird. Als Organ des Vereins diente zunächst die in Darm- 
stadt erscheinende: „Zeitschrift ftlr Epidemiologie und öffentliche Gesund- 
heitspflege. Organ des allgemeinen ärztlichen Vereins ftir Thtlringen, 
sowie der ärztlichen Vereine des Mittelrheins. Herausgegeben von Dr. H. 
Pfeiffer, Hospitalarzt in Darmstadt und Dr. B. Schuchardt, Regier- 
ungs- und Medizinalrat in Gotha'', welche in 3 Jahrgängen zu je 12 
Heften mit literarischen Beilagen vom 15. Oktober 1868 bis 15. September 
1871 fortgeflihrt wurde und die Fortsetzung des von Dr. H. Pfeiffer 
vom 15. Oktober 1866 bis 15. September 1868 redigierten Correspon- 
denzblattes ftir die mittelrfaeinischen Ärzte bildete. 

Von Mai 1872 an begründete der Verein unter der Redaktion des Ver- 
einssekretärs Med.- Rat Dr. LuDWia Pfeiffer in Weimar ein eigenes Ver- 
einsorgan, die „Korrespondenz-Blätter des Allgemeinen ärztlichen Vereins 
von Thüringen", welches in Weimar in 12 Heften jährlich erscheint. Vom 
Jahre 1887 an wird die Redaktion von Professor H, Kühnt in Jena und 
Geh. Med.'Rat Pfeiffer in Weimar gebildet. 

An der Begründung und Weiterbildung des Ärzte-Vereins- 
Bundes für Deutschland nahm der Thüringer Verein einen wesent- 
lichen Anteil, und an der konstituierenden Versammlung desselben, den 
14. August 1872 zu Leipzig, beteiligten sich als Abgeordnete Dr. Pfeiffer 
und Dr. Schuchardt. Der erstere wurde daselbst in den Geschäfts- 
ausschufs desselben gewählt und ist bis heute ein sehr eifriges und 
förderndes Mitglied desselben. Von ihm rührt der erste Entwurf zur 
Organisation des Vereins wesens in Deutschland her, welcher Entwurf 
s. Z. in Wiesbaden angenommen wurde. 

Der Thüringer Verein hat im Laufe seines Bestehens in seinem Be- 
reiche eine Anzahl von Einrichtungen und Instituten geschaffen» 
welche die Zwecke desselben zu fördern geeignet erschienen. 

Das epidemiologische Institut wurde 1868 auf Anregung 
Gerhardt's begründet und durch die unermüdliche Thätigkeit des Ver- 
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einssekretÄrs Pfeiffer, welchem sich später der jetzige Vereinssekretär 
Dr. LüBBEN in Waltershansen zugesellte, unter Beihilfe einer groben Zahl 
von Vereinsmitgliedern weiter ausgebildet und bis jetzt fortgesetzt. Welche 
ausgedehnten Arbeiten dasselbe geliefert hat, ist ans jedem Jahrgange 
der Zeitschrift und der Korrespondenz-Blätter zu ersehen. 

Das Institut des Vereins fttr animale Lymphe wurde von 
Dr. Pfeiffer in Weimar begründet und fortgeführt. Es ist dasselbe jetzt 
nicht mehr Vereinsinstitut, sondern Staatsinstitut für Weimar und ver- 
sorgt aufserdem viele Länder, besonders Mitteldeutschlands, mit animaler 
Lymphe. Es ist eins der umfangreichsten und best geleitetsten Institute. 

Unter dem 23. Mai 1878 hat der Thüringer Verein mit der Leben s- 
versicherungsbank für Deutschland in Gotha einen Ver- 
trag abgeschlossen, nach welchem der Verein in Ansehung deijenigen 
Lebensversicherungen, welche auf das Leben von Vereinsmitgliedern ab- 
geschlossen werden, eine Reihe von Vorteilen gewährt. Dies gab die 
Anregung zu einer gro&en Anzahl weiterer solcher Verträge seitens 
anderer ärztlichen Vereine Deutschlands. 

Im Anschlufs an diesen Vertrag wurde in der Generalversammlung 
den 29. August 1878 die Errichtung einer Spar- und Unterstützungs- 
kasse, welche ihren Sitz in Gotha hat, beschlossen. Der Zweck der- 
selben besteht nach dem § 1 des revidierten Statuts, auf welches hin 
der Kasse durch Dekret des Herzogl. Staatsministeriums zu Gotha vom 
31. Juli 1879 die Rechte der juristischen Persönlichkeit verliehen worden 
sind, „1. in der Darbietung von Gelegenheit zu sicherer und vorteilhafter 
Anlage jährlicher Ersparnisse, insbesondere für solche Vereinsmitglieder, 
welche für die materielle Zukunft ihrer Angehörigen nicht, oder nicht in 
genügender Weise auf dem Wege der sogenannten Lebensversicherung 
sorgen können; 2. in der Unterstützung von Vereinsmitgliedem, welche 
unverschuldet in Not geraten sind, und von notleidenden Hinterbliebenen 
gewesener Vereinsmitglieder; 3. in der Darbietung von Gelegenheit zur 
Aufnahme von Vorschüssen für die Vereinsmitglieder." Einen Teil der 
Kasse bildet die Eaiser-Wilhelm-Stiftung, ein aus den Beiträgen 
der Mitglieder des Vereins aus Anlafs der am 11. Juni 1879 stattge- 
fundenen Feier der goldenen Hochzeit des deutschen Eaiserpaares ge- 
bildeter eiserner Fonds, dessen Zinsen in die Kasse fliefsen. Der Ver- 
mögensbestand der Kasse war Ende des Jahres 1888: 27352 Mark 15 Pf., 
der eiserne Fonds der Kaiser -Wilhelm-Stiftung betrug 5693 Mark. 

Mit der Kölnischen Ünfall-Versicherungs- Aktien- Ge- 
sellschaft ist unter dem 25. Juli 1886 ein Vertrag abgeschlossen, nach 
welchem von den bei ihr versicherten Vereinsmitgliedern 5 Prozent der 
gezahlten Prämien an obige Kasse des Thüringer Vereins alljährlich ab- 
gewährt werden. Diese Summe betrug fllr das Jahr 1889 68 Mark 39 Pf. 
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Au8 Veranlassung eines besonderen Streitfalles warde anf der Wander- 
versammlang zn Radolstadt, den 29. Angost 1878, beschlossen, ein 
Ehrengericht von 5 Mitgliedern und 3 Ergänzungs-Mitgliedem auf je 
3 Jahre zn wählen. In der Wanderversammlung zn Nordhausen, am 
30. August 1883, wurden für die Thätigkeit dieses Ehrengerichts und 
der an dasselbe sich anschliefsenden Standesgerichte der einzelnen Lokal- 
vereine Thüringens „Bestimmungen über die Einsetzung und 
die Thätigkeit ärztlicher Standesgerichte in Thüringen'^ 
beschlossen. (Dieselben sind in verschiedenen Jahrgängen des BOmer- 
schen Reichs-Medizinal-Ealenders abgedruckt) Das Ehrengericht des 
Thüringer Vereins ist bis jetzt nur in einem Falle (dem, welcher 1878 
die Veranlassung zur Einsetzung desselben gab) thätig gewesen. 

An den wissenschaftlichen Veröffentlichungen in dem Vereinsorgane 
haben sich yor Allem die Lehrer der Universität Jena, sodann die Ver- 
einssekretäre Pfeiffeb und Lübben und der langjährige erste Vorsitzende 
ScHUCHABDT beteiligt. In den letzten Jahren ist die Beteiligung der 
praktischen Arzte an den Korrespondenzblättem eine geringere geworden 
und ist durch Vermittelung des jetzigen Vorsitzenden, des Herrn Prof. 
KuHNT, ein Ersatz durch Heranziehen der an der Universität Jena vor- 
handenen Kräfte geschaffen worden. 



2. Ber ärztliche Verein des Herzogtums Gotha. 

In Gotha bildete sich am 25. Juni 1844 ein Verein von Ärzten, 
welchem sich bald sämtliche Arzte des Herzogtums Gotha anschlössen, 
zur gemeinsamen Verfolgung wissenschaftlicher Zwecke. Unter dem 
6. Juni 1845 wurde dem Verein von der Herz. Landesregierung die Ge- 
nehmigung auf Grund der eingereichten, 28 Paragraphen umfassenden 
Statuten erteilt. Die Statuten sind im Laufe der Zeit wiederholt umge- 
arbeitet worden. Bei der Begründung war der Direktor des Vereins 
der Obermedizinalrat Dr. Johann August Friedrich Kerst zu Gotha 
(geboren 17. Juli 1790, gestorben l. Juni 1848), der Sekretär Dr. Horst 
Carl Julius August Dietrich Frohmann Bretschneider. Nach 
dem Tode des ersteren trat der letztere als Vorsitzender bis zu seinem 
Tode (1859) ein. Von da an führte der Medizinalrat Dr. August 
Madelung (geboren 17. August 1805, gestorben 4. Dezember 1888) den 
Vorsitz. Von 1870 bis 1885 war Geh. Regierungs- und t)ber-Medizinalrat 
Dr. Bernhard Schuchardt Vorsitzender. Von 1885 bis jetzt führt 
Sanitätsrat Dr. Johann Luwig Wilhelm Thomas den Vorsitz. 

Der Verein zählt gegenwärtig 34 Mitglieder von den 50 Ärzten des 
Herzogtums Gotha. 
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Über die Gründung des Vereins und die zwei ersten Jahre des Be- 
stehens desselben hat Bbetschmeider in Schmidt's Jahrbtlchem der ge- 
samten Medizin, 1847, Band 56, S. 279 Mitteilangen gemacht. Sonstige 
Mitteilangen erfolgten in den beiden Organen des allgemeinen ärztlichen 
Vereins von Thüringen. 

Anfser diesen beiden Vereinen ist noch für die Ärzte der Stadt 
Weimar im Jahre 1889 ein Lokalverein gegründet worden. 

Im Herzogtum Sachsen -Altenburg besteht schon seit dem 
Jahre 1869 ein „Verein der Ärzte des Ostkreises Altenburg", 
dessen langjähriger Vorsitzender Rothe bereits bei der Gründung des 
Ärztevereinsbundes in Leipzig (1872) mitwirkte. 



IX. Grofsherzogtum Oldenburg. 

Der „ärztliche Verein zu Eutin", welcher das ehemalige 
Fürstentum Lübeck und dessen nächste Umgegend umfafste, ist be- 
reits am 17. August 1845 gestiftet worden und hat durch seinen Vor- 
sitzenden (der auch gegenwärtig dieses Amt bekleidet) Dr. Hellwag- 
Schwartau an der Gründung des Ärztevereinsbundes und vielen Ärzte- 
tagen thätigen Anteil genommen. 

Im ehemaligen Herzogtum Oldenburg ist zu dem seit 1853 be- 
stehenden Unterstützungsverein für notleidende Ärzte im 
Jahre 1874 der dem Ärzte Vereinsbunde beigetretene „Ärzte verein im 
Herzogtum Oldenburg" getreten. 

Die Ärzte des Fürstentums Birkenfeld (welches ganz von 
Rheinpreufsen umschlossen wird) gehören zu dem „Verein an der 
Nahe." (s. Rheinprovinz.) 



X. Herzogtum Braunschweig. 

Braunschweig war der dritte deutsche Staat, dem (1865) eine (aller- 
dings ganz eigen geartete) staatlich organisierte ärztliche Standesvertretung 
zu Teil wurde (Baden und Sachsen gingen kurz vorher). Das Wesen 
derselben beruht darin, dafs eine Kammer für Ärzte und Apotheker 
geschafTen wurde, welcher alle Mitglieder dieser Stände zugehören und 
für welche sie auch bei Strafe ihr Wahlrecht ausüben müssen; dieser 
Kammer stehen ausgedehnte disziplinare Befugnisse zu, welche auch durch 
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die Gewerbeordnung Ton 1869 nicht hinfällig geworden sind. Dem ent- 
sprechend hat sich auch das Yereinswesen in der Hauptstadt gestaltet. 
Während früher in der Stadt Braunschweig ein ärztlicher Klub, der 
nur geselligen Zwecken diente, und ein ärztlicher Verein, der wissen- 
schaftliche Ziele yerfolgte, bestanden, vereinigten sich nach der Einführung 
der neuen Medizinalordnung (1866) diese beiden, nahmen aber (jener 
ZuBammensetzung der „Kammer'^ entsprechend) aufser Ärzten auch Apo- 
theker und Zahnärzte auf. 

So zählt denn heute der „ärztliche Verein des Kreises Braun- 
schweig" (welcher übrigens ein sehr reges Leben führt, wissenschaft- 
liche Vorträge veranstaltet, Gutachten für den Magistrat abgiebt, allmonat- 
lich 2 offizielle Sitzungen, daneben aber noch kollegiale Zusammenkünfte 
hält) unter seinen 88 Mitgliedern nur 79 Ärzte, mit welcher Zahl er dem 
deutschen Ärztevereinsbunde angehört. 

Der verstorbene Mitbegründer des letzteren, Friedbich Reck, war 
ein hervorragendes Mitglied des Vereins. Aufser diesem letzteren sind 
noch im Herzogtum vorhanden die Kreisvereine Helmstedt (1868) 
und Wolfenbüttel (1882), sowie der Kreisverein Holzminden- 
Gandersheim (1875), der auch die Ärzte des preufsischen Kreises 
Höxter (Provinz Westfalen) zu seinen Mitgliedern zählt. 

Schon seit mehr als 50 Jahren ist durch Dr. Lachmann ein Verein 
zur Unterstützung hülfsbedürftiger Medizinalpersonen im 
Herzogtum Braunschweig (auch für Witwen und Waisen) begründet 
und entfaltet seine segensreiche Wirksamkeit. 



XL Hansestädte. 

1. Freie und Hansestadt Hamburg. 
(Dr. Oehrens.) 

Die Gründung eines collegium medicum im Jahre 1644 ist durch 
ein Original der Statuten bewiesen. Die Überschrift der lateinischen 
Statuten enthält die Jahreszahl der Stiftung und lautet 

QVoD feUX faVstVMqVe sIt nobis et saLVtare 
aegrotantIbVs 
Nomina Doctorum, qui has leges subscriptione sua approbarunt: 
JoH. Ebelingk D. et Praeses huius collegii ut et Physicus Reip. patriae 
' Ordinarius 

1) Yeröfifentlicht darch Dr. Schbadeb. AuCserdem Mitteilangen aus der älteren 
Medizinalgescbichte Hamburgs von Phys. Dr. Gernet, Hamburg 1869. 
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JoACHiMus JuNGius Med. D., Andreas Cassius D., Johannes JüRaENS, 
Christophorüs Friedericus WaucHiüs D., Paulus Marquartus 
Slegel D., Johannes Placcius D., Petrus Mastorpius D., Conradus 
Waltherus D., Johannes Albertus Huswedel D., Gilianus Gartz D. 

Es folgen andere Namen von späteren Mitgliedern. Obige 12 sind 
die Stifter und Mitglieder aas dem Jahre 1644. 

Die ersten drei ,|leges'^ heifsen: 
I. Fondamentum coUegii medici nostri esto salas civinm et medicomm. 
IL Idipsnm nt feliciter confirmetur ac conservetar , nnnsqaisqne colle- 

garnm qnantam in se erit, concordiae stadeto. 
in. Omnia, qnae coUegio vel in emolamentnm vel in incrementam ce- 

dere yidebnntar, cailibet cnrae cordiqne sonto. 

Nur Doctores rite promoti konnten Mitglieder werden. 

Die leges wurden 1671 revidiert und 1701 umgearbeitet, auch wurde 
diesmal der Name in ,,societas medica'^ verändert Während des Be- 
stehens von 1 644-— 1722 wurden 100 Mitglieder aufgenommen. 

1644 Beitrag ein ungarischer Gulden. 

1671 Revision der Statuten. Beitrag 2 Dukaten. 

1678 Antrag bei Kaiser Leopold L, das collegium zu bestätigen und 
ihm das Recht zu verleihen, die Doktorwürde zu erteilen (abschlägig 
beschieden). 

1701 Revision der Statuten. Name: societas medica. Beitrag 6 Mark. 

1722 Aufnahme des letzten Mitgliedes. 

Das Kollegium hat Gutachten für Private und Behörden der Stadt 
abgegeben. Versuche von Dr. Gieseke und Genossen im Jahre 1779 — 81 
ein neues Kollegium zu errichten, scheiterten durch den Widerspruch 
der Physici und eine Schrift von Dr. Reimarus. 

Der jetzige ärztliche Verein in Hamburg erstreckt sich über das 
ganze hamburgische Gebiet, hält alle 14 Tage eine Versammlung, in der 
nur Wissenschaft getrieben wird, alljährlich 2 Generalversammlungen, 
welche lediglich flir Vereins- resp. Standesangelegenheiten bestimmt sind. 
Die bedeutenden wissenschaftlichen Leistungen des Vereins sind bekannt; 
sie finden ihre Stütze durch die grofsartigen Krankenanstalten und deren Arzte. 

Der Verein wurde am 2. Januar 1816 gestiftet Seit 1847 hat er 
— auf Anregung von Dr. de Chaufepiä — eine Httlfskasse für not- 
leidende Ärzte und deren Witwen und Waisen begründet. 

Alle 2 Jahre wird im Vereinslokal ^K)n den Ärzten Hamburgs ein 
Wahlaufsatz von Dreien gebildet, aus welchen der Senat Einen ins Me- 
dizinalkollegium wählt. Dieses hat drei solche ärztliche Mitglieder. 

Außerdem giebt es eine geburtshülf liehe Gesellschaft, deren Mit- 
glieder dem Vereine angehören müssen. 
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2. Freie und Hansestadt Bremen. 
(Dr. Thokspecken.) 

„Der ärztliche Verein in Bremen, welcher sich über das ganze Gebiet 
des Staates Bremen erstreckt, ist schon 1832 gegründet nnd zählt 71 Mit- 
glieder, von welchen 61 in der Stadt Bremen ihren Wohnsitz haben. 

In den ersten Dezennien seines Bestehens wnrde die Entwickelang 
des Vereins einigermafsen durch die Bestimmung gehemmt, welche jedes 
Mitglied in regelmäfsigem Turnus zu einem wissenschaftlichen Vortrage 
verpflichtete. Nachdem diese Bestimmung, sowie das früher übliche 
Probejahr aufgehoben war, schlössen sich in der neueren Zeit ungefähr 
alle Ärzte, welche sich in Bremen niederlielsen, dem Vereine an. Auch 
ohne eine geschriebene Standesordnung ist es früher dem Vereine ge- 
lungen, die Kollegialität hoch zu halten, von jeher besafs er als Macht- 
mittel die Möglichkeit der Ausschliefsung aus dem Verein. Als in neuerer 
Zeit sich mehr fremde Elemente den einheimischen hinzugesellten und 
das Probejahr ausfiel, stellte sich mehr das Bedürfnis nach einer geschrie- 
benen Standesordnung und einem Ehrenrat ein und hat sich die Existenz 
dieses letzteren unter dem Namen des Vertrauensausschusses bewährt 
Bestrebungen gegenüber, beim Staat Schutz gegen die Quacksalber zu 
suchen, verhielt sich der Verein bereits 1844 ablehnend und ist er diesen 
Anschauungen im Allgemeinen treu geblieben. Die Einreihung der Ärzte 
in die Gewerbeordnung empfand der Verein nicht als eine Herabsetzung 
des ärztlichen Standes. Nur schwer entschlofs er sich, zu seinen beiden 
Aufgaben, der Pflege der Wissenschaft und Kollegialität als dritte den 
Schutz der materiellen Lage seiner Mitglieder hinzuzufügen. Dem Kranken- 
kassengesetz gegenüber konnte er sich aber der Verpflichtung nicht ent- 
ziehen, durch Einsetzung einer Kommission für das Krankenkassenwesen 
neben der Pflege der Kollegialität der Krankenkassenärzte auch deren 
materielles Interesse zu unterstützen.^' 

In Bremen bestehen 2 Kassen: 1. eine Stiftung des ärztlichen 
Vereins zur Unterstützung bremischer Ärzte und deren 
Witwen und Waisen 1844 von Dr. Barkhausen begründet, mit obli- 
gatorischem Beitritt und 2. eine (rechnungsmäfsig begründete) Witwen- 
und Waisenkasse des Vereins, 1885 durch Dr. Loosb angeregt, 
welche erst nach 1895 Auszahlungen machen wird. 

Über einen „ärztlichen Verein in Bremerhafen" sind der 
Redaktion nähere Notizen nicht geworden. 
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8. Freie und Hansestadt Lübeok. 
(Dr. Makbt.) 

In dem Staate Lübeck besteht nur der am 23. Oktober 1809 ge- 
stiftete Verein der Arzte in Lübeck, jetzt ärztlicher Verein in Lübeck 
genannt Derselbe erstreckt sich auf das lübeckische Staatsgebiet, doch 
gehören ihm die Ärzte von Travemünde nnd dem Landgebiet nnr selten 
an. Die Mitgliederzahl beträgt 32, nnd zwar sind sämtliche Ärzte der 
Stadt mit zwei Aasnahmen Mitglieder des Vereins. 

Regolatiymäfsig soll jeden Monat eine Versammlang abgehalten 
werden, während der Monate Jani bis September werden sie jedoch 
wegen schwachen Besachs gewohnheitsgemäfs nar berafen, wenn wichtige 
Beratangsgegenstände vorliegen. 

Gegenstände der Verhandlangen sind wissenschaftliche nnd Standes- 
fragen. Der Verein hat seit seiner Stiftung den Zweck gegenseitiger 
Belehrnng and Förderang der Kollegialität oder, wie es in den Statnten 
des a. V. von 1880, § 1 heifst: 

„anter seinen Mitgliedern ein gemeinsame wissenschaftliche Thä- 
tigkeit za f)$rdem, ein frenndschaftliches koUegialisches Verhältois 
zn erhalten, sowie die Interessen des ärztlichen Standes wahrza- 
nehmen and nach Anisen za vertreten. 

An die Versammlangen schliefst sich in den Monaten Oktober bis 
Mai eine gesellige Vereinigung der Mitglieder an. 

Der Verein ist einer staatlichen Organisation nicht eingefügt, wurde 
aber doch bezüglich besonders wichtiger, den ärztlichen Stand betref- 
fender Angelegenheiten von dem Senate befragt und hat auch seiner- 
seits Wünsche und Anregen diesem höchsten Staatskörper entgegen ge- 
bracht 

So lange infolge partikularistischer Einrichtungen fast nur Lübecker 
als Ärzte sich hier niederlassen konnten, stand der Eintritt in den Ver- 
ein jedem hier zur Praxis zugelassenen Ärzte frei, wenn er sich durch 
Unterschrift der Gesetze des Vereins denselben zn unterwerfen bereit 
war; seitdem aber § 29 der Reichs-Gewerbe-Ordnung die Niederlassung 
fremder Arzte hierselbst erwarten liefs, wurde im Dezember 1869 die 
Abstimmung über die zur Aufnahme sich meldenden eingeführt und zwar 
entscheidet bei der Abstimmung die Mehrheit sämtlicher Mitglieder des 
Vereins. Der Verein kann Ehrenmitglieder ernennen. 

Mit der Feststellung einer Standesordnung im Jahre 1817 
besteht das Recht des Ausschlusses unwürdiger Mitglieder aus dem 
Vereine. 
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Die ersten Gesetze waren streng. Sie verboten die Bewerbung nm 
ärztliche Stellen, heimliches Kurieren, wo ein Andrer Hausarzt ist, selb- 
ständiges Eingreifen des konsultierten Arztes, sowie des Chirurgen mit 
inneren Mitteln, des Geburtshelfers während des Wochenbetts, end- 
lich auch die Annahme der Hausarztstelle in der betreffenden Familie 
Tor Ablauf eines Jahres nach beendigter Kur. Dieselbe Beschränkung 
galt auch für den Vertreter eines verreisten oder erkrankten Arztes. 
Die Ärzte verpflichteten sich nämlich, ihre Praxis nicht einem bestimmten 
Kollegen zu übertragen, sondern dem Patienten die Wahl zu lassen, 
und sich gegenseitig bei Reisen von beschränkter Dauer, in Krankheits- 
fällen während der Dauer derselben, und in Fällen der Invalidität bis 
zum Tode, fttr Bechnung des verhinderten Kollegen zu vertreten, auch 
während des Sterbejahrs die Praxis des verstorbenen Kollegen fttr Rech- 
nung der Witwe und Kinder derselben zu besorgen. In dem Gesetze 
von 1823 wurde noch eine wichtige Bestimmung hinzugefügt, nämlich 
die Verpflichtung der Mitglieder, ttber das Heilverfahren ihrer Kollegen 
jedes Tadels Nichtärzten gegenüber sich zu enthalten. Diese Grund- 
sätze ärztlicher Moral und kollegialer Beihülfe bestehen noch heute mit 
einigen zeitgemäfsen Abänderungen. Es besorgen nämlich die Zurück- 
gebliebenen auch die Praxis des im Kriege oder wegen militärischer 
Dienstleistung abwesenden Kollegen für denselben; das Verbot der Über- 
nahme der Hausarztstelle vor Ablauf eines Jahres in den oben ange- 
führten Fällen wurde aufgehoben und einigemal wurde die Praxis in 
der Familie vererbt. Das Bedürfnis, wegen des Annoncen- oder Reklame- 
wesens, des Spezialistentums und der poliklinischen Behandlung beson- 
dere Bestimmungen zu treffen, hat sich bisher nicht geltend gemacht 

Im Falle von Mifshelligkeiten zwischen zwei Ärzten oder Über- 
tretung der Gesetze tritt ein aus dem Präses und zwei, von den Par- 
teien erwählten Mitgliedern, bestehendes Ehrengericht zusammen, zur 
Untersuchung des Falls und ev. Schiedsspruch; gelingt es diesem nicht 
zu einem befriedigenden Resultate zu kommen, so bringt es die Ange- 
legenheit vor den gesamten Verein. Der Verein, welcher mit Zustim- 
mung von mindestens drei Vierteilen der Gesamtheit aller Mitglieder 
die Exklusion aussprechen kann, ist die höchste ehrengerichtliche Instanz. 

Er gehört keiner gröfseren Vereinsgruppe an, ist aber 1874 dem 
Ärztevereinsbunde beigetreten. 

Bis zum Jahre 1845 wurden die Gesetze des Vereins geheim ge- 
halten, und es waren selbst diejenigen, welche aus dem Vereine aus- 
geschieden oder nach Kenntnisnahme der Gesetze demselben nicht bei- 
getreten waren, zur Geheimhaltung verpflichtet. Seit 1859 sind die 
Statuten von dem hohen Senate genehmigt und dem ärztlichen Vereine 
die Rechte einer juristischen Person zuerkannt. 
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Der ärztliche Verein besitzt eine Fachbibliothek, welche 1819 von 
ihm erworben and seitdem vermehrt, ca. 20 000 Bände umfalst und einen 
mit derselben verbandenen Lesezirkel. 

Die im Jahre 1859 von Mitgliedern des Vereins als Institut des- 
selben gegründete Witwenkasse wird, nachdem im Laofe der Jahre das 
Kapital die Höhe von 20 000 Mark erreicht hat, Ende nächsten Jahres 
znm ersten Mal eine Anszahlang an die Witwen und Waisen derjenigen 
Ärzte, welche bis zn ihrem Tode Mitglieder der Witwenkasse gewesen 
sind, machen. Verteilt werden drei Vierteile der jährlichen Beitiilge aller 
Mitglieder des Vereins (je 15 Mark) und der Zinsen des Kapitals. Die 
Höhe der Untersttttzang richtet sich nach dem Stande der Kasse und 
der Zahl der Berechtigten ; die einzelnen Quoten, deren Beträge unter sich 
gleich sein müssen, dürfen ein Vierteil der jährlichen Verteilungssumme 
nicht übersteigen. 



Bei dem naturgemäfsen Interesse, welches die Geschichte des älte- 
sten rein ärztlichen Vereins in Deutschland, der seit seiner Gründung 
ununterbrochen bestanden hat, mit sich bringt, sei es gestattet, aus einem 
Festbericht des Dr. Eschenbübg über die 75jährige Jubelfeier des Ver- 
eins (18S4) noch Folgendes nachzutragen: 

„Der ärztliche Verein ist eine der ältesten derartigen Verbindungen. 
Er geniefst eines ehrenvollen Rufes in der Fremde, was noch in jüngster 
Zeit auf einem deutschen Ärztetage in erfreulicher Weise zum Ausdruck 
gelangt ist, nicht minder hat er einen guten Namen in unserer Stadt 
selbst, für deren sanitäres Wohl er in den verflossenen 75 Jahren Er- 
spriefsliches geleistet hat. 

Die Zeiten, welche seiner Gründung voraufgingen, waren für den 
hiesigen ärztlichen Stand trauriger Art. Das Ansehen des letzteren war 
durch vielfache in die Ofifentlichkeit getragene Streitigkeiten erschüttert 
und seine materielle Stellung nichts weniger als beneidenswert. 

So erklärt es sich, wenn der im Jahre 1767 verstorbene Physikus 
V. Melle, ein gelehrter und beschäftigter Arzt, welcher nach eignen Auf- 
zeichnungen im Verlaufe einer 47jährigen Praxis eine durchschnittliche 
Jahreseinnahme von nur 1000 Sh. erzielte, häufig die Äufsernng gethan 
haben soll: Wenn er 10 Söhne hätte, so wolle er lieber, dafs sie sämt- 
lich ein Handwerk erlernten, als dafs einer von ihnen praktischer Arzt 
in Lübeck würde. 

Der äufsere Anlafs, welcher die Arzte in eine nähere Verbindung 
zu einander brachte, war die Einführung der Kuhpockenimpfung hier- 
selbst im Jahre ISOO. Öftere Zusammenkünfte, welche zu diesem Zwecke, 
wie später zur Erörterung anderer hygienischer Fragen auf der Rats- 
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apotheke stattfanden, waren die ersten Anfänge, einen Stand zu organi- 
sieren, welcher bei dem fast völligen Mangel einer staatlichen Unter* 
sttttznng darauf angewiesen war, durch Einigkeit sich selbst zu helfen» 

Im Jahre 1804 beschlofs man, bei diesen Zusammenkünften, welche 
nur den Charakter freundschaftlicher Besprechungen hatten, übrigens aber 
von den Behörden trotz ihres gemeinnützigen Charakters nicht begün- 
stigt wurden, weil man in der Vereinigung der Arzte einen „Staat im 
Staate'' erblickte, Protokoll zu führen, welches anfangs Dr. med. Bbehmer, 
vom 11. Novbr. 1806 bis zum Ende des Jahres 1833 Dr. med. Geobg 
Heinrich Behn besorgte. 

Auch die bewegte Zeit der Erstürmung Lübecks im Jahre 1806, 
während welcher in den Tagen vom 11. bis 28. November die hiesigen 
Arzte nicht weniger als 19 Mal zu gemeinsamen Beratungen und Beschlufs- 
nahmen zusammentraten, vermochte zu einer festen Einigung derselben 
nicht zu führen. Erst im Jahre 1809 gelang es den Bemühungen des 
Physikus Dr. Tkendelenbueg und besonders denen des erwähnten Dr. 
Behn, welcher als der eigentliche Stifter des ärztlichen Vereins anzu- 
sehen ist, die damaligen Ärzte: aufser den genannten die Dres. med. 
Danzmann, Ackermann, Schetelig, Jacx)bsen, Curtius, Berge, Leit- 
hoff, Carstens, Köster und Molter zu einem fest organisierten Ver- 
ein zu verbinden. 

Am 23. Oktober feierten sie auf der Schafiferei den Anfang ihrer 
Zusammenkünfte, welche fortan alhnonatlich anfangs Donnerstag, später 
am Freitag stattfanden. Begünstigt durch die verhältnismäfsig geringe 
Anzahl der Teilnehmer, entwickelte sich auf der Grundlage zweckmäfsig 
abgefafster Statuten schnell ein reiches, fruchtbringendes Vereinsleben. 

In diesen Statuten wird die Geschäftsordnung ftlr die Sitzungen des 
Vereins, die Stellung der Ärzte zu den Behörden, die Verpflichtung der- 
selben zu gegenseitiger Vertretung bei Reisen und Krankheiten, sowie 
das Verfahren bei Konsultationen geregelt. 

Namentlich gehen dieselben darauf aus, ein kollegiales Verhältnis 
unter den Mitgliedern des Vereins zu fördern. „Um jede Eifersucht 
im voraus zu verbannen,'^ soll der Vorsitzende alljährlich durch's Loos 
erwählt, wenn ein Hochedler Bat die Einsetzung einer ärztlichen Kom- 
mission wünscht, sollen hierzu stets die ältesten Mitglieder des Vereins 
delegiert werden. Untersagt wird^ „um eine öffentliche Stellung suppli- 
citer einzukommen," vielmehr soll der Einzelne sich dieselbe antragen 
lassen. 

Im Uebrigen unterscheiden sich diese Statuten von den jetzt gül- 
tigen nur in unwesentlichen Punkten. 

Während des 75 jährigen Zeitraums ihrer Geltung hat sich als ihre 
schönste Frucht gezeigt, dafs durch sie der Konkurrenz unter den Ärzten 
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eine ehrenhafte Form gegeben worden ist. Thatsächlich haben Dis- 
harmonien anter den Mitgliedern des Vereins stets rasch ihre Erledigung 
gefanden and Zvnstigkeiten nar selten die Einigkeit derselben gestört. 

Besonders frachtbringend ist die Thätigkeit des Vereins fttr anser 
Gemeinwesen darch seine Beteiligang bei fast allen wichtigeren sani- 
tären Einrieb tangen and Malsregeln gewesen, welche seit seinem Be- 
stehen ins Leben getreten sind. 

Schon im Jahre 1814, als es galt, die vertriebenen Hamburger, 
welche hier zahlreich erkrankten, zu verpflegen und das Umsichgreifen 
von Typhus und Ruhr zu verhüten, femer im Jahre 1832 im Kampfe 
gegen die Cholera und die bisher übliche Leichenbestattung innerhalb 
der Stadt entfaltete der Verein eine erfolgreiche Thätigkeit. In frischer 
Erinnerung sind noch die vereinten Bemühungen der Ärzte um die Ver- 
wundeten des Krieges 1870/71. Mochte es sich handeln um Wasserver- 
sorgung oder Kanalisation, um Neubauten von Schul- und Kranken- 
häasem, um medizinalstatistische Arbeiten, in allen Fällen ist es der 
ärztliche Verein gewesen, welcher durch Kommissionen oder einzelne 
Mitglieder, oft in zeitraubender, mühevoller Arbeit, nicht nur das Ma- 
terial zur Beurteilung der einschlägigen hygienischen Fragen gesammelt, 
sondern auch häufig das ausschlaggebende Wort gesprochen hat.'^ 



XII. B«ichslande Elsars-Lothringen. 

In Elsafs bestand seit französischer Zeit die sociötö de mödecins du 
bas-Rhin, welche altdeutsche Ärzte nicht aufnahm und in neuerer Zeit 
aus politischen Gründen aufgelöst wurde. An Stelle derselben hat sich 
in diesem Jahr (8. März 1890) der Verein der Ärzte des Unter elsafs 
mit dem Domizil Strafsburg gebildet, welcher sowohl elsässische wie 
altdeutsche Ärzte zu seinen Mitgliedern zählt und nur wissenschaftliche 
Fragen behandelt. 

Vor Gründung dieses neuen Vereins war die Gemeinsamkeit zwischen 
beiden ärztlichen Gruppen durch den 1875 gegründeten ärztlich - 
hygienischen Verein von Elsafs-Lothringen vermittelt, welcher 
zur Zeit 175 Mitglieder umfafst, neben den wissenschaftlichen und hygieni- 
schen Fragen auch Standesfragen behandelt und Mitglied des deutschen 
Ärztevereinsbundes ist. 

Aufser diesen Vereinen besteht in Strafsburg noch der (nicht auf 
Ärzte beschränkte) naturwissenschaftlich- medizinische Verein, 
der 1874 gegründet, nur wissenschaftliche Gegenstände seiner Verhand- 
lungen hat. 
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Iq Lothringen war es eine Zeit lang gelangen (1873), einen Verein 
der lothringischen Ärzte zn gründen; auch in neuerer Zeit sind 
Schritte in dieser Richtung geschehen, welche den Erfolg der Wieder- 
belebung gehabt haben. 

AuT^rdem existiert dort nur (abgesehen Ton dem oben genannten 
medizinisch -hygienischen Verein für Elsab- Lothringen) der Metz er 
Ärzteverein, dessen Mitgliederzahl (17) darauf hinweist, dafs wesent- 
lich nur Arzte der Stadt Metz ihm angehören. 

Es ist klar, mit welchen Schwierigkeiten das ärztliche Vereinsleben 
in den Beichslanden zu kämpfen hat und doppelt erfreulich, wie dasselbe 
sich immer mehr Bahn bricht 



Nachtrag. 



Die Ergebnisse des (während des Druckes dieser Schrift in München 
abgehaltenen) 18. deutschen Ärztetages (108 Delegierte mit circa 9200 
Stimmen) sind im wesentlichen folgende. 

Bei Beratung der ärztlichen Prüfungsordnung wurde allseitig 
anerkannt, dafs eine Beorganisation des medizinischen Unter- 
richts als die wichtigste Vorbedingung dessen zu bezeichnen sei, was 
durch eine Bevision der Prüfungsordnung flir das Wissen und Können 
des Arztes angestrebt wird. Diese Frage soll demnach mit dem schon 
jetzt vorliegenden Material einer Kommission überwiesen werden, durch 
welche sie dann zur Behandlung auf dem nächstjährigen Ärztetage vor- 
bereitet werden soll. Beschlossen wurde, daCs eine solche Organisations- 
änderung sich im wesentlichen auf bessere praktische Vorbildung der 
künftigen Ärzte beziehen solle. Die wichtigsten Änderungen, welche von 
einer neuen Prüfungsordnung erwartet wurden, waren folgende: dais die 
medizinische Vorprüfung (bisheriges tentamen physicum) namentlich in Be- 
ziehung auf Anatomie und Physiologie eine gründlichere sein, dann aber 
auch flir diese Fächer im wesentlichen eine abschließende Bedeutung 
haben solle ; ferner daijs das Examen kein bloises Fakultäts-Examen sein 
dürfe, sondern dals auch praktische Ärzte als Examinanten fungieren 
sollen; endlich daüs die einzelnen Abschnitte der Prüfung in ihrer Dauer 
zu kürzen und nicht mehr durch längere Fristen von einander zu 
trennen seien, so dals das Examen seinen einheitlichen Charakter wieder 
erlangen könne und das „Einpauken^^ auf die einzelnen Fächer nicht 
wie bisher die Regel bilde. 

Referenten waren: Wallichs- Altena, Prof. von ZiEMSSEN-München, 
HABTMANN-Berlin, HENBici-Leipzig. 

Die Paragraphen des bürgerlichen Gesetzbuches, welche sich 
auf Geisteskranke bezw. auf die Entmündigung, Pflegschaft 
und Geschäftsunfähigkeit beziehen, wurden durch Prof. Gbashet- 
München einer eingehenden Erörterung unterzogen und es gelangten die 
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Anträge des Referenten zur Annahme , während die änfserst wichtige 
Frage: zivilrechtliche Folgen der Trunkenheit und der 
Trunksucht als noch nicht spruchreif zurttckgestellt werden mufste. 
Eine eingehende und lebhafte Debatte entspann sich über das 
„Krankenkassengesetz'' und es wurden nach dem Referate von 
BuscH-Grefeld folgende Thesen angenommen: 

I. Der Ärztetag betont von Neuem die grofsen Gefahren, welche 
die Krankenkassen -Gesetzgebung, namentlich darch ihre bevor- 
stehende Ausdehnang auf die FamilienversicheruDg in sich birgt, falls nicht 
ein befriedigendes Einvernehmen zwischen den Kassenvorständen und der 
VertretUDg der Ärzte zu Stande kommt. 

Er verkennt nicht, dafs auf letzterem Wege an manchen Orten ein 
beiderseits zufriedeDstellcDdes Verhältnis entstanden ist, während anderswo 
die bisherige Entwicklang der Krankenkassen - Gesetzgebang vielfach zu 
einer sehr erheblichen moralischen wie materiellen Schädigung des ärzt- 
lichen Standes geführt hat. 

II. Das unumgänglich notwendige Mittel zar Abwehr dieser Gefahren 
ist die Übertragung der Disziplinargewalt an die staatlich anerkannten 
Vertretungen (Ärztekammern u. a.), mag dieses Recht denselben nun allge- 
mein auf dem Wege der Reicbsgesetzgebang oder seitens der Einzelstaaten 
durch die Landesgesetze verliehen werden. 

III. Ein weiteres Mittel znr Besserung des Verhältnisses ist die offizielle 
Vertretung der Ärzte bei den Kassenverwaltungen mit Stimmberechtigung 
der Ärzte in den ärztlichen und hygienischen Fragen. (Antrag Weiss- 
München.) 

IV. So lange ein generelles Kurpfuschereiverbot nicht ausgesprochen 
(Abänderung des § 29 der Gewerbeordnung), ist die Einfügung der Bestim- 
mung in das Krankenkassen-Gesetz, dafs Kurpfuscher nicht zur Behandlung 
der Kassenkranken zuzulassen sind, unsere dringende und selbstverständ- 
liche Forderung. 

Hierbei stellte sich heraus, dafs gegen die Nr. n (Disziplinargewalt) 
von 95 Abstimmenden sich 5 erklärten, während gegen die Eingangs- 
worte der Nr. IV (generelles Kurpfuschereiverbot) von 95 Delegierten 
7 stimmten, dafs also seit 1882 resp. 1887 die Majorität in diesen Fragen 
eine noch viel gröfsere geworden ist. 
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Abkürzungen: * » zum deutschen Ärztevereinsbund gehörend, w. — Be- 
sch&ftigunff mit wissenschaftlichen Fragen, st. ^ Beschäftigung mit Standesfragen, 
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M. — Möglichkeit des Ausschlusses, St. — Standesordnung, E. St. » Karlsruher Standes- 
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1 


1 
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70 
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12 
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23 


A.K. 
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1) Hat seit 1833 Korporationsrechte. Im Jahre 1869 verschmolzen mit der Gesellschaft für Heilkunde. 
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iü* 


i 

1 


Verein der Är2te der 
Fried rieb Btiidt , 


IS75 


105 


w.sL 


dfteaelbe 


8 


Ä,K. 


M. 


E. 


E. Kuge, 
ßohmldt 


17* 


<< 
1 


Amtlicher Verein der 
Louisen Stadt Herline 


1875 


103 


St. 


dnBHelbe 


10 


AK. 


M. 


E. 


Schttneherg, 
Odebrwht 


IS* 


Q 

B 


Ärzte- Verein v, West- 
Berlin 


1876 
25/2. 


82 


w- et» 


daaaelbe 


ft— lU 


A.K. 


M* 


E. 


Liebreich, 
Pablk© 


1Ü*I 




Är»tHcht?r Verein in 
Oat'Berlin 


1877 
lO/lh 


40 


ßt. 




12 


A.K. 


M. 


E. 


Eiatel, 

HniBsatis 


2ü» 




.ü^tücber Verein in 
Nard-Berlin 


1878 

14/2. 


50 


«t. 


doBcelbe 


12 


AK. 


H. 


E. 


ßclberg, 
Asobenbora 


21' 




Arztliobcr Verein in 
Stld-We*t-Berlin 


1879 
Dflibr. 


95 


st. 


dasselbe 


19 


A,K. 


M. 


E. 


C. KttrtüT, 

Oottsteiii 


22* 


Nc 


unter Berl. Arzte- Ver. 


ISST 
i 15/1 


68 


et. 


dasselbe 


10 


B, 


M. 


E. 


Bardcleben, 
Tischmann 



1) Entstanden aus der Fusion eines filteren physiolog. Vereins u. d. Vereins f. klin. Wissenschaften, 

2) Bis 1877 wesentlich gesellige Zwecke. 

3) Ein Drittel der Mitglieder sind akademische Lehrer. 
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Name und 
j^ 1 Ausdehnungshezirk 
des Vereins 


1 

Q 


'S 

1 


Gegenstand 1 
der Verhand- 
lungen 1 


Organ ftr 
die Veröffent- 
lichungen 


Zahl 
der Versamm- 
lungen 


< 


«2 
< 


SUndes- 
ordnung und 
Ehrenrat { 


Name 
des Vorstandes 


23 


Ärztlicher Berufe-Verein 
Berlin 


1887 
16/10. 


11 


st. 




9 


u. 


M. 




Loewe 


24 
25 


Eameradsohaftl. Ver. der 
Sanitätsoffiziere d. Land- 
wehr-Bezirks 1 Berlin 

Verein der Berliner Ge- 
werks-Ärzte, umfaCst Ber- 
lin und Nachbarorte 


1886 
1/9. 

1874 


100 
130 


w.st. 

St. 


: 


10 
4 


bMchrinkt 
a.4.8anii.- 
OfAsiera d. 
Landwehr- 
BMirkfl. 

A.K. 


M. 

M. 


E. 

St.E. 


Wasserfubr 
Becher 


26 
27 


Verein d. Berliner Armen- 
Ärzte 

Ärztlicher Nord-Klub 


1867 
1888 


? 
40 


w.st. 
w.st. 





2-4 
9 


beMhrinkt 

ftofAnnen- 

Irxte 

B. 


M. 


— 


Solger 

Alexander, Ka- 
lischer 


28 
29 


Rechtsschutzyerein Ber- 
liner Ärzte 
Verein d. Bahn- u. Bahn- 
kassenftrzte zu Berlin 


1868 

1885 
9/1. 


412 
41 


st. 
w.st. 


Ärztl. Vereins- 
blatt 


1 
4 


U. 
A.K. 


M. 


E. 


Reinsdorf 
Brähmer 


30 


Gesellschaft Air Geburts- 
hUlfe und Gynäkologie >) 


1844 


165 
darantar 
122 ftos- 
wirtige 


w. 


Zeitschrift für 
Geburtshilfen. 
Gynäkologie 


— 


B. 


M. 


— 


Olshausen, 
Martin 


31 


Laryngolog. Gesellschaft 


1889 


70 
daranter 

sncb 
Muirirt 


w. 


Deutsche med. 
Wochenschr. 


10 


A.K. 


M. 


— 


B. Fränkel 



1* Verein d. Ärzte d. Reg.- 

Bez. Frankfurt a/0. 
2* Ärzte- Verein d. Reg.-Bez, 

Potsdam 
3* Ärzte -Verein zu Frank- 
furt a/0. 
4* Verein d. Ärzte d. Nieder 
lausitz, Domizil: Cottbus. 
5*^ Verein d. Ärzte d. Kreises 

Oberbamim 
6* Verein d. Ärzte d. Kreises 

Niederbarnim 
7* Verein d. Ärzte d. Kreises 

Ruppin 
8* ÄrztlicherVerein zuBran« 
denburg a/H. 



9 
10 
11 
12 



b) Provinz Brandenbarg exkl. Berlin (12). 

Ärztl. Vereins- 
blatt 
Korrespon- 
deniblatt der 
Ärztekammer 



Mediz. Verein zu Cottbus 

Verein ostpriegnitz. Ärzte 

Kreis Ostpriegnitz 
Verein d. Ärzte d. Kreises 

Zauch-Belzig 

Ärzte-Verein des Kreises 

Templin 



1882 






7/5. 


117 


w.st. 


1884 






25/5. 


150 


St. 


1881 






19|1. 


36 


w.st. 


1861 


36 


w.st. 


1877 


22 


St. 


1876 






20/5. 


38 


w.st. 


1875 






22/5. 


16 


w.st. 


1846 






2/10. 


22 


w.st 


1888 


26 


w. 


1884 






21/9. 


11 


w.st. 


1885 


14 


St. 


1889 






15/12. 


9 


W St. 



Ärztl. Vereins- 
blatt und Kor- 
respondenzbl. 

Korrespon- 
denzblatt der 
Ärztekammer 



D. Mediz.-Ztg 
u. Korrespon- 
denzblatt der 
Ärztekammer 

Korrespon- 
denzblatt der 
Ärztekammer 



1 


B. 


M. 


StE. 


1 


B. 


M. 


E. 


24 


B. 


M. 


E. 


2 


B. 


M. 


St. 


2-3 


U. 


— 


— 


6 


B. 


M. 


£. 


4 


B. 


M. 


St 


12 


B. 


M. 


E. 


1-2 

mal 

moiutl. 


B. 


M. 


— 


2 

wenigst 
2 


B. 
ü. 


M. 
M. 


St. 


4-8 


B. 


M. 


St 



Wiebecke, 

Strauch 
Liebert, 

Ipscher 

Göpel 
Liersch, Friok 

Meyerwisch, 

Ehen 
Mendel, 

Hadlich (f) 
Wiedemann, 

Hellwig 
Koppel 



— Liersch 



Päprer 



Gleitsmann, 

StUler 
Dziekdnsky 



1) Aus d. Vereinigung d. „geburtshulfl. Gesellschaft" u. d. „Gesellschaft f. Gynäkologie" 1870. 
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6. Provins Pommern (5). 





Name and 

Ausdehnungsbczirk 

des Vereins 


GQ 


1 

'S 

% 


Gegenstand 1 
der Verband- 
langen 1 


Organ ftür 

dieVeröflfent- 

lichungen 


ijl 

TS 


< 


«2 
1 


Standet- 1 
Ordnung und 
Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


1" 


Verein der Ärzte des Reg.- 
£ez. Stettin 


1884 
11/10. 


140 


W.St. 


£ig. Berichte 


2 


ü. 


M. 


St.E. 


Steffen I 
Sauerhering 


2* 


Verein der Ärate des Eeg.- 
Bez. GOslin, bestehend aus 
ZweigTer. Beigard n. Stolp 


1864 

11/1. 


B«]gard 

42 

8t<»lp 

30 


w.st. 


Ärztl. Vereins- 
blaU 


12 


ß. 


M. 


8t.E. 


Beigard: 

Starke (Col- 

berg), Roth. 

Stolp : Bumke, 

Wernich 


3* 


Verein der Ärzte des Beg.- 
Bez. Stralsund 


1878 
1/6. 


71 


W.St. 


Eorrespon- 
denzbl. d. Ver. 


2 


U. 


M. 


St. 


Krabler, 
V. Haselberg 


4* 


Wissenschaftl. Verein der 
Ärzte Stettins 


1883 

27/10. 


58 


w.st. 


— 


8 


B. 


M. 


— 


Sohleich, 
Freund 


5 


Greifswalder med. Verein 


1863 

3/8. 


42 


w. 


Deutsche med. 
Wochenschr. 


9 


U. 


— 


— 


Mosler, Hoff- 
mann 



2* 

3* 

4* 
5* 

6* 



8* 
9* 



Verein der Ärzte des Reg.- 
Bez. Breslau 

Verein der Ärzte „Schle- 
siens und der Laasitz*^ 

Domizil: Liegnitz, 
Verein der Ärzte Ober- 
schlesiens 

Verein d. Breslauer Ärzte 

Verein der Ärzte des ober 
schles. Industriebezirks 
Ärztlicher KreisTcrein in 
Lauban, Kreis Lauban u. 

Greiffenberg 
Äiztl. KreisTerein Lan- 
deshut i/Schl. 
Verein Liegnitzer Ärzte 

Verein der Ärzte Ton 
Schweidnitz 



6. Provini Schlesien (9). 

Korrespon- 
denzbL d.Verb 
d. schlesischen 
Ärztekammer 

dasselbe 

dasselbe 

dasselbe 
dasselbe 



1877 


170—180 


w.st. 


1848 


122 


W.St. 


1876 


112 


w.st. 


1883 


161 


w.st. 


1868 


75 


w.st. 


1876 


17 


w.st. 


1884 
1879 
22/1. 

1889 


7 
28 

17 


w.st. 
w.st. 

w.st. 



2-4 


A.K. 


M. 


St.E. 


1 


U. 


M. 


— 


2 


B. 


M. 


St.E. 


9 


B. 


M. 


St.E. 


4-6 


B. 


M. 


SiE. 


6 


U. 


M. 


— 


12 


U. 





— 


10 


U. 


M. 


St.E. 


52 


B. 


M. 


St.E. 



Fritsch 



— Krause 



Wagner, 
Schneider 

Körner 

Szmula 

Nöldechen, 
Leder 

Köhler 
Stadthagen 

Anton, Kugler 



2* 



Verein der Ärzte des Reg. 
Bez. Magdeburg 



Verein der Ärzte des Reg.- 
Bez. Merseburg und Her- 
zogtum Anhalt 



7. Provinz Sachsen inkL Anhalt (17). 



1874 



1842 



203 



165 



w. st. 



Verhandlung, 
des Vereins 



Korrespon- 
denzbl. d. Ver. 



A.K. 



M. 



M. 



K.St.£. 



St.E. 



Bette -Magde- 

burg,Niemann, 

Schulz, Finke, 

Haake 

HoUmann, 

Majer, Risel, 

Seeligmüller, 

Metzner, 

Bucholz 
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Ntma und 




1 




Orguti f^r 


H 


1 




1 


Name 


i 


AusdehnuDgabeiit-k 


1^ 


1 


i *» ö 


die Teröifent- 


^11 


1 


1^£ 

1^ 




dea Ver^üiH 


J3 

5 


% 


1^^ 

O 53 


lichnngen 


»4 
O 


^ 
^ 
<< 




i des VarBtaod^ 






CO 


i 


^ 




T3 






o 




3* 


MediziDÜche GeaelUotiaft 
zu Mfigdeburg 


1S4B 


78 


w.st 


— 


— 


A.TT, 


M, 


K.St.E. 


Bette, Seadler, 

ScbuLs, Bück^ 

Schneider 


4 


Medi^iniacbe Gesellecbaft 
KU HiUberetadt 


ISSB 


25 1 


w, at. 


— 


12 


B- 


M, 


- 


Finke, Müller 


5 


Media, Gescllscb. d. Ärzte 


olrCA 




















in Hdb&retadt, QuedliiK 
biLTgf Blikukenburg und 


1840 


30 


w.st. 


— 


4 


B, 


M. 


- 


Nebelung in 
Halberstadt 




Landeclmft 




















ö 


Verein Altm&rkor Ätzte in 


1834 


37 


w.at. 




4 


B, 


M, 


E.St,E. 


Haaekfl, Hutb, 




SUßdnl und der Ältmark 


30/10, 




Schnitzer 


7* 


Ver, d. Ärä&ta ia Sulzwtdel 


1880 


U 1 


tt. 


— 


12 


Ü. 


M. 


K.St. E. 


Haaen knüpf 


§ 


Freie Terüin ig. d. Arztad. 


188^ 








w««btL 












Grafachaft Wernigerode 








1 111*1 


■ 








9* 


Ver.d, Ärzte 2. Halb a/S. 


18Ö0 


Sl 


w» 




«lU 
14 Tige 


B. 


M 


E. 


Kaltenbaoh, 
Oberst 


10 


Yemn der Ärite n. Apu- 
thektr zn Merseburg 


1965 


unbcflt. 


w.at 




■11« 
Wwben 


U. 


— 


— 


dar jeweilig*} 
Kreiapbjsikua, 
B< Z. Feukert 


11* 


Verein d, Ärzte d. Kreiaei 
WeiCsenfels z> Weiracufels 


1887 
29/11 . 


14 


w.st. 


— 


; 4 


B. 


M. 


- 


Sohrader 


12* 


Ärztl Verein zu Erfurt 


1878 
23/1. 


41 


W.flt- 


— 


8 


ß. 


U. 


K. 


Brebme, Wei- 
gelt, Lotb 


13 


Äi-ztl. Ver. «. Nardhauaeu 


1S82 
9/12. 


13 


W,lt 


— 


12 


B. 


H. 


E. 


V. Blödau, 
Guldhorn» 




















Ünger 


H* 


Ärzt*Ter. zu Mühlbattacn 
iu TbUringeu 


1830 


11 


w.ai 


— 


12 


U. 


— 


K.St. E. 


Heuber, 
Fleiaolihauer, 
ScMoss 


15* 


Äratl. KTeiÄTerein Zerbst 
mit Lobnrg nnd Gominem 


18S1 
2/4. 


13 


W, Bt. 


— 


4 


B, 


M, 


E, 


Sobntirpel, 
Rubitzaeh 


16* 


Ärzte verein des Kreises 
Beraburg 


1675 


18 


IT.st. 


— 


6 


B, 


M- 


— 


Wesohe 

der jeweilige 


17* 


Ereisverein Dessau 


1882 


20 


St. 




12 


ü. 




E. 


Kreisphysicus, 
s. Z. Bichter 



Verein schlesw.-holstein- 
scher Ante 

Altonaer ärztl. Verein 

Ärztl. Verein f. d. Ereis 
Pinneberg 

Angler ärztlicher Verein 
Flensbnrger ärztl. Verein 
Friedrichstädt. ärztl. Ver, 



8. Provini Sehlefwig-Holitein (18) 



Eigenes Organ 



1865 


310 


w.st. 


1869 


31 


W.Bt. 


1866 


28 


w.st. 


1875 


10 


W.8t. 


1884 


16 


W.st. 


1885 


7 


W.st. 



1 


ü. 


M. 


K.St.E. 


10 


B. 


M. 


K.St.E. 


28 


B. 


M. 


K.St.E. 


4 


B. 


M. 


£. 


12 


B. 


M. 


— 


4 


ü. 


M. 


— 



Bocke adahl, 
Mencke 

Wallichs, 
Greve, Lucht 

Wallichs. 
Dreesen 

de la Motte 

Bamiok, 
Deneke, Nisse 

Heider 
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Name nnd 

Aasdehnnngsbezirk 

des Vereins 



Itzehoer ärzÜicber Verein 

8 Kieler ärztlicher Verein 

9 Verein prakt. Ärzte in 
Kiel und Umgegend 



10 
11 
12 
13 

14 

15 

16 
17 

18 



Physiolog. Verein in Kiel 

Verein prakt. Ärzte fUr 
Mittel-Hol8t.(NeumUn8t.) 

Verein prakt. Ärzte fUr 
Norderdithmarschen 

Nordost - Schleswig -holst, 
ärztlich. Verein (Haders- 
leben, Apenrade u. s. w.) 

Verein prakt. Ärzte fllr 
Ost- Holstein (Kreis Ol- 
denburg u. s. w.) 

Verein prakt. Ärzte für 
Kreis Bendsburg 

Schleswiger ärztl. Verein *) 

Suderdithmarscher ärztl. 
Verein 

Sudost-holstein. ärzt. Ver. 
(Segeberg, Oldesloe u.s.w.) 



h 

§ 


'S 


Gegenstand 
der Verhand- 
lungen 


1865 


16 


w. st. 


1858 


47 


w. st. 


1887 


30 


w.st. 


^ 


29 


w. 


1865 


14 


w.st. 


1866 


13 


w.st. 


1887 


18 


w. st. 


1866 


16 


w.st. 


1865 


18 


w.st. 


1832 


11 


w.st. 


1847 


11 


w.st. 


1865 


18 


w.st. 



Organ ftlr 

die Veröflfent- 

liehnngen 



► -2 



12 
4 
12 

14 

3 
2 



1 

2-3 
4 

2 

2 



•3 



B. 
B. 

B. 
ü. 



U. 
U. 

ü. 

ü. 





3 



M. 

M. 
M. 



M. 
M. 

M. 

M. 



i 






K.St. 
St.E. 
St.E. 



K.St.E. 



Name 
des Vorstandes 



Glaussen, 
Behder 

Quincke, Stark 

Streit, Nicolai, 
Bargum,Weber 

Hansen, 
Bockendahl, 
Flemming 

Muller, 
Barlaob 

Dohrn, 
Glaussen 



Hasselmann 

Schow 

Assmussen, 
Volbehr 

Hansen, Witt 
Gold, Beuck 
Stolle 



I 



2* 



4* 
5* 



Niedersäch. Ärztevereins- 
bund, umf. ärztl. Ver. d 
ProY. Hannover, d. Her- 
zogtums Braunschweig u. 
der Stadt Bremen 

Ärztl. Ver. zu Hannover f. 
d.Ärzte d.StädteHannover 
und Linden 

Ärztl. Bez.-Verb. d. Reg.- 
Bez. Lüneburg, Domizil 
abwechs. Harburg, Lüne- 
burg, Gelle, ülzen 

Allg. ärztl. Ver. f. Ostfries- 
land, umf. Rg.-Bez. Aurich 

Harzer Ärzteverein (für 
den Ober-Harz) 



9. Provinz Hannover (21). 



eig. Jahesber. 



1876 


480 


w.st. 


1829 
10/2. 


90 


w.st. 


1889 


60 


w.st. 


1883 


56 


w.st. 


1877 
27/10. 


27 


w. st. 



eventuell ärzt. 
Vereinsblatt 



1 


ü. 


— 


— 


16 


A.K. 


M. 


St. 


2 


ü. 


M. 


— 


2 


B. 


M. 


8t.E. 


2 


B. 


— 


E. 



Cohen (Han- 
nover) 



Lohmann, 
Schläger 

Wattenberg, 
Zimmermann 



Siegener, 
Harms 

Neufs, Breiger 



1) Wesentlich durch d. bekannten Psychiater Prof. Dr. Jessen gestiftet u. in Blüte erhalten. 
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Name und 

Ausdeh D ungfib ßzir k 
des Vereint 




r 

Ob 


11« 

"3 


Organ f^r 

dieVerülfent- 

Uehungen 


1 

a 
|gä 

TS 


1 


«2 

OS 


, P ^ 
m P 

J|l 


Käme 
des Vorstandes 


6* 


Är^t.Verein z. HüdeaLclm 


1S79 

n/iö. 


46 


w,rt. 


— 


12 


B. 


M. 


K,StE 


Krüger, 
Tannen 


7* 


Ätz tl . E rei s vor. Gütting gb 


1&43 


33 


w,st 


— 


2 


ü. 


M. 


St.K 


üru^Ben 


8+ 


ÄntL Ver, z. KamDln i/W. 


1888 
28/1. 


23 


w. at. 


— 


6 ' 


B. 


M. 


^ St. E. 


Staat«, Kuopf 


9 


.\ratLVcrdD Celle f Stadt 


I86Ü 
















Marcard, 




und Kms Gtflle 


6/3, 


U 


w.«t. 


Cellcr Zeitung 


4-ü 


B, 


M. 


— 


Sehrcekon- 
berger 


10* 


Äratl. Yerem Lüneburg 


IS49 


13 


W. Ht. 


— 


LI 


B. 


M. 


— 


MQnchmoyer, 
llarniaen 


11* 


ÄrztL Verein z. Oatiabraolt 
Stadt und Rfg^-Bozirk 


1876 
22/5. 


24 


w.st. 


— 


12 


ü. 


M. 


— 


Sebirmcyerf 


12* 


irgtl. Lese verein apüter : 


1^45 


25 






1 


0. 






de Buyter, 
Straugnieier 




ÄTÄtl Ver* QuflcktjQbrllt;k 


lOßh 


w, it. 


~ 


M. 


""" 


13* 


Äratl. Verein der GralMsh» 


1878 




















Hoya und Diephük 


6/9, 


12 


w.at 




2 


B. 


M. 


K.St.E. 


Fontheiüi 


14* 


Ärztlicher Yeroin zu Leer 


1876 

D/12. 


10 


W. flt. 


— 


U. 


— 


— 


[iofftuann 














moiull. 










15 


ÄMtl. Verein tu Emden 


— 


9 


^,st. ' 


— 


U 


B. 


M. 





Tergaat 


16* 


Ärztl. Verein zu Verden 


1884 


12 


st. 


— 


mindeit. 
2 


ü. 


M. 


St. 


Matthäi, Ocker 


17* 


Ärztl. Verein Nienburg- 
Stolzenau 


1878 
14/12. 


10 


w. st. 


Ärztliches 
Vereinsblatt 


2 


B. 


M. 


E. 


Weht 


18* 


Ärztl. Verein zu Stade 


1845 
19/9. 


29 


St. 


— 


3 


B. 


M. 


K.St.E 


Tiedemann, 
Bohde 


19* 


Ärztl. Verein z. Rotenburg 


1879 

4/4. 


9 


w.st. 





3 


B. 


M. 


St.E. 


Rohrs, Pfund 


20* 


Ärztl. Verein a. d. ünter- 




















elbe zu Gadenberge. Aus- 






















dehnungsbz. : Kreise Eeh- 


— 


17 


8t 


— 


3-4 


ü. 


M. 


— 


Vogel, 




dingen s. T.; Neuhans, Ot- 


















Krusewitz 




temdorf,Bremervördez.T. 




















21* 


Ärztlich. Ver. Bleckede- 


1887 


8 


















Dannenberg-Hitzacker 


W.st. 


*"" 


6—7 


B. 




— 


Brandes 



10. ProYinz Hessen-Nasaau (13). 



1837 
resp. 

1845 



Bndo 
dar 

öuer 



1* Ärztl. Verein in Frank- 
furt a/M. 

2* Ärztl. Verein d. Maingaus 
ohne festes Domiz. (Unter- 
raaingeg., haupts. Landkr. 
Frankfurt, Wiesbaden, ««« 
übertaunuskreis , Kreisel '^*^* 
Höchst und Usingen) 

3* Ante -Verein des Reg. 

Bez. Cassel, Domizil Mar- 1 883 
bürg, Reg.-Bez. Cassel 

Oraf, Arztlioliei VereinBwesen. 



ordentL 

138 

aasBer- 

ordentL 

57 


w. st. 


52 


w. st. 


217 


w. st. 



rahresberichte 



besonders er- 
scheinende 
kurze Berichte 



2 

moiMtl. 


ü. 


M. 


— 


12 

jfthrUoh 


ü. 


M. 


3t.E. 


1 
jfthTlioh 


A.K. 


M. 


St.E. 



O.Wolf, Fried- 
berg, Klingel- 
höfer, Stahl 

Grandhomme, 
Beinhauer, 
Bender 



Sehmidt - Rim- 
pler, Bookiritz, 
von Heusingert 
dohneider, Ton 
Wild, Sehmeis- 
ser, Fllhrer 



10 
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£ 



Kf^me und 

AfudehiiTtiigfibexirk 

des Verein fl 






Q V Q 



o 



Orjfan Air 

die Yertitfent- 

lieh HD gen 






I 

d 



1 



TS SP C 

P a> 



Name 
des Vorstandes 



5* 
6* 

7* 

8* 
9* 

11* 

12 

13* 



Verein naasanischer Ärzte 
Reg.- Bez. Wiesbaden 

Mittelhessisch. Ärztever. 
Bebra 

Casseler Ärzte -Verein 
(Cassel u. Umgebung) 

irztlich. Verein zu Wies- 
baden (Wiesbaden und 
nächste Umgebung) 

Ärztl. Verein zu Marburg 
(Marburg und Umgebung) 

Hanauer ärztl. Ver. Hanau 

Mediz. Gesellschaft. Do- 
mizil Homburg. Ärzte d. 
früheren Amtes Homburg 

Ärztl. Ver. d. Kreise Fulda. 
Gersfeld und Httnfeld 

Ärzte -Ver. d. Eichsfeldes 
Domizil Leinefelde 

Meifsnerscher ärztl. Ver, 
Domiz. Eschwege, aufser- 
dem Witzenhausen, Ro- 
tenburg, Melsungen 



1851 
21/5. 

1884 
17/6. 

1870 



1869 
7/7. 

1858 

1874 
17/6. 

1872 

1879 

1887 
3/11. 

1839 
30/9. 



94 
16 
53 

84 

46 

18 

13 

19 
19 

12 



w. st. 
w.st. 
w. st. 

w.st 

w.st 
w. st. 

w.st. 

w. st. 
w. st. 

st. 



Jiorreapon- 
denzbl. d. ärzt. 
Vereine Rhein- 
lands u.Westf 



Berl. klinische 
Woohenschr. 



eyentuell ärzt 
Vereinsblatt 



jihrlieh 



i; 

jmbrliabl 

S— 9 
Jilidl«li 



12 

9 
jihrUeb 

12 



24 

4 

12 

2—4 



B. 
U. 

B. 

U. 
B. 



M. 



M. 

M. 

M. 

M. 

M. 



StE. 
E. 

St.E. 

St.E. 

St.E. 
K.St.E. 



St.E. 
St.E. 

St.E. 



Geibd, 
de Beauclair, 
Wernher 

Spangenberg, 
Victor 

V.Wild, Rock- 
witz, Gläfsner, 
Hadlich 

Kühne, 
Wehmer 

Sehmidt-Bim- 
pler, LfthB, Abte 

Hartmann, 
Siebert 

Hoeber, Lom- 
mel, Rüdiger 

Schneider, 
Raabe,Gesang 

Koppen, Wolf, 
Lorenz 



Heinemann 



U. Provinz Westfiüen inkl. Schanmbnrg, Lippe, Waldeok (17). 



2* 



Verein d. Ärzte in West- 
falen *), Domiz. wechselnd. 
Ausdehn.: Westfalen u 
Lippe-Detmold 

Ver. d. Ärzte d. Reg.-Bez. 
Arnsberg. Kein fest. Dom . 



Verein d. Ärzte des Reg. 
Bez. Münster 



Ver. d. Ärzte d. Reg.-Bez. 
Minden u.FUrstent. Lippe 

Verein d. Ärzte d. Sttder 
land ( Arnsberg-Sauerland 
einschl. Nebenthäler) 



1860 

7/8. 

1868 
19/5. 



1872 

1872 

1881 
26/6. 



421 
223 

102 

98 
32—35 



w. st. 



w. st. 



.st. 



w. st. 



w. st. 



Korresp.-Bl.d. 

ärztl. Vereins 

i. Rheinland u. 

Westfalen 

dasselbe 



dasselbe 



dasselbe 



1 


U. 


1-2 


U. 


1 


U. 


2 


U. 


2 


U. 



M. 
M. 



M. 1 St.E. 



M. St. E. 



St.E. 
St.E. 



Morsbach 

Morsbach, 
Schaberg, Gei^ 
stein , Flume, 
I^ieden 

Hamelbeck, 
BrUggemann, 
Kranz 

Petri, #rey, 
Sauerwald 

von Schleinits 



1) Aufgelöst 1SS9, umfaCste die drei folgenden Vereine. 
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9 
10 

11 
12 

i:^ 

14 
15 
10^ 



Name and 

AusdehnuDgsbezirk 

des Vereins 



CO 



3 



S o a 



Verein d. Ärzte im Kreise 
Dortmund 

Ver. d. Ärzte d. Kreis. AI 
tena. Dom.: Lüdenscheid 

Ärztl. Verein des Kreises 
Gelsenkirchen. Domizil 
Gelsenkirchen 

Arzt. Ver. i.KreiseBochum 
Domizil Bochum 

Ärztl. Bez. -Verein Alten - 
beoken (K reise Paderborn 
Büren, Warburg, Höxter, 
Pyrmont) 

Ärztl. Ortsverein Bochum 

Ärztl. Verein Stadt Witten 
Lokalverein 

Verein d. Ärzte zu Hagen 
Schwelm, Altena, Iser- 
lohn, Horde, Arnsberg 

ÄrztL Lokalverein Hagen 
Stadtkreis Hagen 

Ärztl. Verein der Stadt 
Münster 

Schaumbg. Ärzte -Verein 
Kreis Rinteln u.Fürstent. 
Lippe-Schaumburg 

Ärztl. Verein d. Fürsten 
tums Lippe 



1846 

1886 

18/7. 

1884 
29/2. 

1862 

17/7 

1888 
24/11 

1884 
7/1. 

r.raelur 
aU 20 
Jahren 

1874 

1/8 

1865 

1872 

1884 
7/4. 

1840- 
50 



35 



24 



27 



78 



50 



22 

8, 

m.LeieTer. 
irztUeher 
Sohrifl. 12 

70 



14 
39 

31 



jeder Ant 
i. Pftrttent. 



W.st 



W.st. 



.st. 



w.st. 
w. st 

St. 

w.st. 

St. 

w.st. 
w. st. 



Organ für 

die Veri^ffent- 

Uchungen 



E 


aj> i 


H ^ 


F ' 


? fe 


■s 


S c 


Q 


t>-H 


'S 




■< 



4) ? Qi 






desYurBtand«a 



Wenn nötig, 
durch besond. 
gedr. Schrift 

unbestimmt 



12 


B. 


2 


ü. 


12 


U, 


12 


ü. 


2 


Ü. 


12 


ü. 


3-7 


ü. 


4 


ü. 


12 


u. 


12 


ü. 


4 


ü. 


— 


ü. 






M. 

M. 

M. 

M. 
M. 



' Mursbaoh, 
£i HugemaniL, 

: ti erstem 
Terfloth, 
St E. Küucrt, 

Klinge nbebfiü 



M. I Si£ I 

I 



KlUter, Lind»- 



Kl^Btormaun, 
StE ' Schmidt, 
Ni^don 



St E. 

StE, 

E. 
St.E. 

St.E 
K.St.E. 



Baumer, Weil, 
Klug« 

Klüslermann, 

NtedöuJIuTer- 

kamp 

Schantz 
Schaberg 

Schaberg 

Hölker 

Giemen 
(Rinteln) 

Kirchner, 
Petri 



12. Sheinprovinz (29). 



1* 
2» 



Verein d. Ärzte d. Reg.- 
Bez. Düsseldorf 

Verein d. Ärzte d. Reg - 
Bez. Köln 

Verein d. Ärzte d. Reg.- 
Bez. Coblenz 

Verein d. Ärzte d. Reg- 
Bez. Aachen 

Verein d. Ärzte d. Reg.- 
Bez. Trier 



1844 

2/5. 


355 


w.st. 


1861 
9/10. 


205 


w.st. 


1863 
5/U. 


113 


w.st. 


1864 


140 


w.st. 


1866 
Mai 


86 


w.st. 



Korresp.-Bl.d. 
rhein. u. westf. 
Vereine 

dasselbe 



dasselbe 
dasselbe 
dasselbe 



u. 


M. 


K.StE 


ü. 


M. 


E. 


u. 


M. 


St.E. 


ü. 


M. 


E. 


A.K. 


M. 


E. 



Graf, Künne, 
Hölling 

Lent, Leo 

KirchgäCser, 
Nötel, Adams 

Roelen, Baum, 
Capelimann 

Thanisch, 
MeiCsner, 
Roller 



10< 
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Käme und 






ee 



5 

ig 



Ärztl. Leseverein zu Köln 1 833 



Allg.ärztl. Verein zu Köln' 1871 
amfarstKölnu.VorstädU! 16/3. 



8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16' 
17 

18 
19 

20 
21 
22 

23 
24 



Ärztlich. Verein „Dunkli 
Stunde'' in Köln 

Ärztl. Verein f. Bonn, umf. 
Bonn u. näclute Umgeb. 

Ärzte -Verein der Kreise 
Euskirchen-Bheinbaoh 

Arzt Leseyerein f. Aachen 
und Burtsoheid 

Ärztlicher Verein Düren. 
Kreis Düren 

Zivilärztl. Ver. in Coblenz 



1862 
1843 

1883 

1840- 
41 

1862 

1880 
9/11. 



123 

70 

84 

22 

10 
21 



IIa 
Sog» 



Organ für 
die Veröffent- 
lichungen 






GomU. 
Verein 



w. st. 

w. st. 

w. 

st 
w. st. 



Deutsch, med. 
Woohenschr. 



I I I 






ü. ' — I — 



aUe 
14 Tage 



12 
12 

4 

18 

unbeet. 
12 



ü. 

ü. 
ü. 

ü. 

ü. 

B. 
B. 



M. 



StE. 






Name 
des Vorstandes 



Platten, Hahn, 
Keller, Mar- 
chand, Ochs 

Eheinstädter, 
Braubach, 
Leichtenstern, 
I Auerbach, BOse 

Merzenich, 
Firnich 



M. — , Oebeke, Wahl 



I 



M. 

M. 

M. 
M. 



Militärärztl. Verein Coblenz ohne feste Organisation, umfaCst sämtliche aktiTe Sanitäts- 
offiziere Ton Koblenz und Ehrenbreitstein 



Ärzt.Lokalver.Andernach 
Andernach u. Umgebung 

Ärzte- Verein a. d. Nahe u. 
Umgeb. incl. Birkenfeld 

JVrzt. Eifel- Verein (Kroiae 

Prüm, Bitburg, Düren, 

Schieiden, WitÜich 

Verein d.ÄrzteDüsseldorfs 
Domizil Düsseldorf 

Ärzte -Verein zu Barmen 
Stadtkreis Barmen u. Amt 
Langenfeld 

Ärztl. Verein in Elberfeld 

Bergischer Ärzte -Verein 
Domizil Lennep 

Xiederberg.Ärzte-Ver. f.d. 
Kr. Solingen, Mettmann, 
Düsseldorf (Land). Kein 
festes Domizil 

Verein der Ärzte zu Essen 
Stadt- u. Landkreis Essen 

Xrztl. Verein zu Dui bürg 



1884 i 10 
43 



1887 
22/10 



LB69 25 

1&Ö5 68 

1 

1 ^64 38 



T. dies. 
Zeit 
Lesev. 
1880 

1888 
15/12 

1884 



swi- 
Eohen 
1850 
und 
1860 

1865 



41 

28 
24 

60 
16 



w. st. 
w. st. 

St. 

w. st. 
w. st. 

w. st 
w.st 
w. st. 

w.st 
w.st 



— 




aUe 
14 Tage 


Lokalbli 


Itter 


2 

1 


— 




8 


— 




12 


— 




12 


— 




mindert. 
6 


— 




6 


— 




10 


ventuell ärzt. 
Vereinsblatt 


12 



B. 
A.K. 

ü. 

B. 

B. 

ü. 
B. 
ü. 

ü. 
ü. 



M. 

M. 

M. 
M. 

M. 

M. 



M. 
M. 



E. 
StE. 

StE. 
St. 



StE. 
St. 



Thomas, Oden- 
kirchen 

Mayer, Baum, 
Capeilmann 

Weskamp 

Frh.T.Massen- 
bach, Maurer 

d. jew. Korps- 
Generalarzt 



Heddäus, Pe- 
terson. Welsch 

Wellerstein, 
Nels, Meyer 

Groos, Hecker 

Neuenzeit, 
KrüU, Stood 

Graf, Klein- 
schmidt,Mölier 

Greuling, 
Flüs, Schleg^ 
tendal 

Pütz, Clie?er 



Albers, Morian 
Davidis 
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i. 


Name und 

Ausdehnungsbezirk 

des Vereins 


•i 

'55* 

1 

CO 


} 


Gegenstand 
der Verhand- 
lungen 


Organ ftlr 

dieVeröffent- 

Hebungen 


1^ 


1 


.2 

< 


Standes- 
ordnung und 
Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


25 


Crefelder Ärate-Verein (f. 
Stadt Crefeld) 


1878 
10/10. 


30 


w. st. 


— 


12 


B. 


M. 


K.St.E. 


Schneider 


26 


Verein d. Ärzte d. Kreises 
Gladbach 


1830 
26/12. 


30 


w. st. 


— 


4 


ü. 


M. 


E. 


Forsbeck 


27 


Konferz. d. Medizinalbe- 
amt, d. Reg.-Bez. Dttsseld. 


1870 
30/4. 


40 


w. 


Zeitschrift fUr 
Mediz.-Beamte 


2 


ü. 





— 


Weifs, 
Zimmermann 


28 


Niederrhein. Gesellschaft 

ftlr Natur- und Heilkunde 

(medizin. Sektion) 


1818, 
neiior- 
gsni«. 

1839 


70 


w. 


£ig. Berichte 


8 


B. 


— 




Eöster, Leo 


29 


Psychiatr. Ver. d. Rhein- 
proTinz. Domizil Bonn 


1867 

6/7. 


64 


w. 


Allg.Zeitech.f. 
Psychiatrie 


2 


B. 


— 


~ 


Pelnian,Hert», 
Peretti 



IL E5nigreieh Bayern (65). 

A. Der staatlichen Organisation eingefügte Vereine. 

I. Ober-Bayern. 



1* 


Ärzt.Bezirksyer. München 


1872 


280 


w.st. 


Muncn. meaiz 
Wochensohr. 


6 


U. 


M. 


St.E. 


Aub 


2* 


BezirksY. Aichach-Fried- 

berg-Schrobenhausen *j 

Domizil Aichach 


1860 


16 


w.st. 


dieselbe 


3 


ü. 


M. 


— 


Gröber in 
Aichach 


3* 


Bez. -Verein Ebersberg- 
Miesbach-Rosenheim 


— 


38 


w. st. 


dieselbe 


3 


U. 


M. 


— 


Mllhlbauer 


4* 


VSTl 
Ä.-B.-V. Erding 9/3. 


8 


st. 


— 


2—3 


ü. 


M. 


St. 


Limmer 


5* 


Ä.-B.-V. Freising-Moos 
bürg 


1873 
13/12 


8 


w.st. 




4 


ü. 


M. 


St.E. 


Brug 


6* 


Ärzt.-Bez.-V. Ingolstadt- 
Pfaffenhofen *) 


1871 


16 


w.st. 


— 


2 


U. 


M. 


E. 


Vanselow 


7* 
8* 


Ärzt..Bez.-Ver. Muhldorf- 

Neuötting 

Ärzt.-Bez.-V. Traunstein- 

Reiohenhall*) 

Domizil Reichenhall 


1872 
1872 


13 
28 


w.st. 
w.st. 


Mtlnch. mediz. 
Wochenschr. 


2—3 
1 


B. 
U. 


M. 
M. 


E. 
E. 


Weifs 
Rapp 


9* 


Ä.-B.-V. Wasserburg 1867 


12 


w.st. 


dieselbe 


2 


B. 


M. 


E. 


Glonner 


10* 


irztl.-Bez.-V. Weüheim- 

Landsberg. Domizil 

WeUheim^) 


1871 


27 


w.st. 


dieselbe 


2 


U. 


M. 


E. 


Feilerer 



1) Gehörte früher zum Verein Ingolstadt. 

2) Der alte Verein Ingolstadt war 1849 gegründet. 

3) Besteht schon seit 1848 Tor der Einfügung in die staatliche Organisation. 

4) Verein Landsberg bestand seit 1859. 



150 



n. Hieder^Bayern. 



Name und 

Ansdehnungsbezirk 

des Vereins 



12* 

13* 
14* 

15* 

16* 



18 
19» 



20* 



21^ 
22^ 



23^ 



Ä.-B.-V. Vilsbiburg 

Ä.-B.-V. Landau-Dingol- 
fing. Sitz: Dingolfing 

X.-B.-V. Abensberg 

Ä.-B.-V.Deggendorf, umf . 

Deggendorf,Regen,Viech- 

tach, Hengersberg 

Ä.-B.-V. Straubing 

Ä.-B.-V. Landshut; nur 
ftlr Stadt Landshut 

Ä.-B.-V. Rottenburg 

Ä.-B.-V. Pfarrkirchen 

Ä.-B.-V. Passau. Bezirks- 
amt. : Passau, Wegscheid, 
FreyungjVilshofenjGries 
bach, Grafenau') 



Ärzt.-B.-V. Frankentbai, 
Bezirksämter: Franken- 
thal, Ludwigshafen, 
Speyer, Neustadt*) 

Ä.-B.-V. Landau 

Ä.-B.-V. Kaiserslautern, 

umfaCst Landgeriohtsbez. 

Kaiserslautern 

Ärzt.-B.-V. Zweibrttcken, 

umfafst Landgeriobtsbez 

Zweibrlloken 







24*1 Ä.-B.-V. Amberg«) 



25* 



Ä.- B.- V. d. östl. Oberpfalz 
umf. d. Amtsger. Cham, 
Fürth, Roding, Nittenau, 
Neunburg,OberYiechtach, 
Sohwandorf 



Gegen 
1870 



1 
5 

s 



SS 






O ® 



Organ für 

die Veröflfent- 

liohungen 



S 

i A 







1873 


6 


1872 


9 


1883 
24/4. 


8 


— 


15 


— 


14 


1872 


14 


1878 


9 


1868 


11 


1871 


34 



w. si 
w. st. 

w. st. 

w. st. 

w. st. 

w.st. 

w. st. 
w.st. 

w.st. 



'MOnch. mediz., 
Wochenschr. 



MUnoh. mediz. 
Wochenschr. 

dieselbe 

dieselbe 

dieselbe (nicht 
regelmäCsig) 



m. F&iz. 



— 


72 


1840 

2/2. 


49 


1839 
13/10. 


36 


1839 
13/10 


35 



w.st. 



.St. 



Vereinsblatt d. 
pfälz. Ärzte 

dasselbe 



w. st. I dasselbe 



w. st. ' dasselbe 



IV. Ober-PfEdz. 



13 w. St. 



12 w. st. 



MUnch. mediz. 
. Wochenschr. 



ü. 
U. 



2—3 



B. 

ü. 
ü. 



2 I ü. 



ü. 



2 ' B. 



ü. 







< 



M. 
M. 

M. 



a o 
«^ S* t 

^ 'S W 



Name 
des Vorstandes 



St. Reiter 

Httglauer 

£. I Linsmayer 



- I E. 



Etauscher 



M. £. I Schmutzer 
M. £. : Herrmann 

M. < — ! Mayr 



- I M. 



M. 



Stömmer 



Strobel 



M. 



St. E. Zöller 






M. St. E. 



— St. E. 



ü. I - 



ü. M. 



B. M. 



E. 



Pauli 



Chandon 



Ullmann 



£. I Andräas 

I 
St. E. I Schöpperl 



1) Hervorgegangen aus d. „Verein für die Arzte in Niederbayern**, gest. 1847. 

2) Die 4 Vereine bildeten und bilden in ihrer Gesamtheit den „Verein pfälzischer Ärzte, gest. 
1839, welcher ein eigenes Ehrengericht und die Möglichkeit des Ausschlusses besitzt. 

3) Die 5 Vereine sind herrorgegangen aus dem noch existierenden, in den 50er Jahren gegründeten 
„Kreisyerein der Oberpfalz, der afijährlich eine Sitzung hält und seine Verhandlungen in der Mün- 
chener med. Wochenschrift veröffentlicht. 
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Name und 

Ausdehnungsbezirk 

des Vereins 






n 

OD 'T* 



'c>£ 



Organ fQr 

die Veröffent- 

lichangen 



S 



^ 



^ 



d C o 
8? 3 »^ 



Name 
des Vorstandes 



26* 



7.V 



28* 



29' 
30* 



i.-B.-V. f. Eegensburg u. 
CJmg. Dom. Regensburg 

Ä.-B.-V. Weiden, umf. 
Landgericht Weiden 

i.-B.-V. f. d. westl. Ober- 
pfalz, umf Bez. Beilngries, 
Neamarkt, Parsberg 



Irztl. Bez.-Ver. Bamberg 



Ä.-B.- Ver. Bayreuth, umf. 
Bayreuth, Berneok,Culm 
bach, Holifeld, Pegnitz, 
Pottenstein , Thumau, 
Weidenbg., Waischen feld 

31*Iä.-B..V. Hof 

Ä.-B.-V . Kronach, Bezirks- 
ämter Kronach , Stadt- 
steinacb, Teuschnitz 

Ä.-Bez.-Ver. Lichtenfels- 
Staffelstein 



32^ 
33* 

34 

35* 

36* 
37' 
38' 

39" 
40* 

41* 



1872 



1881 
20/12. 



1871 



1871 

18/10. 



1871 
1872 



Ä.-B.-V. Ansbach, Stadt 
und Umgegend*) 

Ä.-B.-V. Eichstädt 

\.-B.-V. Erlangen 
Ä.-B..V. Fürth 

Ä.-B.-V. f. d. nordw. Mit 
tolfranken. Bezirksämter 
Neustadt, Soheinfeld, 
üffenheim z. T. 
Ä.-B.-V. Nürnberg 
Ä.-B.-V. Rothenburg a/T. 
Amt8g.Rothenburg,SchiU 
ling^Alrst, üffenheim z. T. 

Ä.-B.-V. für Sudfranken, 
umf. Mittelfranken südl 
Ton Nürnberg*) 



35 

20 

14 

42 
31 

22 
11 



w. st. 



w. st. 



w. st. 



MUnch. mediz. 
Wochensoh. u. 
ärzt. Vereinsb. 

Mttnch. mediz. 
Woohenschr. 



5-6 



3-4 



ü. 



B. 



ü. 



7. Ober-Franken. 



w.st. 



w. st. 



w. st. 



w.st. 



.st. 



Mttnch. mediz. 
Woohenschr. 



12 



12 
4 

6—8 



— 


24 


w.st. 


1872 






26/3. 


7 


w.st. 


1885 


36 


w. st. 


Dezbr. 






1858 


21 


w.st. 


1872 


19 


w.st. 


Sept. 






1871 


90 


st. 


1872 


10 


w.st. 


1866 






11/7. 


38 


w.st. 



VL Mittel-Franken. 



Mttnch. mediz. 
Wochenschr. 



Mttnch. mediz 

Wochenschr. 

dieselbe 



Mttnch. mediz. 
Woohenschr. 



Jahresberichte 
in der Mttnch. 
ra. Wissensch. 



12 


U. 


2 


U. 


8-9 


ü. 


zwangL 


U. 


6 


B. 


4-5 


U. 


3-4 


ü. 


12 


U. 



M. 



M. 



M. 



M. 

M. 

M. 
M. 



M. 
M. 

M. 



u. 


M. 


ü. 


— 


A.K. 


M. 


ü. 


M. 


ü. 


"•i 



StE. 



St.E. 



St.E. 



E. 



— E. 



£. 



£. 



Hofmann 

Reinhard 
Herrmann 

Pttrkhauer 
Sieger 

Tuppert 
Vogel 



St. £. j unbes., bisher 
jDr. Sonntag f 



E. 

St. E. 

St. E 
E. 

St.E. 

St.E. 

St. 

St. E. 



Burkhardt 

Schramm 

Frommel 
Mayer 

Bub 

Beckh 
Kaehn 

Lochner- 
(Sohwabach) 



1) Die ärztlichen Vereine Mittelfrankens halten alljährlich in Nttrnberg (oder Erlangen) den mittel- 
fränkischen Ärztetag. 

2) Der jetzige Verein Sttdfranken wurde frtther repräsentiert durch den 1834 gegründeten „Öttin- 
ger ärztl. Verein". Zu diesem trat 1866 auf Anregung von DObfleb (t 1886) der „Lokal-Verein 
fttr das Altmtthlthal u. Umgegend; D. blieb Vorsitzender bis zu seinem Tode. 
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Vn. unter-Franken. 





Name und 

Ausdebnungsbexirk 

des Vereins 


1 
1 




2 

1 


1 


Organ ftlr 
die Veröffent- 
lichungen 


Zahl |] 

der Versamm- 1 

lungen L 


i 




Standes - 

Ordnung und 

Ehrenrat 

r 

ir 


42* 


Ä.-B.-V. Aschaflfenburg 


1872 


7 


w. st. 


— 


4 


U. 


M. 


St.£. 


Hiunmer 


43* 


Ä.-B.-V. Ebern- HaCsfurt 


1873 
Min 


10 


w.st. 




8 


B. 


M. 


St. 


Bald 


44* 


Ä.-B.-V. Gemünden (Ge- 
münden-Lobr) 


1865 


18 


w.st. 


-- 


4 


B. 


M. 


E. 


Rottenhäuser 


45* 


Ä.-B.-Ver. Gerolzhofen- 
Volkach 


— 


12 


w.st. 


— 


6-8 


ü. 


— 


■ 


Schmitt 


46* 


Ä.-B.-V. Kissingen 


1871 


14 


w. st. 




3-4 


c. 







Dietz 


47* 


Ä.-B.-V. -Kitzingen 


1865 
30/8. 

1865 


12 


w.st. 


— 


4 


ü. 


M. 


StE. 


Braun 


48* 


Ä.-B.-Ver. Königshofen- 
Hofbeim 


7 


w.st 


„Bote von 
Grabfeld" 


4 


U. 


M. 


E. 


Hohn 


49* Ä.-B.-V. Neustadt a/S. 


— 


12 


w.st 


— 


6 


U. 


M. 


E. 


Beck 


50* 


Ä.-Bc8.-Ver. Obernburg- 
Miltenberg 


1871 


11 


w.st 


zuw.d.Mttnch. 
m.Wochensch. 


6-7 


B. 


M. 


StE. 


BlUmm 


51* 


Ä.-B.-V. Ochsenfurt 


1877 
20/10. 


6 


w.st 


dieselbe 


4-6 


U. 


M. 


StE. 


Goy 


52* 


Ä.-B.-V. Schweinfurt 


1865 


21 


w.st 


(wenn nötig) 
dieselbe 


12 


U. 


M. 


StE. 


Bruglocher 


53* 


Ä.-B.-V. WOrzburg 


15/11. 
1848 


68 


w.st 




4 


ü. 


M. 


E. 


Stengel 



Tm. Schwaben. 



54*iÄ.-B.-V. Nordschwaben, 
I Bezirksamt. Donauwörth, 
I Nördlingen 

55*jÄ.-B.-V. Dillingen, Be- 
zirksamt Dillingen undj 
Stadt Wertingen 



56* 

57* 

58* 

59* 
60* 



Ä.-B.-V. Neuölm-Günz- 
bürg 

Ä.-B.-V. Memmingen 

Ä.-B.-V. AUgäu, Domizil 
Kempten | 

Ä.-B -V.Lindau (Bez.Lin- 
dau, Weiler, Oberstaufen) 

Ä.-B.-V. Augsburg 



1872 
26/2. 


22 


w.st. 


1886 
9/5. 


12 


w. st 


1885 
26/9. 


— 


w.st 


1872 
20/5. 


26 


w.st 


1871 


38 


w.st 


1876 

6/7. 


15 


w.st 


1871 


41 


w.st 



Mttnoh. mediz. 
Wochensohr. 



MUnoh. mediz. 
Wochensohr. 

(eventuell) 
dieselbe 



M. 



U. — 



E. 



E. 



B. I M. E. 

1 

ü. j M. E. 

ü. j M. E. 

I I 

ü. i M. — 

ü. I M. I E. 



Gattermann 

Fleischmann 

Fernsemer 

Holler 

Ott 

Volk 

Scbauber 
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B. Freie Vereine. 



& 


Name und 

Ausdehnungshezirk 

des Vereins 


1 

1 


T 
1 


f-SS: 


Organ für 
die Veröffent- 
lichungen 


Zahl 
der Versamm- 
lungen 


B 

'S 
.<1 


< 


Standes- 
ordnung und 
Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


1 


Societas physico-medica 
in Erlangen 


1808 


180 


w. 


Big. Berichte 


8-9 


B. 


— 


— 


Prof. Penzoldt 


2 


Physikal.- media. Gesell- 
sohaft za WUrzburg 


(1828) 
1849 


112 

einh. 

67 


w. 


Big. Berichte 


15—18 


B. 


— 




Hecht 


3 


ÄrztHch. Verein in Stadt 
München 


1833 


AUtW. 

251 


w. 


MUnoh. mediz. 
Woohenschr. 


10 


B. 


M. 


St.E. 


Hellermann 


4 


Ärztl. Lokalver. zu Nürn- 
berg«) 


1852 


64 


w. 


dieselbe 


24 


B. 


M. 


E. 


G. Merkel 


5 


Med. Gesellschaft u. Poli- 
klinik d. Ärzte Nürnbergs 


1878 


16 


w. 


dieselbe 


20 


B. 


M. 


— 


Schubert 



IIL Königreich Sachsen (26). 



1* 

2* 
3* 

4* 



5* 

6» 
7* 
8* 
9* 

10* 



A. Der staatlichen Organisation 
L Arztlicher Kreiaverein Eeg. 

ÄrzÜ. Bez.-Verein Zittau 
Ä.-B.-V. Löbau 
&.-B.-V. Bautzen 



eingefügte Vereine. 
•Bez. Bautzen. 



Ä.-B.-V. Kamenz*) 



1872 
29/5. 


26—29 


w. st. 


Sachs, ärztl. 
Korresp.-Blatt 


« 


21 


w.st. 


dasselbe 


1872 
16/9. 


28 


w.st. 


dasselbe 


1865 
11/9. 


13 


w.st. 


dasselbe 



4—6 


U. 


— 


E. 


4 


ü. 


— 


— 


12 


ü. 


M. 


— 


6 


ü. 


M. 


St. 



n. Ärztlicher Ereisverein Be|^.-Bez. Dresden. 



Ä.-B.. 
Ä.-B. 
Ä.-B.. 
Ä.-B.. 
Ä.-B. 



•V. Dresden-Land 

■V. Pirna 

V. Dippoldiswalde 

V. Freiberg 

•V.MeiCsen-GhroGBen- 
hain 



Ä.-B.-V. Dresden-Stadt 3) 



1872' 

1880 
14/6. ' 
1874; 
11/12.1 



1865' 



44 
37 
19 
21 

32 

162 



w.st. 
w.st 
w.st. 



I 
w.st. i 

w.st I 

I 

w. st. I 



Sachs, ärztl. 
Korresp.-Blatt 

dasselbe 
dasselbe 
dasselbe 

dasselbe 

dasselbe 



I 



5-6 


U. 


M. 


StE. 


6 


ü. 


M. 


StE. 


4 


ü. 


M. 


StE. 


? 


? 


? 


^ 


? 


? 


? 


? 


12 


U. 


M. 


StE. 



Hirt-Zittau, 
Schneider 

Michael, 
GroCse 

Höpner 
Spann, Eiohter 



Seitmann, 
EahleiCs 
Ludwig, 
v.Sendykowski 
Erler, Pollaok 

Weickert, 
Philipp 

Schräg, Zieger 

Üaterloh, 
Hecker 



1) Hervorgegangen aus einem kleineren 1830 gegründeten Verein. 

2) Schon Yor der Einftlgung in die staatl. Organisation existierten regelmäCsige Versammlungen der 
Kollegen der Bezirke Kamenz und Pulsnitz. 

3) Der Verein tagt in seinem eigenen, ihm Ton Prof. H. E. Richtek vermachten Hause. 
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m Ärztlicher Kreiiverein Reg.-Bes. Leipng. 








Name und 

AusdehnuDgsbezirk 

des Vereins 


i 

1 


1 


Gegenstand 
der Verhand- 
lungen 


Organ für 
die Veröffent- 
lichungen 


Zahl 
der Versamm- 
lungen 


§ 

1 
5 


.2 

1 

< 


Standes- 
ordnung und 
Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


11* 

12* 


J^.-B.-V. Leipzig-Land 
Ä.-B.-V. Borna 


1881 
1/11. 


45 
20 


rt. 


ärztl. Sachs. 
Korresp.-Blatt 

dasselbe 


2-3 

? 


u. 
u. 


M. 
M. 


St. E. 

StE. 


Siegel, Götz 
Brode 


13* 


Ä.-B.-V. Grimma 


1872 


22 


si 


dasselbe 


4 


ü. 


M. 


St.E. 


Kindt 


14* 


i.-B.-V. Oschatz») 


1872 


23 


w.st. 


dasselbe 


2-4 


u. 


M. 


— 


Becker 


15* 


Ä.-B.-V. Döbeln 


1865 
2/7. 


28 


w.st. 


dasselbe 


5—6 


u. 


M. 


St.E. 


Schumann 


16* 


Ä.-B.-V. Rochlitz 


1872 


15 


w.st. 


dasselbe 


3—4 


ü. 


M. 




Leonhard 


17* 


Ä.-B.-V. Leipzig-Stadt 


1865 


158 


w.st. 


dasselbe 


Hobest 


ü. 


M. 


St.£. 


Henrici, 
Reinhard 



IV. ÄrztUcher Kreisverein des Eeg^.-Bes. ZwiokaiL 



18* 
19* 
20^ 
21^ 
22^ 

23« 



Ä.-B.-V. Chemnitz 

Ä.-B.-V. Flöha 

Ä.-B.-V. Marienberg 

V.-B.-V. Annaberg 

.Vrzt.-Bez.-Ver. Zwickau- 
Glauchau 

Vogtland, ärztl. Bez.-Ver. 



1872 
29/5. 


75 


1873 


17 


1872 


12 


— 


19 


1872 
10/10. 


69 


1874 


41 



w.st. 
w. st. 
w. st. 
w.st. 

w. st. 
w.st. 



Sachs, ärztl. 
Korresp.-Blatt 

dasselbe 
dasselbe 
dasselbe 

dasselbe 
dasselbe 



10—12 

2—3 

4-5 

6 

4 
4 



ü. 
ü. 
ü. 
ü. 

ü. 
ü. 



M. 
M. 
M. 



M. 



St.E. 



jFlinzer 
Fickert 
V. Mücke 

I Stiehler 

Hankel 
I Busohbeck 



Gesellschaft für Natur- u. 
Heilkunde Dresden 

Med. Gesellsch. a. Leipzig 
und nächster Umgebung 

Ärztl. Verein zu Leipzig 

Ärzteverein Plauen 



B. Freie Vereine. 



Jahresb.d.Ges.l 
für Natur- undJ25— 30 
Heilkunde 

Schmidt's ,2(\^^A 
Jahrbücher ^" ^^^ 

— ] 52 

— I 12 



1818 
19/9. 


262 


w. 


1829 


173 


w. 


1844 


70 


w. st 


1889 


18 


w.st. 



B. 


M. 


: 

— 
1 


B. 


M. 


- 


B. 


— 


— 


U. 


M. 


— 



— ! Hübler 



— BennoSchmidt 



A. Winter, 
Berger 

Dillner 



1) Vorher, seit 1860, bestand ein Verein der Ärzte aus den Städten Oschati, Mügeln, Dahlen, Würzen 



155 



IT. Königreich Wflrttemberg (i2). 





A. Der staatlichen 


Organisation 


eingefügt. 






■h 

Käme and .g. 
A tisdehii 11 ngsb^zirk a 


1 


m 

SS 

na 


Or^BH für 
die Veröffent- 
lichungen 


8 
= 11 

M 


n 

< 


*2 


"5^ 


Name 

desVontMadei 


1* 


Wüctt. aiTt B.-V. 1 umf. 
StadtdirelL-HeSE, Stuttgart 
u. berttii ter ; Bübli ng en . 

L^üobcrg, Ludwij^^sbuj-g, 
Stuttgart, Waiblingen 


IS76 
lT/3. 


150 


w.«t 


Med. ^QUTCip.- 
üktt d. württ. 


3-4 


ü. 


— 


— 


ät^del 


2* 


^tlrt.äTztH.'V.II Heil- 
bronn ') 


1876 


40-45 


W,flt. 


dasselbe 


4 


B. 




~ 


BetE 


3* 


W. ünt. B.-V. III Tübin- 
gen, Domizil Tübingen, 
umfaCüt nberkmtcr Calw, 
Herrenberg, N igold, 
Neuenbürg, Tübingen 


IS76 


U 


W,it. 


daaeelbe 


2 


(T. 






Vittordt 


4* 


W.ar5^t.ll^V.rYRottWLil 


1ST6 


35 


v.»t 


dasselbe 


4 


U- 


M, 


St. E. Wolf 


5' 


W. iirzL K-V, V A&len') 


IS76 


! 27 


TT. st 


dasadbe 


3-4 


0. 


— 


— Werfer 


6* 


W. Ü.B.-V, ?| Crailsheim 


1876 


31 


w. st. 


daiadbe 


3 


u. 


— ■ 


St. E, DUiT 


7* 


W. iL. B--V, TU Ulm 


t§7K 


65 


W. St. 


daflÄölbe 


3-4 


u. 


— 


— 


Pttkn 


6* 


Vr.ü.B,-V.VlltEaveiis- 
biiTg ■) 


Im 


43 


w..t. 


daGsdbe 


6 

j 


u. 


M. 


StK 


Ebile 



Stuttgarter ärzt. Verein *) 

Ärztl Verein in Ulm 
I (Calwer ärzt Lese- Verein 
I 18S2 aufgelöst) 

Plochinger ärztL Verein 

Mediz.-naturwiss. Verein 

in Tubingen 



I 
1872 

1874 I 
1847 

1884 I 



B. Freie Vereine. 

Med.Korre8p. 

Blatt d. württ. 

ärz.Landesver. 

dasselbe 



100 


w. st. 


30 


w.st 


10—18 


— 


— 


w.st 



10-11 


B. 


12 


B. 


1-2 


— 


4 


ü. 


8-10 


^- i 



M. 



I Bnokling 

Häberle 
Letzter Vorst. 
Müller 



Y. Grorsherzogtam Baden (i6). 



Ärzt.Ereisverein Mosbach 
Ärzt. Kreisverein Mann- 
heim-Heidelberg 

Naturhist.-mediz. Verein 
in Heidelberg 



1873 
1873 

1856 , 

24/10.1 



26 
96 



st. 
w. st. 



Ärztl. Mitteil. 

dieselben 
Verh. d. natur- 
hist. med. Ver. 
zu Heidelberg 



2 


B. 


M. 


K.StE. 


• 
3-4 


ü. 


M. 


E. 


aUe 
14Tage 


B. 


M. 


StE. 



Wolf(Mo8b.), 
Sohlesinger 
Lindmann, 
Irernaudt sen. 



1) Besteht seit 1852; früheres Mitglied: Hob. von Mayer. 

2) Vorher (1874) existierte ein beide Vereine (5 und 6) umfassender freier „Verein des Jaxtkreises**. 

3) 1865 gegründet als freier Verein der Ärzte der Oberämter Leutkirch und Wangen; 1873 erweitert 
als ,, Verein der Arzte Oberschwabens". 

4) HerTorgegangen aus einem älteren „medizinischen Verein*^ 
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^ 


Name und 

Ausdehnungsbessirk 

des Vereins 


1 


1 

% 

5 


üegenstand 
der Verhand- 
lungen II 


Organ für 
die Veröffent- 
lichungen 


Zahl 
der Versamm- 
lungen II 


1 
1 


«2 

< 


Standes- 

ordnung und 

Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


4* 


Arzt. EreisY. Karlsruhe m. 
Durlach,Ettlingen,Pforz- 
heim, Bruchsal, Bretten 


1873 
5/7. 


86 


St. 


Ärzti. Mitten, 
aus Baden 


2 


ü. 


— 


K.St.E. 


DreCsler, 
MüUer 


5 


Gesellschaft d. Karlaruher 
Ärzte 


1876 
10/11. 


H 


w.st. 


dieselben ' i mal 


A.K. 


M 


— 


Sohriokel 


6* 

7* 


Ärztl. Verein in Pforzheim 
Ärztl. Verein in Rastatt 


1869 

7/12. 

1878 
23/11. 


18 
14 


w. st. 
w. st. 


Lokalblatt 
(Pforzh.Beob.) 


nnbest. 

8 


B. 
B. 


M. 


K.St,E. 
K.St.E. 


Gefsler 

Schenk, 
Kriesche 


8* 


Verein der Ärzte der Stadt 
Baden 


1859 


25 


w.st. 


Ärztl. MitteU. 
für Baden 


9 


B. 


M. 


K.8t.E. 


Baumgärtner, 
Schindler 


9* 


Ortenauer ärztl. Ver. umf. 
Amtsbz. Ettenheim,Lahr, 
Offenburg, Wolüach, Tri- 
berg, Kehl, Achern, Bohl 


1851 

6/8. 


60 


w.st. 


dieselben 


4 


B. 


M. 


St.E. 


Brauch, 
Schlesinger 


10* 


Ärzt.ünter-Brei8gau-Ver. 
Ämter: Emmendingen, 
Waldkirch und Breisach 


1860 


— 


w.st. 


dieselben 


3-4 


U. 


M. 


K.St.E. 


Herzau, 
Burger 


11* 


Verein Freiburger Ärzte 

Bezirke Neustadt, Brei- 

saoh und Freiburg 


1872 


77 


w.st. 


dieselben 


12 


U. 


M. 


K.St.E 


Emminghaus, 
Locherer 


12* 
13* 


Ärztl. Ober-Breisgftu-Ver. 

Ämter: Staufen-MuU- 

heim-Lörrach 

Ä.-K..V. Lörraoh-Walds- 
hut, Domizil Lörrach 


1869 
2/11. 

1880 


17 

■ehwuikte 

▼on 

10-33 


w.st. 
w. st. 


dieselben 
dieselben 


3—4 
2-3 


B. 
U. 


M. 
M. 


K.St.E. 
K.St.E 


Fischer 
(MüUheim) 

KeUer, MnUer 


14* 


Gesells. d. Ärzte z. Donau- 
eschingen, Ämter: Villin- 
gen, Donaueschingen, En- 
gen, Neustadt, Bonndorf 


1829 

1/7. 


— 


w.st. 


dieselben 


1 


B. 


M. 


K.St.E. 


Merz, Becker 


15* 


Ä.-K.-V. Konstanz 


1879 


38 


w.st. 


dieselben 


2 


ü. 


M. 


K.St.E. 


Hon8ell,Mader 


16* 


Linzgauer ärztl. Verein 
Domizil Überlingen, umf. 
Amtsbezirk Überlingen 


1840 


13 


St. 


— 


1 


ü. 


M. 


— 


Holzhauer, 
Malier 



YI. Grofsherzogtam Hessen (20). 

I.V Provinz Starkenbnrg, 
A. Der staatlichen Organisation eingefügt. 



1 

2* 



Verein heCsischer Ärzte 
Domizil Darmstadt 

Ä.-K.-V. Dieburg-Erbaoh 

Domizil abwechselnd an 

beiden Orten 



1844 
1877 



68 
24 



w.st. 



w.st. 



Jahresberichte 



19 
2 



B. 

ü. 



St.E. 



Knchler, 
Hoffmann 

Dannenberger, 
Scharfenberg 
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05 


Name und 

Ausdehnungsbezirk 

des Vereins 


f 


1 
% 


Gegenstand 1 
der Verhand- 
lungen 1 


Organ ftlr 

die Veröffent- 

lichuDgen 


Zahl 
der Versamm- 
lungen 


1 

es 
< 


J2 

a 


Standes- 1 
Ordnung und 
Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


3* 


Ä.-K.-V. Gr.-Gerau») 


1889 

28/1. 


10 


w.st. 


Publikationen 
im Kreisblatt 


1-2 
monatL 


B. 


M. 


E. 


PfannmUUer, 
Münch, Schad 


4* 


EreisYerein Heppenheim- 
Bensheim 


1878 
23/5. 


26 


w.st. 


— 


2 


U. 


— 


— 


Lehr 


5* 


Ä.-K.-V. Oflfenbach 


1877 


24 


w.st. 


Jahresberichte 


4 


ü. 


M. 


St.E. 


Mogk, Köhler, 
Koch 



Ärztlich. Verein der Stadt 
Offenbach a/M. 



B. Freier Verein. 



20 



IL Provinz Ober -Hessen. 
A. Provinzialverein. 



1842 






resp. 


11 


w.st. 


1845 







Köhler, 
PuUmann 



8 

9 

10 

11 
12 

13 



14 



Ärzti. Ver. d. ProY. Ober- 
heCsen, Domizil GieCsen 


1873 
12/5. 


63 


w. st. 


Korresp.-BL d. 

ÄrztcY.d.ProY. 

Oberhefsen 


2 


ü. 


M. 




Köhler,Lorenz 


B. Der staatli 


eben 


Organisation eing 


efttgt 


e Vereine. 


KreisYerein Alsfeld 


1876 


8 


w. sL 


— 


2 


ü. 


_ 


— 


FoUenius 


Ärztl. KreisYcr. Büdingen 


1877 


9 


w.st 


Korresp.-Bl. 
d. oberh. Ärzte 


4 


ü. 


M. 


E. 


Brettel, 
Kuli mann 


Ärztl. KreisYcrein GieGgen 


1878 


22 


w.st. 


dasselbe 


1 


u. 


M. 


E. 


Köhler, Ploch 


Ärztl. KreisYer. Schotten 

Wetterauer ärztl. Verein 
zugl. ärztl. Ver. d. Kreises 
FriedbergjDom.Friedbrg. 


1878 

18/5. 

1868 
30/5. 


12 

28 


w.st. 
w.st. 


Korresp.-Bl. d. 

\rzteY. d.ProY. 

Obcrhefsen 

dasselbe 


1 
10-12 


ü. 

B. 


M. 
M. 


.St. E. 


Drescher 

Lorenz, 
Weckerling 


Ärzt.KreisYer. Lauterbach 


1877 


7 


w.st. 


dasselbe 


1—2 


B. 


— 




Matthias 



Med. Gesellsch. in GieCsen 



1879 



C. Freier Verein. 

10—12 



Deutsche med. 
Wochensohr. 



B. 



M. 



— Riegel 



nL Provinz Bheinbessen. 
A. Provinzialverein. 



15^ 



Verein rheinhefs. Ärzte 
Provinz EheinheCsen 



1838 



82 



w.st. 



M. 



HeCs, Cuny 



1) Bis 1889 mit Kreisferein Darmstadt im „Verein hefsischer Ärzte^' verbunden. 
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B. Der staatlichen 


Organisation 


eing 


efägt. 




h 

fc 


Name und 

Ausdehnungftbezirk 

des Vereins 


09 

1 


7=i 

e 

o 


Gegenstand 

der Verhand- 

1 untren 


Organ für 
die Veröffent- 
lichungen 


Zahl 
der Versamm- 
lungen 


1 

< 


*2 


Staades- 

ordnung und 

Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


16 


Alzeyer ärztL'Kreisvereiii 
Kreis Alzey 


1875 


u 


w.st. 


— 


1 
4 


B. 


M. 


- 


Klein, 
Dietrich, 
Erbaoh 

von Hesse, 


17 


Ärztl. Kreisverein Bingen 


1877 


13 


w.st. 


— 


3 


B. 


— 


— 


Heinrich, 
Ebertsheim 


18 


Ärztl. Kreisverein Mainz 


1884 


46 


w. st. 


— 


dttrfni« 


A.K. 


M. 


E. 


Hefs 


19 


Ärztl. Kreisverein Worms 


1876 


28 


w.st. 


Jahresberichte 


4 


U. 


M. 


E. 


Salzer, Gold- 
beok, Baiser 



20 



Mainzer mediz. Gesellsoh. 



1886 



C. Freier Verein. 



40 w. - 12 



Kimberger, 
Hetz, Koch 



10 



VU. Grofsherzogtümer Mecklenburg -Schwerin und 
Mecklenburg -Strelitz (lo). 



AUg. mecklenbg.Ärztever. 



Eostocker Ärzte -Verein 

(Medizin. Gesellschaft zu 
Rostock) 



Verein Schweriner Ärzte j 

Sttdw. mecklenb. Ärzte v er. { 
Domizil abw. Ludwigslust J^?_° 
und Hagenow ' ' 

(Westlicher mecklenburg 
Ärzteverein*)) 

Südost-mecklenbg. Ärzte- 
ver.jUmf.Mecklenb.-Strel 
u. Städte Penzlin, Waren, 
Malchow u. Stavenhagcn 

(Ärzte-Bez.-Ver. Ribnitz- 
Barth, Domizil Ribnitz) 

Güstrower ärztl. Verein 
Ärztl. Bezirks ver. Wismar 



1877 
25/5. 


205 


w.st. 


Korrcsp.-BL d 
allg. mecklenb. 


1 


U. 


M. 


St.E. 


Peters, Seh 








Ärztevereins 








j 


1876 
17/12 


47 


w.st. 


dasselbe 


12 


U. 


M. 


Q. ^ Lesenberg, 
^*--^- Robert 


1864 
aufgel. 




w. 


_ 


WIhr.d. 

ak.Sem. 

2mal 


- 





— 1 Thierfelder 


1876 
1881 


22 


w.st. 


Korresp.-Bl.d. 
allg. mecklenb. 


monatl. 
12 


U. 


M. 


^ Berwald, 


2/6. 






Ärztevereins 












1888 
17/7. 


19 


w.st 


dasselbe 


4 


B. 


M. 


St. 


Lilienfeld, 
Karsten 


aufgel 


snletzt 


w.st. 


dasselbe 


6 


ü. 


_ 


St.E. 





1887 


30 
















1876 


35 


w.st. 


dasselbe 


2 


U. 


— 


E. 


Götz, 
Roggenban 


1876 
anfgel. 


10 


w.st. 


dasselbe 


2 


ü. 


M. 


___ 





1882 
















1876 
11/11. 

1888 


29 
25 


w.st. 
w. st. 


Korresp.-Bl. d 
allg. mecklenb. 


4 
4 


U. 
U. 


M. 
M. 


g -, Waldow, 
^*-^- Walter 








Ärztevereins 













1) Frühere Mitglieder: Flbmming, Mettenheimer. 
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YIIL Thfiringen (4). 





Name und 

Ausdehnungsbezirk 

des Vereins 


1 

ä 


2 
iS 


Gegenstand 11 
der Verhand- 
lungen 


Organ ftlr 

die Veröflfent- 

lichungen 


Zahl 1 

der Versamm-| 

Inneren | 


1 

1 


< 


Standes- 
ordnung und 
Ehrenrat 


Name 
des Vorstandes 


1* 

2* 

3 
4* 


Allgemeiner ÄrztL Verein 
Ton Thüringen 

Ärztl. Verein des Herzog- 
tums Gotha 

Ärztl. Verein Weimar 

Verein d. Ärzte d. Ostkreis. 
Altenburg, Sitz Altenburg 


1867 
30/11. 

1844 
25/6 

1889 
20/11. 

1869 


270- 
280 

34 


w. st 

w.st. 

w. st. 
w. st. 


1. Zeitlehr. f. Epi- 
demlol. a. Sffent 

GesnndliAitapfl. 
2.Korr«sp.-Bl.d. 
allg. Int. Vereine 

Ton Thüringtn 

Korresp.-Blati 
für Thüringen 

dasselbe 


2 

2-3 
18 


U. 

A.K. 

B. 
B. 


M. 

M. 
M. 


St.E. 
E. 


Euhnt 

Thomas, 
Schwarz, 
Sterziog 

Zeinemann- 
Lange 

Rothe, 

Krusohwitz 



IX. Grofeherzogtam Oldenbarg (3). 



3* 



Ärzte- Ver. im Herzogtum *o^a go 
Oldenburg 

Verein zur Unterstützung 
notleidender Ärzte des 1853 50 
Herzogtums Oldenburg 



Ärztl. Ver. zu Eutin umf. 
Fürstentum Lübeck und 1845 14 
nächste Umgegend i 



st. 



st. 



st. 



2 


B. 


M. 


St.E. 


1 


ü. 


M. 


— 


3 


B. 


M. 


— 



Theobald 

KOniger, 
Theobald, 
Rumpf 

— Hellwag 



X. Herzogtum Braanschweig (4). 



1 

2* 
3* 
4* 



Ärztl. Verein des Kreises 
Braunsohweig 

Ärztl. Verei nHolzminden- 
Höxter-GaDdersheim 

Ärztl. KreisTerein Helm- 
stedt 

Ärztlicher Verein Kreis 
Wolfenbüttel 



1866 

7/4. 

1875 

13/12.' 

18681 
Dez. 

1882 
6/10. , 



(88) 

73 

Ante 

18 



22 



w. st. 



w.st. 



— ' w. st. 



.St. I - 



' 2 
moneU. 


ü. 


M. 


1 
St.E. 

1 


3 

1 


B. 


M. 


St. 


1 
4 


B. 


M. 


— 


i »^ 


B. 


M. 


— 



Salomon, 
Niemann 

— Hampe, Creite 

Breymann, 
Engelbrecht 



1* 
2* 
3» 



Ärztl. Verein in Hamburg 
Ärztl. Verein in Bremen 
Ärztl. Verein in Lübeck 



XI. Hansestädte (3). 



1816 

2/1. 


259 


w.st. 


1832 


71 


w.st. 


1809 
23,10. 


32 


w.st. 



Deutsche med. 
Wochenschr. 



28 


A.K. 


M. 


E. 


18-20 


B. 


M. 


St.E. 


12 
resp.8 


B. 


M. 


St.E. 



Öhrens, Krieg 

Schäffer 

Schorer 
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XIL Beichslande ElsaCs-Lothringen (5). 



Name und 

Aasdehnangsbezirk 

des Vereins 



CO 



'S 



SSe 

O ® P 

» Vi 



Organ ftr 
die Veröffent- 
lichungen 



^,2 



I 





a 

i 

<3 



I 'o 

^ ^ ^ 

o 



Name 
des Vorstandes 



1* Ärztl.-hygienisoh. Verein 
V. Elsafs-Lothring., Dom. 
im Winter: Strafsburg 

Naturwis8ensch.-medizin, 
Verein zu StraCsburg 

Verein der Ärzte d. ünter- 
Elsafs, Domiz. Strafsburg 



4* 
5* 



LothriDgischer Ärztever. 
Metzer ärztl. Verein 



1874 
8/8. 

1874 

1890 

8/3. 

1873 

1878 
Dez. 



177 
100 

98 

30 

17 



.St. 



w. st. 
w. st. 



Arch.f.öff.Ge- 








snndheitspfl. i. 
Elsab-Lothr. 


2 

w9«h. 

1 
m.Aogn. 
r. April, 
August, 
öptOot. 


ü. 


M. 




A.E. 


M. 


— 


9 


B. 


M. 


— 


2 


ü. 


— 


— 


naohBe- 
dftrfnis 


B. 


M. 



E. 



StroU IStraCs- 
Krieger/ barg 
Biedert 



Naunyn 



JoUy, Eöberle 

Pistorins, 
Fr. Stoltenhoff 
AsYerus, 
T. Mittelstadt. 



Dmek von J. B. Hirsohfeld in Leipxig. 



ii'ni.'ir.Tjui 



Hill 



HC ^ARH H 



I 



I 



k 



t 



II 



